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Hippiefluch

Wir werden euch schon mit unseren Indianer- und Geistergeschichten die
Zähne ziehen und die Leitungen kappen, und wenn ihr dann wehrlos
im Dunkeln steht und euch nicht mehr zurechtfinden könnt, geht für uns
die Sonne auf. Wir sehen Licht, wenn euch die Kopfhaut vom Hintern
pellt und uns wird vorsommerlich warm, wenn euch eure Verkleidung vom
Körper fetzt. Erstickt werdet ihr vom neuen Grün und vollkommen
verdrängt von industriefreien Welten und scheitern an dem Versuch, so
nackt und geschichtslos in den landwirtschaftsbefreiten Gärten das
Eure zu ernten und doch ohne jede Fron zu ersetzen. Zur glotzenden Not
werdet ihr verkommen, wenn sich euer Gehirn als inkompatibel zum Rest
der aufblühenden Freiheit und als unzureichend für das nicht
verzichtbare Verständnis all der überraschenden Anteile, Prozesse und
Ereignisse einer bis heute noch nicht erlebten Wirklichkeit erweisen
sollte. Mit euren Sinnen und Gewohnheiten untrennbar verbunden werdet
ihr euch wie gefesselt und stranguliert nur noch zurücknehmen können,
um schlußendlich vom großen Gärtner eingesammelt und für immer aus
unserem Traum entfernt zu werden und ihr werdet nicht aufhören, euch
zu erinnern.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Mai 2018
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WALD/265: Hambacher Forst - Zeugenschaft der Waldzerstörung ... (Michael Zobel)


Vier Jahre Sonntagsspaziergang - die Erfolgsgeschichte geht weiter -
13.000 TeilnehmerInnen

von Michael Zobel, 7. Mai 2018



Guten Tag zusammen,

am kommenden Sonntag ist es wieder so weit. Sonntagsspaziergang im
Hambacher Forst. Hunderte von Menschen werden im herrlichen Frühlingswald
unterwegs sein und sich ein Bild davon machen, warum auch dieser kleiner
werdende Wald immer noch absolut schützenswert ist und warum die komplette
Vernichtung dieses Lebensraumes sofort gestoppt werden muss.

Wieder laden wir natürlich auch die Presse ein, beim "Jubiläumsspaziergang"
dabei zu sein und die Bilder von der fortschreitenden Zerstörung des
einstmals größten Waldes des Rheinlands in die Welt zuschicken. Die
Zerstörung von Dörfern, Wäldern und Kulturlandschaften einzig und allein
für kurzfristige Profite und auf Kosten kommender Generationen muss ein
schnelles Ende haben:

Sonntag, 13. Mai, Wald statt Kohle - 49 Monate Waldspaziergang - mehr
als 12700 TeinehmerInnen in 4 Jahren...

Zusammen mit fast 100 individuell gebuchten Führungen für Umweltverbände,
Kirchen, Schulklassen, Lehrerkollegien sind wir jetzt bei unfassbaren 12750
TeilnehmerInnen an Führungen im Hambacher Wald angekommen. Viel mehr
Menschen, als bei RWE in den Tagebauen und den Kraftwerken arbeiten... und
am kommenden Sonntag werden wir TeilnehmerIn 13000 begrüßen!

Geänderte Anfangszeit 11.30 Uhr.

Treffpunkt: RWE hat immer noch die komplette L276 zum Betriebsgelände
erklärt, deshalb können wir im Moment nicht am ehemaligen Ausgangspunkt
starten.

Stattdessen gilt die Wegbeschreibung bis kurz hinter Morschenich,
allerdings nicht bis zur T-Kreuzung. Sondern etwa 1 Kilometer hinter
Morschenich geht es links ab auf einen breiten befestigten Wirtschaftsweg,
Richtung Kieswerk Collas. Dort stehen Menschen, die Fahrzeuge und
Ankommende einweisen werden.

Zum S-Bahnhof Buir können wir bei Bedarf ein "Shuttle" schicken, zu Fuß
sind es etwa 20 Minuten zum Treffpunkt.

!!!!!!!Achtung: Der Treff-/bzw. Ausgangspunkt kann sich ändern, das werden
wir natürlich auch kurzfrstig mitteilen!!!!!!!

Anmeldung und weitere Infos bei mir per Mail info@zobel-natur.de.

Wir freuen uns auf Sonntag,

mit freundlichsten Grüßen, Eva Töller und Michael Zobel


P.S.: Noch ein Termin für Freitag:

• Freitag, 11. Mai, FILMPREMIERE

BRAND III - Widerstand im reichen Land

am Freitag, den 11.5.2018 um 20 Uhr

Eintritt frei

im Filmclub 813 Kino 813 in der BRÜCKE

Hahnenstraße 6, 50667 Köln

http://filmclub-813.de/

www.brandfilme.org

Mühlenfest in Immerath (alt) am Pfingstmontag,

mehr bald unter:

www.kreativgegenkohle.de

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 7. Mai 2018

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/430: Klimakampf und Kohlefront - ein Schritt vor, zwei zurück ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Brandenburg will abgesagte Braunkohle-Tagebaue nicht endgültig
ausschließen 

Am 7. Mai endet Öffentlichkeitsbeteiligung zum Landesentwicklungsplan



Cottbus, 07.05.2018. Der Umweltverband GRÜNE LIGA kritisiert, dass die
Brandenburger Landesregierung für kein einziges der 34 Braunkohlevorkommen
die Gewinnung verbindlich im Landesentwicklungsplan ausschließen will.
Heute endet die zweite Öffentlichkeitsbeteiligung zum
Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg.

"Der zweite Entwurf des Landesentwicklungsplanes ist ein Armutszeugnis.
Nicht einmal bereits öffentlich abgesagte Tagebaue wie Jänschwalde-Nord
will die Brandenburger Landesregierung verbindlich ausschließen. Die
ideologische Prägung der Woidke-Regierung auf die Braunkohle steigert sich
damit immer weiter ins Absurde. Man muss daran zweifeln, dass die
Landesregierung zum sachlichen Dialog in der geplanten Kohlekommission der
Bundesregierung fähig ist." sagt René Schuster, langjähriges Mitglied des
Brandenburgischen Braunkohlenausschusses.

Bereits bei der ersten Öffentlichkeitsbeteiligung im Dezember 2016 hatten
Bewohner aus 28 auf Braunkohlevorkommen stehenden Orten in Brandenburg ein
Verbot neuer Tagebaue im Landesentwicklungsplan gefordert. Sogar in
Nordrhein-Westfalen existiert bereits seit längerem eine Regelung, die
Braunkohlegewinnung auf die bereits aufgeschlossenen Kohlevorkommen
begrenzt.


Die am Montag eingereichte Stellungnahme der GRÜNEN LIGA Umweltgruppe
Cottbus zum zweiten Entwurf des Planes ist hier im Internet
verfügbar:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/180507_landesentwicklungsplan_stellungnahme_ugc.pdf

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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KOHLEALARM/429: Klimakampf und Kohlefront - Mindestforderung Mitsprache ... (Buirer für Buir)


Initiative Buirer für Buir - 4. Mai 2018

Tagebaubetroffene fordern Mitsprache in Kohle-Kommission



Köln /Lützen/Cottbus. Ein Bündnis aus Anwohnern aller drei deutschen
Tagebaugebiete fordert Mitsprache in der Kommission "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung", deren Einsetzung durch die
Bundesregierung kurz bevorsteht. In einem offenen Brief fordern die
Tagebaubetroffenen Wirtschaftsminister Peter Altmaier auf sicherzustellen,
dass sie mindestens zwei Sitze in der Kommission erhalten.
Bürgerinitiativen, Bürgermeister und Ortsvorsteher, Seelsorger und Ärzte
beklagen in dem Brief, dass Bundes- und Landesregierungen die Interessen
von Tagebaubetroffenen bislang nicht berücksichtigt haben. Der Brief ging
parallel auch an Umweltministerin Svenja Schulze, Arbeitsminister Hubertus
Heil und Innenminister Horst Seehofer, die die Arbeit der Kommission
gemeinsam mit Altmaier steuern sollen.

"Wenn die Bundesregierung den Kohleausstieg sozialverträglich gestalten
will, dann muss sie sicherstellen, dass gleichberechtigt neben den
Interessen der im Kohlesektor Beschäftigten auch die Interessen von uns
Tagebaubetroffenen vertreten sind. Wir werden gezwungen für den Abbau der
Braunkohle unsere Heimat, unseren Lebensmittelpunkt, unser Eigentum und
unsere Lebensqualität aufzugeben. Für uns war die Kohleförderung und -
verstromung noch nie sozialverträglich", argumentiert Antje Grothus von der
Initiative Buirer für Buir am Tagebau Hambach.

Die Unterzeichnenden kritisieren den unwiderruflichen Verlust von Heimat,
Identität und Traditionen, von Kultur- und Naturgütern und die
Unvereinbarkeit der Braunkohleverbrennung mit den Klimazielen. Sie fordern
die Anpassung von Tagebaugrenzen an die Realität des Kohleausstiegs. Die
Beteiligung des Bundesministeriums des Innern, bei dem auch das
Heimatministerium angesiedelt ist, ist aus Sicht der Unterzeichnenden ein
Hinweis darauf, dass auch das Thema Heimat und damit der "Verlust von
Heimat" durch die Braunkohletagebaue Eingang in die Kommission finden soll.


Hintergrundinformationen:

Im Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung heißt es: "Wir werden eine
Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung" unter Einbeziehung
der unterschiedlichen Akteure aus Politik, Wirtschaft, Umweltverbänden,
Gewerkschaften sowie betroffenen Ländern und Regionen einsetzen, die auf
Basis des Aktionsprogramms Klimaschutz 2020 und des Klimaschutzplans bis
Ende 2018 ein Aktionsprogramm [...] erarbeiten soll."

Quelle: "Ein neuer Aufbruch für Europa. Eine neue Dynamik für Deutschland.
Ein neuer Zusammenhalt für unser Land. Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und SPD. 19. Legislaturperiode", S. 142, Z. 6726-6730

Zur Struktur der Kommission hat die Bundesregierung folgendes beschlossen:
"Es wird einen Steuerungskreis für die Kommission geben, der aus BMWi,
BMAS, BMU, und BMI gebildet werden wird. Die Geschäftsstelle der Kommission
wird beim BMWi angesiedelt sein. Es ist zu begrüßen, dass die für
Strukturwandel, Wirtschaftspolitik, Klimapolitik, Arbeitsmarktpolitik und
Verwaltung zuständigen Ministerien für diese wichtige Kommission ziel- und
problemlösungsorientiert zusammenarbeiten wollen."

 * 

OFFENER BRIEF

Bundesministerium

für Wirtschaft und Energie

Herrn Bundesminister

Peter Altmaier

11019 Berlin

2. Mai 2018

Geben Sie den vom Braunkohletagebau betroffenen Menschen endlich eine
Stimme!

Offener Brief zur Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" 

Sehr geehrter Herr Bundesminister,

als BewohnerInnen der Braunkohlereviere im Rheinland, der Lausitz und in
Mitteldeutschland sind wir von den negativen Folgen des Braunkohlebergbaus
unmittelbar betroffen und kämpfen seit Jahrzehnten gegen Umsiedlung und
Zerstörung unserer Heimat durch die Tagebaue. Deshalb begrüßen wir, dass
die Bundesregierung einen Kohleausstieg beschließen will.

Dabei ist uns wichtig, dass der Kohleausstieg sozialverträglich
ausgestaltet wird und die Regionen unterstützt und gestärkt werden. Uns
empört jedoch, dass bei den sozialen Fragen des Kohleausstiegs die Stimme
der Tagebaubetroffenen bislang kein Gehör findet. Für die Menschen, die für
den Abbau der Braunkohle ihren Lebensmittelpunkt, ihr Eigentum und ihre
Heimat aufgeben müssen und mussten, war die Braunkohleförderung und -
verstromung noch nie sozialverträglich. Über 120.000 Menschen mussten in
Deutschland bereits dem Braunkohletagebau weichen. Noch immer sollen rund
30 Dörfer und Ortsteile für eine schmutzige Uralttechnologie zerstört
werden.

Sozialverträglichkeit bedeutet für uns deshalb auch, Menschen in den
Revieren vor einer Zwangsumsiedlung zu bewahren und den Verfall unserer
Dörfer zu stoppen. Aus diesem Grund bitten wir Sie ausdrücklich: Stellen
Sie sicher, dass in der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und
Beschäftigung" mindestens zwei VertreterInnen der Tagebaubetroffenen
vertreten sind. Zu lange wurden unsere Interessen von der Bundes- und den
Landesregierungen nicht beachtet.

Fortschreitende Tagebaue haben viel zu lange den Einstieg in eine
zukunftsfähige Strukturentwicklung verhindert. Im geplanten Abbaugebiet
verschwinden funktionierende Infrastruktur, fruchtbare Ackerflächen und
wirtschaftliche Wertschöpfung auf Kosten der Kohle. Ortschaften befinden
sich plötzlich in einer Insellage oder unmittelbar am Tagebaurand.
Tagebauplanungen bedrohen so auch die Existenzen von Unternehmen,
Selbstständigen und Landwirten im Umland. Der Verlust von Heimat,
Traditionen, Natur- und Kulturgütern ist unwiderruflich. Zudem zerrütten
die Drohkulisse einer Enteignung und die Unsicherheit über die Zukunft
unsere Dorfgemeinschaften. Oft erkranken Betroffene an den Folgen des
psychischen Drucks. Auch weit über die Tagebaukante hinaus werden die
AnwohnerInnen durch Bergschäden in Folge von Grundwasserabsenkung,
gesundheitsschädigenden Luftschadstoffen sowie Lärm und Staub ihrer
Lebensqualität beraubt.

Um die zermürbende Unsicherheit und den Verfall unseres Lebensraums zu
beenden, ist es wichtig, dass Planungen für die Erweiterung bestehender
Tagebaue und für neue Tagebaue wie Welzow-Süd II, Vereinigtes Schleenhain,
Nochten II oder Lützen und die Umsiedlungsvorbereitungen gestoppt werden.
Genehmigte Tagebaue wie Hambach, Garzweiler und Jänschwalde müssen den
Realitäten des Kohleausstiegs angepasst und verkleinert werden. Es darf nur
noch so viel Braunkohle abgebaut werden, wie mit den deutschen
Klimaschutzzielen vereinbar ist.

Die Menschen in unseren Regionen sind nicht nur Beschäftigte, sondern auch
Bürgerinnen und Bürger. Mit jedem Jahr, in dem die Kohlekraftwerke laufen,
stehen das Glück, die Existenz und die Gesundheit tausender Menschen in den
Revieren auf dem Spiel.

Lassen Sie die vom Tagebau betroffenen Menschen nicht im Stich. Suchen Sie
das Gespräch mit uns und geben Sie uns die Möglichkeit, in der
Kohlekommission die Zukunft und Perspektiven unserer Regionen
mitzugestalten.

Mit freundlichen Grüßen

RHEINLAND

Josef Schumacher, Aktionsbündnis Stommelner Bürger "Leben ohne
Braunkohle"

Andreas Cichy, Das Gelbe Band - Verbund der Grubenranddörfer

Reinhold Giesen, Dorfinteressengemeinschaft Wanlo e.V.

Norbert Bömer, Bürgerinitiative Saubere Luft e.V.

Josef Gillrath, Bürgerinitiative Stop Rheinbraun

Karl Heinz Ochs, Initiative Bergbaugeschädigter 50189 

Andreas Büttgen, Initiative Buirer für Buir

Klaus Kubernus-Perscheid, Klimabündnis Niederrhein

Andreas Schuflitz, KlimaTisch Erkelenz e. V.

Peter Immekus, Netzwerk Bergbaugeschädigter e.V., Vorsitzender

Brigitte Kaulen und Antje Pistel, Perspektive für Holzweiler

Irene Mörsch, Katholikenrat der Region Düren, Vorsitzende

Pfarrer i. R. Lutz Dittmar, Erkelenz-Lövenich

Pfarrer i. R. Günter Salentin, Erkelenz

Pfarrer i. R. Georg Neuhöfer, Kerpen-Buir 

Pfarrer Hans Doncks, Nideggen

Pfarrerin Irene Weyer, Evangelische Gemeinde zu Düren

Dr. Thomas Landmann, Hausarzt und Internist, Pulheim

Karl-Rainer Graß, Arzt für Allgemeinmedizin, Golzheim

Dr. med. Ulrich Rosenkranz, Hausarzt und Internist , Golzheim

Christian Döring, Kinderarzt, Köln

LAUSITZ

Hannelore Wodtke und Günter Jurischka, Allianz für Welzow

Friederike Böttcher, Bündnis "Strukturwandel jetzt - kein Nochten II"

Thomas Burchardt, Klinger Runde

Petra Franz, Netzwerk Bergbaugeschädigter im Lausitzer Revier

René Schuster, Umweltgruppe Cottbus e.V.

Egbert S. Piosik, Bürgermeister der Gemeinde Wiesengrund

Jürgen Handreck, Ortsvorsteher Taubendorf

Gert Richter, Ortsvorsteher Guben-Deulowitz 

Pfarrer Ingolf Kschenka, Seelsorger der Wenden/Sorben in der Niederlausitz,
Jänschwalde

Pfarrer i. R. Mathias Berndt, Guben

MITTELDEUTSCHLAND

Andre Kremkow, Bürgerinitiative Pro Pödelwitz

Karl-Heinz Friedrichs, Bürgerinitiative saubere Luft und Umwelt

Dorothee Berthold, Bürgerinitiative Zukunft statt Braunkohle - Region
Lützen

Uwe Weiss, Bürgermeister der Stadt Lützen

Frank Rösel, Bürgermeister der Stadt Pegau

Marlies Riedel, Ortsbürgermeisterin Röcken

Tilo Sievert, Ortschaftsrat von Berndorf

Wolfgang Gottheff, Ortschaftsrat Borau und Stadtrat Weißenfels

Jens Hausner, Ortschaftsrat von Großstolpen

Jürgen Schwarz, Ortschaftsrat von Kieritzsch

Thilo Kraneis, Kirchenvorstand und Kurator der Kirche in Pödelwitz

Pfarrer Armin Pra, Vorsitzender der Kirchspiele Lützener Land und
Rippachtal

Pfarrerin Friederike Kaltofen, Kirchspiel Groitzsch

Maik Böhme, Aufsichtsrat der Agross e.G. Großstolpen


Dieser Brief geht in Kopie an die Bundeskanzlerin, den Bundesminister
des Innern, für Bau und Heimat, die Bundesministerin für Umwelt, Natur und
nukleare Sicherheit und den Bundesminister für Arbeit und Soziales.


Der offene Brief als PDF-Datei ist zu finden unter:

http://www.buirerfuerbuir.de/images/pdf/brief_altmaier.pdf

 * 

Quelle:

Initiative Buirer für Buir, Kerpen-Buir

Andreas Büttgen

Zum Hoover Feld 19, 50170 Kerpen

E-Mail: info@buirerfuerbuir.de

Internet: www.buirerfuerbuir.de
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LESUNG/4057: Kiel - 16. Europäisches Festival des Debütromans, Lesefest im Literaturhaus 24.05.2018


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

16. Europäisches Festival des Debütromans: Lesefest

- Romandebüts von elf europäischen Autorinnen und Autoren

Donnerstag, 24.05.2018, 19 bis ca. 22.30 Uhr

Eintritt: 8 Euro / 5 Euro

(Einlass auch in den Pausen zwischen den Leseblöcken)



Beim Europäischen Festival des Debütromans kommen nun zum sechzehnten
Mal in Folge elf Autorinnen und Autoren aus verschiedenen Ländern,
begleitet von ihren Verlagsvertretern, zusammen. Die neue europäische
Literatur präsentiert sich beim Lesefest zur Eröffnung des Festivals
in Originalsprache und deutschen Probeübersetzungen, die von Jule Nero
und Nils Aulike vorgetragen werden, und der Literaturparcours lädt ein
zum Spaziergang.

Zum Festival liegt bei den Veranstaltern Literaturhaus S-H und
Institut Français /Centre Culturel Français de Kiel ein eigenes
Faltblatt aus. Das Festival wird unterstützt vom Ministerium für
Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes S-H, dem Bureau du Livre
der Französischen Botschaft Berlin, der Investitionsbank S-H und
Partnerinstitutionen aller beteiligten Länder.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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LESUNG/4056: Kiel - Abo Iaschaghaschwili, »Royal Mary - Ein Mord in Tiflis«, Literaturhaus 15.05.


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

»Royal Mary - Ein Mord in Tiflis« - der georgische Autor Abo
Iaschaghaschwili liest aus seinem preisgekrönten Roman.

Deutsche Texte: Nils Aulike

Literaturhaus, Dienstag, 15.05.2018, 20 Uhr, Eintritt: 8,- / erm. 5,-
Euro



Im Rahmen des georgischen Ehrengastprogramms der Frankfurter Buchmesse
präsentiert Abo Iaschaghaschwili seinen Roman »Royal Mary - Ein Mord
in Tiflis«, der 2015 mit dem wichtigsten georgischen Literaturpreis
SABA ausgezeichnet wurde. Der Roman spielt gegen Ende des 19.
Jahrhunderts in Tiflis, damals ein Schmelztiegel der Kulturen im Fokus
der Weltmächte. Im Mittelpunkt der Handlung stehen das Verschwinden
des Rennpferdes Royal Mary und eine damit zusammenhängende Mordserie.
Abo Iaschaghaschwili erzählt mit Witz, Virtuosität und viel Gespür für
die polyglotte Atmosphäre in der Stadt von Mord und Totschlag, von
orientalischen Herrschern und westlichen Agenten.

Abo Iaschaghaschwili hat u. a. in München und Berlin studiert und lebt
heute als Schriftsteller und Bergführer in Tiflis. Deutsche
Textpassagen werden von Nils Aulike gelesen. Das Gespräch mit dem
Autor findet in deutscher Sprache statt.

Veranstalter: Literaturhaus S-H / Georgian National Book Center
anlässlich des Auftritts von Georgien als Ehrengast der Frankfurter
Buchmesse 2018 mit freundlicher Unterstützung durch das Ministerium
für Kultur und Sport Georgien

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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TREFF/1148: Augsburg - Achille Mbembe im Gespräch mit Claudia Kramatschek, 16.05.2018


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Am 16. Mai um 18.00 Uhr in der Stadtbücherei Augsburg:

A. Mbembe im Gespräch mit C. Kramatschek

Abschlussveranstaltung der JFZ-Gastdozentur "Borders in the Age of Networks"



Augsburg/AR/KPP - Zum Abschluss seiner Gastdozentur am
Jakob-Fugger-Zentrum der Universität Augsburg stellt sich der weltweit
führende Postkolonialismus-Theoretiker Achille Mbembe in einem
Podiumsgespräch am 16. Mai 2018 den Fragen der prominenten
Literaturkritikerin und Kulturjournalistin Claudia Kramatschek.

Seine Arbeiten zum Postkolonialismus haben den in Südafrika lebenden
Historiker, Politikwissenschaftler und Philosophen Prof. Dr. Achille
Mbembe weltbekannt gemacht. Derzeit ist er Gastdozent am
Jakob-Fugger-Zentrum der Universität Augsburg. In der letzten von drei
Veranstaltungen, in denen Mbembe öffentlich auftritt, wird er sich am
16. Mai mit der Literaturkritikerin und Kulturjournalistin Claudia
Kramatschek über drei seiner zuletzt erschienenen Bücher
unterhalten: "Kritik der schwarzen Vernunft. Das rassistische Denken
des globalen Kapitalismus" (2014), "Ausgang aus der langen Nacht -
Versuch über ein entkolonisiertes Afrika" (2016) und "Politik der
Feindschaft. Die obsessive Suche nach einem Feind" (2017).

Claudia Kramatschek, lebt und arbeitet in Berlin. Sie ist seit 1997
selbständige Literaturkritikerin, Featureautorin, Kuratorin und
Kulturjournalistin. Sie schreibt für den Öffentlich-Rechtlichen
Rundfunk (u. a. Deutschlandradio Kultur/Deutschlandfunk, WDR, SWR),
die Neue Zürcher Zeitung sowie - mit Schwerpunkt Indischer Subkontinent/Maghreb - für das Islamportal
quantara.de.

Wie zu den beiden anderen öffentlichen Veranstaltungen im Rahmen der
Gastdozentur (siehe unten) ist die interessierte Öffentlichkeit zu dem
Podiumsgespräch am 16. Mai um 18.00 Uhr in der Stadtbücherei Augsburg
(Ernst-Reuter-Platz 1, 86150 Augsburg) bei freiem Eintritt herzlich
eingeladen. Um Anmeldung auf http://www.jfz.uni-augsburg.de wird
gebeten.

Weitere öffentliche Vorträge von Achille Mbembe

Montag, 7. Mai 2018, 18.00 Uhr

"Borders in a World of Networks: Who Can Move, Who Can't and Why?"

Vortrag von Achille Mbembe in englischer Sprache (mit anschließendem kleinem Empfang)

Universität Augsburg, Juristische Fakultät, Universitätsstraße 24 (Geb. H), HS 1009

Mittwoch, 9. Mai 2018, 18.00 Uhr

"The Idea of a Borderless World"

Vortrag von Achille Mbembe in englischer Sprache

Rokoko-Saal der Regierung von Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augsburg

Weitere Informationen zu Achille Mbembe und seiner Augsburger Gastdozentur:

http://www.presse.uni-augsburg.de/de/unipressedienst/2018/apr-juni/2018_038/

 * 

Quelle:

UPD 45/18 - Pressemitteilung vom 4. Mai 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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VORTRAG/8340: Witten - Pint of science - Wissenschaft geht an die Theke im Klimbim, 15.05.2018


idw - Pressemitteilung: Universität Witten/Herdecke

Pint of science - Wissenschaft geht an die Theke im Klimbim

"Viren gegen Krebs" und "Arbeiten bis 67?" sind die Themen am 15. Mai



Neben einem gut gezapften Pils gibt es in der Wittener Kneipe Klimbim
(Wiesenstr. 25a) am 15. Mai ab 18 Uhr auch Wissenschaft in gut
verträglicher Dosis: Zwei Wissenschaftler aus Witten bzw. Wuppertal
berichten über ihre Themen, einmal "Viren gegen Krebs" und "Arbeiten
bis 67?". Damit wird Witten Teil der internationalen Vortragsreihe
"Pint of science" (nach dem englischen Biermaß Pint = 0,568 Liter),
das gleichzeitig weltweit in über 300 Städten in 21 verschiedenen
Ländern über alle fünf Kontinente verteilt stattfindet. Diese
Veranstaltungsreihe wurde vor sechs Jahren von zwei britischen
Wissenschaftlern gegründet, und seitdem stellen freiwillige Helfer das
Festival mit einzigartigen Vorträgen, Vorführungen und Experimenten
jedes Jahr auf die Beine.

"Viren gegen Krebs" ist das Thema von Dr. Johannes Dörner,
Assistenzarzt am Helios Universitätsklinikum Wuppertal - Universität
Witten/Herdecke. Etwa eine halbe Million Menschen erkranken in
Deutschland jährlich an Krebs. Trotz Fortschritten in der Behandlung
von Tumorerkrankungen sind bösartige Tumoren hierzulande nach wie vor
die zweithäufigste Todesursache. Neue Medikamente und therapeutische
Ansätze in der Behandlung sind daher dringend notwendig. Einen solchen
Ansatz stellen onkolytische Viren dar. Es handelt sich um Viren, die
das gesunde Gewebe schonen und gezielt Tumorzellen befallen, sich in
ihnen vermehren und diese abtöten.

Arbeiten bis 67? hinterfragt Prof. Dr. Hans Martin Hasselhorn,
Arbeitsmediziner an der Bergischen Universität Wuppertal. Viele
Menschen werden künftig hierzulande deutlich länger erwerbstätig sein -
 ob sie es wollen oder nicht. Aber wie lange wollen und können wir
eigentlich arbeiten? Und welche Rolle spielt hierbei die Gesundheit?
Was hält uns letztendlich in Arbeit - und was lässt uns vorzeitig
ausscheiden? Diese Fragen betreffen heute fast jeden unter 67.

Beide Wissenschaftler stehen nach dem Vortrag zum Gespräch und
Diskussion bereit. Neben den Vorträgen werden die Abende auch noch
gefüllt mit interessanten, wissenschaftsbezogenen, spaßige Ratespiele
mit den Wissenschaftlern, und anderen interaktiven Aktivitäten.

Eintrittskarten für 2,50 Euro gibt's über die Website zu kaufen:
https://pintofscience.de/events/witten

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution226

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Witten/Herdecke, Jan Vestweber, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





MELDUNG/278: Gesetzentwurf zum Familiennachzug ist menschenrechtlich unverantwortlich


Amnesty International - Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Gesetzentwurf zum Familiennachzug ist menschenrechtlich unverantwortlich



BERLIN, 08.05.2018 - Anlässlich der Sitzung des Bundeskabinetts über den
aktuellen Gesetzentwurf zum Familiennachzug am morgigen Mittwoch erklärt
Franziska Vilmar, Expertin für Asylrecht bei Amnesty International in
Deutschland:

"Das neue Gesetz würde dazu führen, dass Menschen, die bei uns Schutz
gefunden haben, noch lange von ihren Familien getrennt bleiben. Dies ist
aus humanitären und menschenrechtlichen Gründen unverantwortlich. Wir
fordern die Bundesregierung dringend dazu auf, den Familiennachzug für
Flüchtlinge und subsidiär Schutzberechtigte gleichermaßen zu ermöglichen.
Die neue Regelung bedeutet, dass die in der Heimatregion zurückgelassenen
Familienangehörige - meist Frauen und Kinder - sich weiterhin in die Hände
von Schleppern begeben müssen."

Laut dem Gesetzentwurf sollen anerkannte Flüchtlinge, die in ihrem
Heimatland verfolgt werden, und Menschen mit subsidiärem Schutzstatus, die
vor Gewalt oder einem bewaffneten Konflikt fliehen, beim Familiennachzug
unterschiedlich behandelt werden. Beide Gruppen befinden sich jedoch in
einer vergleichbaren Situation und sind in ihren Heimatländern einer Gefahr
für Leib und Leben ausgesetzt. Die Bundesregierung begrenzt den
Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte auf 1.000 Menschen pro
Monat und schafft ein kompliziertes Auswahlverfahren, das Verzögerungen
vorprogrammiert.

"Die Unterscheidung, die hier zwischen Flüchtlingen und Menschen mit
subsidiärem Schutzstatus gemacht wird, ist künstlich und geht an der
Realität vorbei: Auch subsidiär Schutzberechtigte bleiben über Jahre in
neuen Aufnahmeländern, weil sie vor bewaffneten Konflikten, Folter oder
Todesstrafe im Herkunftsland fliehen. Dies zeigt die Erfahrung mit
Menschen, die aus Syrien, Somalia, Afghanistan oder Eritrea geflohen sind.
Auch ihr Familienleben ist verfassungs- und menschenrechtlich geschützt.
Eine unterschiedliche Behandlung beim Familiennachzug kollidiert außerdem
mit dem menschenrechtlichen Diskriminierungsverbot", so Vilmar.

"Sollte sich die Bundesregierung tatsächlich auf den vorliegenden Entwurf
einigen, so gilt es zumindest sicherzustellen, dass tatsächlich 1.000
Familienmitglieder im Monat nachziehen können. Nach dem aktuellen Entwurf
wird die vorgesehene Kontingentierung zu immensen Schwierigkeiten und
Verzögerungen bei der Entscheidung über die Gewährung des Familiennachzugs
führen. Zudem sollte das Gesetz sollte zeitlich befristet und evaluiert
werden."

Die ausführliche Stellungnahme zum Gesetzesentwurf finden Sie unter:

bit.ly/AmnestyDeutschlandFamiliennachzug.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/186: Im Schatten der Superstars - Aboriginal Australians im Elend


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Eurovision Song Contest: Jessica Mauboy singt auch für indigene
Gemeinschaften Australiens (9.-12.Mai) - Im Schatten der Superstars:
Glanz und Glamour täuschen nicht über Elend der Aboriginal
Australians hinweg



Göttingen, den 08. Mai 2018 - Anlässlich der Teilnahme des indigenen
australischen Superstars Jessica Mauboy am Eurovision Song Contest
(ESC) in Lissabon macht die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV)
auf die traurige Lage der Aboriginal Australians auf dem fünften
Kontinent aufmerksam. "Glanz und Glamour der wohl bekanntesten
Singer-Songschreiberin Australiens sollen nicht darüber
hinwegtäuschen, dass die übergroße Mehrheit der rund 700.000
Aboriginal Australians in großem Elend lebt. Im Gegenteil: Als
Angehörige einer indigenen Gemeinschaft wirbt Jessica Mauboy aktiv um
Unterstützung für bitter nötige Bildungsprojekte für Kinder der
Aboriginal Australians", betont die GfbV-Referentin für indigene
Völker, Yvonne Bangert.

In einem 17-seitigen neuen Memorandum hat die GfbV ernüchternde
Fakten über die Situation der Aboriginal Australians
zusammengetragen. So ist ihre Lebenserwartung um durchschnittlich 15
Jahre geringer als die der Mehrheitsbevölkerung. Der Anteil Indigener
an Häftlingen ist überproportional hoch. Auch Kinder müssen
Gefängnisstrafen absitzen, nicht selten wegen Bagatelldelikten. So
traf die UN-Sonderberichterstatterin zu den Rechten indigener Völker,
Victoria Tauli-Corpuz, im April 2017 auf Aboriginal Australians, die
verhaftet wurden, weil sie ein Stück Obst geklaut oder in einem
Müllcontainer geschlafen hatten. Sie kritisierte, die Menschen würden
offenbar dafür bestraft, dass sie arm sind.

"Die australische Regierung unternimmt kaum etwas, um den Aboriginal
Australians über das schwere Trauma der Stolen Generation
hinwegzuhelfen, das ihnen von 1900 bis in die frühen 1970er Jahre
zugefügt wurde und das bis heute fortwirkt"; kritisiert Bangert.
Damals wurden bis zu 100.000 indigene Kinder gewaltsam aus ihren
Familien gerissen und in Heimen oder weißen Familien aufgezogen. Die
aktuellen großen Probleme der Aboriginal Australians mit Alkohol- und
Drogenmissbrauch, hohen Häftlingszahlen und Suizidraten führen
Fachleute auf die Zerstörung der Identität und den Kulturverlust als
Folge dieser Traumatisierung zurück. Lösungsansätze, welche die
Aboriginal Australians einbeziehen wie zweisprachige und
bi-kulturelle Bildungsprojekte werden viel zu wenig gefördert.

"Die australische Regierung hat sich zwar offiziell bei den
Aboriginal Australians für den traumatisierenden Kindesentzug
entschuldigt. Doch Experten sprechen bereits von einer neuen Stolen
Generation. Denn auch heute werden indigene Kinder aus sogenannten
Problemfamilien in nicht-indigene Pflegefamilien gegeben, obwohl es
gesetzlich vorgeschrieben ist, dass diese Kinder möglichst bei
Verwandten oder einer indigenen Pflegefamilie aufwachsen sollen",
berichtet Bangert.


Das Memorandum können Sie hier kostenlos herunterladen (PDF):

https://www.gfbv.de/fileadmin/redaktion/Reporte_Memoranden/2018/2018-05_Memorandum-Aboriginal-Australians_compressed.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/902: Dem Frieden ein Gesicht geben - Protestaktionen gegen die US-Air Base Ramstein (Kampagne Stopp Air Base Ramstein)


Pressemitteilung der Kampagne Stopp Air Base Ramstein - 7. Mai 2018

Dem Frieden ein Gesicht geben: Vielfältige Protestaktionen gegen die
US-Air Base Ramstein



Am 6. Mai 2018 trafen sich über 60 Aktive aus verschiedensten
Organisationen und Zusammenhängen der Friedensbewegung, um auf der erstmals
in Kaiserslautern stattfindenden Aktionskonferenz die Protestaktionen 2018
vom 23.06. bis zum 1.07.2018 gegen die US-Air Base Ramstein vorzubereiten
und um über den Drohnenkrieg und die aktuelle Konfrontationspolitik
aufzuklären.

Die umfassenden Aufrüstung in allen NATO-Staaten, die Konfrontation mit
Russland, die Interventionskriege u.a. in Syrien, alles hat mit der
Infrastruktur und der Nutzung der Air Base Ramstein zu tun. Sie ist ein
wichtiges Kettenglied in der aktuellen Kriegsführung und -planung.

Die Politik der Bundesregierung, die mit eigenen Soldaten auf der Air Base
vertreten ist, unterstützt und treibt diese Aufrüstzugspolitik voran. Als
Kernforderungen unterstreicht die Kampagne: Das Stationierungsabkommen muss
gekündigt und die Relaisstation für den Drohnenkrieg geschlossen werden.
Die deutsche Kampfdrohne, auch als europäische, wird strikt abgelehnt.

Umso notwendiger die Protestaktionen 2018, so die einmütige Meinung aller
Teilnehmerinnen und Teilnehmer.

Die Aktionskonferenz konkretisierte die umfassende Planung für die Ramstein
Aktionen und diskutierte intensiv die neuen Elemente:


	das erstmals stattfindende Werner-Liebrich-Friedenfußballturnier am 24.06.2018

	die Friedenswerksatt mit fast 40 Veranstaltungen vom 25.-28.06.2018

	die Blockade der Air Base am 30.06.2018



In der Tradition der bisherigen großen Aktionen der Ramstein Kampagne, die
seit 2015 jährlich mit immer größerem öffentlichem Zuspruch durchgeführt
werden, wird vorbereitet:


	Das größte Friedenscamp mit eigenem Programm, Kulturveranstaltungen und vielfältigen Diskussionen vom 23.06. bis zum 1.07.2018.

	Die große öffentliche Abendveranstaltung mit dem Thema " Freundschaft mit Russland" am 29.06. mit Gabriele Krone-Schmalz.

	Das internationale Anti-Basen-Treffen mit Gästen aus 10 Ländern am 29.06.

	Die große Demonstration, mit Auftaktkundgebungen in Ramstein-Miesbach und Landstuhl sowie der Abschlusskundgebung vor den Toren der Air Base Ramstein, am 30.06.2018. Als RednerInnen haben u.a. Sahra Wagenknecht und Eugen Drewermann zugesagt.



Wir wollen den Frieden in unsere eigenen Hände nehmen und ihm ein Gesicht
mit großer Ausstrahlungskraft geben!




Weitere und aktuelle Informationen:

www.ramstein-kampagne.eu

 * 

Quelle:

Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Aktionsbüro: Marienstraße 19/20, 10117 Berlin

Telefon: 030 20 65 48 57, Fax: 030 31 99 66 89

E-Mail: info@ramstein-kampagne.eu

Internet: http://www.ramstein-kampagne.eu
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ATTAC/1902: Widerstand gegen das geplante bayerische Polizeiaufgabengesetz


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 8. Mai 2018

Widerstand gegen das geplante bayerische Polizeiaufgabengesetz

Attac ruft zu Großdemonstration am Donnerstag in München auf



Gegen das von der bayerischen Landesregierung geplante
Polizeiaufgabengesetz regt sich breiter Widerstand. Unter dem Motto:
"#noPAG - Nein! zum neuen Polizeiaufgabengesetz" ruft ein breites
Bündnis, dem auch Attac Deutschland angehört, zu einer Großdemonstration
am Donnerstag in München auf (www.nopagby.de/aufruf). Mehr als 80
zivilgesellschaftliche Organisationen sowie mehrere Parteien haben sich
dem Protestaufruf angeschlossen (www.nopagby.de/mitgliedsorganisationen).

"Das geplante Polizeiaufgabengesetz bedeutet einen massiven Angriff auf
die Demokratie und Grundrechte. Was angeblich der Abwehr von Terroristen
dienen soll, stellt in Wirklichkeit alle Bürgerinnen und Bürger unter
Generalverdacht. Jeder könnte künftig, ohne etwas verbrochen zu haben,
bespitzelt, mit abstrusen Auflagen belegt oder eingesperrt werden", sagt
Laura Pöhler, aktiv bei Attac München und Sprecherin des Bündnisses.

Judith Amler von bundesweiten Attac-Koordinierungskreis ergänzt: "Zudem
droht die Gefahr, dass die geplanten Grundrechtseingriffe gezielt gegen
Menschen gerichtet werden, die sich in sozialen Bewegungen, bei
Protesten oder in Streiks engagieren. Für eine moderne Demokratie
unerlässliches kritisches Engagement würde weiter behindert."

Seit 1945 hat es in Deutschland keine Ausweitung polizeilicher
Befugnisse in dieser Größenordnung gegeben: Auch ohne konkrete Gefahr
sollen Telefone von Privatpersonen abgehört und ihre Post geöffnet,
Drohnen und Bodycams eingesetzt und die Gesichtserkennung bei Videos auf
öffentlichen Plätzen und Veranstaltungen eingesetzt werden können.
Ebenfalls geplant sind Online-Durchsuchungen mit direktem Zugriff auf
private Computer und der Einsatz von Staatstrojanern, die private Daten
auch verändern können. Dazu kommt die sogenannte präventive DNA-Analyse
von Zufallsfunden der Polizei.

Das bayerische Gesetz könnte zudem weit über Bayern hinaus bedeutsam
sein: Bundesinnenminister Horst Seehofer plant ein Musterpolizeigesetz
für alle Bundesländer, das sich am neuen bayerischen
Polizeiaufgabengesetz orientieren soll.

Attac und die anderen Bündnispartner fordern den Bayerischen Landtag
auf, die geplanten Änderungen am Polizeiaufgabengesetz nicht zu
beschließen und die im August 2017 beschlossene Einführung der
"drohenden Gefahr" und der theoretisch möglichen unendlichen Haft
zurückzunehmen.

Die Demonstration, zu der tausende Teilnehmende erwartet werden, beginnt
am Donnerstag um 13 Uhr am Münchner Marienplatz. Von dort geht es über
den Altstadtring zur Abschlusskundgebung auf dem Odeonsplatz.




Weitere Informationen

www.nopagby.de

Bündnis-Webseite

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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LESUNG/6062: Köln, Bonn und Hamburg - Lesefest "Literatur in den Häusern der Stadt", 6.-10. Juni 2018


Pressemitteilung: KunstSalon Köln

"Literatur in den Häusern der Stadt" in Köln, Bonn und Hamburg

Lesefest an ungewöhnlichen Orten



Köln, 4. Mai 2018. Was 2001 mit wenigen Veranstaltungen begann, ist
inzwischen eines der begehrtesten Termine für Anhänger
außergewöhnlicher Lesungen: "Literatur in den Häusern der Stadt". Auch
in diesem Jahr locken wieder prominente und neu zu entdeckende
Künstler, liebevolle Gastgeber und eine persönliche Atmosphäre,
unkonventionelle und unbekannte Räumlichkeiten sowie faszinierende
Bücher. Das Festival des KunstSalon präsentiert vom 6. bis 10. Juni
insgesamt 57 Lesungen in Köln, Bonn und Hamburg. Der Kartenverkauf
beginnt am 7. Mai in Hamburg und am 8. Mai in Köln und Bonn.

Das Programm der 18. Ausgabe von "Literatur in den Häusern der Stadt"
bietet ein gewohnt vielfältiges Angebot. Wer bekannte Gesichter liebt,
auf den warten Stars wie Wladimir Kaminer, Hanns Zischler, Peter
Lohmeyer, Monika Maron oder Stefan Hunstein. Für Neugierige kommen
junge Künstler wie Gunnar Kaiser, Jana Rahma, Josefine Rieks und Anne
Reinecke in Frage, der Protokollchef des deutschen Bundestags Enrico
Brissa oder die Literaturkritker Ijoma Mangold und Jörg Magenau in
Frage. er Ijoma Mangold und Jörg Magenau in Frage.

Nicht weniger abwechslungsreich ist die Liste der gelesenen Werke: ein
Blick auf die deutsche Geschichte in "Weinhebers Koffer" von Michael
Bergmann und "Das deutsche Krokodil" von Ijoma Mangold; Reisen in die
Provinz bei Mariana Lekys "Was man von hier aus sehen kann" und "Das
Kaff" von Jan Böttcher; für Neugierige Kerstin Fischer mit Märchen aus
1001, Iris Wollf mit "So tun, als ob es regnet", "Mein
Schmetterlingsjahr" von Peter Henning und "Ist das Schiff schon mal
untergegangen?" von Andreas Lukoschik; Portraits berühmter Künstler
gibt es bei in "Max" von Markus Orths über Max Ernst und in Petra
Hartliebs "Wenn es Frühling wird in Wien" über Arthur Schnitzler;
Bestseller wie Elena Ferrantes "Die Geschichte des verlorenen Kindes",
gelesenen von Nina West, und "Der Boxer" des polnischen Stars Szczepan
Twardoch, gelesen von Simon Böer; Skurriles wie die Geschichten von
Husch Josten in "Fragen Sie nach Fritz", Rainer Moritz' "Als der Ball
noch rund war" und "Perlen, Perlen, Perlen" von Rolf-Bernhard Essig.

Auch wer neugierig auf die Räumlichkeiten ist, die die Gastgeber für
die Besucher öffnen, kommt auf seine Kosten: die Biobliotheca Judaica
des Synagoge und das Winterquartier des Circus Roncalli in Köln, die
Villa Godesberg in Bonn, das Goßlerhaus, die Villa im Heinepark und
das Kontorhaus in Hamburg, zudem eine Wildkräuterei, eine
Goldschmiede, eine Kochschule und eine Geigenbau-Werkstatt sowie
wundervolle Häuser, Wohnungen und Gärten, Galerien und eine Kapelle.

Die Karten zu 22 Euro, ermäßigt 15 Euro, können online unter
www.kunstsalon.de/festivals/literatur-in-den-haeusern-der-stadt oder
bei der Tickethotline 0221-93679705 erworben werden.

Über den KunstSalon Köln e.V.

Der KunstSalon e.V. in Köln ist eine Privatinitiative zur Förderung
von Kunst und Kultur. Seit 1994 setzt er sich mit zahlreichen
Projekten in den Sparten Film, Bildende Kunst, Musik, Literatur,
Theater und Bühnentanz dafür ein, Künstler und Kulturinteressierte
zusammen zu bringen. Mit seinen ausschließlich aus privaten Mitteln
finanzierten Festivals zu Musik und Literatur hält der KunstSalon
schon seit 22 Jahren Einzug in die "Häuser der Stadt".

Alle Programmhefte unter www.kunstsalon.de/festivals/literatur-in-den-haeusern-der-stadt

Literatur in den Häusern der Stadt 2018

Ein Festival des KunstSalon Köln e.V.

6. bis 10. Juni 2018

Köln. Bonn. Hamburg

www.kunstsalon.de

 * 

Quelle:

KunstSalon Köln

c/o PR Köln

Heino Schütten

Goltsteinstr. 28-30, 50968 Köln

Tel. 0177 7859805

E-Mail: schuetten@kunstsalon.de

Internet: www.kunstsalon.de
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TAGUNG/229: Augsburg - Literarischer Salon auf Schloss Edelstetten, 10.05.2018


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Kultureller Vatertag mit literarischen Wilderern

Fünfter Literarischer Salon auf Schloss Edelstetten am 10. Mai
2018



Augsburg/KW/KPP - Der am mittlerweile fünften Christi Himmelfahrtstag
in Folge stattfindende "Literarische Salon" auf Schloss Edelstetten
bei Neuburg an der Kamel lädt die Freundinnen und Freunde der
bayerisch-schwäbischen Literatur des Mittelalters und der Frühen
Neuzeit in diesem Jahr zum Stelldichein mit bayerischen Wilderern.

"Jagd und Wilderei sind seit jeher beliebte literarische Motive. Wenn
wir uns beim diesjährigen Literarischen Salon mit einschlägigen
Beispielen vom Mittelalter bis in die frühe Neuzeit auseinandersetzen,
ist das fürstliche Schloss als unser Tagungsort um so pikanter, als
der Hochadel ja traditionell die Wilderer als seine Feinde
betrachtete", erläutert Prof. Dr. Klaus Wolf.

Selbst Experte für die mittelalterliche und frühneuzeitliche Literatur
Bayerns, hat Wolf das Programm in diesem Jahr zusammen mit seinem
Germanistik-Kollegen Prof. Dr. Alfred Wildfeuer gestaltet. Es umfasst
vier Vorträge:

1.) Dr. Robert Steinke: Räuber in der älteren deutschen Literatur: Von
Helmbrecht bis Karl von Moor

2.)Dr. Verena Linseis: "De Woch fangt scho guad o" - Galgenhumor und
andere literarische Charakterzüge eines Wilderers am Beispiel des
Mathias Kneißl

3.) Prof. Dr. Alfred Wildfeuer: Heigl Michl und Rothe Res, Buglmuck und
Rehpeter - Räuber und Wilderer in Erzählungen aus dem Bayerischen Wald

4.) Prof. Dr. Sieglinde Hartmann: Jagd und Wilderei in mittelalterlicher
Liebesdichtung

Im Anschluss folgt eine konzertante Aufführung (Gesang: Ulrike
Bergmann) von Hademar von Labers "Die Jagd", eines Werks, das die Jagd
nach der Minne thematisiert und am Hof Ludwigs des Bayern zum Besten
gegeben wurde.

Der unter der Schirmherrschaft von Ursula Fürstin Esterházy stehende
Salon schließt mit der Präsentation des neuen "Schwabenspiegel" durch
Michael Moratti vom Augsburger Wißner-Verlag. Die jüngste Ausgabe der
vom "Archiv für Schwäbische Literatur" herausgegebenen Reihe ist dem
Thema "Adelsliteratur und Dichterkrönung" gewidmet.

"Bayerische Wilderer im Literaturschloss"



Fünfter Literarischer Salon im Schwäbischen Literaturschloss Edelstetten

Donnerstag, 10. Mai 2018, 14.00

Schloss Edelstetten, Kirchplatz 6, 86479 Neuburg an der Kamel

(http://www.literaturschloss-edelstetten.de/anfahrt/)

 * 

Quelle:

UPD 48/18 - Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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AUSSICHTEN/8270: Und morgen, den 9. Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.05.2018 bis zum 10.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8270 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonnenwarm und etwas schwül

breitet sich das Wetter aus,

Jean hat 's dann doch lieber kühl

und kriecht in sein Schattenhaus.
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GRENZEN/149: Gefährliche Wüstenpassage (medico international)


medico international - 3. Mai 2018

Gefährliche Wüstenpassage

medico unterstützt ein Rechercheprojekt über die gefährliche Situation von
Migrant*innen im Transitland Niger, einem wichtigen Fokus der europäischen
und deutschen Migrationspolitik.



Nachdem die Migrationsrouten über Mauretanien, Mali und Senegal durch die
europäische Migrations- und Sicherheitspolitik weitgehend versiegelt
wurden, führt eine der Hauptrouten für Migrant*innen aus West- und
Zentralafrika derzeit über Niger in Richtung Libyen. Deshalb steht nun auch
Niger im Fokus der entsprechenden europäischen und deutschen
Migrationspolitik und erhält umfangreiche Unterstützung durch
Entwicklungszusammenarbeit sowie Polizei-, Militär- und Ausrüstungshilfe.
Im Gegenzug zeigt sich die Regierung Nigers sehr kooperativ im Hinblick auf
die Migrationseindämmung - vielfach unter Missachtung der Rechte von
Migrant*innen und auf Kosten der lokalen Bevölkerung.

Der Ausbau der Kooperation zwischen Europa und Niger geht auf Kosten von
Migrant*innen und lokaler Bevölkerung. Maßnahmen, die die nigrische
Regierung auf Veranlassung ihrer europäischen "Partner" getroffen hat, wie
die Kriminalisierung des Transportwesens und die Unterbindung der
Migrationsökonomie sowie die Positionierung von Sicherheitskräften auf
frequentierten Pisten und Wasserbrunnen, bringen Migrant*innen zusätzlich
in Lebensgefahr. Sie werden dadurch genötigt, gefährliche Umwege zu nehmen
und sich auf kriminelle und mafiöse Strukturen zu verlassen.
Knotenpunkt Agadez

Die Region Agadez als letzter nigrischer Anlaufpunkt für Migrant*innen vor
der Passage durch die Sahara stellt einen wichtigen Knotenpunkt dar.
Aufgrund der Intransparenz internationaler und nationaler Politik, aber
auch vor dem Hintergrund der schwierigen Sicherheitslage in der Region gibt
es nur wenige unabhängige und verifizierbare Informationen über die
Situation vor Ort. So ist unbekannt, wie viele Migrant*innen auf ihrem Weg
durch die Sahara in Schwierigkeiten geraten und den Tod finden.
Informationen für eine sichere Reise

Seit Anfang des Jahres unterstützt medico Alternative Espaces Citoyens
(AEC), eine Organisation kritischer und investigativ arbeitender nigrischer
Journalist*innen, die insbesondere im Bereich der politischen Bildung und
Mobilisierung arbeiten. Im Rahmen eines Pilotprojekts versucht Alternative
Espaces Citoyens, Klarheit in die bislang undurchsichtigen Folgen der
europäischen und deutschen Migrationspolitik im Niger zu bringen.

Auf Basis von kritischer journalistischer Arbeit werden Informationen aus
der stark militarisierten Region geliefert, die für internationale
Vertreter*innen der Öffentlichkeit (Medien, NRO, Politik) nur sehr begrenzt
zugänglich sind. Auf diese Weise soll Licht in den undurchsichtigen
Knotenpunkt von Migrationsrouten gebracht werden, um weitere
Handlungsmöglichkeiten zum Schutz von Migrant*innen und lokaler Bevölkerung
auszuloten.

 * 

Quelle:

medico international - 4. Mai 2018

https://www.medico.de/gefaehrliche-wuestenpassage-17065/

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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SPORT UND SPIEL/226: Braunschweig - Seifenkistenrennen am 13. Mai 2018


Stadt Braunschweig

Seifenkistenrennen am Nußberg 



Braunschweig. Der Nußberg am Prinzenpark wird am Sonntag, 13. Mai, von
14 bis 17 Uhr wieder zur Rennstrecke umgebaut. Braunschweiger
Jugendzentren führen das beliebte Seifenkistenrennen "Coole Kisten
gegen die Uhr" durch. Viele tollkühne Rennfahrerinnen und Rennfahrer
im Alter von sechs bis 14 Jahren haben sich schon angemeldet. Es wird
nicht nur die Schnelligkeit der "Flitzer ohne Motoren", sondern auch
die Originalität der Boliden bewertet.

Vor dem Hauptrennen starten die Bobbycars. Am Steuer sitzen Pilotinnen
und Piloten ab drei Jahren. Ein Picknick an der Rennstrecke bietet
sich bei schönem Wetter an. Um 13 Uhr sollen alle Seifenkisten im
Fahrerlager am Nußberg eintreffen. Ab 13.30 Uhr erfolgt eine Bewertung
der Fahrzeugkonstruktionen nach Originalitätsgesichtspunkten. Die Jury
besteht aus dem Bezirksbürgermeister des östlichen Ringgebietes Uwe
Jordan und der Abteilungsleiterin der Jugendförderung Monika Schlegel.

Die jeweils drei erstplatzierten Fahrzeuge erhalten einen Pokal und es
gibt zusätzlich einen Preis für Originalität. Die Pokale werden auch
in diesem Jahr vom Bezirksbürgermeister des östlichen Ringgebietes
gestiftet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





AUFBAU/535: #8M - Global Women Strike 2018, von Südkorea über Spanien bis Argentinien


aufbau Nr. 93, Mai/Juni 2018

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

#8M: Global Women Strike 2018 - von Südkorea über Spanien bis
Argentinien



Am 8. März 2018 haben weltweit Millionen von Frauen gestreikt,
demonstriert, blockiert, besetzt und damit einen überwältigenden
Protesttag gesetzt. Die proletarische Frauengeschichte des 8. März,
die vor über 100 Jahren begann, wird mit neuer Kraft
weitergestossen.


(fk) Der inoffizielle globale Aufruf zum Streiktag 8. März 2018
wurde in den USA initiiert: «Wir brauchen einen Feminismus für die
99 %, deshalb werden Frauen dieses Jahr streiken!». Der Aufruf
beleuchtet die Ereignisse seit dem 8. März 2017 - in erster Linie
die #metoo-Enthüllungen, die ein ganzes System deutlich gemacht
haben, das hinter den einzelnen Tätern steht und deren Vorgehen erst
ermöglicht. Der Aufruf wurde in über 70 Ländern aller Erdteile
verbreitet und in zahlreichen Ländern umgesetzt. Die schweizer
Gewerkschaften allerdings stellten sich taub, stumm und lahm. Dabei
hätten wir doch eine gute Vorlage mit dem 14. Juni 1991 ...

Mit der Losung «Feminismus der 99 %» geht es um die Ausweitung
der Rechte für Alle, um Bedingungen für ein Leben mit mehr Sicherheit
zu schaffen - gewerkschaftliche Rechte für die Frau, die Toiletten
putze, für die Erntehelferin in Kalifornien, Rechte für Migrantinnen,
für Frauen aller Hautfarben und für Menschen jeglicher sexueller
Orientierung. Dieser Streik richte sich auch gegen Kriegstrommeln,
gegen Polizeibrutalität und Menschenjagd und gegen die «weisse
Überlegenheit». Auch zahlreiche Gruppierungen aus der
gewerkschaftlichen Mindestlohn-Bewegung haben den Aufruf übernommen.

Wir haben einige wenige Ereignisse und Länder herausgepickt, um
aufzuzeigen, dass die Frauenbewegungen die wesentlichen politischen
und ökonomischen Themen aufgreifen und bereit sind, frauen- und
klassenkämpferisch die Welt grundlegend umzugestalten.


Argentinien

In Argentinien gingen im ganzen Land 300.000 Menschen auf die
Strasse, um gegen Gewalt an Frauen, gegen Entlassungen und für das
Recht auf Abtreibung zu kämpfen. In Buenos Aires versammelten sich
die ArbeiterInnen des Krankenhauses Posadas gemeinsam mit
AktivistInnen anderer Sektoren und mit linken Organisationen, um eine
Strassenblockade im Zentrum der Stadt zu errichten.
GewerkschafterInnen und ArbeiterInnen wehren sich gegen die
Entlassungswelle der Regierung, auch im Bereich der Eisenbahnen. Ihr
Kampf wurde zum Symbol des Widerstands gegen die Angriffe auf die
ArbeiterInnenklasse durch die Regierung insgesamt. Aber auch das
Thema Abtreibung mobilisiert viele Frauen. In Argentinien steht
Abtreibung unter Strafe, jedes Jahr sterben Hunderte Frauen an den
Folgen unsicherer, illegalisierter Abtreibungen. Besonders arme
Frauen, die sich keine teuren Kliniken oder Reisen ins Ausland
leisten können, sind davon betroffen.

Dieser 8. März zeigte, dass die Frauenbewegung in Argentinien eine
ernst zu nehmende kämpferische Kraft ist. Bereits vor drei Jahren
bildete sich die Bewegung «Ni una menos», «Nicht eine weniger», der
sich immer mehr Menschen anschlossen, da eine Serie von
Vergewaltigungen und Morden das Land erschütterte. Alle 18 Stunden
wird eine Frau ermordet. Viele feministische Gruppen waren im ganzen
Land aktiv und haben sich mit Arbeiterinnen im Streik solidarisiert,
z.B. mit den entlassenen Arbeiterinnen der Pepsi-Fabrik, die vor dem
Kongressgebäude ein Protestcamp errichtet haben. Oder es gab ein
Treffen für eine Kundgebung in El Bolsón im Süden des Landes, um der
Kriminalisierung der sozialen Proteste der indigenen Mapuche
entgegenzutreten. Im Norden, in Jujuy, gab es Kundgebungen, um dort
für die Freilassung von Milagro Salas, einer politischen Gefangenen,
einzutreten.


Brasilien

In Brasilien gab es quer durchs Land betriebliche Aktionen, z.B. die
Blockade des Druckereiparks des Globokonzerns, der mit seinen Sendern
das Fernsehen im Dienste des Rechtsradikalismus dominiert und
Frauenfeindlichkeit im Programm hat - gedruckt wurde jedenfalls an
diesem Tag in Rio nicht. Oder z.b. in Natal, im Norden des Landes, wo
ein Textilbetrieb der Gruppe Riachuelo bestreikt und besetzt wurde.
Diese landesweite Textilhandelskette ist dafür bekannt, besonders
viele Frauen zu besonders üblen Bedingungen zu beschäftigen. Der
Eigentümer hatte sich auch in zahlreichen Kommentaren im TV als
extremer Reaktionär profiliert.

Aufgerufen zum Streiktag hatten drei Gewerkschaften des alternativen
Netzwerkes, CGT, SUD und CSP. Der Protest gegen die Gewalt an Frauen
solle auch mit dem Protest gegen die Rentenreform der Regierung
verbunden werden, der insbesondere ein Angriff auf die Frauen
darstellt. Auch die Frauenbewegung der Brigadas Populares, die vor
allem in den Armenvierteln stark vertreten sind, hatten an alle
interessierten Organisationen einen offenen Brief mit dem Aufruf zum
Protesttag verschickt.


Uruguay

In Montevideo beteiligten sich rund 100.000 Menschen an einer
Demonstration, die von grosser Betroffenheit geprägt war, da gerade
ein Tag vorher wieder eine Frau ermordet worden war. Es wurde
kritisiert, dass es sich um eine strukturelle, gesellschaftliche
Gewalt handele, die sich von der häuslichen Gewalt über den
Arbeitsplatz bis hin zu generellen gesellschaftlichen Strukturen
ziehe. Dem Aufruf des Gewerkschaftsbundes PIT-CNT zu einem Streik ab
16 Uhr wurde massiv Folge geleistet - und auch den Aufrufen
verschiedener Einzelgewerkschaften, vor allem aus dem
Bildungsbereich, zu einem ganztägigen Streik.


Indien

In Indien waren in erster Linie Textilarbeiterinnen aktiv, die
bereits in den letzten Jahren mehrfach militante Kämpfe geführt
hatten, aber auch Hausangestellte und Bauarbeiterinnen. In
Demonstrationen und Kundgebungen wurde gleicher Lohn und ein Ende der
systematischen Belästigungen, oftmals von Vorgesetzten oder den
Eigentümern, gefordert. In Indien gibt es seit 1976 zwar ein Gesetz
für die Lohngleichheit, Frauen verdienen jedoch noch immer nur
66 % eines Männerlohnes, da die Frage von den Gewerkschaften
nicht ernst genug genommen wird.


Italien - «Noi scioperiamo»

Auch in Italien konnte der Gewerkschaftsbund USB über die
erfolgreiche Beteiligung am Frauenstreiktag berichten. Besonders im
Transportbereich, wo viele starke Alternativ-Gewerkschaften wie z.B.
COBAS und CUB präsent sind, kam es den ganzen Tag über zu
Streikaktionen. «Noi scioperiamo», wir streiken, hiess auch der
Aufruf des Frauennetzwerkes, dem auch viele Frauen der italienischen
Basisgewerkschaften angehören. Auch die Belegschaft der Alitalia
beschloss einen ganzen Tag in den Streik zu treten. Die Parole «Non
una di meno», nicht eine weniger, prangte die Gewalt und die Morde an
Frauen an. In Mailand fand eine ganztägige Kundgebung statt.


Frankreich

In verschiedenen Städten mobilisierten Alternativgewerkschaften und
Frauennetzwerke gemeinsam. Ab 15:40 Uhr sollte gestreikt werden,
nämlich um die niedrigeren Löhne der Frauen auszugleichen. Vor allem
im Gesundheitswesen und im Bildungssystem wurde die Arbeitssituation
der Frauen denunziert.


Auch unter schwierigen Bedingungen

Auch in Ländern mit Verbot, Repression und Krieg wurde gekämpft. In
der Türkei hatten Frauenorganisationen landesweit zu Demonstrationen
aufgerufen. «Wir werden Frauenmorde stoppen» hiess eine der Parolen.
In der Türkei wurden 2017 338 Frauen ermordet. Die Polizei löste
Demonstrationen in Ankara und Istanbul auf und verhaftete
vorübergehend Aktivistinnen. Unter der reaktionären Regierung
Erdogans geraten die Rechte der Frauen immer mehr unter Druck. Selbst
Verhütung wird als «Verrat» an der Türkei bezeichnet und die Frauen
sind aufgefordert, mindestens drei Kinder zu gebären.

In Hatay an der türkisch-syrischen Grenze demonstrierten 10.000
Frauen aus zahlreichen Ländern um gegen den Krieg der Türkei gegen
Nordsyrien zu protestieren. Auch in Afrin demonstrierten die Frauen
obwohl an dem Tag die türkischen Truppen ihren Überfall fortsetzten.

In Iran forderten die Frauen den gleichen Lohn und protestierten
gegen den frauenfeindlichen Kleiderzwang. Es gab eine Reihe kleinerer
Proteste, wie bereits in den vorhergehenden Monaten das Schwenken des
Kopftuches an einem Stock. Viele Frauen sitzen seit Monaten in Haft
deswegen.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe
Arbeitskampf Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs),
Arbeitsgruppe Antifa Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel
(agkkbs), Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)
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Weiter Orbán

von Erhard Crome



Ein halbsachkundiger Kommentator einer hiesigen linken Zeitung schrieb vor
den diesjährigen Parlamentswahlen in Ungarn, Viktor Orbán strebe seine
dritte Amtsperiode als Ministerpräsident an. Es war die vierte: er hatte
nicht nur die Wahlen 2010 und 2014 gewonnen, sondern regierte auch schon
von 1998 bis 2002. Die Konrad-Adenauer-Stiftung schrieb im März, die Wahlen
seien eine "Vertrauensabstimmung über den Kurs von Ministerpräsident Viktor
Orbán". Allerdings hätten sich alle anderen gegen ihn verschworen:
"Linksorientierte Intellektuelle haben mit der Bewegung 'Die
Zweidrittelmehrheit abbauen' und 'Bewegung Gemeinsames Land' den Versuch
unternommen, einen Konsens zwischen allen Oppositionsparteien, teilweise
inklusive Jobbik, herzustellen." Die Losung "Alle gegen Fidesz" habe zudem
den Vorteil, dass die Opposition sich nicht über Inhalte verständigen
müsse.

Als am 8. April 2018, dem Wahlabend, die Meldung kam, die Wahlbeteiligung
sei um acht Prozent gestiegen, meinten etliche Beobachter, nun beginne ein
Wandel in Ungarn. Sie irrten. Das "Alle gegen" hatte dazu geführt, dass
auch etliche Orbán-Anhänger zur Wahlurne gingen, die vier Jahre zuvor zu
Hause blieben. Orbáns bürgerlich-konservative Parteienkonstellation - von
Fidesz-Ungarischer Bürgerbund in Verbindung mit der 
Christlich-Demokratischen Volks-Partei (KNDP) - erlangte erneut eine
Zweidrittelmehrheit: Sie erhielt mit 133 Mandaten in einem Parlament von
199 Sitzen exakt jene Anzahl, die erforderlich ist, damit Orbán mit
verfassungsändernder Mehrheit weiterregieren kann. Die noch rechts von
Fidesz-KNDP einzuordnende Jobbik-Partei wurde mit 26 Mandaten zweitstärkste
Kraft, die einst stolze Sozialistische Partei (MSZP) mit 20 Mandaten weit
abgeschlagen drittstärkste, gefolgt von der Demokratischen Koalition, einer
Abspaltung von der MSZP, die mit neun, und der zwischen Grün und Protest
changierenden Partei "Politik kann anders sein" (LMP), die mit acht Sitzen
wieder in das Parlament einzog. (Es gab außerdem drei Einzelmandate.)
Ungeachtet aller Kritiken, die es an der Politik Viktor Orbáns in den
vergangenen Jahren im In- und Ausland gegeben hat: er kann wie bisher
agieren.

Bei der Parlamentswahl 2014 hatte Fidesz-KNDP ebenfalls eine
Zweidrittelmehrheit von 133 Mandaten erreicht. Sozialisten und
Demokratische Koalition waren damals ein Bündnis mit weiteren kleinen, sich
als links beziehungsweise liberal verstehenden Parteien eingegangen und
erreichten zusammen 38 Mandate. Jobbik wurde mit 23 Mandaten drittstärkste
Kraft, LMP zog mit fünf Sitzen in das Parlament ein.

In Ungarn hat es nach dem Ende des Realsozialismus keine vorgezogenen
Neuwahlen gegeben, wie die Adenauer-Stiftung stolz hervorhebt. Das
politische System war zunächst zwanzig Jahre dadurch geprägt, dass
konservativ und sozialistisch geführte Regierungen einander ablösten. Die
ersten freien Wahlen in Ungarn 1990 gewann eine konservative Koalition,
1994 bis 1998 regierte eine sozialistisch geführte Koalition und 1998 bis
2002 Viktor Orbán. Nach den neuerlichen Wahlerfolgen der Sozialisten 2002
und 2006 kündigte er scharfen Widerstand "auf der Straße" an, während er im
Parlament schwieg. Das Dilemma der Reformsozialisten in Ungarn war, dass
sie eine maßgebliche Rolle im Systemwechsel gespielt hatten, aber in ihren
nachwendischen Regierungsjahren wesentlich das Programm der Einführung der
kapitalistischen Verhältnisse und der Anpassung an die Bedingungen des 
EU-Beitritts zu realisieren hatten, während ihr soziales Profil auf der
Strecke blieb. Hinzu kamen Korruption, politische Skandale und häufige
Personalwechsel an der Spitze.

Bei den Wahlen zum ungarischen Parlament 2010 errang Viktor Orbán mit
Fidesz (ebenfalls in Listenverbindung mit der KNDP) 263 der damals 386
Parlamentssitze und verfügte mit seiner Fraktion über 68 Prozent der
Mandate, fünf Sitze mehr, als für eine verfassungsändernde
Zweidrittelmehrheit erforderlich waren - und wurde so der erste
Regierungschef seit der Wende, der nicht unter Koalitionszwängen stand. Die
MSZP wurde mit nur noch 59 Abgeordneten beziehungsweise 15 Prozent der
Sitze zweitstärkste Partei. Jobbik lag mit 47 Sitzen als drittstärkste
Kraft nicht weit dahinter. Die damals neue LMP, die gegen Rechts wie gegen
die MSZP angetreten war, stellte 16 Abgeordnete.

Orbán nutzte seine Zweidrittelmehrheit, um eine neue Verfassung zu
oktroyieren und das Wahlsystem zu ändern. Das nach 1989 geschaffene
Wahlsystem war kompliziert, aber praktikabel. Nach den Umbrüchen Ende der
1980er Jahre wurde in vielem das der Bundesrepublik Deutschland übernommen:
das politische Gewicht liegt beim Parlament mit einer aus der
Parlamentsmehrheit hervorgehenden Regierung (Kanzlerprinzip), eine
Sperrklausel, jetzt mindestens fünf Prozent, für Parteienbündnisse höher,
Wahlkreiskandidaten und Parteilisten. Die Parlamentssitze wurden jedoch
nicht hälftig aufgeteilt, wie in Deutschland zum Bundestag mit den
Direktmandaten und den nach Liste Gewählten, sondern 176 Abgeordnete wurden
in den einzelnen Wahlkreisen gewählt, 152 über regionale Kandidatenlisten
der Parteien und 58 ergaben sich aus einer Zusammenrechnung der
Parteilisten auf Landesebene. Dafür waren zwei Wahlgänge erforderlich.

Durch das Wahlgesetz von 2011 wurde ein neues Wahlverfahren geschaffen, das
2014 erstmals zur Anwendung kam. Erstes Element ist eine deutliche
Verkleinerung des Parlaments, von 386 auf 199 Abgeordnete - das ließ sich
mit Einsparungsargumenten wohlfeil begründen. Von diesen sind dann 106
direkt in den Wahlkreisen gewählt (statt 176), 93 über die Landeslisten
(statt 210). Mit der kleineren Zahl der Direktwahlkreise wurde deren
Vergrößerung und Neuzuschnitt verbunden. Zugleich entfällt der zuvor
notwendige zweite Wahlgang: Das Direktmandat erhält derjenige Kandidat, auf
den die relative Mehrheit der Stimmen im Wahlkreis entfällt. Die
Befürworter dieses Wahlgesetzes verwiesen darauf, dass das in Deutschland
auch so sei - allerdings ist im ungarischen Wahlgesetz ein Ausgleich über
die Listen nicht vorgesehen. Das neue System verstärkt die Elemente des
Mehrheitswahlrechts zu Lasten der des Verhältniswahlrechts, so dass eine
Partei auch mit einer Minderheit der Stimmen im Landesmaßstab eine Mehrheit
der Parlamentssitze erhalten kann.

Bürger mit Wohnsitz in Ungarn haben zwei Stimmen, eine für das Direktmandat
und eine für die Landesliste. Hinzu kommt: Durch das Gesetz über die
doppelte Staatsbürgerschaft, das die Orbán-Regierung bereits im Sommer 2010
gemacht hatte, haben seit 2011 Auslandsungarn die Möglichkeit, die
ungarische Staatsbürgerschaft zu erwerben. Mit dem neuen Wahlgesetz können
seit 2014 auch sie an der Parlamentswahl teilnehmen, haben allerdings nur
eine Stimme, für die Parteienliste. Von denen stimmten 2018 wieder die
meisten, nun 96,2 Prozent für Fidesz-KNDP.

Eine politikwissenschaftliche Tiefenprüfung zum Wahlgesetz von 2011 ergab:
wenn bereits 2002 und 2006 nach dessen Bestimmungen gewählt worden wäre,
hätte Fidesz auch jene Wahlen gewonnen - und die acht Jahre "Unterbrechung"
durch sozialistische Regierungen hätte es nicht gegeben, Orbán hätte
bereits seit 1998 "durchregieren" können. Nun regiert er erstmal weiter
"durch". Und nichts deutet darauf hin, dass die deutschen Christdemokraten
ihn in "Brüssel" zur Disposition stellen könnten.

 * 
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GRASWURZELREVOLUTION/1759: Sprache und Politik im ehemaligen Jugoslawien


graswurzelrevolution Nr. 429, Mai 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Sprache und Politik im ehemaligen Jugoslawien

von Will Firth



Für einen neugebildeten Staat in einer turbulenten
Nachkriegssituation sind Fragen der Sprache und Linguistik oft weniger
wichtig als die Konsolidierung einer Armee und Verwaltung, die
Sicherung der Grenzen, die Gewährleistung der Kommunikation, die
Produktion von Grundstoffen wie Getreide, Kohle, Stahl, Strom und so
weiter. Dies war der Fall, als 1946 die Föderative Volksrepublik
Jugoslawien gegründet wurde.


Im November 1945 fanden Parlamentswahlen statt, bei denen sich
die von der Kommunistischen Partei geführte Nationale Front alle Sitze
sicherte und 1946 eine Regierung der Kommunistischen Partei
Jugoslawiens einrichtete.

Nach Reformen im Jahr 1953 experimentierte Jugoslawien mit Ideen der
wirtschaftlichen Dezentralisierung und Selbstverwaltung, bei denen
ArbeiterInnen sich in die Politik ihrer Fabriken einbringen und einen
Teil der eventuellen Überschüsse behalten konnten. Die Rolle der
Partei in der Gesellschaft verlagerte sich von Machtmonopolist zum
ideologischen Führer. In der Folge wurde der Name der Partei in "Bund
der Kommunisten Jugoslawiens" geändert. 1963 wurde das Land selbst in
"Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien" umbenannt.


Sprache und Macht

Diese Veränderungen zeigen, dass semantische Überlegungen durchaus mit
der politischen Dynamik der Machtausübung und -erhaltung verknüpft
waren. Die ideologisierte Sprache der frühen jugoslawischen Zeit trug
viele Züge der Diskurse und Schmähungen, die man auch in anderen
staatssozialistischen Ländern antreffen konnte. Schwarz-weiße,
autoritäre Begriffe wie "Volksfeind" waren in den unmittelbaren
Nachkriegsjahren gebräuchlich, als das Land mit der gleichen
stalinistischen Rücksichtslosigkeit wie andere Ostblockstaaten regiert
wurde und die Liquidierung realer oder mutmaßlicher GegnerInnen fast
alltäglich war. Nach dem Bruch Titos mit Stalin 1948 und dem
Ausschluss Jugoslawiens aus der Kominform begann das Land einen
unabhängigen Kurs in der Weltpolitik einzuschlagen und mied den
Einfluss von West und Ost. Die Entfremdung von der Sowjetunion wurde
genutzt, um über den Marshall-Plan US-Hilfe zu erhalten. Auch gründete
Jugoslawien die Bewegung der blockfreien Staaten und spielte darin
eine führende Rolle. Die ideologische Sprache der 1940er und 50er
Jahre begann sich allmählich zu mildern.

Ein bemerkenswerter Schachzug in der frühen jugoslawischen Periode war
die Kodifizierung der mazedonischen Sprache, ein langfristiger
Prozess, der 1944 seinen Höhepunkt erreichte und in den folgenden
Jahren umgesetzt wurde. Seit dem Zusammenbruch der osmanischen
Herrschaft auf dem Balkan war die historische Region Mazedonien ein
hart umkämpftes Gebiet, und seine Teilung zwischen Serbien,
Griechenland und Bulgarien führte zum Ersten Balkankrieg (1912-13) und
Zweiten Balkankrieg (1913). Bulgarien war von März 1941 bis August
1944 ein Verbündeter Nazi-Deutschlands und besetzte während des
Zweiten Weltkriegs große Teile Mazedoniens. Nach der Vertreibung der
Achsenmächte aus dem südlichen Balkan 1944 konnten die weitgehend
kommunistischen und pro-jugoslawischen Partisanen die Kontrolle
übernehmen. Die Einrichtung einer nominell getrennten Sprache in der
neuen Sozialistischen Republik Mazedonien als Teil Jugoslawiens war
ein Weg, diese Macht zu zementieren und dem bulgarischen Einfluss
entgegenzuwirken. Bis 1944 war das mazedonische Idiom nämlich weithin
als bulgarischer Dialekt angesehen worden. Die neue mazedonische
Standardsprache für den Gebrauch in den Medien, in der Verwaltung, in
Schulen usw. bezog sich auf die Dialekte um die Städte Prilep und
Veles, also in einiger Entfernung vom östlichen Teil des Landes,
dessen Dialekte mehr Ähnlichkeit mit dem Bulgarischen besitzen, und
eine Version des kyrillischen Alphabets wurde festgelegt, die eher auf
der serbischen als auf der bulgarischen Schrift basiert. Die
Definition und Formulierung einer Sprache kann als wichtiges Element
der "Nationenbildung" im Interesse der MachthaberInnen angesehen
werden. Bulgarisch und Mazedonisch sind auch heute in hohem Maße
verwandt und gegenseitig verständlich, aber die Existenz einer
separaten und international anerkannten mazedonischen Sprache und
Nation ist letztlich ein Produkt der Machtdynamik der 1940er Jahre.

Jugoslawien wurde zunehmend in die Weltwirtschaft integriert. Große
westliche Konzerne ließen im Land produzieren, Rohstoffe wurden für
den Weltmarkt verkauft, zahlreiche jugoslawische BürgerInnen
arbeiteten im Ausland (und schickten häufig Geld nach Hause) und
internationale Unternehmen vermarkteten in Jugoslawien ihre Waren -
einschließlich "kultureller" Produkte wie Popmusik. Diese Einflüsse
fanden mehr Eingang in die Sprache als in den eher abgeschotteten
staatssozialistischen Ländern.

Viele ExpertInnen betrachten die jugoslawische Politik gegenüber
Minderheitensprachen als vorbildlich. Obwohl drei Viertel der
Bevölkerung Serbokroatisch sprachen, galt auf Bundesebene keine
einzige Sprache als "die" offizielle. Eine Reihe von
Gemeinschaftssprachen genossen offiziellen Status in den
Teilrepubliken und autonomen Provinzen, z.B. Ungarisch, Russinisch,
Slowakisch und Rumänisch in der Vojvodina; Albanisch, Türkisch und
Romanes im Kosovo; Italienisch in Kroatien usw. Insgesamt 16 Sprachen
wurden von Zeitungen, Radiostationen und Fernsehstudios verwendet, 14
waren Unterrichtssprachen in Schulen und neun an Universitäten. Als
Staat, der aus dem Kampf einer multiethnischen PartisanInnenbewegung
hervorging, war dies eine faire und progressive Anerkennung der
sprachlichen Vielfalt des Landes. Die jugoslawische Volksarmee war die
einzige Institution von nationaler Bedeutung, die Serbokroatisch als
einzige Arbeits- bzw. Befehlssprache benutzte.

Diese rechtliche Gleichstellung konnte jedoch die De-facto-Dominanz
des Serbokroatischen nicht verdecken. Als Sprache von fast 75% der 22
Millionen EinwohnerInnen des Landes und des Machtzentrums in Belgrad
fungierte es als inoffizielle Lingua franca. Es war ein Pflichtfach an
allen Schulen, während relativ bedeutende kleinere Sprachen wie
Slowenisch, Mazedonisch und Albanisch außerhalb der jeweiligen Region
nicht unterrichtet wurden. Ihr Status war entsprechend niedrig.

Persönlich war ich entsetzt, als ich das absolute Desinteresse und den
offen zur Schau getragenen Abscheu junger SlawistikstudentInnen an der
Universität Zagreb (1988-1989) erlebte, als sie einen Semesterkurs der
mazedonischen Sprache absolvieren mussten. Als wäre es eine Zumutung
für sie, "coole" TypInnen aus einer nordwestlichen Metropole, diese
"primitive" südbalkanische Hinterwaldsprache zu lernen.


Serbokroatisch

Jeglicher Blick auf die Sprachpolitik Jugoslawiens muss sich
hauptsächlich mit Serbokroatisch befassen. Diese südslawische Sprache
wurde von fast drei Vierteln der Bevölkerung als Muttersprache
gesprochen, von vielen anderen als Zweitsprache.

Eine Sprache mit einer Bandbreite von verschiedenen Dialekten und
Varianten. Serbokroatisch wurde von kroatischen und serbischen
SchriftstellerInnen und LinguistInnen Mitte des 19. Jahrhunderts im
sog. "Wiener Abkommen" standardisiert. Dieser Schritt traf auf breite
Akzeptanz. Von Anfang an gab es leicht unterschiedliche serbische und
kroatische Standards, obwohl beide auf dem gleichen Subdialekt
(Stokavisch) basierten. Ab 1918 diente Serbokroatisch als Amtssprache
des Königreichs Jugoslawien.

Die Idee der linguistischen Standardisierung entspringt häufig dem
Streben nach der Schaffung einer Nation und ist somit fester
Bestandteil vieler Nationalismen. Jeder Staat ist bestrebt, in die
Sprache einzugreifen und Linguistik von einer beschreibenden Disziplin
in eine normative Lehre zu verwandeln, die Sprache formen würde,
anstatt sie in ihrer Wandelbarkeit und Ausdrucksfreiheit zu
dokumentieren. Die nachfolgenden 50 Jahre des sozialistischen
Jugoslawiens hindurch glich die serbokroatische Sprachpolitik einem
Balanceakt, bei dem die Politik und die Schlüsselbegriffe angepasst
wurden, um ein Gleichgewicht zu wahren. Es war im Interesse des
bestehenden Systems, ein gewisses Maß an innerer Vielfalt zuzulassen
und gleichzeitig darauf zu bestehen, dass es sich immer noch um eine
einheitliche Sprache handele.

1954 unterzeichneten bedeutende SchriftstellerInnen,
SprachwissenschaftlerInnen und LiteraturkritikerInnen, die von den
großen kulturellen Institutionen Matica srpska in Serbien und Matica
hrvatska in Kroatien unterstützt wurden, das Abkommen von Novi Sad.
Seine Kernaussage war, dass SerbInnen, KroatInnen und
MontenegrinerInnen eine einzige Sprache mit zwei gleichen Varianten
teilen, die sich um Zagreb (West) und Belgrad (Ost) entwickelt hat.
Die Vereinbarung bestand darauf, dass die lateinische und die
kyrillische Schrift den gleichen Status haben und dass die zwei
offiziellen Dialekte auf Augenhöhe seien. Es wurde festgelegt, dass
der Name der Sprache in offiziellen Zusammenhängen "Serbokroatisch"
sein sollte, während die umgangssprachlichen Bezeichnungen "Serbisch"
und "Kroatisch" beibehalten werden dürfen. Matica hrvatska und Matica
srpska sollten gemeinsam an einem Wörterbuch arbeiten, und ein
gemischtes Komitee von Linguisten wurde damit beauftragt, die
Kodifizierung der Rechtschreibung vorzubereiten. In den 1960er Jahren
wurden beide Bücher gleichzeitig in ijekavischem Lateinisch in Zagreb
und ekavischem Kyrillisch in Novi Sad veröffentlicht. Es herrschte ein
einheitlicher Geist - ein polyzentrisches Modell sprachlicher Einheit.

Bosnien-Herzegowina war die ethnisch wohl vielfältigste Region
Jugoslawiens, und die Menschen dort brauchten eine Beherrschung beider
Schriften. Ein Beispiel dafür, wie dies in der Praxis funktionierte,
lieferte die Tageszeitung "Oslobodenje" (Die Befreiung) aus Sarajewo,
die abwechselnd in Lateinisch und Kyrillisch erschien.

Bereits in den 50er Jahren trat der kommunistische Führer und spätere
Dissident Milovan Dilas für eine Abkehr von der zentralen Planung hin
zu mehr wirtschaftlicher Autonomie ein. Seine Argumente für mehr
demokratischen Einfluss auf die Entscheidungsfindung führten
schließlich dazu, dass er den Einparteienstaat selbst und die starre
Parteidisziplin hinterfragte. Auch schlug er den Rücktritt von
Staatsbeamten vor, die ihre Macht missbrauchten und den Weg der Reform
versperrten. Besonders im Nordwesten des Landes waren die 60er Jahre
von einer allmählichen Emanzipation von der stalinistischen Politik
der Nachkriegsjahre geprägt. Wichtige Reformen Mitte der 60er Jahre
führten Elemente der Marktwirtschaft ein, und eine Phase der
Demokratisierung im Bund der KommunistInnen zwischen 1966 und 1969
ließ den Parteiorganisationen in den einzelnen Republiken und Regionen
eine größere Rolle zukommen.

Als Teil dieser allgemeinen Bewegung in Richtung einer stärkeren
regionalen Autonomie und wohl auch im langjährigen Bewusstsein
kroatischer Besonderheiten, veröffentlichten kroatische Intellektuelle
1967 eine "Deklaration über die Bezeichnung und Stellung der
kroatischen Schriftsprache", die von ZentristInnen in Belgrad als
separatistischer Affront wahrgenommen wurde. Die Matica hrvatska
stellte das Novi Sad-Abkommen und die gemeinsame Rechtschreibung in
Frage und begann mit der eigenständigen Arbeit, die 1971 in ein
kroatisches Orthographie-Handbuch mündete. Das Buch wurde bei der
Unterdrückung des "Kroatischen Frühlings" umgehend verboten, 1972 aber
im Ausland veröffentlicht.

Der Wettstreit verschiedener Strömungen im staatstragenden politischen
Mainstream fand seinen sprachlichen Ausdruck in verschiedenen
Bereichen. In den 80ern gab es zunehmend Einwände gegen die
Sprachregelung "Serbokroatisch" (oder sogar "Kroatoserbisch"), vor
allem in Kroatien. Um diesen Sensibilitäten Rechnung zu tragen, wurden
in der späten jugoslawischen Periode umständliche Konstruktionen
gezimmert, so bezogen sich manche Wörterbücher und Nachschlagwerke auf
eine "kroatische oder serbische Sprache". Was würde einE AusländerIn
ohne Kenntnis der komplexen sprachpolitischen Wirklichkeit denken,
wenn eine entscheidende Definition - der Name der Sprache - das
mehrdeutige Wort "oder" enthält?!

Seit Ende des Kalten Krieges und dem Untergang Jugoslawiens als
geopolitischer Puffer zwischen Ost und West ist die Zersplitterung des
ehemaligen Staatsterritoriums von einem Prozess der sprachlichen
"Balkanisierung" begleitet worden. Der vorherrschende Diskurs in
Serbien und Kroatien heute besagt, dass sie zwei, wenn auch eng
verwandte Sprachen sind. Bosnisch wurde ebenfalls als offizieller
Standard in Bosnien-Herzegowina eingeführt, und in Montenegro wurde
ein separater Standard (einschließlich zweier neuer Buchstaben!)
eingeführt und von der Internationalen Organisation für Normung als
eigenständige Sprache anerkannt. Dieser Schritt des marginal führenden
prowestlichen Lagers in Montenegro ist eines von vielen Instrumenten
einer andauernden geopolitischen Kampagne, um eine eigene
montenegrinische Identität zu festigen und letztlich den serbischen
Einfluss einzudämmen.

Rein sprachlich hat sich wenig geändert. Viele dieser Veränderungen
sind deklarativer Natur und spiegeln die Politik auf einer
Überbauebene wider. Trotz der zentrifugalen Entwicklungen der letzten
zwei Jahrzehnte sind die Unterschiede zwischen den Varianten des
Serbokroatischen immer noch geringer als beispielsweise zwischen den
internationalen Varianten des Englischen. Um es mit den Worten des
Gelehrten Branko Franolic (1980) zu sagen: "Die Sprachpolitik
Jugoslawiens besteht aus einer Reihe von Wechseln zwischen
zentralistischen und pluralistischen Tendenzen. Diese Tendenzen sind
immer vorhanden, nur ihre relativen Schwerpunkte ändern sich. Die
Sprachplanung Jugoslawiens ist ein Auswuchs und ein Instrument der
politischen Entscheidungsfindung und der allgemeinen sozialen
Planung."


Die Zukunft

Es ist leicht, diese Entwicklungen zu kritisieren, besonders im
Nachhinein, und sehr viel schwieriger, eine positive Vision für die
Sprachpolitik und -praxis in diesem Teil der Welt zu entwickeln. Die
Achtung der Vielfalt sollte ein Hauptanliegen sein. Sprache darf nicht
länger als Werkzeug nationalistischer oder machtpolitischer
Manipulation verwendet werden.

Einen ermutigenden Anstoß in diese Richtung bietet die "Deklaration
zur gemeinsamen Sprache", die Anfang 2017 nach vorbereitenden
regionalen Konferenzen aufgeschlossener AutorInnen und JournalistInnen
in Podgorica (Montenegro), Split (Kroatien), Belgrad (Serbien) und
Sarajewo (Bosnien und Herzegowina) vorgestellt wurde. Ihre
antinationalistischen Thesen stellen einen Gegenpol zur
postjugoslawischen Manie des Partikularismus und des "Nationalismus
der kleinen Unterschiede" dar.

Frauenverachtende Sprache ist ein weiteres tief verwurzeltes Problem
auf dem Balkan (wie in vielen anderen Ländern auch). Männliche Gewalt,
Macho-Kultur und die Abwertung unbezahlter häuslicher Arbeit sind
Grundlagen der autoritären und patriarchalischen Gesellschaften, in
denen wir leben - und dementsprechend spiegeln sie sich in der Sprache
wider. Aber viele Individuen fordern diese Strukturen täglich heraus
und versuchen, Kommunikationsformen, die sexistisch, fremdenfeindlich
und homophob sind, zu umgehen. Dieses Bewusstsein und dieser Kampf
sind gute Voraussetzungen für alle künftigen "makrosprachlichen"
Lösungen und Definitionen, die kommen mögen.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2248: Ein Demokrat wird Kommunist - 200 Jahre Karl Marx, Teil 4


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 5 · Mai 2018

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

200 Jahre Karl Marx, Teil 4

Ein Demokrat wird Kommunist

von Manuel Kellner



Karl Marx war dafür, "alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein
verächtliches Wesen ist". Aktuell bleibt auch seine Kritik der
kapitalistischen Produktionsweise, die "die Erde und den Arbeiter
untergräbt". Immer bereit an allem zu zweifeln, verdient er nicht, zum
Säulenheiligen gemacht zu werden. Sein Konzept der Selbstbefreiung der
Arbeiterklasse als Mittel universaler Emanzipation bleibt allerdings
entscheidender Bestandteil des revolutionären Kampfs für eine
weltweite sozialistische Gesellschaft.

Friedrich Engels schreibt im April 1895 rückblickend, er habe "von
M[arx] immer gehört, grade durch seine Beschäftigung mit den Debatten
über das Holzdiebstahlgesetz und mit der Lage der Moselbauern sei er
von der bloßen Politik auf ökonomische Verhältnisse verwiesen worden
und so zum Sozialismus gekommen" (MEW 39:466). Die einschlägigen
Artikel von Marx der Jahre 1842 und 1843 in der Rheinischen
Zeitung bestätigen diese Einschätzung. Das gilt vor allem für die
Wiedergabe und Kommentierung der Debatten des 6. Rheinischen Landtags
über das Holzdiebstahlgesetz (zur Lage der Moselbauern konnten nur die
ersten beiden Artikel erscheinen). Marx zeigt hier nach den Worten
meines alten Hochschullehrers Kurt Lenk seine "Löwenklaue":

"Gleich im Beginn der Debatte opponiert ein Stadtdeputierter gegen die
Überschrift des Gesetzes, wodurch die Kategorie 'Diebstahl' auf
einfache Holzfrevel ausgedehnt wird. Ein Deputierter der Ritterschaft
erwidert: 'dass eben, weil man es nicht für einen Diebstahl halte,
Holz zu entwenden, dies so häufig geschehe'. Nach dieser Analogie
müsste derselbe Gesetzgeber schließen: weil man eine Ohrfeige für
keinen Totschlag hält, darum sind die Ohrfeigen so häufig. Man
dekretiere also, dass eine Ohrfeige ein Totschlag ist." (MEW 1:110.)

Der Landtag macht sich die Interessen der großen und kleinen
Waldeigentümer so sehr zu eigen, dass er das bloße Sammeln von
Raffholz, das Auflesen und "Entwenden" von abgefallenem trockenen
Holz, auf die gleiche Stufe stellt mit dem Abhauen und Entwenden von
stehendem grünen Holz und beides als "Diebstahl" kriminalisieren will.
Marx weist nach, dass sogar die "hochnotpeinliche Halsgerichtsordnung"
des 16. Jahrhunderts mit den Ärmsten der Armen glimpflicher umging und
etwa den Mundraub von Früchten nur als eine Art Ordnungswidrigkeit
ansah.

Die Waldeigentümer besitzen den Baum, aber doch nicht die Äste und
Zweige, die die Natur selbst vom Baum getrennt hat, argumentiert Marx,
und so "lügt das Gesetz, und der Arme wird einer gesetzlichen Lüge
geopfert" (MEW 1:112). Marx zitiert Montesquieu, dem zufolge die
Korrumpierung des Volkes durch die Nichtbefolgung der Gesetze ein
Übel, die Korrumpierung des Volkes durch Gesetze aber ein unheilbares
Übel sei, weil dieses im Heilmittel selbst stecke. Die Folge ist die
Untergrabung der Glaubwürdigkeit der Gesetze: "Das Volk sieht die
Strafe, aber es sieht nicht das Verbrechen, und weil es die Strafe
sieht, wo kein Verbrechen ist, wird es schon darum kein Verbrechen
sehen, wo die Strafe ist." (MEW 1:113.)

Marx setzt sich leidenschaftlich für die Gewohnheitsrechte der Armen
ein, die sie nur wahrnehmen, um ihre Not zu lindern, während die
Eigentümer ihre Privatinteressen rücksichtslos gegen sie durchsetzen
und damit in Widerspruch geraten zum Anspruch jeder demokratischen
Republik, niemanden aus der staatsbürgerlichen Gemeinschaft
auszuschließen. Sogar das Sammeln von Waldbeeren durch die Kinder
armer Leute soll zum "Diebstahl" erklärt werden mit dem Argument eines
Abgeordneten namens Johann van der Loe, in dessen Gegend die genannten
Früchte bereits Handelsartikel seien und fassweise nach Holland
verschickt würden: "Man hat es wirklich schon an einem Ort so
weit gebracht, aus einem Gewohnheitsrecht der Armen ein Monopol
der Reichen zu machen. Der erschöpfende Beweis ist geliefert, dass man
ein Gemeingut monopolisieren kann; es folgt daher von selbst, dass man
es monopolisieren muss." (MEW 1:120.) Und wie systematisch werden
gerade heute alle verbliebenen Gemeingüter zum Monopol des
Privateigentums und seines Eigennutzes gemacht!

Marx nimmt akribisch auseinander, wie die Eigentümer die eigenen
privaten Handlanger (etwa ihre Waldhüter) zu Schergen machen, die dazu
noch in aller "Objektivität" über die Höhe der von den Armen zu
entrichtenden Entschädigungen urteilen sollen! Er fragt aber auch, ob
nicht "alles Privateigentum Diebstahl" sei, da es "jeden Dritten" von
diesem Eigentum "ausschließe" (MEW 1:113), zeigt, wie sehr "die
Staatsautoritäten in Bedienstete des Waldeigentümers verwandelt" (MEW
1:130) werden und wie weitgehend im Landtag "das Interesse das Recht
überstimmt". Nichts Provinzielles, sondern Universelles steht zur
Debatte: "Holz bleibt Holz in Sibirien wie in Frankreich;
Waldeigentümer bleibt Waldeigentümer in Kamtschatka wie in der
Rheinprovinz." (MEW 1:146/147.)

Marx war als Redakteur der Rheinischen Zeitung noch nicht
Kommunist und schrieb in seinem 1858 erschienen Vorwort zur Kritik der
Politischen Ökonomie dazu, er habe sich damals gegen ein
"stümperhaftes" Aufgreifen französischer sozialistischer und
kommunistischer Ideen ausgesprochen, "gestand aber zugleich...
rundheraus, dass meine bisherigen Studien mir nicht erlaubten,
irgendein Urteil über den Inhalt der französischen Richtungen zu
wagen" (MEW 13:8, siehe dazu MEW 1:105-108).

Er studierte diese "Richtungen" dann gründlich und verstand sich
1843/1844 als kommunistischer Anhänger einer menschlichen
Emanzipation, deren "Kopf die Philosophie" und deren "Herz das
Proletariat" (MEW 1:391) sei.

Teil 3 zeigte Marx als radikalen Demokraten.
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MELDUNG/1689: WDR 4 Soundtrack - Hunde im Film, 10.5.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

WDR 4 Soundtrack: Hunde

Moderation: Manfred Behrens

Donnerstag, 10.05.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Am Donnerstag, 10. Mai, läuft der Film "Isle of dogs" in den Kinos an,
der deutsche Titel lautet "Ataris Reise". Thema des Trickfilms für
Erwachsene: Hunde, tausende Hunde auf Trash Island, Rudelbildung und
Gewalt.

Grund genug für WDR 4 Soundtrack sich um das Hundefilm-Genre zu
kümmern. Chaplin war der erste, der das Hundeleben thematisierte in "A
dog's life", bei uns wurde "Lassie" ein Star, "Frank", der Mops in
"Men in Black", hat eine große Klappe und redet wie ein Mensch, die
Dalmatiner in "101 Dalmatiner" fürchten, in einen Pelzmantel
verwandelt zu werden, und in "Das Ding aus einer anderen Welt" wird
ein Schlittenhund mit dem Hubschrauber gejagt - später mutiert er zu
einer grauenhaften Figur. Er ist wahrscheinlich der unglücklichste
Hund der Filmgeschichte.

WDR 4 Soundtrack ist also auf den Hund gekommen und erzählt die
Geschichten von Boomer, Marley, Beethoven, Cujo, Puffy, Samantha,
Chance und Shadow. Einige singen sogar.

 * 
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MUSIK/2558: Deutschlandfunk - Peter Tschaikowskys "Klaviertrio op. 50", 9.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Das Boulanger Trio stellt Peter Tschaikowskys "Klaviertrio op. 50"
vor

Spielweisen

Mittwoch, 9. Mai 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Dieses Kammermusikstück ist riesig wie eine Sinfonie. Es hat zwar nur
zwei Sätze, aber die dauern fast 50 Minuten. Tschaikowsky hat in ihnen
seinem verstorbenen Freund und Förderer ein Denkmal gesetzt, dem
Pianisten und Dirigenten Nikolai Rubinstein. Wie er seine Emotionen in
Klänge überführt, wie sich der erste Satz des Klaviertrios entwickelt,
darüber geben die drei Musikerinnen des Boulanger Trios Auskunft, mit
zahlreichen Musikbeispielen versehen im Gespräch mit Christoph
Schmitz. Im Anschluss an das Gespräch spielt das Boulanger Trio den
ersten Satz komplett.

 * 
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MUSIK/2557: Deutschlandfunk - Die Sopranistin Barbara Hannigan, 10.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die Sopranistin Barbara Hannigan

Von Marcus Stäbler

Schöne Stimmen

Donnerstag, 10. Mai 2018, 23.05 - 23.57 Uhr, Deutschlandfunk



Der britische Telegraph verehrt sie als Hitchcock-Blondine mit einer
unvergleichlichen Stimme, für den französischen Figaro kommt sie
schlicht von einem anderen Stern. Bei Barbara Hannigan geraten auch
anspruchsvolle Kritiker ins Schwärmen; die kanadische Sopranistin ist
ein international gefeierter Star. Das Außergewöhnliche daran: Sie hat
sich ihren Ruhm fast ausschließlich mit neuer und zeitgenössischer
Musik von Nono bis Hosokawa ersungen und an über 80 Uraufführungen
mitgewirkt. In der Sendung erzählt Barbara Hannigan von ihrer Lust am
Entdecken, vom sinnlichen Zugang zur Moderne und von ihrer Liebe zu
Alban Bergs "Lulu".

 * 
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MUSIK/2556: Deutschlandfunk Kultur - Autorität in der Musik, 10.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Zwischen Diktatur und Demut

Autorität in der Musik

Von Dorothee Binding

Musikfeuilleton

Donnerstag, 10. Mai 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Musikern haftet oft eine Aura von Freiheit an, sie gelten als sensible
Künstler und musikalisch hochgebildete Spezialisten, die für den
Moment Musik zum Leben erwecken. Gerade Orchestermusiker unterstehen
jedoch einem sehr strikten hierarchischen Gebilde. Wie viel Autorität
ist in diesem Gefüge sinnvoll? Brauchen Musiker klare Ansagen von
despotischen Dirigenten, die das große Ganze im Auge haben, oder
entstehen nur dann magische Momente während der Konzerte, wenn man den
Musikern gewisse Freiheiten lässt? Das "Musikfeuilleton" geht im
Gespräch mit Solisten, Dirigenten, Orchestermusikern und Mitgliedern
freier Ensembles der Frage nach, wie viel Autorität die Musik braucht.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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THEMENREIHE/328: Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Nova mit sechs Wochen "Radfunk", 8.-15.5.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 8.5.2018

Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Nova mit sechs Wochen "Radfunk"

Programmschwerpunkt mit Podcasts und Videobegleitung startet am 8. Mai



Für sechs Wochen stellen Deutschlandfunk und Deutschlandfunk Nova das
Thema Radfahren in den Mittelpunkt ihrer Berichterstattung. "Radfunk -
Besser Radfahren" befasst sich vom 8. Mai bis zum 15. Juni mit den
großen und kleinen Themen rund um ein immer noch unterschätztes
Verkehrsmittel. Im Tagesprogramm, mit Podcasts, Videos und einer
umfangreichen Onlinebegleitung geht es um Radpolitik genauso wie um
missverständliche Verkehrsregeln, unterschätzte Gefahren und
praktische Alltagsfragen.

Radfahren kommt in vielen Debatten rund um Feinstaubbelastung,
schlechte Luft und Grenzwerte immer wieder zu kurz. Während in manchen
europäischen Metropolen das Rad längst zentrales Verkehrsmittel
geworden ist, geht es in Deutschland trotz gutgemeinter Aktionspläne
oft nur schleppend voran. "Radfunk" fragt, wo es hierzulande klemmt,
welchen Beitrag Radfahren tatsächlich für mehr Lebensqualität leisten
kann und wo noch unentdeckte Potenziale schlummern.

Der programmübergreifende Themenschwerpunkt räumt aber auch mit
manchem Halbwissen rund ums Radfahren auf und gibt Tipps und Tricks
für den Alltag: Wann darf man auch mit dem Fahrrad auf dem Bürgersteig
fahren? Wie ist das mit Kopfhörern auf dem Rad? Was bringt ein Helm
tatsächlich? Wie kommen Kinder sicher durch die Stadt? Was sind die
wirklich gefährlichen Situationen auf der Straße - und wie können sie
verhindert werden?

Im "Radfunk" kommen Verkehrswissenschaftler, Psychologen, Stadtplaner,
Unfallforscher, Fahrradpolizisten, Aktivisten und natürlich Radfahrer
zu Wort. Die Beiträge im Tagesprogramm werden jeweils dienstags durch
Videos auf dem YouTube-Kanal von Deutschlandfunk Nova und freitags
durch einen Deutschlandfunk-Podcast ergänzt.

Die gesendeten Beiträge sind ab dem 8. Mai online abrufbar:

http://www.deutschlandfunk.de/radfunk.3543.de.html

https://www.deutschlandfunknova.de/radfunk

 * 

Quelle:
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DOKU/003: BRAND-Trilogie - Widerstand im reichen Land (Frauke Tomczak)


BRAND III - Widerstand im reichen Land

Texte zum Film von Frauke Tomczak



Wir sehen im Nieselregen ein Zelt, provisorisch ergänzt durch eine Plane,
einen Wohnwagen, dazwischen eine Art Weg: aufgeweichte Erde, schwarzgrauer
Matsch. In geraumer Entfernung richtet eine dunkel gekleidete Gestalt
irgendwelche Dinge, kommt dann mit energischen Schritten auf die Kamera,
auf uns zu: ein kurzer Schreckmoment, ein sekundenschneller Augenblick,
der bedrohlich erscheint. Doch direkt im Anschluss sehen wir: kein Grund zur
Sorge, im Gegenteil. Die vermummte Gestalt rückt mit gekonnten Griffen im
Matsch Holzpanelen zurecht, korrigiert durch gezielte Hammerschläge ihre
Lage - sie ebnet den Weg.

Diese Eingangssequenz von BRAND III kann als metaphorischer Schlüssel
verstanden werden für die unterschiedlichen Formen des Widerstandes im
Rheinischen Braunkohlenrevier: sie ebnen den Weg. In besonderer Weise
aber gilt sie für das durch den Film zurechtgerückte Bild der AktivistInnen im
Hambacher Forst.

"RWE besetzt den Wald, nicht ich. Ich bin Bewohner des Waldes, Teil der Natur"
so bringt Tim, einer von ihnen, sein Selbstverständnis nach der Räumung im März
2014 durch die Polizei auf den Punkt. Er weiß wovon er spricht. Sieben Monate
hat er in seinem Baumhaus gelebt, Teil einer intelligenten und durchdachten
Konstruktion einer untereinander verbundenen Gruppe von soliden Hütten in
schwankenden Kronen. Sie schadet den Bäumen so wenig wie möglich und macht doch
eine Räumung äußerst schwierig. Sein Haus hat mit ihm darin Herbststürme von bis
zu 100 Stundenkilometern schadensfrei überstanden. 
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In den Bäumen leben ... Waldbesetzung 2015

Foto: © 2015 by Schattenblick



Tim ist einer von vielen, zum größten Teil jungen Leuten unter den
AktivIstinnen. Ihre individuellen, eigenwilligen Stimmen bringt dieser Film zu
Gehör. Ihre Gegner sind nicht Wald und Natur, die sie schützen im doppelten
Wortsinn: sie fühlen sich im Wald geschützt und sie schützen den Wald. Ihre
Gegner sind die Besitzund Gewaltverhältnisse in unserer Gesellschaft. Den
gesellschaftlichen Gewaltverhältnissen sind die WaldaktivistInnen am direktesten
ausgesetzt: sie werden konkret in Gestalt ihrer Ordnungskräfte, unterschiedlich
brutaler privater Security-Dienste, beauftragt von RWE, oder in Gestalt der
Polizei. Doch die offizielle ausführende Gewalt des Staates agiert h i e r nicht
auf offener Bühne, vor Presse und Beobachtern bei der Waldräumung, sondern
einige Zeit später nach einer Waldrazzia mit willkürlichen Festnahmen hinter den
verschlossenen Mauern der Polizeistation.

Die WaldaktivistInnen setzen gegen die gesellschaftlichen Gewaltverhältnisse
ihren Körper ein, zu dem die Seele zwangsläufig gehört. Sie riskieren ihre
körperliche und seelische Unversehrtheit. Sie tun das nicht für sich, für ihren
unmittelbaren Eigennutz, sondern für die Erkenntnis, dass die hemmungslose
Ausbeutung der Natur und die Naturzerstörung, die uns alle betrifft, ein Ende
haben muss. Dafür ebnen sie den Weg.

Die Stimme eines Akltivisten im Film erklärt: "Also im Großen und Ganzen wissen
wir worauf wir uns einlassen, und es geht keineswegs darum, zu jammern, dass wir
so schlecht behandelt werden, aber es ist trotzdem wichtig festzustellen, dass wir
in dieser Gefahr leben und dass Polizei und Securities oft brutal gegen uns
vorgehen, um eben auch zu verstehen, warum wir bestimmte Mittel anwenden, wie
uns zu vermummen und uns im Zweifelsfall ggf. handgreiflich zu verteidigen oder
derartige Sachen."
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Wiesenautonomie

Videostill: © 2017 by Susanne Fasbender



Die BewohnerInnen der umliegenden Gemeinden, die sich ebenfalls gegen
die Umsiedlung wehren, grenzen sich nicht ab, sondern danken es ihnen auf
unterschiedliche Weise. Das tut Curt Claßen, indem er nach der ersten
Waldräumung 2012 seine Wiese für ein dort zu errichtendes Camp der
Waldaktivisten zur Verfügung stellt. Auch er wird mit der Gewalt der Verhältnisse
konfrontiert.

2015 kommen über 2000 Menschen auf das zu der Zeit hauptsächlich von der Gruppe
ausgeco2hlt organisierte "Klimacamp im Rheinland", einige Monate vor dem 21.
Weltklimagipfel in Paris. 2017 werden es schon 7000 Menschen sein, die als "Ende
Gelände"-Bündnis im Sommer und im November während der 23. Klimakonferenz COP
23, Conference of the Parties in Bonn in die Tagebaue eindringen oder sich an
anderen Orten RWE in den Weg stellen.

Michael Zobel, der seit einigen Jahren Führungen durch den Wald und die Umgebung
macht, führt seine Mitwanderer gezielt auch in das Camp, zu den einzelnen
Baumstümpfen, mit Stacheldraht, Steinen und Zweiglein markiert, auf denen die
AktivistInnen lebten, bevor die Bäume gefällt wurden. Anfang 2018 werden es
11.000 Menschen sein, die an seinen Führungen teilgenommen haben und 22
Baumhäuser, die trotz vieler Räumungen und Eskalationen hier entstanden sind.
Viele AktivistInnen gehen regelmäßig mit. Sie sind auch bei der feierlichen
Entwidmung des "Immerather Domes" dabei, die Susanne Fasbender in Brand II
ausführlich dokumentiert. Der Widerstand lässt sich nicht spalten.

Das gilt auch für Aurelia Kirschbaum, eine Krankenschwester, die mit ihren
handschriftlichen Aufzeichnungen in ihrer Kladde die extrem gesteigerten Fälle
von Krebserkrankungen im Umfeld des Kraftwerkes Frimmersdorf dokumentiert,
obwohl sie eher eine Einzelkämpferin ist. Schon Mitte der 90iger Jahre hat sie
beim Bonner Umweltministerium eine Giftstoffuntersuchung erwirkt. 18 Giftstoffe
wurden gefunden. Inzwischen bestätigen unterschiedliche Mediziner die
hochgefährliche Kombination des auch durch den Tagebau frei werdenden Feinstaubs
mit diesen gefährlichen Giftstoffen: sie setzen sich an die Feinstaubpartikel,
werden durch die Atemwege aufgenommen und verursachen gravierende Schäden:
anders als bei dem aktiven Körpereinsatz der Waldaktivisten eine passive Attacke
auf den menschlichen Körper.
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Das Gesicht der Rebellion

Videostill: © 2017 by Susanne Fasbender



Wie ein Zahnrad greifen die unterschiedlichen Formen des Widerstandes
ineinander. Sie beruhen auf Grenzüberschreitungen durch je einzelne
Personen, die dauerhaft an den Besetzungen im Wald teilnehmen oder durch
temporär bei "Ende Gelände" organisierten Gruppen. Alle diese Formen des
Widerstandes von den WaldaktivistInnen, von Aurelia Kirschbaum, Curt
Claßen, Michael Zobel, bis zu Elisabeth Hoffmann-Heinen, Alfred Otlik, (beide
Teil 2) Wilhelm Breuer (Teil 1) und viele andere mehr haben eines gemeinsam:
die Grenzüberschreitung in ihrer persönlichen Entscheidung, die gemütlichen
kleinbürgerlichen Grenzen des Alltags zu überschreiten, den scheuklappigen
Egoismus, der bloß auf den eigenen Nutzen beschränkt ist, auszutauschen
gegen einen Eigensinn, der die eigenen Interessen gar nicht leugnen muss,
um aus einer weitergreifenden Umsicht die Einsicht zu gewinnen, die defä-
tistische Haltung "Da kannste nichts machen" zu überwinden und sich zu
wehren gegen die eigene Instrumentalisierung und gegen die Ausbeutung
der Natur wie des Menschen.

Es ist die besondere Leistung dieses dritten Teils der Trilogie, eine Langzeitdokumentation,
die über mehrere Jahre einige der vielen Ereignisse des
Widerstandes begleitet hat, diese individuellen Grenzüberschreitungen nicht
nur zu dokumentieren, sondern ihnen einen Raum geschaffen zu haben, in
dem sie gehört und gewürdigt werden.

Eine schöne Idee ist die viermalige diskrete, unaufdringliche musikalische
Rahmung der Teile, die vor allem die WaldaktivistInnen zu Wort kommen lassen:
Durch die Standing Rock Aktivisten Tufawon und Nataanii Means, die für die
WaldbesetzerInnen ein Konzert geben, durch den amerikanischen Singer- Songwriter
und Aktivisten David Rovics live auf der Waldbesetzung, durch den legendären
Kölner Klaus der Geiger und Gabor Fekete's Cellospiel an der Räumungsstelle im
Wald. Wenn Klaus der Geiger wütend geigt und singt: 'Nein, nein, wir woll'n
nicht eure Welt' meint er sicher nicht die seit Jahrzehnten betriebene
klammheimliche Unterwanderung von Sport- und Schützenvereinen durch
RWE-Vertreter, die mit im Vergleich zu einer Umsiedlung lächerlichem Sponsoring
von Sporthemden die Bevölkerung zu beeinflussen und zu spalten gedenkt. So wie
sein wütendes Spiel Ausdruck des gerechten Zorns über die blindwütigen Prozesse
der Zerstörung ist, so ist diese musikalische Rahmung im Film keine Überhöhung
des Widerstandes, sondern eine Begleitung, die mit ihren ästhetischen Mitteln
ebenfalls auf ganz eigene, Kraft spendende Art das menschliche Innerste der
seelischen und emotionalen Bewegungen berührt. Auch sie bahnt einen Weg.
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Schwarzgrüner Widerstand - Waldbesetzung 2013

Foto: © 2013 by Isus



Dr. Frauke Tomczak ist Literatur- und Filmwissenschaftlerin, Autorin und Dozentin. Sie
hat über Jahre thematisch ausgerichtete Filmreihen organisiert, kuratiert Kulturkooperationen,
zuletzt eine Reihe zum 100. Geburtstag von Heinrich Böll und kuratiert
seit fünf Jahren die Lyrikreihe im onomato Künstlerverein in Düsseldorf.

 * 

Quelle:

© 2017 by Frauke Tomczak

Mit freundlicher Genehmigung der Autorin
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DOKU/002: BRAND-Trilogie - Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur (Frauke Tomczak)


BRAND II - Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur

Texte zum Film von Frauke Tomczak



Der Titel von Brand II steht programmatisch nicht nur für seinen Inhalt,
sondern auch für seine Form. Der doppeldeutige Begriff der "Bepreisung"
meint genau nicht "bepreisen" im Sinne von loben und dank sagen, sondern
einer Sache einen Geldwert zuordnen, um sie als Objekt des ökonomisierten
Handels in bare Münze zu verwandeln - anders gesagt: sie zu kapitalisieren.
So und richtig gelesen bedeutet der Titel: Die Kapitalisierung der Natur
zerstört sie selbst und die Gegenwart der Dörfer.

Diese verbogene Dialektik ist uns seit 300 Jahren, verstärkt mit der
Industrialisierung, als Notwendigkeit der Fortschrittsgeschichte verkauft
worden. Wir wissen längst, spätestens aber seit Walter Benjamins
"Geschichtsphilosophischen Thesen", dass sie nicht stimmt, sondern im
Gegenteil eine horrende Spur der Zerstörung hinter sich lässt: "Aber ein
Sturm weht vom Paradiese her, der sich in seinen Flügeln verfangen hat, so
dass der Engel sie nicht mehr schließen kann. Dieser Sturm treibt ihn
unaufhaltsam in die Zukunft, der er den Rücken kehrt, während der Trüm-
merhaufen vor ihm zum Himmel wächst. Das, was wir Fortschritt nennen, ist
dieser Sturm." [1]

Nein, dieses Theorem ist keineswegs zu groß, um die Prozesse im Rheini-
schen Braunkohlenrevier zu fassen und zu begreifen. Es trifft sie im Gegenteil
genau, bringt sie auf den Punkt.

Brand II arbeitet diese Spur der Zerstörung mit dem Mittel der Kontrastmontage
heraus, teils im Medium des Bewegtbildes selbst, teils durch den bewusst
eingesetzten Kontrast zwischen Bild- und Tonspur. Er macht dabei Widersprüche
namhaft, die weit über die Konkreta, die zu sehen, zu hören sind, hinausgehen.
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Verlorengegangene Erinnerungen und zerbrochene Träume

Videostill: © 2017 by Susanne Fasbender



Der Auftakt ist wiederum als lange Kamerafahrt gestaltet, die uns bereits
verlassene Anwesen zeigt, auch die Front eines Gehöfts, des Fuhrmannshofes,
bewachsen mit Jahrzehnte altem Efeu. Auf der Tonspur erzählt Inge Broska,
Gründerin des "Hausmuseums Otzenrath-Hochneukirch", von ihrer lebenslangen
Konfrontation mit der Zerstörung: 50 Jahre - 50 Dörfer. Im letzten Drittel des
Films wird Susanne Fasbender in einem frappierenden Bild das restlose
Verschwinden von inzwischen 80 Dörfern und Ansiedlungen anschaulich machen. Auf
ein und derselben Landkarte des betroffenen Gebietes entstehen in der zeitlichen
Abfolge ihrer Zerstörung nach und nach Kreise und andere kartografische Zeichen
für umgesiedelte menschliche Ansiedlungen. Im Zwischenschnitt bekommen wir zu
vielen von ihnen konkrete sinnliche Bilder ihrer Existenz zu sehen: Fotos der
Ortschaften, alte Kupferstiche, Privatfotos ihrer Bewohner in
Alltagssituationen. Erfahrbarer könnte der Nachvollzug der Bedeutung
historischer Zeit und räumlicher Präsenz mit beides bewohnenden Menschen und
ihr als notwendig nur postuliertes Verschwinden nicht umgesetzt werden.

Die Bemerkung von Konrad Goebels, einer der Erben des Fuhrmannshofes lässt
aufhören, weil er die existentielle Dimension des Verschwindens transportiert.
Auf die Frage, wie lange seine Familie schon in der Region lebe, antwortet er
"schon immer, immer". Und Inge Broska erzählt von der symbolischen Geste alter
Menschen beim endgültigen Verlassen des Hauses: Nach dem letzten Fegen des Ein-
gangs lassen sie Handfeger und Besen auf der Schwelle zurück "wie ein Besteck,
das man abgibt." "Den Löffel abgeben" ist ein idiomatischer Ausdruck fürs
Sterben.

All diese Konkreta stehen in Brand II aber nicht für eine gefühlsduselige
Nostalgie, sondern um die Tiefe dieses eben existentiellen Einschnitts
begreifbar zu machen, den nicht nur die erzwungene Umsiedlung, sondern das
Wissen um die restlose Vernichtung dessen, was das Wort "Zuhause" mit all seinen
bis in die Sprache, bis in die Tradition der Gewerke und einige jahrhunderte
alte Familiengeschichten besser trifft, als der hoch aufgeladene und politisch
leider missbrauchte Begriff "Heimat".

Die Frage wofür? rückt diese Vernichtung beispielhaft ein in den jammer- vollen
Blick zurück auf eine Anhäufung von Trümmern von Walter Benjamins verzweifeltem
Engel der Geschichte: für eine Technologie, der Braunkohleenergiegewinnung, von
der wir inzwischen definitiv wissen, dass sie längst abgewirtschaftet hat, weil
sie nachweislich als eine der großen CO2- Produzenten im obersten Bereich der
Agenda der Naturzerstörung steht. Wie ist diese Ohnmacht des Wissens zu
erklären?
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Topographie der Zerstörung

Videostill: © 2017 by Susanne Fasbender



In einem kurzen und bündigen, aber sehr erhellenden Überblick über die
Geschichte der Rheinischen Tagebaue gibt Brand II Aufschluss über die
Verflechtung von Rechtsebene, politischer Verfügung und technologischem
Starrsinn, weil noch profitabel, und gibt damit weniger auf die Frage wofür? als
auf die Geschichte der Machtverflechtung, die ihr zugrunde liegt, eine Antwort.
1947, also zwei Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges, wurde der
Enteignungsparagraph reaktiviert, den die Nationalsozialisten im Jahr 1937 im
Bergrecht ausgebaut hatten: betraf er vormals nur Landflächen, wurde er 1937 um
Wohn- und Wirtschaftsgebäude, also die Dörfer, erweitert. 1950 wurde die
Kommission für das Rheinische Braunkohlenrevier, der Braunkohlenausschuss,
eingesetzt. Ihm werden im nächsten Bild Willi Hoffmann, der aus dem Ort
Etzweiler umsiedeln musste und Peter Jansen, Bürgermeister der Stadt Erkelenz,
zu der die Umsiedlungsorte für Garzweiler 2 gehören, überzeugend vorwerfen, mit
willfährigen Politikern besetzt zu sein. 100 Jahre später, 2047, soll das
Großprojekt der Vernichtung der gesamten Region für den Braunkohleabbau zwecks
Verfeuerung fossiler Brennstoffe zur Stromerzeugung abgeschlossen sein.

Wie gesagt: heute wissen wir, dass diese Form der Energiegewinnung tödlich ist
für unseren Planeten und für alle Generationen nach uns. "Ein Großteil der
Braunkohleenergie geht in den Braunkohleabbau zurück." - schneidet Susanne
Fasbender die Stimme einer Waldaktivistin ein kurz vor der langen Filmpassage
zur Entwidmung des Immerater Doms.

Gemeint ist der Energieaufwand für die Produktion und den Einsatz der
Großtechnik, der Riesenbagger zum Freischaufeln der Grube von gigantischen
Dimensionen, für den Einsatz von Menschen und Material. Ein
Selbstlauf der Technik? Womöglich auch das. Doch ein eklatanter
Widerspruch wird sofort übersichtlich: dem Zwang zur Flexibilität und
Dynamisierung, der den Betroffenen zugemutet wird, ein Zwang, der bis an
die Grenze der Existenzvernichtung geht, ja sie gar achselzuckend in Kauf
nimmt, steht auf der Seite des Kapitals und der Produktionsweise eine Starre
gegenüber, die sich nicht einmal in korrigierender Weise zu bewegen genötigt
sieht, wenn die angewandte Technologie nicht nur überholt ist, sondern sich
als gefährliche Quelle der Menschen- und Naturvernichtung erwiesen hat.
Wiederum Jutta Kill und Prof. Dr. Clive L. Spash (vgl Teil 1) machen in einem
Zwischenschnitt deutlich, wie RWE am Handel mit Emissionszertifikaten, die
zum Verständnis: etwas anderes sind als die Verschmutzungsrechte,
Milliarden gemacht haben. Der Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit mit
seiner desaströsen Spur der Vernichtung verläuft gegenwärtig zwischen den
unterschiedlichsten Fronten. Das offenbart Brand II auf eindringliche Weise.
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Am Kohlebrand gescheitertes Himmelstreben

Foto: © 2018 by Susanne Fasbender



In den langen Sequenzen, die der Entwidmung des gerne so genannten
"Immerather Doms", eigentlich Kirche St. Lambertus, Raum geben, sehen wir
weinende Frauen. Wir erleben wiederum in einer Kontrastmontage von Ton
und Bild den Gegensatz von feierlich-sphärischem Gesang des Kirchenchors,
den wir hören und den Bildern realer Zerstörung und bereits vollzogener
Verwüstungen, die wir sehen. Das Erlebnis beider Bedeutungen von
"Bepreisung".

In vorausgegangenen Filmpassagen haben wir von den diversen Taktiken der
RWE erfahren, die im Abbaugebiet lebenden Menschen zu zermürben: durch
eine kafkaeske juristische Prozessmaschinerie, durch reale ökologische
Probleme: das Abpumpen von Grundwasser, durch ökonomische Finessen:
den Ankauf einiger Häuser mit guten Preisen für die ehemaligen Besitzer
einerseits und andererseits die Androhung gegenüber denjenigen, die sich
als besonders hartnäckig in ihrem Widerstand erweisen, mit der per Gesetz
möglichen Enteignung.
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Als die Menschen noch glaubten, eine Wahl gehabt zu haben ...

Videostill: © 2017 by Susanne Fasbender



Brand II "Gegenwart der Dörfer und Bepreisung von Natur" führt mit all seinen
Konkreta der Geschichte des Verschwindens, der Vehemenz, Einigkeit
und Ausdauer des Widerstands dagegen und den emotionalen und seelischen
Folgen für die Betroffenen auf eindringliche, erklärende und bewegende
Weise vor Augen, dass die zerstörerische Ausbeutung und Vernichtung
der Natur und die würdelose Instrumentalisierung der Menschen zwei
Seiten ein- und derselben Medaille sind und was sie bedeuten. "Die Zerstörung
der Natur ist jetzt einfacher möglich, denn sie ist bepreisbar
geworden. Man kann Zerstörung kaufen". Das Statement von Jutta Kill zur
davor im Film erklärten Bepreisung von Natur, wie sie seit dem Kyotoprotokoll
spezifiziert wurde, wird zum Resümee. Susanne Fasbender rahmt
es durch das Stück "Hosiannah Rockefeller" von Kurt Weill / Bertolt Brecht,
gespielt vom Ensemble "Lebenslaute". Es tritt bewusst an Orten auf, die
durch von Menschen gemachte Zerstörung gezeichnet sind. Wir erinnern uns
an die atemberaubende Schönheit des riesigen uralten Magnolienbaums in
Blüte, den wir zu Beginn gesehen haben. Er existiert nur mehr im Film.

Dr. Frauke Tomczak ist Literatur- und Filmwissenschaftlerin, Autorin und Dozentin. Sie
hat über Jahre thematisch ausgerichtete Filmreihen organisiert, kuratiert Kulturkooperationen,
zuletzt eine Reihe zum 100. Geburtstag von Heinrich Böll und kuratiert
seit fünf Jahren die Lyrikreihe im onomato Künstlerverein in Düsseldorf.


Fußnote:

[1] Walter Benjamin, "Über den Begriff der Geschichte", in derselbe "Illuminationen. Ausgewählte
Schriften", Frankfurt/Main, 1977, S. 255.

 * 

Quelle:

© 2017 by Frauke Tomczak

Mit freundlicher Genehmigung der Autorin
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HNO/288: Schilddrüsenerkrankungen - Vor einer Operation sollten verschiedene Fachärzte das Organ untersuchen (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 04.05.2018

Schilddrüsenerkrankungen: Vor einer Operation sollten verschiedene Fachärzte das Organ untersuchen



Jedes Jahr werden in Deutschland mehr als hunderttausend Menschen an der
Schilddrüse operiert. Für viele Schilddrüsenerkrankungen ist es die beste
und sogar die einzige Behandlungsmöglichkeit. Warum sich Patienten
interdisziplinär, also von verschiedenen Fachärzten, untersuchen, beraten
und behandeln lassen sollten, bevor die Entscheidung zur Operation fällt,
darüber spricht eine Expertin auf der Pressekonferenz anlässlich der 89.
Jahresversammlung der Deutschen Gesellschaft für Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde,
Kopf- und Hals-Chirurgie (DGHNO KHC) am 8. Mai in Lübeck.

Etwa 30 Prozent der deutschen Bevölkerung sind an der Schilddrüse
erkrankt. Das kleine Organ auf Höhe der Luftröhre direkt unterhalb des
Kehlkopfs produziert dann hierbei nicht selten zu viel oder zu wenig
Hormone. "Schilddrüsenhormone sind an der Aufrechterhaltung verschiedener
lebensnotwendiger Körperfunktionen beteiligt", erläutert Privatdozentin
Dr. med. Magis Mandapathil von der Klinik für Hals-, Nasen- und
Ohrenheilkunde Asklepios St. Georg (Hamburg) im Vorfeld der 89.
Jahrestagung. "Störungen haben unter anderem Auswirkungen auf das
Herz-Kreislauf-System, den Stoffwechsel und den körperlichen Antrieb."

Häufig ist den Betroffenen nicht bewusst, dass sie an der Schilddrüse
erkrankt sind. "Die Diagnose wird meist anlässlich einer
Routineuntersuchung beim Hausarzt oder bei einer Blutuntersuchung
gestellt", berichtet Dr. Mandapathil. Die Ärzte überweisen die Patienten
dann an einen Facharzt, der sie über die weiteren Behandlungsmöglichkeiten
informiert. "Erkrankungen der Schilddrüse können sehr komplex sein. Sie
fallen daher in die Zuständigkeit verschiedener Fachärzte", erklärt die
Expertin. Endokrinologen können medikamentös eine Unterfunktion oder
Überfunktion des Organs einstellen. Nuklearmediziner können die
Hormonproduktion durch Radiojod auf Dauer stoppen. Hals-Nasen-Ohren-Ärzte
und Allgemeinchirurgen sind besonders gefragt, wenn eine vergrößerte
Schilddrüse Beschwerden beim Schlucken und Atmen macht, andere
Therapieoptionen versagen oder der Verdacht auf eine Krebserkrankung
besteht. Dann sind auch Pathologen, Strahlentherapeuten und Onkologen an
der Betreuung beteiligt.

In vielen Städten haben sich Schilddrüsenzentren gebildet, in denen
Experten aller Fachbereiche zusammenarbeiten. "Eine solche Kooperation
ermöglicht eine sorgfältige und zielgerichtete Diagnostik von
Schilddrüsenerkrankungen," so Dr. Mandapathil. Besonders wichtig sei dies,
wenn eine Operation erwogen wird. In Deutschland ist dies am häufigsten
bei einer durch Knotenbildung vergrößerten Schilddrüse der Fall. Seltener
bei einem Morbus Basedow oder Schilddrüsenkrebs.

"Die Operation sollte am besten an einem Schilddrüsenzentrum von einem
erfahrenen Operateur erfolgen", betont Dr. Mandapathil. So können
Komplikationen vermieden werden, die oft lebenslange Folgen haben, wie
beispielsweise eine Verletzung des Stimmbandnervens. Diese kann eine
dauerhafte Heiserkeit, den Verlust der Stimmhöhe oder eine schnelle
Stimmermüdung bis hin zur Atemnot zur Folge haben. Bei einer Verletzung
der Nebenschilddrüsen kann es zu einem Kalziummangel kommen. Insbesondere
bei der chirurgischen Behandlung von Schilddrüsenkrebs, welche stets
stadien- und tumorgerecht den aktuellen Leitlinien entsprechend zu
erfolgen hat, kann bedingt durch die Ausdehnung des Tumors in die
benachbarten Strukturen, wie der Luftröhre, Kehlkopf, der Speiseröhre oder
Stimmbandnerven, oder der Absiedlung von Tumorzellen in den seitlichen
Hals eine chirurgische Kooperation von Allgemeinchirurgen und
Hals-Nasen-Ohren-Ärzten in der prä-, intra- und postoperativen Versorgung der
Patienten essentiell zur Erzielung optimaler Ergebnisse sein.

Die Erfahrung des Chirurgen ist besonders gefragt, wenn moderne
Operationstechniken eine spätere Narbe am Hals vermeiden sollen. Hierzu
wurden in den letzten Jahren verschiedene Techniken entwickelt. Dr.
Mandapathil erklärt: "Die Operation kann heute in ausgewählten Fällen von
der Achsel aus, über einen Schnitt hinter dem Ohr oder sogar durch die
Mundhöhle mittels Endoskopen oder einem Operationsrobotor erfolgen und für
ein tadelloses kosmetisches Ergebnis sorgen. "Doch auch hier sollten die
Sicherheit des Patienten und der Therapieerfolg immer an erster Stelle
stehen", so Dr. Mandapathil.Auch diese neuen alternativen Verfahren
profitieren in ihrer Durchführung, insbesondere abhängig vom Zugangsweg,
von einer Kooperation von Allgemeinchirurgen und Hals-Nasen-Ohren-Ärzten.

Über interdisziplinäre Konzepte in der chirurgischen Therapie von
Schilddrüsenerkrankungen und die Rolle der HNO-Ärzte in dieser
Zusammenarbeit, spricht Privatdozentin Dr. med. Magis Mandapathil am 8.
Mai 2018 auf der Pressekonferenz anlässlich der 89. Jahresversammlung der
DGHNO KHC. Die Interdisziplinarität steht ebenfalls im Fokus beim
Rundtischgespräch "Diagnostik und Therapie von Schilddrüsenmalignomen" am
11. Mai 2018, bei dem HNO-Ärzte, Nuklearmediziner, Neurologen,
Endokrinologen und Chirurgen vertreten sein werden.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.hno.org/kongress/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V.

Medizin - Kommunikation, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/964: Multiple Sklerose - Mehr Sicherheit bei der Therapie (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 04.05.2018

Multiple Sklerose: Mehr Sicherheit bei der Therapie

- MHH-Wissenschaftler: Mit Magnetresonanztomografie können lebensbedrohliche
Folgen der Behandlung verhindert werden 

- Veröffentlichung in Fachzeitschrift JAMA Neurology



Sie helfen effektiv, ihre möglichen Nebenwirkungen können aber auch
gefährlich sein: Medikamente, mit denen seit einigen Jahren die Multiple
Sklerose (MS) behandelt wird. Die MS ist die häufigste
chronisch-entzündliche Erkrankung von Gehirn und Rückenmark junger Erwachsener, bei
der fast jedes neurologisches Symptom auftreten kann, zum Beispiel
Sehstörungen oder Lähmungen. In Deutschland haben etwa 120.000 Menschen
Multiple Sklerose. Die Erkrankung ist nicht heilba, ihre Ursache ist
unbekannt, aber ihr Verlauf kann durch verschiedene Maßnahmen günstig
beeinflusst werden. Die Krankheit verläuft typischerweise in Schüben, in
denen neue Symptome auftreten oder alte aufflammen können. Die neuere
Generation der MS-Arzneimittel, wie beispielsweise Natalizumab, können die
für die Erkrankung typischen schubweise auftretenden Entzündungen in
Gehirn und Rückenmark sehr wirkungsvoll verhindern. Doch sie unterdrücken
das Immunsystem des Patienten, so dass es den Körper schlechter gegen
Viren verteidigen kann. So können Viren reaktiviert werden, ins Gehirn
einwandern und dieses substanziell schädigen, was Behinderungen oder sogar
den Tod des Patienten zur Folge haben kann. Eines dieser Viren ist das
sogenannte JC-Virus, das die "Progressive Multifokale Leukenzephalopathie"
(PML) auslöst.

Diagnose bevor Symptome auftreten

Forscher um Privatdozent Dr. Mike P. Wattjes vom Institut für
Diagnostische und Interventionelle Neuroradiologie der Medizinischen
Hochschule Hannover (MHH) haben nun herausgefunden, dass regelmäßige
Untersuchungen der Patienten im Magnetresonanztomografen (MRT) diese
lebensbedrohlichen Folgen der Therapie durch eine frühzeitige Diagnose
verhindern können. Die Diagnose einer PML mit Hilfe der MRT-Untersuchung
gelingt sogar noch bevor Symptome einer Virusinfektion des Gehirns
auftreten oder das Virus selbst im Hirnnervenwasser (Liquor) nachweisbar
ist. PD Dr. Wattjes hat diese Erkenntnisse mit Kollegen von der Freien
Universität Amsterdam gewonnen. Die Ergebnisse der Studie veröffentlichte
die renommierte Fachzeitschrift JAMA Neurology.

Dieses Konzept der stringenten Therapieüberwachung bei MS-Patienten wird
jetzt an der MHH in Zusammenarbeit mit dem kommissarischen Direktor der
MHH-Klinik für Neurologie, Professor Dr. Martin Stangel, weiterentwickelt.
Die Neuroimmunologie und insbesondere die Multiple Sklerose hat an der MHH
einen Schwerpunkt. Wenn der JC-Virus Schäden im Gehirn angerichtet hat,
wird das MS-Medikament abgesetzt, bis sich das Immunsystem erholt und die
Infektion bekämpft hat. Anschließend wird die MS-Therapie mit einem
anderen Medikamente fortgesetzt.

PD Dr. Wattjes wertet nicht nur für die MHH, sondern auch für Patienten
aus ganz Deutschland und aus dem Ausland MRT-Aufnahmen aus. Dafür ist eine
spezielle neuroradiologische Expertise Voraussetzung, welche nur an
wenigen Standorten auf der Welt verfügbar ist. Er wirkt für die MHH an
einem Pilotprojekt mit, in dem es darum geht, die MHH als Referenzzentrum
für eine neue internationale digitale Plattform zu etablieren. Auf dieser
können von überall auf der Welt MRT-Aufnahmen anonymisiert hochgeladen
werden, um für eine Zweitbegutachtung zur Verfügung zu stehen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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Quelle:
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ONKOLOGIE/1914: Narben im Genom - Mutationssignaturen geben Auskunft über Tumorentwicklung (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 04.05.2018

Narben im Genom: Mutationssignaturen geben Auskunft über Tumorentwicklung



Die Entstehung von Krebs wird durch eine Vielzahl an DNA-Mutationen
verursacht. Diese hinterlassen charakteristische "Narben", sog.
Mutationssignaturen, im Genom, anhand derer prinzipiell die Art des Tumors
und seine Entwicklungsgeschichte bestimmt werden könnte. Zweifelsfrei
beweisen ließ sich das in Krebszellen bisher nicht, da im stark
geschädigten Erbgut die charakteristischen Mutationsspuren verwischen. Mit
Hilfe der CRISPR-Cas9-Technologie ist es am Wellcome Trust Sanger
Institutes, UK und am Wiener CeMM nun erstmals gelungen, das Konzept der
Mutationsspuren in der Zellkultur nachzuweisen. Die Ergebnisse wurden in
Nature Communications veröffentlicht (DOI: 10.1038/s41467-018-04052-8).

Entwickelt sich aus einer normalen Körperzelle ein bösartiger Tumor, haben
sich zuvor eine ganze Reihe an verheerenden Schäden angesammelt.
Unkontrolliertes Wachstum, die Invasion benachbarter Gewebe und
schließlich die Bildung von Metastasen sind das Resultat unzähliger
Mutationen der DNA. Solche Anhäufungen an beschädigtem Erbgut werden meist
durch schädliche Umwelteinflüsse, genetische Vorbelastungen, fehlgeleitete
Enzymaktivität oder Fehler bei der Vervielfältigung oder der Reparatur der
DNA hervorgerufen. Jede dieser ursprünglichen mutagenen Bedingungen
hinterlässt ein charakteristisches Muster an DNA-Schäden, sogenannte
Mutationssignaturen.

Anhand dieser "Narben" im Genom ließen sich theoretisch die
Entstehungsgeschichte eines Tumors ablesen und seine Eigenschaften
bestimmen, für die Auswahl einer geeigneten Therapie wäre das ein
wichtiger Beitrag. Mutationssignaturen eindeutig zu entziffern und mit der
Entstehung von Krebs in Verbindung zu bringen, ist jedoch eine große
Herausforderung, da die genetischen Spuren durch die große Zahl an
DNA-Schäden, die ein Patient im Laufe seines Lebens anhäuft, verwischt werden.
Selbst beste klinische Daten konnten bisher keine eindeutigen Resultate
liefern.

Anders in der nun vorliegenden Studie, in der das Team von Joanna Loizou,
Forschungsgruppenleiterin am CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, in Kollaboration mit
ForscherInnen des Wellcome Trust Sanger Institute in Cambridge einen neuen
Ansatz zur Anwendung gebracht hat: Anstatt in den Zellen von
Krebspatienten nach Mutationssignaturen zu suchen, ließen die
WissenschaftlerInnen diese im Laborversuch entstehen.

Für die Experimente verwendeten die Forschenden spezielle menschliche
Zelllinien, die für die Genomeditierung mit CRISPR/Cas9 optimiert sind. In
neun getrennten Ansätzen wurde damit jeweils ein anderes Gen für die
DNA-Reparatur dieser Zellen zerstört und somit eine Ausgangbedingung für die
Entstehung von Krebs (und damit auch für Mutationssignaturen) geschaffen.
Anschließend ließ man die Zellen einen Monat lang wachsen, isolierte ihre
DNA und untersuchte sie. Mit speziell entwickelten Computeralgorithmen
analysierten die WissenschaftlerInnen die Gesamtheit aller Mutationen, die
sich in diesem Zeitraum im Genom der Zellen angesammelt hatten, und wurden
tatsächlich fündig: Die Genome der unter kontrollierten Bedingungen
gezüchteten Zellen waren beinahe identisch mit den vorhergesagten Mustern,
die man auch in Krebszellen gefunden hatte.

"Unsere Ergebnisse bestätigen Mutationssignaturen für alle Klassen von
Mutationen" fasst Co-Studienleiterin Joanna Loizou die Ergebnisse
zusammen. "Zum ersten Mal ist es damit gelungen, dieses theoretische
Konzept in einem streng kontrollierten experimentellen Verfahren
nachzuvollziehen." Einzelne Gendefekte können dabei mehr als eine
Mutationssignatur hervorrufen, fügt Loizou hinzu. Und auch das Gegenteil
wurde beobachtet, erklärt Michel Owusu, PhD Student in Loizous Labor und
Co-Erstautor der Studie. "Eine Mutationssignatur muss nicht zwangsläufig
einem Defekt in einem einzigen Gen entspringen, es können auch andere
Gene, die an dem betroffenen DNA-Reparaturmechanismus beteiligt sind, dazu
beitragen", so Owusu.

Die Resultate der Studie bestätigen nicht nur ein analytisches Prinzip,
mit dem die Krebsentwicklung beschrieben werden kann. Mutationssignaturen
sind eine direkte Messgröße für spezifische Fehlfunktionen einer Zelle.
Daher könnte man diese Spuren im Erbgut als Biomarker für die
Charakterisierung von Tumoren verwenden, selbst wenn man deren
ursächlichen Gendefekte nicht kennt. Mutationssignaturen wären damit ein
neues diagnostisches Werkzeug für die präzise und personalisierte
Behandlung von Krebs.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://cemm.at/news/

https://www.nature.com/articles/s41467-018-04052-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100
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RADIOLOGIE/304: Quantitative Computertomographie informiert über Belüftung der Lunge (idw)


Deutsche Röntgengesellschaft e.V. - 04.05.2018

Röntgenkongress: Neuronales Netz blickt tief in die Lunge



Ursprünglich war die Computertomographie (CT) ein Röntgenverfahren, das
vor allem Informationen zur Anatomie der untersuchten Organe lieferte. Mit
Hilfe von aufwändigen, computergestützten Analysemethoden können
Radiologen heute aber sehr viel mehr aus den CT-Daten herauslesen. Eine
Studie der Universitätsmedizin Mannheim zeigt, dass sich aus
CT-Datensätzen der Lunge die Lungenfunktion mit guter Präzision abschätzen
lässt.

"Wenn wir uns als Radiologen CT-Bilder ansehen, dann sehen wir helle und
dunklere Areale und beurteilen das Organ anhand dieser
Helligkeitsunterschiede", sagt Joshua Gawlitza vom Institut für klinische
Radiologie und Nuklearmedizin der Universitätsmedizin Mannheim. Auch
Software-Programme, von denen sich Radiologen schon seit Längerem bei der
Auswertung einer CT helfen lassen, werten in der Regel Dichteunterschiede
auf CT-Aufnahmen aus und ermitteln in den jeweils interessierenden
Regionen Durchschnittswerte.

Quantitative Computertomographie informiert über Belüftung der Lunge

Mit den umfangreichen Datensätzen moderner CT-Geräte lassen sich in
Zeiten, in denen Computerkapazitäten kaum ein Problem mehr darstellen,
aber auch ganz andere Auswertungen machen. Ein Beispiel ist die
quantitative Computertomographie (qCT). "Bei diesem Verfahren wertet die
Software nicht nur durchschnittliche Dichtewerte aus, sondern analysiert
jeden einzelnen dreidimensionalen Pixel oder 'Voxel' separat und setzt sie
miteinander in Verbindung", erläutert Gawlitza.

In einem Organ wie der Lunge kann das hoch interessant sein: Dort wertet
die qCT pro Lungenflügel mehr als zwei Millionen Voxel aus. Bei Patienten
mit einer chronisch-obstruktiven Lungenerkrankung (COPD) zum Beispiel ist
die Lunge nicht homogen belüftet. Es gibt vielmehr Areale, in denen die
Luft beim Ausatmen "steckenbleibt" und andere, die weitgehend normal
arbeiten. "Solche schlecht belüfteten Areale können wir mit der qCT
erkennen", so Gawlitza. Ein anderes Beispiel sind Verkalkungen der
Herzkranzgefäße, die in der normalen CT ohne Quantifizierung lediglich als
dichte Ablagerungen erscheinen. In der qCT dagegen kann der Aufbau der
Kalk-Plaques sowie deren Volumen detailliert dargestellt und vor allem
quantifiziert werden. Insbesondere für die individuelle Risikoabschätzung
des Patienten ist dies relevant.

Neuronales Netz nutzt qCT-Parameter zur Berechnung der Lungenfunktion

Gawlitza und seine Kollegen von der Universitätsmedizin Mannheim berichten
beim 99. Deutschen Röntgenkongress von einer klinischen Studie, in der sie
bei 75 Patienten mit COPD untersucht haben, ob aus den sehr detaillierten
Informationen, die die qCT liefert, nicht auch Rückschlüsse auf die
Funktion der Lunge gezogen werden können. "Insbesondere in der klinischen
Forschung kann es hilfreich sein, die Lungenfunktion auf Basis von
CT-Daten zu ermitteln, zum Beispiel wenn bei einem Patienten zwar CT-Bilder,
aber keine Lungenfunktionsdaten vorliegen", erläutert Gawlitza.

Konkret haben die Mannheimer mehrere qCT-Parameter - darunter
Lungenvolumen, mittlere Lungendichte und den Anteil der schlecht
belüfteten Lungenareale - in ein neuronales Netzwerk gefüttert. Zum
Einsatz kam das dafür in Mannheim eigens für die qCT-Auswertung der Lunge
entwickelte Programm PrediCT. "Letztlich rechnet die Software die
Lungenfunktion auf Basis unterschiedlicher Modelle durch und bildet einen
Mittelwert. Den haben wir dann mit dem Goldstandard, einer Messung der
Lungenfunktion mittels Bodyplethysmographie, verglichen", so Gawlitza.

Genauigkeit wächst mit jedem Patienten

Die vorläufigen Ergebnisse, denen CT- und Bodyplethysmographie-Datensätze
von 75 Patienten zugrunde liegen, können sich sehen lassen: Nur um etwa 10
Prozent weichen die von der Software berechneten Lungenfunktionsparameter
wie FEV1/VC oder RV/TLC von jenen ab, die per Goldstandard-Methode
gemessen wurden. Der besondere Charme an der Nutzung eines neuronalen
Netzwerks besteht darin, dass die Genauigkeit der Abschätzung der
Lungenfunktion im Laufe der Zeit zunimmt, weil die Software lernfähig ist:
"Wir untersuchen derzeit pro Woche drei bis vier Patienten im Rahmen der
Studie. Unsere Ergebnisse werden also noch deutlich besser werden", so
Gawlitza.

Auf Dauer, glaubt der Radiologe, könnte die Kombination aus qCT und
selbstlernenden Algorithmen bei immer mehr Fragestellungen diagnostische
Hilfestellung leisten. Für vielversprechend hält er unter anderem einen
Einsatz bei der Durchblutungsmessung sowie in der Krebsmedizin bei der
Abgrenzung von Tumorgewebe. Dass Software den Radiologen in naher Zukunft
ersetzt, glaubt Gawlitza nicht: "Dank solcher IT-Lösungen können wir den
behandelnden Ärzten genauere Informationen liefern. Gleichzeitig wird es
immer wichtiger, dass diese Informationen richtig eingeordnet werden."


Der Deutsche Röntgenkongress

Die Deutsche Röntgengesellschaft (DRG) ist eine der traditionsreichsten
medizinischen Fachgesellschaften. Ihre Aufgabe ist die Förderung der
Radiologie in der medizinischen Anwendung, in der Forschung und in der
Lehre. Jährlich richtet die DRG den Deutschen Röntgenkongress (RöKo) aus.
Er ist der größte deutschsprachige Kongress der medizinischen Bildgebung
mit rund 7.000 Besuchern, die sich über neueste Forschungsergebnisse und
deren Auswirkungen und Anwendungen in Klinik und Praxis informieren
können. Der RöKo trägt außerdem den Anforderungen nach kontinuierlicher
Fortbildung durch zahlreiche Workshops und Refresherkurse Rechnung.
Von 2016 bis 2020 findet der Kongress im Congress Center Leipzig (CCL)
statt. Die Sachsenmetropole bildet dabei mit ihrer kulturellen Vielfalt,
wirtschaftlichen Prosperität und einer über 500-jährigen Messetradition
den idealen Rahmen für eine medizinische Fachdisziplin, die sich durch
Modernität, Traditionsbewusstsein, Facettenreichtum und Innovationsfreude
auszeichnet.

Der 99. Deutsche Röntgenkongress (9. bis 12. Mai 2018) steht unter dem
Motto "Radiologie verbindet" und fokussiert auf ausgewählte radiologische
Schwerpunktthemen:

- Herz und Gefäße: Diagnostik und Intervention

- Neuroradiologie: Diagnostik und Intervention

- Digitale Kommunikation in der Radiologie.

http://www.roentgenkongress.de#roeko2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution449
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UROLOGIE/325: Niedrig-Risiko-Prostatakarzinom erstmals in Deutschland mit Laserfasern behandelt (idw)


Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden - 04.05.2018

Niedrig-Risiko-Prostatakarzinom erstmals in Deutschland mit Laserfasern behandelt



Ein Operationsteam um Prof. Manfred Wirth, Direktor der Klinik für
Urologie am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, wendete
erstmals in Deutschland das sogenannte "Tookad"-Verfahren außerhalb von
klinischen Studien an. Diese fokale Therapie, bei der lediglich die vom
Krebs betroffene Seite der Prostata therapiert wird, nutzt den
fotosensitiven Wirkstoff Padeliporfin ("Tookad"). Im Rahmen einer
Operation werden Laserfasern in die Seite der Prostata eingebracht, die
vom Tumor befallen ist. Der Laser regt das "Tookad"-Medikament an, wodurch
es zur Gefäßzerstörung sowie einer verminderten Blutzufuhr kommt, was das
betroffene Gewebe absterben lässt.

Bisher hatten Patienten mit einem Prostatakarzinom geringen Risikos in
Deutschland lediglich drei Therapieoptionen: Eine Bestrahlung des Tumors,
eine Entfernung der Prostata oder aber eine aktive Überwachung ohne
therapeutische Eingriffe. Am gestrigen Donnerstag (3. Mai 2018) ist nun
eine vierte, minimalinvasive Möglichkeit hinzugekommen. "Das
'Tookad'-Verfahren ist ein Meilenstein der Urologie: Erstmals können
Patienten in Deutschland mit einem Niedrig-Risiko-Prostatakarzinom auch
risikoarm behandelt werden", betont Prof. Manfred Wirth die Bedeutung der
neuen Operationstechnik.

"Gravierende Eingriffe wie die Bestrahlung des Tumors oder eine radikale
Prostatektomie, also die Entfernung der Prostata, sind für
Prostatakarzinome mit geringem Risiko nur im Ausnahmefall zu empfehlen, da
sie erhebliche Nebenwirkungen wie Inkontinenz oder Impotenz hervorrufen
können. Das bisherige Standardverfahren der aktiven Überwachung des Tumors
durch regelmäßige ärztliche Kontrollen ohne therapeutischen Eingriff
stellt für viele Patienten jedoch eine fortwährende psychische Belastung
dar", erklärt der erfahrene Tumorexperte.

Minimalinvasive Prostatakarzinom-Behandlung

Im Rahmen einer multizentrischen Studie, an der sich auch das
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus beteiligte, wurde die Wirksamkeit
des 2016 am renommierten israelischen Weizmann-Institut für Wissenschaften
entwickelten "Tookad-Verfahrens" bestätigt. Die Klinik für Urologie des
Dresdner Universitätsklinikums ist deutschlandweit die erste Klinik, die
dieses Verfahren jetzt in der Regelversorgung anwendet. Im Rahmen des
"Tookad-Verfahrens" setzen die Ärzte auf den fotosensitiven Wirkstoff
Padeliporfin, der im "Tookad"-Medikament enthalten ist. Weil Lichtquellen
mit einer bestimmten Wellenlänge den Wirkstoff anregen, muss der Patient
während der rund eineinhalbstündigen Operation komplett verhüllt werden.
Durch Laserfasern, die die Chirurgen minimalinvasiv über den Dammbereich
in die Prostata einbringen und so das Medikament aktivieren, kommt es zur
Zerstörung von Gefäßen und zum Absterben des mit dem Tumor befallenen
Gewebes. Aufgrund der schonenden Therapie ist es den Patienten bereits am
dritten Tag nach der Operation möglich, das Krankenhaus zu verlassen. Um
auszuschließen, dass auch die nicht behandelte Hälfte der Prostata
betroffen ist, ermitteln die Mediziner neun bis zwölf Monate nach der
Operation im Rahmen einer Biopsie den Gesundheitszustand des verbliebenen
Prostatagewebes.

Das Prostatakarzinom ist die häufigste Krebserkrankung des Mannes und
dessen zweithäufigste durch Krebs hervorgerufene Todesursache. Jährlich
erkranken deutschlandweit rund 57.000 Männer neu an Prostatakrebs. "Anders
als Patienten, bei denen die gesamte Prostata entfernt werden musste,
tritt beim 'Tookad'-Verfahren keine Inkontinenz auf. Auch Einschränkungen
bei der Potenz sind sehr selten", erklärt Prof. Manfred Wirth. "Doch
bisher kann nur ein geringer Anteil aller Prostatakarzinom-Patienten -
nämlich solche mit einem geringen Risiko - von der neuen Therapie
profitieren. Deshalb gilt es nun, im Rahmen weiterer Studien die
Anwendungsfelder der neuen Operationstechnik gegebenenfalls auszuweiten,
damit perspektivisch auch Patienten, die an Prostatakarzinomen mit höherem
Risiko erkrankt sind, von der neuen Methode profitieren können."


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.uniklinikum-dresden.de/uro

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65486

Pressemitteilung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1564

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Carl Gustav Carus Dresden, Holger Ostermeyer, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





BILDUNG/1105: Hebammenausbildung - vollständige Akademisierung notwendig (idw)


Hochschule für Gesundheit - 04.05.2018

Bernloehr: "Es muss schnell und kraftvoll gehandelt werden"



Auch in Deutschland muss bis zum Jahr 2020 die EU-Richtlinie 2013/55/EU
über die Anerkennung von Berufsqualifikationen umgesetzt sein. Aus Sicht
des Bundes ergibt sich durch eine EU-Richtlinie für die Hebammenausbildung
bereits heute die Notwendigkeit einer vollständigen Akademisierung der
Ausbildung bis zum 18. Januar 2020. Um eine Vollakademisierung der
Hebammenausbildung in Deutschland zu erreichen, müsse schnell und
kraftvoll gehandelt werden, fordert deshalb Dr. Annette Bernloehr,
Professorin für Hebammenwissenschaft an der Hochschule für Gesundheit (hsg
Bochum).

"Die Vorgabe der EU ist seit Jahren bekannt. Deutschland hängt mit der
nicht flächendeckend umgesetzten hochschulischen Ausbildung für Hebammen
europaweit hinterher und zeigt nun Tendenzen der Torschlusspanik mit der
entsprechenden Gefahr für Schnellschüsse und Halbherzigkeiten." Mit diesen
Worten reagierte Dr. Annette Bernloehr, Professorin für
Hebammenwissenschaft an der Hochschule für Gesundheit (hsg Bochum), auf
die aktuelle Diskussion in Nordrhein-Westfalen über die Folgen, die die
vollständige Akademisierung der Hebammenausbildung bis zum Jahr 2020 in
NRW hätte.

Auch in Deutschland muss bis 2020 die EU-Richtlinie 2013/55/EU über die
Anerkennung von Berufsqualifikationen umgesetzt sein. Aus Sicht des Bundes
ergibt sich durch eine EU-Richtlinie für die Hebammenausbildung bereits
heute die Notwendigkeit einer vollständigen Akademisierung der Ausbildung
bis zum 18. Januar 2020. Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
von Februar 2018 ist festgehalten, dass die regierenden Bundesparteien die
Hebammenausbildung nach den EU-Vorgaben als akademischen Beruf umsetzen
werden.

Bernloehr: "Um eine Vollakademisierung der Hebammenausbildung in
Deutschland zu erreichen, muss schnell und kraftvoll gehandelt werden,
auch in NRW. An dem Prozess des Übergangs müssen alle notwendigen Akteure
beteiligt werden. So wie wir uns mit unserer Expertise und achtjährigen
Erfahrung als erste staatliche Hochschule für Gesundheitsberufe in
Deutschland im Bereich der hochschulischen Ausbildung von Hebammen gerne
in diesen Diskussionsprozess einbringen, so sollten auch die
Mitarbeiter*innen von Fachschulen eingebunden werden. Leider wird der
schon heute sichtbare Versorgungsengpass mit Hebammenhilfe gern als Grund
dafür genannt, die ganze Akademisierung in ein negatives Licht zu rücken.
Das Gegenteil muss der Fall sein. Denn nur, wenn der Beruf der Hebamme ein
attraktiver, zukunftsfähiger Beruf ist, der Perspektiven bietet, wird der
Mangel an Hebammen reduziert werden können."

Zur Sicherung der Versorgung von Frauen, Kindern und Familien mit
Hebammenhilfe seien innovative Konzepte gefragt, die den gut gebildeten
jungen Menschen eine lebenslange berufliche Perspektive geben sowie ihrer
Grundbildung Rechnung tragen.

"Außerdem ist eine Modifikation der teilweise unerträglichen
Arbeitsbedingungen notwendig, um die Hebammen auch in ihrem erlernten
Beruf halten zu können", erklärte Annette Bernloehr.

Aus frauen- und gleichstellungspolitischer Sicht sei es eine Zumutung, als
Einstiegsqualifikation für den überwiegend von Frauen ausgeübten
Hebammenberuf eine zwölfjährige Schulbildung zu erwarten, dann aber mit
einer nicht hochschulischen Ausbildung gerade diese Frauen in eine
Bildungssackgasse zu schicken, fügte sie hinzu.

Bernloehr: "Von Seiten der Politik wünschen wir uns Unterstützung bei der
Sicherung der Versorgung von Frauen während Schwangerschaft und rund um
die Geburt, aber auch bei der Weiterentwicklung und Zukunftssicherung
eines mehrheitlich von Frauen ausgeübten, verantwortungsvollen Berufes."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1554

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Gesundheit, Dr. Christiane Krüger, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





ETHIK/1260: Herbsttagung - Lässt sich der "Vererbungsturbo" bändigen? (Infobrief - Deutscher Ethikrat)


Infobrief des Deutschen Ethikrates Nr. 22 - Januar 2018 - 01/18

Herbsttagung

Lässt sich der "Vererbungsturbo" bändigen?



Die öffentliche Herbsttagung des Deutschen Ethikrats fand in diesem
Jahr am 26. Oktober im Festsaal der Jüdischen Gemeinde in Frankfurt am
Main statt. Unter dem Titel "Gene-Drive-Vererbungsturbo in Medizin und
Landwirtschaft" ging es um eine molekularbiologische Technik, mit
deren Hilfe genetische Merkmale innerhalb weniger Generationen unter
den Individuen einer bestimmten Art verbreitet werden können.


Um die Dimension der von Gene-Drives ausgehenden normativen
Herausforderungen hervorzuheben, zitierte der Vorsitzende des
Deutschen Ethikrats, Peter Dabrock, in seiner Einführung die
zivilgesellschaftliche Organisation Action Group on Erosion,
Technology and Concentration (ETC). Diese hatte in einer Stellungnahme
das Risikopotenzial von Gene-Drives, die in Verbindung mit Techniken
der Genom-Editierung eingesetzt werden, als "Gen-Bombe" bezeichnet.
Gene-Drives eröffneten Eingriffsmöglichkeiten, die das "Ende der
Natur" einleiten könnten.

Auf der anderen Seite stünden den Risiken regelrechte "technoreligiöse
Heilsversprechen" gegenüber, denn die Befürworter erhofften sich von
Gene-Drives neue und durchschlagende Strategien zur Bekämpfung von
Infektionskrankheiten und Agrarschädlingen. Sowohl im medizinischen
als auch im landwirtschaftlichen Anwendungsbereich gehe es dabei um
gentechnische Eingriffe an Insekten, die wegen ihrer raschen
Generationenfolge besonders geeignete Zielorganismen für Gene-Drives
seien. Eine besondere ethische Herausforderung liege vor allem in der
Möglichkeit, mit ihrer Hilfe ganze Populationen und eventuell sogar
ganze Arten von Schadinsekten gezielt auszulöschen. Dabrock zufolge
setzt die angemessene Beurteilung möglicher Anwendungen von
Gene-Drives auch diesseits der radikalen Handlungsoption der gezielten
Elimination ganzer Arten neben der Beantwortung einer Vielzahl offener
Sachfragen auch die eines breiten Spektrums an normativen Fragen
voraus, die außer ethischen, rechtlichen und anderen regulatorischen
Themen auch ökonomische, religiöse und weltanschauliche Aspekte eines
angemessenen Naturverhältnisses berühren. In jedem Fall sehe der
Deutsche Ethikrat - wie schon in seiner Ende September
veröffentlichten Ad-hoc-Empfehlung zu Keimbahneingriffen am
menschlichen Embryo - guten Grund, davor zu warnen, dass in einem
internationalen Wettbewerb um wissenschaftliche Anerkennung und
wirtschaftliche Innovation Fakten mit globaler Tragweite geschaffen
werden könnten, denen die Weltgesellschaft dann nur noch
hinterherregulieren könne.

Anwendungspotenziale

Den ersten Vortrag der Tagung hielt der Genetiker Nikolai Windbichler,
der in der Arbeitsgruppe von Andrea Crisanti am Imperial College
London an der Entwicklung eines ersten Gene-Drive-Systems zur
Unterdrückung von Populationen der Malaria übertragenden Moskitoart
Anopheles gambiae mitgewirkt hat. Windbichler verwies zunächst auf die
enorme medizinische Relevanz möglicher Gene-Drive-Anwendungen: Eine
Milliarde Krankheitsfälle gehen jährlich allein auf durch Moskitos
übertragene Infektionskrankheiten zurück. Die in den letzten
Jahrzehnten durch die Einführung von Moskitonetzen und neue
Kombinationstherapien erzielten Fortschritte in der Bekämpfung der
Malaria seien durch die Entwicklung von Insektizidresistenzen bedroht.
Windbichler sieht daher dringenden Bedarf für neue gentechnische
Strategien der Kontrolle von Moskitopopulationen. Solche Strategien
müssen nicht unbedingt auf das Dezimieren oder Auslöschen einer
Population zielen, wie es etwa geschieht, wenn das
Geschlechterverhältnis innerhalb einer Population so verschoben wird,
dass sich fast keine Moskitoweibchen mehr entwickeln. Ein alternativer
Ansatz sieht vor, mit Techniken der Genom-Editierung wie CRISPR-Cas9
eine Veränderung in das Erbgut von Moskitos einzuführen, in deren
Folge der Malariaerreger sich nicht länger im Moskito weiterentwickeln
kann, wodurch letztlich seine Übertragung auf den Menschen verhindert
wird. Durch die Kopplung mit einem Gene-Drive-Gen könnte das neue
Merkmal in der gesamten Moskitopopulation durchgesetzt werden, wobei
deren biologische Fitness im Idealfall unverändert bliebe.

Auf molekularbiologischer Ebene nutzen Gene-Drives, die in Gestalt
sogenannter egoistischer Gene in der Natur vorkommen, zelleigene
Reparaturmechanismen, um im Anschluss an einen Schnitt des DNS-Strangs
eine genetische Kopie ihrer selbst an homologer Stelle auf das andere
Chromosom derselben Zelle zu übertragen. Geschieht dies in den
Keimzellen, so gibt das Individuum den Gene-Drive an alle seine
Nachkommen weiter, in denen er sich gegebenenfalls wiederum kopiert.
Je nachdem, wie viele gentechnisch veränderte Individuen freigesetzt
werden, breitet sich ein Gene-Drive bzw. die mit ihm gekoppelte
genetische Modifikation unterschiedlich schnell innerhalb einer
Population aus. Konkrete Aussagen dazu, über wie viele Generationen
hinweg ein Gene-Drive sich bis zu welchem Grad in einer Wildpopulation
durchzusetzen vermag, basieren bislang auf Modellberechnungen, in die
unter Laborbedingungen gewonnene Erkenntnisse eingeflossen sind.
Entgegen manchen Befürchtungen betonte Windbichler, dass noch unklar
sei, ob die mit Gene-Drives erzielten Effekte im Genpool einer Spezies
dauerhaft erhalten bleiben, weil Lebewesen auch gegen Gene-Drives
Resistenzen ausbilden können. Auch die Sorge, ganze Arten könnten
infolge eines Gene-Drive-Eingriffs aussterben, sei vermutlich
unbegründet, weil die hierfür erforderliche globale Verbreitung
genetisch veränderter Organismen nicht gewährleistet werden könnte.
Zusammenfassend stellte Windbichler fest, dass Gene-Drive eine
speziesspezifische und effektive genetische Technologie mit noch
ungeklärtem Nutzenpotenzial ist. Es handele sich keinesfalls um eine
Wunderwaffe, durchaus aber um eine Technologie, die in Verbindung mit
anderen Interventionen den Ausschlag im Kampf gegen Krankheiten wie
Malaria oder Denguefieber geben könnte.

Die möglichen landwirtschaftlichen Anwendungen von Gene-Drives wurden
anschließend von Marc Schetelig, Professor für Insektenbiotechnologie
im Pflanzenschutz an der Universität Gießen, dargestellt. Auch er
verwies auf die Chancen von Gene-Drive-Technologien. Im
landwirtschaftlichen Bereich gehe es um die globale Aufgabe, die
Ernährung der immer weiter anwachsenden Weltbevölkerung durch die
Bewirtschaftung einer insgesamt schrumpfenden nutzbaren Agrarfläche zu
gewährleisten. Wenn sich Schadinsekten mit Gene-Drives bekämpfen
ließen, könnte der Ertrag an Nutzpflanzen gesteigert werden - bei
gleichzeitiger Einsparung von Pestiziden. Im Labor habe man die
Möglichkeit der gezielten genetischen Modifikation von
Agrarschädlingen mit Gene-Drive-Systemen bereits nachweisen können.
Gegenüber anderen genetischen Strategien des Schädlingsmanagements,
wie dem Herbeiführen von Sterilität durch ionisierende Strahlung,
könnten Gene-Drive-Anwendungen den Vorteil haben, dass sehr viel
weniger gentechnisch veränderte Organismen freigesetzt werden müssten,
um eine Insektenpopulation erheblich zu reduzieren. Ebenso wie
Windbichler trat Schetelig der Besorgnis entgegen, Gene-Drive-Systeme
könnten sich, einmal freigesetzt, verselbstständigen. Um sich nicht
auf die natürlichen Mechanismen, die einer unbeabsichtigten globalen
Auslöschung einer Art entgegenstehen, verlassen zu müssen, arbeite man
an "Rückholsystemen", mit denen ein Gene-Drive bei Bedarf etwa durch
das Einführen eines weiteren Gene-Drives neutralisiert werden kann.
Resümierend mahnte Schetelig eine differenzierte Betrachtung von
Gene-Drive-Systemen mit ihren ganz unterschiedlichen Eigenschaften an.
Weltweite Regulierungsansätze seien wünschenswert, um ihren möglichen
Nutzen für die Landwirtschaft in angemessenen weiteren
Entwicklungsschritten genauer zu erforschen.

Technikfolgenbewertung

Der zweite Vortragsteil wurde vom Biologen und Technikfolgenforscher
Arnim von Gleich eröffnet, der aktuell gemeinsam mit anderen Partnern
eine vom Bundesministerium für Bildung und Forschung geförderte
Pilotstudie namens "GeneTip" zu den Risiken der Freisetzung von
Gene-Drive-Systemen durchführt. Von Gleich zufolge könne eine
stufenweise prospektive Technikfolgenbewertung dazu beitragen, den
Innovationsprozess für Gene-Drives verantwortungsvoll zu gestalten:
Zunächst müsse die Technologie etwa im Hinblick auf ihre
Eingriffstiefe genauer charakterisiert werden. Weil die Technik in die
Keimbahn von Lebewesen eingreift, sie ihrem Wesen nach auf rasche
Verbreitung angelegt ist und für ihre erfolgreiche Anwendung eine
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen zwingend erforderlich
ist, ist die Eingriffstiefe von Gene-Drives vergleichsweise erheblich
anzusetzen. In einem weiteren Schritt kann Technikfolgenbewertung im
Rahmen einer Vulnerabilitätsanalyse Schwachpunkte einerseits der
Technologie selbst und andererseits der Systeme, in die eingegriffen
werden soll, untersuchen. Schließlich können noch die jeweils
anvisierten Einsatzziele und -kontexte genauer analysiert werden,
wobei auch Missbrauchsmöglichkeiten etwa in Form militärischer
Anwendungen berücksichtigt werden müssen. Laut von Gleich gibt es
guten Grund, im Umgang mit Gene-Drives die Vorsorgemaxime zu befolgen,
der zufolge man so handeln sollte, dass man noch korrigierend
eingreifen kann, wenn etwas schiefläuft. Im Fall von Gene-Drives sei
die Unwissenheit eigentlich noch zu groß, um von klar abschätzbaren
Chancen und Risiken zu sprechen. Bislang könne man nur
Nutzenversprechen und Besorgnisgründe beurteilen. Diese zu
untersuchen, sei Aufgabe der Wissenschaft, sie gegeneinander abzuwägen
und die erforderlichen Regulierungen vorzunehmen, sei hingegen Aufgabe
der Politik.

Öffentlicher Diskurs

Die Kulturwissenschaftlerin Julia Diekämper analysierte in ihrem
Beitrag den öffentlichen Diskurs zur Genom-Editierung im Allgemeinen
und zu Gene-Drives im Besonderen mit kommunikationswissenschaftlichen
Methoden. Sie griff dabei auf Erkenntnisse aus einem laufenden
BMBF-Verbundprojekt namens GenomELECTION zurück, das Anwendungen neuer
gentechnologischer Verfahren in der molekularen Medizin und
Nutzpflanzenzüchtung aus verschiedenen disziplinären Perspektiven
untersucht und dessen kommunikationswissenschaftliches Teilprojekt
Diekämper am Museum für Naturkunde in Berlin koordiniert. Der
Ausgangspunkt ihrer Überlegungen war der Befund, dass nahezu die
einzige Gemeinsamkeit der zahlreichen in den letzten Jahren von
Akademien und Expertengremien veröffentlichten Stellungnahmen zum
Thema Genom-Editierung in der Forderung liegt, man müsse die
Öffentlichkeit frühzeitig in den Entscheidungsprozess über mögliche
Anwendungen dieser Technologien einbeziehen. Die Zuständigkeit der
Öffentlichkeit ergebe sich unmittelbar aus ihrer Betroffenheit durch
potenzielle Folgen gentechnologischer Anwendungen; es sei jedoch zu
fragen, um die Beteiligung welcher Öffentlichkeit es eigentlich gehe
und in welcher Rolle sie beteiligt werden soll. Allzu oft nämlich
werde die Öffentlichkeit auf die Rolle einer rationalen
Zustimmungsinstanz reduziert. Dies verleugne die Tatsache, dass der
öffentliche Diskurs eigenen Gesetzmäßigkeiten folgt, für die neben
kognitiven Gründen auch intuitive, wertende, emotionale und
interessengeleitete Einstellungen relevant sind. Neben moralischen
Fragen gehe es dabei immer auch um ethische Fragen im eudämonistischen
Sinn, der Aspekte des guten oder gelingenden Lebens betrifft. Ethische
Implikationen habe etwa die in der öffentlichen Berichterstattung über
Verfahren der Genom-Editierung oft vermittelte Betrachtung des
Menschen als eines Handwerkers oder Ingenieurs, der das Erbgut mit
geeigneten Werkzeugen wie der Genschere CRISPR-Cas9 repariert oder
gezielt gestaltet. Im viel jüngeren Diskurs zu Gene-Drives finde eine
auffällige Verengung der moralischen und der ethischen Perspektive
statt. Dabei gehe es zentral um den richtigen Umgang mit der Natur,
der zwar einerseits als Ganzer ein Wert zuerkannt, die aber
andererseits zur Verhandlungs- und Verfügungssache gemacht werde. Am
Beispiel einer Aktion zur Frage "Eine Welt ohne Mücken?" des Museums
für Naturkunde in Berlin verdeutlichte Diekämper, wie Räume der
Auseinandersetzung mit dem Thema Gene-Drive für die Öffentlichkeit
geschaffen werden können, in denen diese in ihrer nicht nur rational
verfassten Eigengesetzlichkeit ernst genommen wird.

Umweltethische Perspektiven

Die nachmittäglichen Vorträge zu normativen Fragen des Umgangs mit
Gene-Drives eröffnete die Biologin und Umweltethikerin Uta Eser,
Gründerin des Büros für Umweltethik in Tübingen. Sie stellte sich dem
Thema unter der Titelfrage "Kann die gezielte Ausrottung einer Art gut
und richtig sein?" In dieser Frage liege bereits eine auffällige
normative Umorientierung, denn bislang sei die Möglichkeit des
Artensterbens stets unter negativen Vorzeichen erschienen, als zu
vermeidende Nebenfolge menschlichen Handelns. Nun aber werde gefragt,
unter welchen Vorzeichen das absichtliche Auslöschen einer Art
gerechtfertigt sein könne; an die Stelle der Natur, die vor dem
Menschen geschützt werden soll, trete damit der Mensch, der sich vor
der Natur schützen will. Eser warb dafür, in der Urteilsbildung zum
Thema Gene-Drive schrittweise und problemorientiert vorzugehen und
zunächst zu fragen, ob Gene-Drives geeignet sind, ein gegebenes
Problem wie etwa den Welthunger zu lösen. Erst wenn diese prudenzielle
Frage positiv beantwortet sei, müsse man moralisch darüber
Rechenschaft ablegen, ob man Gene-Drives zur Lösung des Problems
einsetzen darf. Und erst wenn weder Gründe für moralische Verbote noch
für Gebote gefunden werden konnten und der Einsatz von Gene-Drives
folglich als erlaubt zu gelten hat, sollte man aus der Perspektive
der eudämonistischen Ethik weiter fragen, ob diese Art der
Problemlösung im Interesse eines gelingenden Lebens möglichst vieler
Menschen denn auch erstrebenswert ist. Eine wichtige Frage, die auf
der moralischen Ebene zu beantworten sei, betreffe die nach einem
möglichen Selbstwert biologischer Arten. Wenn man einer Moskitoart
unabhängig von dem Wert, den sie für Menschen hat oder eben nicht hat,
einen solchen Selbstwert zubilligt, dann dürfte es sich verbieten, sie
menschlichen Interessen zu opfern. Ohne dass sie diese im Rahmen ihres
Beitrags ausführlich hätte begründen können, äußerte Eser die
Vermutung, dass im Umgang mit Gene-Drives am Ende auf die ethische
Perspektive zu verweisen sein werde, weil sich weder zwingende Gründe
dagegen finden lassen könnten, sie einzusetzen, noch solche dafür,
dass man sie unbedingt einsetzen sollte. Von dieser Warte aus sei
daher danach zu fragen, ob wir mit Gene-Drives ganze Arten auslöschen
wollen. Zu bedenken sei in diesem Zusammenhang zum Beispiel, ob das
gezielte Eingreifen in die biologische Vielfalt mit einer gelingenden
Naturbeziehung zu vereinbaren ist, die wiederum große Relevanz für das
Gelingen des menschlichen Lebens hat.

Ökonomische Aspekte

Der Agrarökonom Justus Wesseler von der Universität Wageningen
unterzog die Gene-Drive-Technologie einer Kosten-Nutzen-Analyse. Neben
den bereits besprochenen möglichen Nutzeneffekten im
landwirtschaftlichen und medizinischen Bereich erwähnte er auch
denkbare Anwendungen im Interesse des Artenschutzes. Beispielsweise
werde in Neuseeland erwogen, Ratten und Mäuse, die als eingeschleppte
Arten ohne lokale Fressfeinde Jahr für Jahr immensen Schaden an der
endemischen Flora und Fauna anrichten, unter anderem mithilfe von
Gene-Drives zu bekämpfen. Neben den Anwendungskosten, so Wesseler,
seien aus ökonomischer Sicht stets auch die Entwicklungskosten einer
Technologie zu berücksichtigen. Weil diese im Fall von Gene-Drives
vergleichsweise hoch sind und über einen längeren Zeitraum anfallen,
stellen sie für privatwirtschaftliche Unternehmen ein riskantes
Investment mit ungewissen Erfolgsaussichten dar. Schwer abzusehen und
noch schwerer zu beziffern seien auch die Folgekosten auf
Ökosystem-Ebene. Wesseler warnte im Umgang mit den erheblichen
Ungewissheiten rund um die Gene-Drive-Technologie vor einem geläufigen
Missverständnis des Vorsorgeprinzips. Es greife zu kurz, wenn man
wegen der möglicherweise erheblichen ökologischen Folgekosten ihres
Einsatzes grundsätzlich auf diese Technologie verzichte. Die Risiken
der Anwendung müssten vielmehr abgewogen werden mit den Risiken ihrer
Unterlassung, die wiederum nur vor dem Hintergrund verfügbarer
Alternativen bewertet werden können. Eine angemessene Anwendung des
Vorsorgeprinzips verlange ferner die Beurteilung, ob man es mit
reversiblen oder irreversiblen Folgen zu tun hat und ob bestimmte
Kosten privaten Akteuren oder aber dem öffentlichen Sektor zuzuordnen
sind. Wenn eine umfassende Kosten-Nutzen-Analyse für eine konkrete
Gene-Drive-Anwendung positiv ausfalle, sei damit allerdings noch nicht
gesichert, dass sie auch entwickelt werde. Insbesondere
privatwirtschaftliche Biotechnologieunternehmen werden die
angesprochenen Kosten und Risiken der Entwicklung nur auf sich nehmen,
wenn ihnen geeignete ökonomische Anreize geboten werden. In diesem
Zusammenhang stellen sich auch Fragen nach der Patentierbarkeit von
Gene-Drive-Systemen und zudem Haftungs- und weitere
Regulierungsfragen.

Rechtliche und Rechtsethische Fragen

Die Freiburger Rechtswissenschaftlerin Silja Vöneky, die in den Jahren
2012 bis 2016 selbst Mitglied des Deutschen Ethikrates war, widmete
sich im letzten Fachvortrag des Tages der Frage, ob bestehende Normen
im nationalen Recht, aber auch im Europa- und Völkerrecht zur
Regulierung der Gene-Drive-Technologie geeignet scheinen. Sie wies
zunächst darauf hin, dass es - anders als etwa bei Impfkampagnen -
weder für Individuen noch für einzelne Staaten eine realistische
Opt-out-Strategie im Umgang mit Gene-Drives gebe. Seien diese einmal
freigesetzt, würden die mit dieser Technologie veränderten Insekten
weder vor ihnen gegenüber kritisch eingestellten Bürgern noch vor
Staatsgrenzen Halt machen. Ein weiterer sowohl aus rechtlicher als
auch ethischer Perspektive bedeutender Gesichtspunkt sei die
Möglichkeit des Missbrauchs der Gene-Drive-Technologie zu
militärischen oder terroristischen Zwecken. Dass solche
Dual-Use-Szenarien nicht unrealistisch sind, erweise sich etwa an der
Tatsache, dass die Forschungsbehörde des US-Militärs DARPA (Defense
Advanced Research Projects Agency) im Rahmen ihres
Safe-Genes-Programmes gegenwärtig sieben Projekte zur Abschätzung von
Sicherheitsaspekten der Gene-Drive-Technologie fördere. Zwar gebe es
Vöneky zufolge noch keine spezifischen Normen zur Regulierung von
Gene-Drives; jedoch ließen sich sowohl auf internationaler als auch
auf nationaler Ebene die rechtlichen Instrumente für den Umgang mit
gentechnisch veränderten Organismen (GVOs) zur Anwendung bringen. Im
völkerrechtlichen Bereich sei insbesondere das "Internationale
Protokoll über die biologische Sicherheit" (kurz: Cartagena-Protokoll)
einschlägig, das unter anderem eine Benachrichtigungspflicht
beinhaltet, wenn ein Staat absehen kann, dass einem anderen negative
Auswirkungen in Folge der grenzüberschreitenden Verbringung eines GVOs
drohen. Das Cartagena-Protokoll bindet jedoch nur die Staaten, die ihm
beigetreten sind - was beispielsweise für Deutschland, nicht hingegen
für die USA gilt. Außerdem sei es ungeeignet, um Sicherheitsbedenken
bezüglich militärischen oder terroristischen Missbrauchs
entgegenzutreten. Auf nationaler Ebene sei das Deutsche
Gentechnikgesetz zu beachten. Die Zentrale Kommission für die
Biologische Sicherheit (ZKBS) hat in einer ersten Stellungnahme zu
Gene-Drives im Jahr 2016 festgesetzt, dass der Umgang mit diesen
Technologien biologischen Laboren vorbehalten sein soll, die
mindestens den Anforderungen der Sicherheitsstufe 2 genügen. Darüber
hinaus ist für die Genehmigung von Arbeiten mit Gene-Drives eine
Einzelfallprüfung vorgesehen. Bei der Gestaltung zukünftiger
Rechtsnormen für die Erforschung und Anwendung von Gene-Drives komme
es nach Ansicht von Vöneky darauf an, einen vernünftigen Kompromiss
zwischen legitimen Sicherheitsbedürfnissen einerseits und der
menschenrechtlich und grundgesetzlich geschützten Forschungsfreiheit
andererseits zu finden. Ein sinnvoller Grundsatz könnte hierbei sein,
dass in Fällen, in denen die Menschheit als Ganze von den Risiken der
Anwendung von Gene-Drives betroffen ist, auch ihr Nutzen der
Menschheit zugute kommen muss - was in der Konsequenz bestimmten
Formen privatwirtschaftlichen Profitstrebens einen Riegel vorschieben
würde.

Diskussion

Die abschließende Podiumsdiskussion zu angemessenen
Governance-Strategien für Gene-Drives wurde bestritten von der
Malariaforscherin und DFG-Vizepräsidentin Katja Becker, Mathieu
Bangert von der Weltgesundheitsorganisation (WHO), dem Biochemiker
Joachim Schiemann sowie Christoph Then, Veterinärmediziner und
Geschäftsführer des unabhängigen Instituts zur
Technikfolgenabschätzung für Biotechnologien Testbiotech e.V. Steffen
Augsberg, Jurist von der Universität Gießen und Mitglied des Deutschen
Ethikrates, der diese Runde moderierte, stellte gleich eingangs fest,
dass der Begriff Governance sowohl Fragen der Regulierung als auch
solche der Technikgestaltung meine. Weitgehend einig waren sich die
Podiumsteilnehmer darüber, dass die Öffentlichkeit in den
gesellschaftlichen Diskurs einbezogen werden müsse. Auch Beckers
Forderung nach interdisziplinärer Risikoforschung und internationalen
Regularien zu Gene-Drives fand einhellige Zustimmung. Schiemann fügte
hinzu, dass es sich bei Gene-Drives um eine ganz spezielle Form der
Genom-Editierung handelt, die auch einer gesonderten Risikobewertung
bedürfe. Die von Vöneky erwähnte Stellungnahme der ZKBS regele nur
Sicherheitsaspekte im Umgang mit Gene-Drives unter Laborbedingungen,
die Anwendung im Freiland sei hier noch gar nicht angedacht. Es gebe
jedoch bereits mehrere internationale Initiativen, die weiter gehende
Regulierungsansätze für unterschiedlichste Anwendungen der
Genom-Editierung zu etablieren versuchten. Bangert ordnete den
Stellenwert möglicher Gene-Drive-Anwendungen zur Kontrolle von durch
Moskitos übertragenen Infektionserkrankungen durch den Hinweis ein,
dass drei von zwölf aktuell von einer Arbeitsgruppe der WHO
diskutierten Interventionsansätzen Eingriffe in das Genom beinhalten,
von denen wiederum zwei die Gene-Drive-Technologie nutzen. Insgesamt
schätze die WHO den möglichen Nutzen von Gene-Drives bei der
Bekämpfung von Tropenkrankheiten hoch ein und spreche sich für eine
stufenweise Einführung mit intensiver Begleitung durch Risikoforschung
aus. Then betonte, dass es vor allem unabhängiger
Sicherheitsbewertungen bedarf, die der besonderen Eingriffstiefe der
Gene-Drive-Technologie Rechnung tragen müssten, ohne dabei bereits
kommerzielle oder sonstige Anwenderinteressen im Blick zu haben. Die
ganz neuartige Dimension ihrer Anwendungen stellte er heraus, indem er
sie metaphorisch als Eingriffe in "die Keimbahn der biologischen
Vielfalt" charakterisierte. Ob es mit unserer Verantwortung gegenüber
zukünftigen Generationen vereinbar sei, den Genpool ganzer Arten unter
Umgehung natürlicher Regulierungs- und Vererbungsmechanismen dauerhaft
zu verändern, werde zur ethischen Gretchenfrage.

Kontrovers diskutiert wurde auf dem Podium die Frage, ob die
vorhandenen Gremien und Entscheidungsstrukturen auf nationaler und
europäischer Ebene geeignet sind, eine zuverlässige
Sicherheitsbewertung möglicher Gene-Drive-Anwendungen zu
gewährleisten. Aus dem Publikum wurde die Anregung aufgegriffen und
allgemein befürwortet, ein internationales öffentliches Register
einzutrichten, in dem Versuche mit Gene-Drives dokumentiert werden.
Dies könnte eine erste konkrete Governance-Maßnahme sein, um die
Anwendung von Gene-Drives verantwortungsvoll zu gestalten, was not
tut, da sich, so Becker in ihrem abschließenden Statement, ihre
Entwicklung in Anbetracht der enormen Nutzenpotenziale nicht aufhalten
lassen werde. Trotz dieser möglichen Unabwendbarkeit ihrer Nutzung
komme die Debatte über Gene-Drives nicht zu spät, hob Dabrock in
seinem Schlusswort hervor. Sie komme aber auch nicht zu früh, wie in
einem begleitenden Tweet zur Veranstaltung vermutet worden war,
sondern schlicht zur rechten Zeit und sollte in Form eines
"zivilisierten Diskurses" von allen betroffenen Akteuren
multidimensional und international geführt werden. (Ga)


Info 
Quelle

Die Tagung ist unter 

http://www.ethikrat.org/veranstaltungen/weitere-veranstaltungen/genedrive

ausführlich dokumentiert.
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UMWELT/314: Wie die Umwelt Gene beeinflussen kann (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 04.05.2018

Wie die Umwelt Gene beeinflussen kann

Tübinger Wissenschaftler sind Schnittstelle zwischen Umwelt und Genen auf
der Spur, die das Risiko für Parkinson senken könnte



"Bewegen Sie sich ausgiebig, genießen die Zeit mit Freunden und erfreuen
sich an der schönen Natur! Sie fühlen sich dabei nicht nur körperlich
wohl, es scheint auch Ihrem Gehirn gut zu tun!" Dieser Ratschlag könnte
die Ergebnisse einer Studie zusammenfassen, die gerade durch ein Team aus
Wissenschaftlern des Instituts für Medizinische Genetik und Angewandte
Genomik am Universitätsklinikum Tübingen sowie des Hertie Instituts für
Klinische Hirnforschung (HIH) veröffentlicht wurde.

Im anerkannten Fachblatt Frontiers in Cellular Neuroscience zeigen die
Wissenschaftler um Dr. Julia Schulze-Hentrich, wie Bewegung, soziale
Interaktion und Kognition durch das alpha-Synuclein Gen hervorgerufene
Veränderungen in der Zelle weitgehend verhinderten. Das Gen spielt eine
zentrale Rolle bei Parkinson.

Parkinson ist eine degenerative Erkrankung des Gehirns, die überwiegend
ältere Menschen trifft. Nach Alzheimer ist sie die zweithäufigste ihrer
Art. Aktuell geht man von rund 400.000 Parkinson-Patienten allein in
Deutschland aus, wobei mit den fortschreitenden demographischen
Verschiebungen von einem Anstieg der Betroffenenzahlen auszugehen ist. Die
Krankheit geht offenbar aus einem komplexen Zusammenspiel von Genen,
Alterung und Umweltfaktoren hervor. Dabei scheinen einige Umweltfaktoren
das Erkrankungsrisiko zu erhöhen, andere dem Risiko entgegenzuwirken.
"Menschen, die sich viel bewegen, am gemeinschaftlichen Leben teilnehmen
und ihr Gehirn versuchen fit zu halten, sind seltener von Parkinson
betroffen. Wir sind fasziniert davon zu verstehen, wie diese
Umweltbedingung ihren positiven Einfluss auf unsere Gene ausüben", sagt
Studieninitiatorin Schulze-Hentrich. "Wir wissen zwar, dass es protektiven
Einfluss bestimmter Umweltfaktoren in Bezug auf Parkinson gibt, aber noch
viel zu wenig, wie dieser Einfluss molekular funktioniert." Ein
Verständnis der zu Grunde liegenden zellulären Mechanismen könnte
potentiell genutzt werden, um den Effekt eines protektiven Umweltfaktors
auf beteiligte Schlüsselgene in einer Therapie gezielt nachzuahmen.

Für ihre Untersuchungen nutzten die Wissenschaftler Mäuse, die das
menschliche alpha-Synuclein tragen, und untersuchten Veränderungen der
Genaktivität im gesamten Genom unter dem Einfluss eines sogenannten
Enriched Environment, das eine in Bezug auf Bewegung, soziale Interaktion
und Kognition stimulierende Umgebung für die Tiere abbildet. "Neueste
Technologien, die wir in unserer zentralen Forschungseinrichtung am
Standort Tübingen nutzen und anbieten, machen solche Fragestellungen erst
möglich", ergänzt Professor Olaf Riess, Direktor des Instituts für
Medizinische Genetik und Angewandte Genomik in Tübingen.

Mit dieser Technologie die Umwelt-Gen-Achse in Parkinson besser als je
zuvor zu verstehen ist zentrales Anliegen des BMBF-
geförderten decipherPD-Projekts, das Schulze-Hentrich koordiniert und in dem sechs
Forschungsteams aus Deutschland, Frankreich und Kanada zusammenarbeiten.
"In decipherPD versuchen wir einzelne Phänomene auf unterschiedlichen
Ebenen in der Zelle wie in einem Puzzle zusammenzufügen und
nachzuvollziehen, welche Signalwege Umweltfaktoren in der Zelle nutzen,
welche Spuren sie auf der Verpackungsstruktur unserer DNA hinterlassen und
wie diese wiederum die Aktivität von Genen bei Parkinson beeinflussen",
umreißt Philipp Kahle, Professor für Funktionelle Neurogenetik am HIH, als
beteiligter Wissenschaftler die Kernaufgabe des Projekts. Es sei höchst
motivierend zu sehen, dass wir selbst bei Krankheiten wie Parkinson nicht
vollkommen unseren Genen ausgeliefert scheinen, so Schulze-Hentrich. Ihr
Team arbeite bereits mit Hochdruck an Folgestudien, um potentiell neue
Wege für dringend benötigte neue Therapieansätze in Parkinson aufzuzeigen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution82
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Tübingen, Bianca Hermle, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





AUSLAND/2490: Invasion neuer multiresistenter Bakterien in den Golfstaaten (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 04.05.2018

Invasion neuer multiresistenter Bakterien in den Golfstaaten



Forscher der University of Queensland haben neue Klone von
multiresistenten Bakterien in den Golfstaaten gefunden. Diese
Superbakterein nehmen immer weiter zu und bedrohen große Teile der
Bevölkerung. Um eine weitere Verbreitung zu verhindern, hoffen die
Beteiligten auf verbesserte Antibiotikaverwendung und kontrolliertere
Datenüberwachung.

Eine neue Welle von hochgradig antibiotikaresistenten Superbakterien wurde
von Wissenschaftlern der University of Queensland in den Golfstaaten
entdeckt. Dr. Hosam Zowawi vom UQ Centre for Clinical Research und Leiter
der Forschungsgruppe bestätigt, dass sein Team ein schnelles Wachstum bei
den neuen multiresistenten Klonen beobachtet hat. Es handelt sich bei den
Bakterien um eine bislang nicht bekannte Variante der in den Golfstaaten
bereits existierenden Superbaktieren.

"Die neuen Hochrisiko-Klone, die auch als Super-Superbakterien bekannt
sind, können sogar Reserveantibiotika zerstören", so Dr. Zowawi. "Diese
Erkenntnisse legen nahe, dass es in der Region einzigartige Klone der
Superbakterien gibt, die sich in den Golfstaaten verteilen und beginnen,
diese zu dominieren.

Das Center for Diseases Control and Prevention in den Vereinigten Staaten
schätzt, dass P. aeruginosa (ein Bakterium) für mehr als 50.000
Krankenhausinfektionen im Jahr verantwortlich ist. Die ansteigende
Häufigkeit dieser Hochrisiko-Bakterienklone ist beunruhigend, weil sie nur
sehr schwer behandelbar sind und möglicherweise zum Tod bei Patienten mit
geschwächtem Immunsystem oder Intensivpatienten führen können."

Im Rahmen der Studie konnte ausserdem belegt werden, dass die identischen
Hochrisiko P. aeruginosa Klone schon in verschiedenen Städten der
Golfstaaten auftreten. "Wir wussten, dass einige Klone in einzelnen
Krankenhäusern gedeihen konnten und von Mensch zu Mensch übertragen
wurden, aber nun konnten wir zum ersten Mal belegen, dass ein Klon sich
auf der gesamten Arabischen Halbinsel verteilt hat."

Laut Dr. Zowawi wurden erste Maßnahmen angekündigt und umgesetzt: "Als
Reaktion auf diese Bedrohung haben alle Länder der Golfstaaten bereits
nationale Aktionspläne entwickelt, um antimikrobielle Resistenzen
einzudämmen. Überwachung, Strategien zum Einsatz von Antibiotika,
Protokolle zur Infektionskontrolle und Schulungen sind nur einige der
angewandten Methoden zur Bekämpfung der Superbakterien."

Professor David Paterson, Leiter des Centres, hofft, dass die neue Studie
die internationale Aufmerksamkeit auf die weite Verbreitung der
Superbakterien lenkt und somit verbesserte Handlungsempfehlungen zur
Infektionskontrolle zur Anwendung kommen. Auch über die Einnahme von
Antibiotika muß neu nachgedacht werden: "Bessere Diagnosemethoden zusammen
mit einer top aktuellen und regionalen Datenüberwachung wird die
zielgerichtetere Verwendung von Antibiotika verbessern und könnte viele
Leben retten, indem Mikrobiologen dabei unterstützt werden, die weltweiten
Krankheitsausbrüche besser zu dokumentieren."

Die Erkenntnisse der Forschung wurden im Journal of Medical Microbiology
(doi: 10.1099/jmm.0.000730) veröffentlicht. Die Forschungsarbeit wurde
durch Spenden finanziert, die im Rahmen des philanthropischen Carder Polo
Cups unter der Schirmherrschaft der Royal Brisbane and Women's Hospital
Foundation, Superbug Slayers Polo Initiative, SuperbugsFree movement,
Queensland Polo Association und Alsace Polo gesammelt wurden.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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HERZ/1066: Sport für herzkranke Kinder - "So normal und so viel wie möglich" (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 03.05.2018

Sport für herzkranke Kinder: "So normal und so viel wie möglich"



Zum "Tag des herzkranken Kindes" (5. Mai): Aktionsbündnis Angeborene
Herzfehler (ABAHF) weist auf Wichtigkeit des Sports für herzkranke Kinder
hin / Ratgeber mit Experten-Interview und vielen Tipps zu Sport und
Bewegung bei angeborenem Herzfehler

(Frankfurt a. M., 3. Mai 2018) "Bewegung ist für alle Kinder wichtig",
sagt Prof. Dr. Birna Bjarnason-Wehrens vom Institut für Kreislaufforschung
und Sportmedizin der Deutschen Sporthochschule Köln. "Auch herzkranke
Kinder sollten ihren natürlichen Bewegungsdrang ausleben dürfen und
möglichst keine Einschränkungen erfahren." Denn die Bewegungs- und
Wahrnehmungserfahrungen bestimmen maßgeblich die körperliche und
motorische Entwicklung. Darüber hinaus sind sie entscheidend für die
Entfaltung psychosozialer, emotionaler und kognitiver Fähigkeiten. Durch
Bewegung "erleben" Kinder sich gewissermaßen selbst, eine grundlegende
Voraussetzung, um Selbstbewusstsein und Selbstwahrnehmung aufzubauen. Das
heißt: Sobald sich die Kinder von dem Eingriff an ihrem Herzen erholt
haben, sollten sie herumtollen wie alle anderen Kinder auch. Vorsicht ist
nur bei wenigen von ihnen mit schwerem Herzfehler geboten. "Wer einen
angeborenen Herzfehler hat kann Sport treiben - mit wenigen Ausnahmen",
betont auch Kai Rüenbrink, Sprecher des Aktionsbündnisses Angeborene
Herzfehler (ABAHF). "Eltern raten wir zu einem Sporttauglichkeitstest, in
dem der behandelnde Kinderkardiologe die Belastbarkeit des Kindes genau
dokumentiert. Das bringt Eltern, Lehrern oder Trainern mehr Klarheit und
beugt einer Überbehütung vor." Welche sportlichen Aktivitäten für ein
herzkrankes Kind oder Jugendlichen in Frage kommen und welche Risiken zu
berücksichtigen sind, "ist immer im Einzelfall vom behandelnden
Kinderkardiologen zu beurteilen", so Rüenbrink.

Sportverbot für nur zwei Prozent der herzkranken Kinder

"Herzkranke Kinder sollten mit Gleichaltrigen spielen und bei all deren
Aktivitäten mitmachen können", meint Prof. Bjarnason-Wehrens, "das erhöht
ihr Selbstwertgefühl und ihre Lebensqualität." Die Expertin äußert sich
ausführlich zu dem Thema im Sonderdruck "Sport und Bewegung mit
angeborenem Herzfehler" der Deutschen Herzstiftung, der kostenfrei
angefordert werden kann 

(Tel. 069 955128 400 oder bestellung@herzstiftung.de)

Im Vorschulter sind vielfältige spielerische
Aktivitäten wichtig um die Bewegungs- sowie Wahrnehmungserfahrungen zu
erweitern sowie Koordination und Gleichgewichtssinn zu fördern. Für ältere
Kinder rücken Sportarten in den Vordergrund, die gerade bei Gleichaltrigen
angesagt und 'in' sind, wie etwa Radfahren, Kickboard, Longboard oder
Inlinefahren oder auch Mannschaftsspiele wie Fußball oder Basketball. Das
Mitmachen fördert die Akzeptanz untereinander. Teilnahme am Schulsport und
Freizeitaktivitäten Gleichaltriger ist für die meisten Kinder mit
angeborenem Herzfehler möglich. Laut einer Untersuchung am
Universitätsklinikum in Köln können rund 85 Prozent von ihnen ohne
Einschränkungen beim Schulsport mitmachen. Nur bedingt teilnehmen dürfen
Kinder mit Herzschrittmachern, Kinder die blutverdünnende Medikamente
einnehmen müssen oder einen inoperablen Herzfehler haben. Für nur etwa
zwei Prozent der herzkranken Kinder muss ein Sportverbot ausgesprochen
werden.

Viele Eltern, Familien und andere Betreuer sind gut darüber informiert,
wie wichtig Bewegung und Sport für das Kind sind. Eine körperliche Fitness
ist auch entscheidend, um Herzkreislauf-Erkrankungen im späteren Leben
vorzubeugen. "Dennoch bewegen sich viele herzkranke Kinder zu wenig. Im
Vergleich zu gesunden Gleichaltrigen weisen sie deswegen Defizite in ihrer
motorischen Entwicklung auf", betont Prof. Bjarnason-Wehrens. Diese lassen
sich am besten durch Bewegung ausgleichen. Eine Möglichkeit dazu bieten
beispielsweise die bundesweit rund 15 bis 20 Kinderherzsportgruppen.
"Optimal ist es, wenn die Kinder daran teilnehmen, bevor sie in die Schule
gehen", rät die Kölner Expertin. Im Vorschulalter geht es insbesondere
darum, Koordination und Körperwahrnehmung zu schulen und Belastungsgrenzen
aufzuzeigen. Für ältere Kinder werden Mannschaftsspiele und Ausdauersport
angeboten. Die Kinderherzsportgruppen werden von besonders ausgebildeten
Sportlehrer/innen geleitet und von einem Arzt, der auch beim Sport
mitmacht, überwacht. Findet sich kein Angebot in der Nähe des Wohnwortes,
können sich Eltern z. B. an Sportvereine wenden. Einige von ihnen bieten
Sportförderprogramme für Kinder mit motorischen Defiziten an. Spezielle
Sportgruppen für asthma- oder krebskranke Kinder eignen sich ebenfalls, da
sie ähnlich ausgerichtet sind.

Dynamische Sportarten mit viel Bewegung ratsam

Eltern sollten so früh wie möglich darauf achten, dass ihre Kinder, sobald
sie sich von dem Eingriff am Herzen erholt haben, in Kindergarten, Schule
und Freizeit an allen Aktivitäten teilhaben, und zwar "so normal und so
viel wie möglich", ergänzt Prof. Bjarnason-Wehrens. Jedes Kind ist anders
und die individuellen Unterschiede sehr groß. Daher ist es schwierig, eine
generelle Empfehlung für Kinder mit angeborenem Herzfehler zu geben. Die
Klassifikation ihrer Sporttauglichkeit geht im Wesentlichen von den
Restbefunden aus, die nach einem korrigierenden Eingriff noch vorhanden
sind, und wie schwerwiegend sie sind. Zudem spielen auch spezielle
Behandlungen eine Rolle. Die Kriterien sind in der Leitlinie "Sport bei
angeborenen Herzerkrankungen" der Deutschen Gesellschaft für Pädiatrische
Kardiologie festgehalten. "Kinder ohne Restbefund können uneingeschränkt
Sport treiben", betont Prof. Birna Bjarnason-Wehrens. "Diese Botschaft ist
wichtig."

(weg)

Tipp: 

Der Sonderdruck "Sport und Bewegung mit angeborenem Herzfehler" (11.
S.) der Deutschen Herzstiftung mit einem Interview mit Prof. Birna
Bjarnason-Wehrens und weiteren Tipps kann kostenfrei angefordert werden
per E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de oder per Tel. unter 069
955128-0).

Die Broschüre "Sport macht stark! - Herzkranke Kinder und Jugendliche im
Sportunterricht" vom Bundesverband Herzkranke Kinder e.V. steht als
Download unter 

https://www.bvhk.de/wp-content/uploads/2016/10/Sport_macht_stark-2013.pdf zur Verfügung.


Das Aktionsbündnis Angeborene Herzfehler (ABAHF)

Um in der Öffentlichkeit mit einer Stimme für eine bessere Versorgung von
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen mit angeborenen Herzfehlern und
deren Familien einzutreten und ihnen noch effektiver zu helfen, haben sich
2014 auf Initiative der Deutschen Herzstiftung e. V. sechs bundesweit
tätige Patientenorganisationen zum "Aktionsbündnis Angeborene Herzfehler"
(ABAHF) zusammengeschlossen. Die Organisationen sind: Bundesverband
Herzkranke Kinder e.V., Bundesvereinigung Jemah e.V., Fontanherzen e.V.,
Herzkind e.V., Interessengemeinschaft Das Herzkranke Kind e.V. und die
Kinderherzstiftung der Deutschen Herzstiftung e.V.
Etwa 7.000 Neugeborene mit angeborenem Herzfehler kommen in Deutschland
jährlich zur Welt. Heute erreichen rund 90 % dieser Kinder dank der
Fortschritte der Kinderherzchirurgie und Kinderkardiologie das
Erwachsenenalter. Die Zahl der Erwachsenen mit angeborenem Herzfehler
(EMAH) wird auf 280.000 bis 300.000 geschätzt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.bvhk.de/wp-content/uploads/2016/10/Sport_macht_stark-2013.pdf

http://www.kinderherzstiftung.de

http://www.herzstiftung.de

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment65483

PM_ABAHF_Sport für herzkranke Kinder_2018-05

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung

Michael Wichert, 03.05.2018
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LUNGE/268: Wissenschaftler zeigen verbesserte Herzfunktion bei COPD mit Lungenüberblähung (idw)


Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 04.05.2018

DZL-Wissenschaftler zeigen verbesserte Herzfunktion bei COPD mit Lungenüberblähung



Obwohl bekannt ist, dass kardiovaskuläre Erkrankungen die häufigste
Komorbidität bei der Lungenerkrankung COPD darstellen, wurde der direkte
Einfluss einer atemwegsbeeinflussenden Medikation auf die Herzfunktion
bisher nur unzureichend untersucht. In einer interdisziplinären Studie
zeigten Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für Lungenforschung (DZL)
am Standort Hannover (BREATH) erstmals, dass sich die Herzfunktion durch
die Kombination von zwei bronchienerweiternden Medikamenten bei COPD mit
pulmonaler Überblähung verbessert.

COPD ist die weltweit verbreitetste chronische Lungenerkrankung und die
einzige der zehn am häufigsten zum Tode führenden Krankheiten, deren
Inzidenz ansteigt. Allein in Deutschland geht man von etwa 7 Millionen
Erkrankten aus. Der Krankheitsverlauf von COPD-Patienten ist in erster
Linie durch eine fortschreitende Verschlechterung der Lungenfunktion und
eine Abnahme der körperlichen Belastbarkeit gekennzeichnet. Entzündliche
Prozesse in den Atemwegen, ausgelöst durch inhalierte Schadstoffe, vor
allem durch Zigarettenrauch, führen zu einer zunehmenden Zerstörung der
Bronchial- und Lungenstruktur mit typischen Einschränkungen der
Lungenfunktion. Typisch für die COPD ist dabei, dass die in der Lunge
enthaltene Luft nicht vollständig entweichen kann. Das Restvolumen in der
Lunge steigt und es kommt zur sogenannten pulmonalen Überblähung. Durch
den verringerten Sauerstoffanteil im Blut erhöht sich mit der Zeit das
Pumpvolumen des Herzens. Im Spätstadium der Erkrankung ist dadurch die
Herzfunktion beeinträchtigt, wodurch die körperliche Belastbarkeit der
Patienten zusätzlich eingeschränkt wird.

Medikamente, die die Bronchien erweitern, sogenannte Bronchodilatatoren,
können diesen Prozess abmildern, indem sie durch ein Absenken des Tonus'
der Bronchialmuskulatur eine Weitung der Bronchien bewirken und
gleichzeitig die Überblähung reduzieren. Die Empfehlungen von
Lungenexperten der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie und
Beatmungsmedizin (DGP) sehen aktuell die Gabe von langwirksamen
Bronchodilatatoren bei COPD-Patienten ab einem mittleren Schweregrad vor.
Der Behandlungsplan sieht zunächst die Gabe eines Einzelpräparats und im
fortgeschrittenen Krankheitsverlauf eine Kombinationstherapie mit zwei
verschiedenen Wirkstoffen vor.

Obwohl ein Einfluss der pulmonalen Überblähung auf die Herzfunktion
naheliegt, wurde der direkte Einfluss der Kombinationstherapie mit zwei
Bronchodilatatoren, einem Beta-2-Agonisten (LABA) und einem
Anticholinergika (LAMA), auf beide Organsysteme bisher noch nicht simultan
untersucht. Im Rahmen der von Novartis finanzierten CLAIM-Studie
untersuchten die DZL-Forscher Prof. Dr. Jens Hohlfeld, Bereichsleiter der
Atemwegsforschung am Fraunhofer-Institut für Toxikologie und
Experimentelle Medizin (ITEM) und DZL-Vorstandsmitglied Prof. Dr. Tobias
Welte, Direktor der Klinik für Pneumologie der Medizinischen Hochschule
Hannover (MHH) gemeinsam mit Prof. Dr. Jens Vogel-Claussen, Leitender
Oberarzt am Institut für Diagnostische und Interventionelle Radiologie der
MHH, erstmals den direkten Zusammenhang zwischen pulmonalen und kardialen
Veränderungen unter Therapie mit dem bronchienerweiternden
Kombinationspräparat.

Die hannoverschen DZL-Wissenschaftler behandelten insgesamt 62 Patienten
mit moderater bis schwerer COPD und bekannter Lungenüberblähung über einen
Zeitraum von 14 Tagen einmal täglich mit der Wirkstoffkombination
Indacaterol/Glycopyrronium oder mit Placebo. Bereits nach diesem
vergleichsweise kurzen Zeitraum verbesserten sich die untersuchten
pulmonalen und kardialen Parameter. Die Lungenüberblähung reduzierte sich
deutlich ausgeprägter als in vorangegangenen Studien. Gleichzeitig
verbesserte sich die Herzleistung substanziell. Da das Herzschlagvolumen
zunahm, gehen die Wissenschaftler von einer Verringerung der
Lungenüberblähung aus.

Die Verbesserung der untersuchten funktionellen Parameter führte auch
dazu, dass sich die Patienten besser fühlten und weniger Beschwerden
wahrnahmen, gemessen an Hand des COPD Assessment Tests (CAT) und des
Transition Dyspnea Index (TDI), zwei etablierte Verfahren zur Bestimmung
der Auswirkungen der COPD auf das Wohlbefinden und tägliche Leben der
Patienten.

"Die CLAIM-Studie leistet damit einen wesentlichen Beitrag zum besseren
Verständnis des Einflusses von Lungenfunktionsveränderungen auf
kardiovaskuläre Parameter bei COPD-Patienten. Die Ergebnisse der Studie
liefern einen ersten Hinweis, dass die Behandlung mit dem
bronchienerweiternden Kombinationspräparat bereits für COPD-Patienten mit
ersten Anzeichen einer Lungenüberblähung klinisch sinnvoll sein könnte, um
die Leistungsfähigkeit zu steigern. Weitere Studien bei COPD-Patienten mit
eingeschränkter Herzfunktion sind erforderlich, um die Effekte einer
Bronchodilatation auf das Fortschreiten der Herzerkrankung zu ermitteln",
erklärt Prof. Dr. Welte.

Alle Ergebnisse der CLAIM-Studie wurden in der international renommierten
Fachzeitschrift "The Lancet Respiratory Medicine" veröffentlicht.

Originalpublikation:

http://www.thelancet.com/journals/lanres/article/PIIS2213-2600(18)30054-7/fulltext

Das Deutsche Zentrum für Lungenforschung (DZL):

Das im Jahr 2011 gegründete Deutsche Zentrum für Lungenforschung ist ein
Zusammenschluss aus 28 führenden universitären und außeruniversitären
Einrichtungen, die sich der Erforschung von Atemwegserkrankungen widmen.
Es ist eines der sechs Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung (DZG).
Ziel des DZL ist es, neue Ansätze für Prävention, Diagnose und Therapie
von weit verbreiteten Lungenerkrankungen zu entwickeln und zügig in die
praktische Anwendung zu überführen. Im Fokus stehen: Asthma und Allergien,
Chronisch Obstruktive Lungenerkrankung (COPD), Mukoviszidose, Diffuse
Parenchymatöse (Interstitielle) Lungenerkrankungen, Lungenentzündung und
Akutes Lungenversagen, Lungenhochdruck, Lungenkrebs sowie
Lungenerkrankungen im Endstadium. Standorte sind
Borstel/Lübeck/Kiel/Großhansdorf, Gießen/Marburg/Bad Nauheim, Hannover,
Heidelberg und München. 

https://www.dzl.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.dzl.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1853

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V.

Sabine Baumgarten, 04.05.2018

WWW: http://idw-online.de
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LUNGE/267: Auf der Suche nach neuem Ansatz gegen Lungenkrebs (idw)


Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 04.05.2018

Auf der Suche nach neuem Ansatz gegen Lungenkrebs



Proteinkinasen regulieren nahezu alle Vorgänge in der Zelle. Ist die
Funktion dieser Schlüsselenzyme gestört, so entsteht häufig Krebs. Konkret
stehen bestimmte mitogenaktivierte Proteinkinasen (MAPK) im Verdacht,
Lungenkrebs auszulösen. In einem neuen Forschungsprojekt will der
Zellbiologe Univ.- Prof. Dr. Krishnaraj Rajalingam von der
Universitätsmedizin Mainz herausfinden, welche Rolle MAPK bei der
Entstehung von Tumoren haben. Auf Basis dieser Erkenntnis lassen sich
möglicherweise Wirkstoffe entwickeln, die diese deregulierten
Proteinkinasen hemmen. Die Else Kröner-Fresenius-Stiftung fördert dieses
Forschungsprojekt mit rund 580.000 Euro.

Auf der ganzen Welt erkranken jedes Jahr rund 1,6 bis 1,8 Millionen
Menschen an Lungenkrebs. Bei Männern ist Lungenkrebs weltweit gesehen die
häufigste Todesursache aufgrund einer Krebserkrankung. In Deutschland ist
sie die dritthäufigste Krebserkrankung. Rauchen ist der größte
Risikofaktor. Je früher Lungenkrebs diagnostiziert wird, desto höher ist
die Chance auf Heilung.

Der gebürtige Inder konnte mit seinen Mitarbeitern nachweisen, dass
bestimmte MAPK in Gewebe von sogenannten nichtkleinzelligen
Lungenkarzinomen (NSCLC) erhöht vorkommen. NSCLC machen mehr als 80
Prozent aller Lungen- und Bronchialkarzinome aus. Vor diesem Hintergrund
ist Prof. Rajalingam überzeugt, dass eine umfangreiche Analyse dieser MAPK
entscheidendes Wissen über die molekularen Mechanismen der Entstehung von
Lungenkrebs liefert. "Tumorzellen haben verschiedene Mechanismen
entwickelt, die sie vor der Erkennung des spezifischen Immunsystems
schützen. Auf diese Weise können sie sich unkontrolliert im Körper
vermehren. Ein weitreichendes Verständnis von MAPK könnte uns in die Lage
versetzen, neuartige therapeutische Ansätze zu entwickeln, die sich sowohl
gegen die Tumorzellen richten als auch das Immunsystem aktivieren", so
Prof. Rajalingam. Auch der Prodekan für Forschung der Universitätsmedizin
Mainz, Univ.-Prof. Dr. Hansjörg Schild, teilt diese Überzeugung: "Dieses
Forschungsprojekt hat das Potential, neue Wege bei der erfolgreichen
Entwicklung von Immuntherapien gegen nichtkleinzellige Lungenkarzinome
aufzuzeigen. Das ist auch deshalb bemerkenswert, weil Patienten, die an
nichtkleinzelligen Lungenkarzinomen leiden, bislang keine gute Prognose
haben. Darüber hinaus ist aber auch denkbar, dass im Idealfall Patienten
mit einer Immunerkrankung langfristig davon profitieren, wenn die Rolle
der MAPK entschlüsselt wird."

Prof. Rajalingam ist seit Juli 2014 Inhaber einer Heisenberg Professur für
Zellbiologie und arbeitet mit seinem internationalen Team im
Forschungszentrum für Immuntherapie (FZI). Er ist ebenfalls ein Fellow des
Gutenberg Forschungskollegs der Johannes Gutenberg-Universität.


Über die Else Kröner-Fresenius-Stiftung (EKFS) - Forschung fördern.
Menschen helfen.

Die gemeinnützige Else Kröner-Fresenius-Stiftung widmet sich der Förderung
medizinischer Forschung und unterstützt medizinisch-humanitäre Projekte.
Die Stiftung wurde im Jahr 1983 von der Unternehmerin Else Kröner
gegründet und zu ihrer Alleinerbin eingesetzt. Die EKFS bezieht nahezu
alle ihre Einkünfte aus Dividenden des Gesundheitskonzerns Fresenius,
dessen größte Aktionärin sie ist. Bis heute hat sie rund 1660 Projekte
gefördert. Mit einem jährlichen Gesamtfördervolumen von aktuell über 40
Millionen Euro ist sie eine der größten Medizin fördernden Stiftungen
Deutschlands. Weitere Informationen finden Sie unter: www.ekfs.de.

Über die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
Die Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ist die
einzige medizinische Einrichtung der Supramaximalversorgung in
Rheinland-Pfalz und ein international anerkannter Wissenschaftsstandort. Sie umfasst
mehr als 60 Kliniken, Institute und Abteilungen, die fächerübergreifend
zusammenarbeiten. Hochspezialisierte Patientenversorgung, Forschung und
Lehre bilden in der Universitätsmedizin Mainz eine untrennbare Einheit.
Rund 3.400 Studierende der Medizin und Zahnmedizin werden in Mainz
ausgebildet. Mit rund 7.800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ist die
Universitätsmedizin zudem einer der größten Arbeitgeber der Region und ein
wichtiger Wachstums- und Innovationsmotor. Weitere Informationen im
Internet unter www.unimedizin-mainz.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1431
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Oliver Kreft M.A., 04.05.2018
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NEBENWIRKUNG/285: Eine Arzneipflanze der Traditionellen Chinesischen Medizin kann Herzrhythmusstörungen auslösen (idw)


Universität Wien - 02.05.2018

TCM-Substanz kann Herzrhythmusstörungen auslösen



Ein Konsortium von WissenschaftlerInnen der Universitäten Wien, Basel und
Utrecht hat herausgefunden, dass eine in der Traditionellen Chinesischen
Medizin häufig verwendete Arzneipflanze - Evodia rutaecarpa - zwei
Substanzen enthält, die Herzrhythmusstörungen auslösen können.

Extrakte der Pflanze Evodia rutaecarpa werden in der Traditionellen
Chinesischen Medizin (TCM) bei vielfältigen Beschwerden eingesetzt, u.a.
gegen Kopfschmerzen, bei Magen-Darmbeschwerden, Übelkeit und Erbrechen,
menstruelle Beschwerden und gegen Geschwüre (Ulzera) im Mundbereich.
WissenschafterInnen um Steffen Hering vom Department für Pharmakologie und
Toxikologie der Universität Wien untersuchten die Wirkung von
Evodia-Extrakten in Zusammenarbeit mit PharmazeutInnen der Universität Basel. Die
in Basel aus Evodia isolierten Naturstoffe Dehydroevodiamin (DHE) und
Hortiamin erwiesen sich als sehr potente Hemmstoffe von Kaliumkanälen im
Herzmuskel, so genannten HERG-Kanälen. "Werden HERG-Kanäle blockiert,
verändern sich die Erregungsabläufe im Herzmuskel, was schwere Arrhythmien
- sogenannte Torsade de pointes (TdP) - und Kammerflimmern auslösen und
zum plötzlichen Herztod führen kann", erklärt Steffen Hering.
Das Entstehen schwerer TdP-Arrhythmien nach Gabe von DHE konnten
WissenschaftlerInnen der Universität Utrecht bei EKG-Untersuchungen an
Hunden bestätigen; ein Modell, das auch zur Prüfung von
Arzneimittelsicherheit in der Industrie eingesetzt wird.

Weiterführende Untersuchungen zeigten, dass die beiden Naturstoffe bereits
in sehr geringen Konzentrationen Oszillationen des Membranpotentials
verursachen, die Herzrhythmusstörungen auslösen können. "Es besteht die
Wahrscheinlichkeit, dass diese Substanzen beispielsweise in einen Tee aus
Evodiafrüchten gelangen. Dies wäre mit einem erheblichen Risiko für die
PatientInnen verbunden. Der plötzliche Herztod ist heimtückisch und kann
bereits innerhalb von zehn Minuten nach dem Beginn der TdP-Arrhythmie
eintreten. Die auslösende Herzrhythmusstörung ist nur mit Hilfe eines EKG
feststellbar und natürlich auch nur dann, wenn der/die PatientIn die
Klinik noch lebend erreicht. Auf den Erfahrungsschatz der TCM zu Evodia
können wir uns deshalb keinesfalls verlassen", so Steffen Hering.
Für Arzneimittel, die potentiell Herzrhythmusstörungen auslösen können,
gilt eigentlich, dass vor Verabreichung eine Herzuntersuchung mittels EKG
durchgeführt werden sollte. Dies gilt besonders für PatientInnen mit
Herzerkrankungen, um deren Arrhythmierisiko zu bewerten. Besonders prekär
ist, dass keinerlei klinischen Studien vorliegen, bei denen die Häufigkeit
von Herzrhythmusstörungen nach Einnahme von Evodia-Präparaten untersucht
wurde.

"Untersuchungen an der Universität Basel haben zudem gezeigt, dass der
DHE-Gehalt von Evodiafrüchten erheblich ist. In welchem Ausmaß diese
Substanzen in eine Teezubereitung gelangen, wird derzeit untersucht.
Sollten DHE und Hortiamin nachgewiesen werden, ist die Sicherheit von
Evodia-Präparaten neu zu bewerten. TCM-Produkte gelangen in Österreich
relativ unkontrolliert auf den Markt, dafür ist kein Zulassungs- oder
Registrierungsverfahren erforderlich. Über deren mögliche toxische
Wirkungen auf den Herzmuskel wissen wir viel zu wenig", erklärt der
Pharmakologe.

Die AutorInnen der Studie mahnen daher zu erhöhter Wachsamkeit bezüglich
möglicher arrhythmogener Wirkungen von Evodia-Präparaten. "Zum Feststellen
arrhythmogener Wirkung stehen uns heute sehr effektive Methoden zur
Verfügung. Diese sollten verstärkt für Untersuchungen von Phytopharmaka
eingesetzt werden, um deren Sicherheit zu erhöhen", so der Studienautor
abschließend.


Publikation in "Pharmacological Research":

Baburin I, Varkevisser R, Schramm A, Saxena P, Beyl S, Szkokan P, Linder
T, Stary-Weinzinger A, van der Heyden MAG, Houtman M, Takanari H, Jonsson
M, Beekman JHD, Hamburger M, Vos MA, Hering S.: Dehydroevodiamine and
hortiamine, alkaloids from the traditional Chinese herbal drug Evodia
rutaecarpa, are IKr blockers with proarrhythmic effects in vitro and in
vivo.

doi: 10.1016/j.phrs.2018.02.024. (E-publication ahead of print)

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=hering+hamburger+Heyden

Diese Publikation wurde als Open Access veröffentlicht. Sie ist unter
folgendem Link abrufbar:

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=hering+hamburger+Heyden

Offen für Neues. Seit 1365.

Die Universität Wien ist eine der ältesten und größten Universitäten
Europas: An 19 Fakultäten und Zentren arbeiten rund 9.500
MitarbeiterInnen, davon 6.600 WissenschafterInnen. Die Universität Wien
ist damit die größte Forschungsinstitution Österreichs sowie die größte
Bildungsstätte: An der Universität Wien sind derzeit rund 94.000 nationale
und internationale Studierende inskribiert. Mit 174 Studien verfügt sie
über das vielfältigste Studienangebot des Landes. Die Universität Wien ist
auch eine bedeutende Einrichtung für Weiterbildung in Österreich.

www.univie.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, Stephan Brodicky, 02.05.2018
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AKTION/2646: Braunschweig - Lyrische Eigenkompositionen mit dem Jan Behrens Trio am 12. Mai 2018


Konzert mit dem Jan Behrens Trio 



Braunschweig. Ein Konzert mit dem Jan Behrens Trio findet am Samstag,
12. Mai, um 20 Uhr, im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1, statt.
Im Fokus des Pianisten liegen seine lyrischen Eigenkompositionen für
Piano Solo, die er mit seiner CD-Serie "Silent Lights" umsetzt sowie
seine Band-CD-Produktion "JB Plays", bei der er in wechselndem Turnus
Gastmusiker zusätzlich zum festen Trio mit Eddie Filipp (Schlagzeug)
und André Neygenfind (Kontrabass) integriert. Bei diesem Konzert ist
die Sängerin Pat Appleton dabei. Appleton wurde unter anderem mit der
Band De Phazz bekannt. Aktuell hat sie im Sommer 2017 ihr eigenes
Album mit dem Titel "A Higher Desire" mit großem Erfolg
veröffentlicht. 

Karten sind an allen Vorverkaufsstellen sowie an der
Abendkasse erhältlich. Weitere Informationen unter der Telefonnummer
470-4820.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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FOLKLORE/1352: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Salty Shores - Celtic Folk aus Irland, Schottland, England und Amerika, 29.6.2018


Kulturcafé Komm du - Juni 2018

Salty Shores | Celtic Folk aus Irland, Schottland, England und Amerika

Konzert am Freitag, den 29. Juni 2018, 20:30 bis 22:30 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: 'Komm du'-Veranstaltungsflyer für Freitag, den 29.6.2018 mit einem Foto der fünf Musiker der Celtic Folk-Band 'Salty Shores' mit ihren Instrumenten - Foto im Flyer: © by Salty Shores]

[image: Plakat zum Konzert mit der Celtic Folk-Band 'Salty Shores' am Freitag, den 29. Juni 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Salty Shores]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 29.06.2018, 20.30 bis 22.30 Uhr:

Salty Shoresr

Celtic und Irish Folk aus Lüneburg

Celtic Folk aus Irland, Schottland, England und Amerika - von
überall dort, wo dieser Musikstil gespielt, gesungen und gelebt
wird, steht auf dem Programm der fünfköpfigen Gruppe aus der alten
Salz- und Hansestadt. Zum Einsatz kommen diverse Flöten, Geigen,
Bodhrán, Irische Bouzouki, Bass, Gitarre, Steppschuhe und
vielstimmiger Gesang. Am liebsten bewegen sich die Musiker abseits
der ausgetretenen Pub-Song-Pfade, so daß auch Celtic Folk-Insider
Überraschungen erleben. Jigs, Reels und andere Melodien werden
dargeboten, von A-Cappella über mehrstimmig arrangierte Songs
inklusive Stepptanz bis hin zu reinen Instrumentals reicht das
abwechlungsreiche Spektrum. Dazu erfährt das Publikum einiges über
die Geschichten, die hinter den romantischen, mystischen, witzigen
oder auch tragischen Liedern stehen.


Weitere Informationen:

Salty Shores - Homepage

http://www.saltyshores.de/


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:30 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die fünf Musiker der Celtic Folk-Band Salty Shores aus Lüneburg mit ihren Instrumenten - Foto: © by Salty Shores]

Salty Shores - Celtic Folk aus Lüneburg

Die Zutaten für ihr musikalisches Menü findet die Band in Irland, Schottland, England sowie auf und

hinter den Ozeanen, nahezu überall dort, wo Celtic Folk gespielt, gesungen und gelebt wird.

Foto: © by Salty Shores




Salty Shores - Die Band

Das Repertoire der Celtic Folk-Band Salty Shores umfasst
A-Cappella-Gesang, mehrstimmig arrangierte Songs bis hin zu Instrumentals.
Begleitet von verschiedenen Instrumenten wie irischer Bouzouki,
Whistles, Geige, Gitarre und Bodhrán (irische Rahmentrommel) spielen
die fünf Musiker romantische, teilweise mystische, witzige oder
tragische Songs und fetzige Tunes. Dabei erfährt man auch etwas über
die originellen Geschichten, die dahinter stehen. Ein Highlight der
Show sind Olis Stepptanz-Einlagen, wenn er synchron zum pulsierenden
Rhythmus der Bodhrán, das Publikum begeistert.


Zum Reinhören & Anschauen:

Salty Shores - Franks Reel Set

https://www.youtube.com/watch?v=Em1JBGVKf9Y


Salty Shores - The Fox - Sally Gardens

https://www.youtube.com/watch?v=u43DbTcXqRI

Salty Shores - 2 Reels and 21 Pics

https://www.youtube.com/watch?v=6M8Bx2-Fib4

Salty Shores - Slow Air

https://www.youtube.com/watch?v=Fg4arZI_z_U

Salty Shores - sean nós dancing and a cat (Oliver steppt)

https://www.youtube.com/watch?v=_FVUz6xYPH0




[image: Die fünf Musiker der Celtic Folk-Band 'Salty Shores' aus Lüneburg mit ihren Instrumenten - Foto: © by Salty Shores]

Die Celtic Folk-Band Salty Shores aus Lüneburg

Foto: © by Salty Shores




Zu Salty Shores gehören:

Oliver: Tin- und Low Whistles, Vocals, Stepboard

Oliver Rückle entdeckte seine Leidenschaft für irische Musik
und Tanz während seiner Studienzeit. Seit nunmehr über 15 Jahren ist
er begeisterter irischer Stepptänzer und regelmäßig in Irland auf
Tanz- und Musikfestivals anzutreffen. Seit einigen Jahren gehören
auch das Sean Nos Dancing, wörtlich übersetzt die "alte Art" des
irischen Steppens, das Spielen der Tin Whistle und Gesang mit zu
seinem Repertoire. Gelegentlich gibt er in seiner Freizeit irische
Tanzworkshops.

Frank: Gitarre, Irische Bouzouki, Vocals

Der 1963 in Hamburg geborene Frank Ebeling fand mit 12 Jahren
zur Gitarre und bald darauf zum Bass. Während seines Studiums
(Lehramt mit dem Hauptfach Musik) gesellten sich Klavier, Percussion
und Schlagzeug sowie eine Gesangausbildung. Erst in späteren Jahren
wurden die Bodhrán, Bouzouki und das Banjo in diesen
Instrumentenpark integriert. In den bisher 40 Jahren seiner
musikalischen Laufbahn arbeitete er in über 30 Bandprojekten aus den
verschiedensten Theater- und Musikrichtungen mit, wirkte als
Studiomusiker bei diversen Produktionen, war musikalischer Leiter
für ein Jugendtheater am Stadttheater Lüneburg, gewann auch mit
Schulprojekten einige Preise, schrieb Auftragskompositionen für den
Rundfunk und sammelte auf vielen Bühnen Erfahrungen. Gegenwärtig ist
er Leiter einer Vocalgruppe, Bassist einer Soulband und Mitglied der
"Salty Shores", wo er für die Begleitungen (Gitarre,
Bouzouki, Bass) und den Gesang verantwortlich ist.

Ulf: Bodhrán, Irische Bouzouki, Vocals, Technik

Ulf-Michael Matthees spielte in verschiedenen Rockbands
Gitarre, Bass und Percussion. In den 80er Jahren folgte ein Ausflug
in die Welt der Synthesizer und elektronischen Klänge und der damit
verbundenen Technik. Nach einer längeren musikalischen Pause kam er
2007 als Gitarrist zum Chor der Kreuzkirche "Neue Töne". Dann
erwachte die Faszination an der irischen Musik und er erlernte das
Spielen der irischen Rahmentrommel, (Bodhrán) und der irischen
Bouzouki. Seit einigen Jahren ist er bei den Lüneburger Formationen
"Klaus Stehr & Friends" und der Celtic Folk-Band "Salty
Shores" aktiv, wo er als Bodhránspieler den Rhythmus und auf der
irischen Bouzouki Melodien liefert sowie als Tontechniker fungiert.

Ruth: Fiddle und Vocals

Ruth Steffens ist seit vielen Jahren Irland-Fan und hat über
ein Jahr in Irland gelebt und gearbeitet. Dort lernte sie auch das
"Fiddeln" auf traditionelle Weise - nach Gehör. Wieder in Hamburg
spielte sie 12 Jahre in verschiedenen Bands wie den Folk Rovers,
Kellswater und Fiddle Fever. Mit der E-Geige wechselte sie dann zum
Folk-Rock (Grey Drumlins) und schließlich zum Brit-Pop mit der Band
Minx. Nach 20 Jahren Bandpause hat sie sich nun wieder auf ihre
Wurzeln besonnen und freut sich, bei den Salty Shores eine
neue musikalische Heimat gefunden zu haben.

Sophie: Fiddle, Bass, Keyboards, Vocals

Sophie Sommerfeld begann als Kind zunächst mit dem
Keyboardspiel. Später kam dann die (E-)Gitarre dazu und das Keyboard
wandelte sich zum Klavier. Nach ihrer ersten Banderfahrung in der
Schulzeit (Gitarre in einer Rock/Metal-Band) widmete sie sich
während ihres Musiktherapie-Studiums verschiedenen musikalischen
Projekten. Außerdem konnte sie in dieser Zeit bereichernde
Erfahrungen mit unterschiedlichen Trommeln und
Percussioninstrumenten sowie in musikalischer Improvisation sammeln.
Im Laufe der Zeit gesellten sich nach und nach verschiedene
Instrumente, u.a. Didgeridoo, Bodhrán, Sitar, Tagelharpa und als
letztes die Bouzouki zu ihrem Instrumentarium dazu. 2012 reiste
Sophie mit der Straßenmusikband "The Wicked Buskers" (Blues,
Jazz, Rock/Pop), in der sie Gitarre und Mundharmonika spielte, ein
halbes Jahr durch Europa und sammelte so ausführlich
Straßenmusikerfahrung in verschiedenen Ländern. Ende 2012 setzte sie
ihren schon länger gehegten Wunsch in die Tat um und begann, sich
mit dem folkigen Fiddlespiel zu beschäftigen, da sie von keltischen
und skandinavischen Folk-Klängen schon immer fasziniert war. Bei den
Salty Shores spielt Sophie Geige, Bass und singt.
Neben den Salty Shores spielt Sophie noch in der
Mittelalter-Folk Band Schattenweber, einem Dark
Ambient/Folk-Studioprojekt sowie in einem Straßenmusikprojekt.




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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KLASSIK/10078: Witten - Claude Debussy, der musikalische Impressionist, Konzert am 14. Mai


Private Universität Witten/Herdecke

Claude Debussy, der musikalische Impressionist

Konzert mit Helge Antoni am 14. Mai zeigt den französischen
Komponisten samt seiner Vor- und Wirkungsgeschichte



Wenn man von Impressionismus in der Musik spricht, ist damit an erster
Stelle der französische Komponist Claude Debussy gemeint, der 1918,
also vor 100 Jahren gestorben ist. Aus diesem Anlass bringt ihn der
Pianist Helge Antoni am 14. Mai 2018 ab 19:30 Uhr in der Universität
Witten/Herdecke wieder zum Erklingen - und auch die Komponisten, die
Debussy beeinflusst haben und die, die Debussy selbst beeinflusst hat.
Der Eintritt zu diesem Konzert ist frei.

Claude Debussy, der aus armen Verhältnissen stammte und nie eine
Schule besuchte, hat durch Paten und Sponsoren eine Klavierausbildung
am Konservatorium erhalten und ist als Komponist berühmt geworden.
Aber woher stammte seine Inspiration? Das Konzert von Helge Antoni
zeigt den Einfluss des französischen Barockkomponisten Francois
Couperin ebenso wie den der Zeitgenossen von Debussy wie Erik Satie
und Edvard Grieg. Und Debussys Musik hat auch viele spätere
Komponisten inspiriert. Der 13 Jahre jüngere Maurice Ravel zeigte sich
in jungen Jahren als ein Bewunderer, der später sehr viele ähnliche
Themen aufgriff, bei denen Experten aber deutliche Unterschiede in der
Ausführung ausgemacht haben. Und selbst der heute noch lebende Arvo
Pärt zählt zu denen, die Debussy beeinflusst hat.

Helge Antoni gestaltet in seinen Klavierabend diese Einflüsse zu einem
spannenden Programm. Von Debussy werden die "Deux Arabesques" und
"Clair de Lune" zu hören sein, Saties "Gymnopédies" und Griegs
"Lyrische Stücke" erklingen und den Schluss bilden Pärts "Für Alina"
sowie Feuchtwangers "Tariqa Nr 2".

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

 * 

Quelle:

Private Universität Witten/Herdecke gGmbH

Alfred-Herrhausen-Straße 50, D - 58448 Witten

Internet: http://www.uni-wh.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8697: Aus aller Welt - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nordkoreas Präsident erneut nach China gereist

Nordkoreas Staatschef Kim Jong Un ist wenige Wochen vor dem geplanten
Treffen mit US-Präsident Donald Trump ein weiteres Mal nach Peking
gereist. Einem Bericht der chinesischen Agentur Xinhua zufolge trafen
Kim und Präsident Xi Jinping in der nordostchinesischen Hafenstadt
Dalian zusammen, um sich über die Beziehungen beider Länder
auszutauschen. Kim bindet China als engsten Verbündeten in seine
Gipfel-Diplomatie mit ein. Ende März hatte Kim schon einmal China
besucht.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8697: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



23 Personen nach Drogenrazzia im Raum Bonn festgenommen

Mehr als 300 Polizisten haben am Dienstagmorgen eine Großrazzia gegen
eine offenbar eng vernetzte Gruppe von Drogenhändlern in Bonn und der
Region durchgeführt. In Bonn, Alfter, Bornheim, Niederkassel und Köln
wurden 35 Häuser und Wohnungen durchsucht und 23 Tatverdächtige
festgenommen. Zudem wurden laut Polizeiangaben ein Kilogramm
Marihuana, 75 Gramm Kokain, mehrere Flaschen Anabolika sowie 60.000
Euro Bargeld und 49 Mobiltelefone sichergestellt.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8694: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rebellen räumen weitere Vororte von Damaskus

Hunderte syrische Rebellen und ihre Angehörigen verlassen eine
Enklave in der Nähe von Damaskus und ziehen in Gebiete im Norden des
Landes. Ein erster Bus-Konvoi fuhr die Aufständischen am Montag unter
Aufsicht der russischen Militärpolizei aus der Stadt Rastan heraus.
Die einzige verbliebene umkämpfte Bastion ist nun eine kleinere
Enklave im Süden der syrischen Hauptstadt. In dem palästinensischen
Flüchtlingslager Jarmuk leisten Angehörige des
Dschihadistenbündnisses Hajat Tahrir al-Scham weiter Widerstand gegen
die Regierungskräfte.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8696: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Fraktionsspitzen ziehen positives Fazit aus ihrem Treffen

Führende Politiker von Union und SPD haben die zweitägige
Klausurtagung auf der Zugspitze und im oberbayerischen Murnau als
Erfolg gepriesen. Es wurden Beschlüsse gefaßt, die für die Menschen
wichtig seien, sagte Unionsfraktionschef Volker Kauder (CDU) in
Hinblick auf die vereinbarte Wohnrauminitiative. SPD-Fraktionschefin
Andrea Nahles sprach von einem sehr konstruktiven und
lösungsorientierten Treffen. Sie erwarte in den nächsten Monaten und
Jahren eine sehr gute Arbeit von der Regierungskoalition. Die Tagung
hatte auf Einladung von CSU-Landesgruppenchef Alexander Dobrindt in
seinem Wahlkreis stattgefunden.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8695: Tragisches und Kurioses - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote nach Zugkollision in Bayern

Im schwäbischen Aichach sind am Montagabend ein Lokführer und ein
weiblicher Fahrgast bei einem Zugunglück ums Leben gekommen. Weitere
14 Menschen wurden verletzt, als ein Personenzug auf dem Bahnhof auf
einen Güterzug auffuhr. Die Unfallursache war zunächst noch unklar.
Ein Haftbefehl wegen fahrlässiger Tötung und fahrlässiger
Körperverletzung gegen einen Fahrdienstleiter wurde unter Auflagen
wieder ausgesetzt. Was genau dem 24jährigen Mann vorgeworfen wird,
wollte die Polizei wegen der noch laufenden Ermittlungen nicht
mitteilen.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7780: Aus Forschung und Technik - 08.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Gigantische wirbelförmige Wellen auf der Sonne entdeckt

Wissenschaftlern des Max-Planck-Instituts für Sonnensystemforschung
und der Universität Göttingen ist es gelungen, sogenannte
Rossby-Wellen auf der Sonne nachzuweisen. Dabei handelt es sich um
verwirbeltes Sonnenplasma, das sich entgegengesetzt zur
Rotationsrichtung der Sonne bewegt. Wie die Forscher in der
Zeitschrift Nature Astronomy berichten, können diese Rossby-Wellen
knapp 700.000 Kilometer lang werden. Die Wellen sind über mehrere
Monate stabil und am stärksten in Äquatornähe. Für ihre Studie
nutzten die Wissenschaftler die Daten der NASA-Sonde Solar Dynamics
Observatory (SDO).

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7793: Aus aller Welt - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Kim Jong Un trifft erneut Xi Jinping

Nordkoreas Machthaber Kim Jong Un ist mit dem chinesischen Präsident
Xi Jinping in der chinesischen Hafenstadt Dalian zusammengekommen.
Bei ihrem zweiten Treffen in nicht einmal zwei Monaten sprachen die
beiden Staatsoberhäupter der Nachrichtenagentur Xinhua zufolge über
den von Nordkorea angestrebten Strategiewechsel. China wird den
Öffnungskurs und die geplante Abrüstung Nordkoreas unterstützen,
sagte Xi zu. Kim bekräftigte seinen Entschluß, ein vertrauensvolles
Verhältnis zu den USA aufzubauen und für eine nukleare Abrüstung der
koreanischen Halbinsel einzutreten. Kim wird in der nächsten Zeit
persönlich mit dem US-Präsident Donald Trump voraussichtlich in
Singapur vor allem über die Denuklearisierung Nordkoreas und einen
Friedensvertrag für sein Land und Südkorea sprechen.

8. Mai 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7754: Medizin und Gesundheitswesen - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Krankenhausinfektionen auf Intensivstationen nehmen weiter zu

Allen Bemühungen zum Trotz bleiben Krankenhausinfektionen weiter ein
Problem. Insbesondere Patienten von Intensivstationen, die sowieso
schon mit dem Tod ringen und nicht selten ein angeschlagenes
Immunsystem haben, sind von Krankenhausinfektionen betroffen. Der
Grund: Die häufige Verwendung von Kathetern und Beatmungsgeräten
birgt ein hohes Infektionsrisiko. So gelangte der Jahresbericht des
European Centre for Disease Prevention and Control (ECDC) laut
Deutschem Ärzteblatt zu dem Ergebnis, daß 2016 nicht weniger als 8,4
Prozent aller Patienten, die länger als 2 Tage auf einer
Intensivstation behandelt wurden, eine solche Infektion erlitten.
Dabei sind Lungenentzündungen die mit Abstand häufigsten
Krankenhausinfektionen.
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JUSTIZ/7781: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Hacker schöpfen Telefoniekunden über Internetrouter ab

Internetrouter werden zur Zeit häufiger von Kriminellen angegriffen.
Diese kapern die Geräte, um teure Auslandsverbindungen zu schalten
und Gebühren zu kassieren. Eine entsprechende Warnung hat die
Bundesnetzagentur herausgegeben. Demnach wurden in kurzer Zeit mehr
als 12.000 derart betrügerischer Verbindungen aufgebaut. Der Schaden
in zwei Einzelfällen betrug mehr als 50.000 Euro. Die Behörde hat den
Providern inzwischen untersagt, für die auffälligen Verbindungen
Rechnungen auszustellen und Geld an ausländische Vertragspartner zu
überweisen. Das berichtete der Präsident der Bundesnetzagentur,
Jochen Homann, bei der Vorstellung des Jahresberichts seiner Behörde
am Dienstag in Bonn. Routerbesitzer, die IP-basierte Telefonie
verwenden, können sich vor dem Hackerangriff schützen, indem sie für
eine Aktualisierung der Gerätesoftware sorgen. Unter Umständen wird
die Firmware automatisch vom Telefonieanbieter aufgespielt.
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KULTUR/7705: Sprache, Kunst und Medium - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Tim und Struppi-Zeichnung aus dem Jahr 1939 versteigert

Eine nicht ganz 80 Jahre alte Zeichnung, die den Comic-Helden Tim und
dessen Foxterrier Struppi zeigt, hat bei einer Auktion in Paris
629.000 Euro erzielt und damit die Erwartungen übertroffen.

Das Original des belgischen Autors Georges Remi alias Herge gilt
deshalb so interessant für Sammler, weil es in keinem Comic-Band
veröffentlicht wurde, sondern nur als Beilage der belgischen Zeitung
Le Petit Vingtieme vom 22. Juni 1939, wie das Auktionshaus Christie's
mitteilte.

Die Zeichnung stammt offenbar aus dem Nachlaß eines Herge-Freundes,
wie T-Online mitteilte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7771: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Weiter Kriegsgerät für die Türkei

Die Bundesregierung hat 2009 dem Unternehmen ThyssenKrupp Marine
Systems (TKMS) eine sogenannte Herstellungsgenehmigung für sechs
U-Boote erteilt, die in der Türkei in Kooperation mit einem örtlichen
Unternehmen montiert werden. Deutschland übernahm Exportgarantien in
Höhe von knapp 2,5 Milliarden Euro. Seit dem in der Türkei
niedergeschlagenen Putsch im vergangenen Jahr verfolgt die
Bundesregierung bei Lieferungen von Kriegsgerät an Ankara laut
Wirtschaftsministerium eine Politik der restriktiven und vertieften
Einzelfallprüfung. Als die türkischen Truppen Anfang dieses Jahres
völkerrechtswidrig in Syrien einmarschierten, stellte die
Bundesregierung den Modernisierungsauftrag für türkische
Leopard-Panzer durch Rheinmetall zurück. Trotz aller Zurückhaltung
hat die Bundesregierung letztes Jahr die Ausfuhr von unter anderem
Druckmeßgeräten, Kabeln für ein Lebensrettungssystem und Teilen für
Unterwasserortungsgeräte sowie Echolotanlagen für die U-Boote
genehmigt. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung auf eine
kleine Anfrage von Sevim Dağdelen, der stellvertretenden
Fraktionsvorsitzenden Der Linken im Bundestag, hervor. Die ARD
berichtete davon exklusiv. Laut Dağdelen sind die von Deutschland
exportierten Kriegswaffen, die in der Türkei zusammengebaut werden,
als Jagd-U-Boote nahezu perfekt als Offensivwaffen für die türkische
Aggressionspolitik im Mittelmeer geeignet. Die Abgeordnete geht davon
aus, daß die Türkei plant, diese Offensivwaffe unter Bruch des
Völkerrechts gegen Griechenland oder auch Zypern einzusetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7785: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Chancen und Risiken künstlicher Intelligenz

Die Fraktionsvorsitzenden von Union und SPD haben bei ihrer
Klausurtagung im bayerischen Murnau am Dienstag die Einsetzung einer
Arbeitsgruppe beschlossen, die Chancen und Risiken künstlicher
Intelligenz eruieren und bewerten soll. Die Bundestagsfraktionen
versprechen sich und der Bevölkerung große Vorteile vom Einsatz
künstlicher Intelligenz unter anderem bei der medizinischen Diagnose
und Therapie, der Feuerwehr, der Verkehrsteuerung sowie dem autonomen
Fahren. Die erwartete Roboterrevolution könne viel neuartige
Arbeitsplätze erforderlich machen.

Der Robotikforscher Sami Haddadin von der Technischen Universität
München stellte den Tagungsteilnehmern einen Roboter vor, der
Mobiltelefone zusammenbauen kann. Dessen Programmierung ist laut
Haddadin wörtlich genommen kinderleicht. Das sei die Demokratisierung
einer mit künstlicher Intelligenz ausgestatteten Maschine, sagte der
Ingenieur und Hochschullehrer.
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SONSTIGES/7755: Tragisches und Kurioses - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Bienen locken inzwischen Diebe an

In der Oberlausitz haben Diebe einem Imker 40 Bienenvölker gestohlen.
Wie die Polizei mitteilte, war der Verlust am Freitag bei einer
Routinekontrolle der nahe Kromlau aufgestellten Stöcke bemerkt worden.

Laut MDR Sachsen gehen die Beamten davon aus, daß beim Diebstahl der
mehr als eine Million Insekten Profis am Werk waren. Der materielle
Schaden wird auf rund 5000 Euro geschätzt.

Da Bienen inzwischen nicht mehr ohne weiteres nachgekauft und ersetzt
werden können, droht den örtlichen Rapsfeldern nun offenbar ein
"Bestäubungsnotstand".
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SOZIALES/7782: Arbeit, Soziales und Familie - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Über 80.000 Binnenflüchtlinge in Afghanistan seit Jahresbeginn

Die Zahl der Binnenflüchtlinge in Afghanistan ist nach Angaben des
Uno-Nothilfebüros (Ocha) seit Jahresbeginn um 83.345 gestiegen. Rund
19.800 hätten letzte Woche ihre Häuser und Wohnungen verlassen
müssen, heißt es in dem am Montagabend veröffentlichten Bericht. Über
9000 dieser Binnenflüchtlinge stammen aus der nördlichen Provinz
Faryab. Weitere 7000 flohen vor Gefechten in Kundus in ein
Wüstengebiet der im Nordosten gelegenen Provinz. Eine Dürre in der
südlichen Provinz Helmand hat fast 10.000 Menschen in die Flucht
getrieben. Seit 2012 registrierte Ocha in Afghanistan mehr als zwei
Millionen Binnenflüchtlinge. 2017 waren es über 445.000.
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UMWELT/7765: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Rettungsprogramm für Koalas

Australien will ein millionenschweres Rettungsprogramm starten, um den
Koala Down Under vor dem Aussterben zu bewahren. Wie afp meldete,
stellte die Regierung des australischen Bundesstaates New South Wales
umgerechnet 28,3 Millionen Euro zum Schutz der Beuteltiere zur
Verfügung. Das Geld soll unter anderem in Tausende Hektar große
Schutzgebiete, ein neues Koala-Krankenhaus und die Erforschung der
Tiere fließen. In anderen Gebieten Australiens sind Koalas bereits
ausgestorben.
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WIRTSCHAFT/7770: Märkte und Finanzen - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



China meldet erhöhte Stahlausfuhren auch in die USA

China hat im April 6,48 Millionen Tonnen Stahl exportiert. Gegenüber
März war das eine Steigerung um 14,7 Prozent. Ein Prozent der
chinesischen Stahlausfuhren gingen in die USA, die darauf Importzölle
von 25 Prozent erheben. Auf Aluminium sind in den USA Sonderabgaben
von zehn Prozent fällig. Die Volksrepublik exportierte im April
451.000 Tonnen Aluminium, davon 14 Prozent in die USA. Der Preis von
Aluminium ist gestiegen, weil die USA Rußlands Aluminiumproduzenten
Rusal mit Wirtschaftssanktionen belegt haben. Der Handelsüberschuß
Chinas im Warenaustausch mit den USA betrug im April 18,3 Milliarden
Euro. Insgesamt legten die chinesischen Ausfuhren im April gegenüber
dem Vorjahresmonat um 12,9 Prozent zu. Die Zahlen veröffentlichte die
Pekinger Zollverwaltung am Dienstag.
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WISSENSCHAFT/7788: Aus Forschung und Technik - 08.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Verzögerungen bei Patches gegen Spectre-NG

Einem Erdbeben gleich war die Erschütterung, als Google-Experten auf
Schwachstellen in der CPU-Architektur stießen. Obgleich kein Hacker
diese je genutzt hatte, wurden schnell Sicherheits-Updates auf den
Markt geworfen, die oftmals mehr Schaden anrichteten als die
vermeindlichen Sicherheitslecks namens Meltdown und Spectre. Offenbar
ist die Hexenjagd auf sie noch längst nicht beendet. Wie PC-Welt
meldete, sind vor wenigen Tagen acht weitere Sicherheitslücken in
Intel-Prozessoren entdeckt worden. Eigentlich sollten unverzüglich
Patches gegen die Spectre-NG (Next Generation) getauften
Schwachstellen erscheinen. Doch jetzt wurde die
Veröffentlichung um 14 Tage verschoben, da Intel diese nicht
fristgerecht einreichen konnte. Somit werden die Patches in Form von
Microcode-Updates frühestens am 21. Mai 2018 der Öffentlichkeit
zugänglich sein. Und es kann durchaus sein, daß sich der
Erscheinungstermin noch einmal verschiebt.

8. Mai 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1095: Was der Stoffwechsel über den Ursprung des Lebens verrät (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 07.05.2018

Was der Stoffwechsel über den Ursprung des Lebens verrät

Kieler Botanikerin schlägt neue Theorie zur gleichzeitigen Evolution
gegenläufiger Stoffwechselvorgänge vor



Was war zuerst da, die Henne oder das Ei? Das klassische Ursprungsdilemma
gilt insbesondere für die Entwicklungsprozesse des Lebens auf der Erde.
Grundlage der Evolution war ein gradueller Übergang vom Ablauf rein
chemischer Reaktionen hin zur Fähigkeit erster Lebensformen, mit Hilfe von
Enzymen über Stoffwechselvorgänge Kohlenstoff umzuwandeln. Dabei haben
frühe Lebewesen schon bald verschiedene Strategien der Energiegewinnung
und des Stoffumsatzes entwickelt.




[image: Abbildung: © Dr. Kirstin Gutekunst]

Bildunterschrift: Die Hypothese zur synchronistischen Evolution von
Autotrophie und Heterotrophie geht davon aus, dass die gegenläufigen
Prozesse zeitgleich entstanden sein müssen.

Abbildung: © Dr. Kirstin Gutekunst



Grundsätzlich unterscheidet die Wissenschaft nach sogenannten
heterotrophen und autotrophen Organismen: Die erste Gruppe, zu der zum
Beispiel alle Tiere zählen, verwendet verschiedene organische Stoffe als
Energiequellen. Ihre Stoffwechselvorgänge setzen unter anderem über die
Atmung CO2 frei. Autotrophe Lebewesen hingegen nutzen als Grundlage ihres
Stoffwechsels ausschließlich anorganische Kohlenstoffverbindungen. Diese
Gruppe umfasst insbesondere alle Pflanzen, die Photosynthese betreiben und
dabei CO2 binden, um aus Sonnenlicht Energie zu gewinnen.

In der Evolutionsforschung diskutieren Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler weltweit seit langem darüber, welche der beiden
grundlegenden Stoffwechsel-Strategien sich zuerst entwickelte -
Autotrophie oder Heterotrophie beziehungsweise Photosynthese oder Atmung.
Dr. Kirstin Gutekunst, wissenschaftliche Mitarbeiterin in der
Arbeitsgruppe Physiologie und Biotechnologie der pflanzlichen Zelle am
Botanischen Institut der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU),
schlägt stattdessen vor, dass beide Entwicklungen möglicherweise
gleichzeitig und parallel entstanden sind. Diese neuartige Theorie, die
sie als "Hypothese zur synchronistischen Evolution der Autotrophie und
Heterotrophie" bezeichnet, stellt die Kieler Botanikerin nun in der
Fachzeitschrift Trends in Biochemical Sciences zur Diskussion.

Gutekunst argumentiert wie folgt: Die Erde stellt hinsichtlich des
Stoffumsatzes ein geschlossenes System dar. Die Menge an jeglicher
irdischer Materie ist unveränderlich, sie wird lediglich kontinuierlich
umgewandelt und neu zusammengesetzt. In einem solchen System muss es
folglich ein Gleichgewicht geben, da sonst bestimmte Stoffe permanent
abgebaut und andere dauerhaft angehäuft würden. Der logische Schluss
daraus ist, dass zu jedem Stoffwechselvorgang eine entsprechende Umkehrung
existieren muss - entweder im selben Organismus oder in zwei
verschiedenen, diesbezüglich antagonistischen Lebewesen. Ein drittes
Kernargument der neuen Hypothese besteht in der Tatsache, dass die
wichtigsten Akteure des Stoffwechsels, die Enzyme, von sich aus in zwei
Richtungen agieren können - also, dass demnach jede metabolische Reaktion
auch eine Umkehrung in der entsprechenden Gegenreaktion besitzt.
Stoffwechselprozesse insgesamt laufen also nicht linear, sondern in
Kreisläufen ab und sind hinsichtlich einer globalen Stoffbilanz im
Gleichgewicht.

"Der aktuelle wissenschaftliche Stand deutet darauf hin, dass
Heterotrophie und Autotrophie nicht getrennt voneinander entstanden sein
können. In einem geschlossenen System, dass durch eine stoffliche Balance
gekennzeichnet ist, bedingen sich beide Stoffwechselvorgänge gegenseitig",
betont Kirstin Gutekunst. "So wie es weder zuerst das Ei noch zuerst die
Henne gegeben haben kann, können auch heterotrophe und autotrophe
Organismen nicht nacheinander entstanden sein", so die Kieler
Pflanzenforscherin weiter. Ein Beispiel für ein solches stoffliches
Gleichgewicht geben die auch als Blaualgen bekannten Cyanobakterien: Sie
vereinen die Stoffwechselvorgänge der Photosynthese und der Atmung in
einem Organismus, zeigen also heterotrophe und autotrophe Eigenschaften
zugleich. Diese Prozesse sind hier sogar besonders eng verknüpft und
beruhen auf identischen molekularen Akteuren.

Die neue Theorie der Kieler Forscherin könnte somit einen Anstoß liefern,
um die bestehende Auffassung vom Ursprung des Lebens auf der Erde künftig
neu zu bewerten. Grundsätzlich lässt sich die Frage nach der Herkunft nur
hypothetisch betrachten. Gutekunsts Theorie führt aber mit gewichtigen
Indizien weg von dem Gedanken eines singulären Ursprungs, der im Kern auf
einer eigentlich unwissenschaftlichen Schöpfungsidee beruht. Die
vorgeschlagene synchronistische Hypothese schlägt dagegen eine Dualität
schon zu Beginn der Evolution vor: Wenn auf der Wirkung von Enzymen
beruhende Stoffwechselprozesse als Charakteristikum des Lebens gelten,
dann muss es zu allen Reaktionen auch eine Gegenreaktion geben. Eine
solche Evolution kann demnach nur gleichzeitig begonnen und von dort aus
eine parallele Entwicklung genommen haben. Gutekunsts These ist somit ein
starkes Argument gegen die Annahme eines singulären Entstehens der Auto-
oder Heterotrophie.

Die vorgelegte Arbeit ist als Teil der Pflanzenforschung im Rahmen des
Forschungsschwerpunkts "Kiel Life Science" an der CAU entstanden. Aktuell
sind die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus diesem Bereich
bestrebt, sich stärker untereinander zu vernetzen und den gegenseitigen
Austausch zu fördern. In diesem Zusammenhang bereiten sie gemeinsam mit
Partnerinstitutionen in der Region die Bildung eines eigenständigen,
interdisziplinären Zentrums für Pflanzenforschung an der CAU vor.


Originalarbeit:

Kirstin Gutekunst (2018): Hypothesis on the Synchronistic Evolution of
Autotrophy and Heterotrophy Trends in Biochemical Sciences

https://dx.doi.org/10.1016/j.tibs.2018.03.008

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Dr. Boris Pawlowski, 07.05.2018
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ZOOLOGIE/1525: Raubtiere im Zoo gebären zur gleichen Jahreszeit wie in der Natur (idw)


Universität Zürich - 07.05.2018

Raubtiere im Zoo gebären zur gleichen Jahreszeit wie in der Natur



Die Saisonalität der Fortpflanzung ist ein fixes Merkmal einer Tierart -
auch Raubtiere im Zoo gebären gleichzeitig wie ihre Artgenossen in
natürlicher Umgebung. Dies zeigen Forschende der Universität Zürich auf.
Einige Tierarten verkürzen ihre Tragzeit, um dem Nachwuchs ideale
Bedingungen zu bieten, andere verlangsamen sie.




[image: Bild: © Zoo Zürich / Enzo Franchini]

Beim kleinen Panda ist die Saisonalität der Fortpflanzung sehr ausgeprägt.

Bild: © Zoo Zürich / Enzo Franchini



Viele Tierarten haben in ihren natürlichen Lebensräumen eine saisonal
festgelegte Paarungszeit. Die Jungtiere werden meist im Frühling geboren,
damit sie optimale Umweltbedingungen vortreffen. Geburten zu ungünstigen
Zeitpunkten - etwa, wenn der Winter einbricht - werden so vermieden. Je
nachdem, wie stark die saisonale Fortpflanzungsperiode bei einer Tierart
ausgeprägt ist, ist auch die Zeitspanne der Geburten entweder sehr weit
oder extrem eng gefasst.

Forschende der Klinik für Zoo-, Heim- und Wildtiere der Universität Zürich
untersuchten die Saisonalität bei über 100 Raubierarten. Da Beobachtungen
von Geburten im natürlichen Lebensraum für viele Tierarten vergleichsweise
schwierig sind, werteten sie über 150'000 Geburtsdaten aus zoologischen
Gärten aus. Dort werden Geburten zuverlässig dokumentiert und an die
gemeinnützigen Organisation Species360 weitergeleitet, die Daten aus Zoos
aus aller Welt sammelt.

Saisonalität ist im Zoo und in der Natur meist gleich

Offen war bisher, ob die Saisonalität der Fortpflanzung in der Natur auch
bei Tieren im Zoo erhalten bleibt, wenn das ganze Jahr über genügend
Futter zur Verfügung steht und der Winter im geheizten Innenraum nicht so
hart ist. "Es ist überraschend, wie gut sich die Zoo-Daten mit denen aus
dem natürlichen Lebensraum decken", sagt Marcus Clauss, UZH-Professor der
Vetsuisse. Der Zeitpunkt der Geburten hat sich bei mehr als 80% der
Tierarten auch im Zoo nicht verändert. "Die Saisonalität ist
evolutionsbedingt somit zu einem fixen Merkmal einer Tierart geworden ist
- höchstwahrscheinlich anhand einer genetisch fixierten Reaktion auf ein
durch die Tageslichtlänge vorgegebenes Signal", ergänzt Clauss. Lediglich
einige Arten, die sich in den Tropen je nach Nahrungsgrundlage nur zu
bestimmten Jahreszeiten fortpflanzen, tun das im Zoo, wo sie immer optimal
versorgt sind, das ganze Jahr hindurch.

Lebensraum und Fortpflanzung hängen zusammen

So zählen etwa der Rotwolf (Canis rufus), der Nerz (Mustela lutreola), der
Buntmarder (Martes flavigula), der Vielfrass (Gulo gulo), der kleine Panda
(Ailurus fulgens), und der kanadischer Luchs (Lynx canadensis) zu den
Raubtieren mit der ausgeprägtesten Saisonalität. Die optimale Jahreszeit
für ihre Reproduktion ist sehr eng gefasst. Der Waldhund (Speothos
venaticus), der Jaguar (Panthera onca) und die Tüpfelhyäne (Crocuta
crocuta) sind hingegen mit ihrer Fortpflanzung an keine Jahreszeit
gebunden. Dabei zeigte sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen dem
natürlichen Verbreitungsgebiet einer Art und ihrem
Fortpflanzungsverhalten: Je weiter weg vom Äquator eine Tierart
natürlicherweise vorkommt, desto saisonaler ihr Fortpflanzungsverhalten.

Entweder sehr kurze oder sehr lange Tragzeiten

Die Forschenden entdeckten zudem zwei interessante Muster: Viele saisonale
Raubtiere haben für ihre Körpergrösse kurze Tragzeiten, damit der Embryo
zwischen der Paarungszeit im Herbst und dem Geburtstermin im Frühling
rasch genug wächst. Andere hingegen verlängern ihre Tragzeit, damit sie
zur richtigen Jahreszeit gebären. Dies passiert nicht etwa durch eine
Verlangsamung des Embryo-Wachstums, sondern durch eine "Keimruhe" - eine
Art zeitlich befristete Ruhestellung, in der sich die befruchtete Eizelle
noch nicht in der Gebärmutter einnistet. "Scheinbar ist es leichter, im
Zuge der Evolution das Embryowachstum zu beschleunigen als zu
verlangsamen", folgert Clauss.
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Bei den Luchsen ist die optimale Jahreszeit für die Reproduktion sehr eng
gefasst. 

Bild: © Wildpark Zürich



Einzige Ausnahme dieser Regel ist der Seeotter (Enhydra lutris), die
einzige Otterart, die nur im Meer lebt. Sie kommt an der Küste Alaskas und
damit weit weg vom Äquator vor. Ihre Fortpflanzung sollte daher saisonal
sein - ist es aber überhaupt nicht. Vermutlich, so die Forscher, weil sich
der Seeotter von Seeigeln und Muscheln ernährt, die ganzjährig verfügbar
sind.

Daten aus Zoos erklären Biologie der Arten

"Es ist faszinierend, wie wenig die Saisonalität der Fortpflanzung sich
durch die Haltung im ganzjährig optimal versorgten Zoo beeinflussen lässt
und wie gut sich daher Daten von Zootieren eignen, um die Biologie der
Arten zu beschreiben", fasst Clauss zusammen. Bei Haustieren dagegen
stimmt dieser Zusammenhang kaum mehr, deren Reproduktion ist weitgehend an
keine bestimmte Saison gebunden. Wer gerne neugeborene Raubtiere sehen
will, sollte also im April oder Mai in den Zoo gehen.
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FORSCHUNG/464: Mikrobenmatten beeinflussen Wärme-und Wasserhaushalt der Meere (idw)


Carl von Ossietzky-Universität Oldenburg - 07.05.2018

Ein Mantel für den Ozean - Mikrobenmatten beeinflussen Wärme- und
Wasserhaushalt der Meere



Matten aus fadenartigen Mikroorganismen halten den Oberflächenfilm des
Meeres warm und verlangsamen Verdunstung. Ein internationales Team um den
Meereschemiker Dr. Oliver Wurl vom Institut für Chemie und Biologie des
Meeres (ICBM) der Universität Oldenburg untersuchte die oberste,
hundertstel Millimeter dünne Schicht in Bereichen der Timorsee nördlich
von Australien. Das Ergebnis: Die Schicht ist um wenige Zehntelgrad wärmer
und weniger salzig, wenn Trichodesmien, fotosynthetisch aktive Mikroben,
sich dort ansammeln. Dies wirke sich auf den Wasserkreislauf und
Wärmehaushalt und damit regional auf das Klima aus, schreiben die Forscher
online im Fachmagazin Geophysical Research Letters.
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Bei ruhigen Wetterlagen sammeln sich die fadenartigen Cyanobakterien an der
Wasseroberfläche. 

© Christopher J. Zappa/ Lamont-Doherty Earth Observatory of Columbia University



Die riesige Oberfläche der Weltmeere können Wissenschaftler nur dank
Satellitentechnologie beobachten: Der Blick von oben ermöglicht unter
anderem zu beurteilen, welche Rolle die Ozeane im Wärme- und
Wasserhaushalt und damit für das Klima auf der Erde spielen. Dafür leiten
Forscher aus Daten zum Salzgehalt an der Meeresoberfläche beispielsweise
ab, wie stark es in einer bestimmten Region regnet. Vor allem in
tropischen Regionen aber auch beispielsweise in der sommerlichen Ostsee
bilden sich bei warmen, ruhigen Wetterlagen typische Ansammlungen von
sogenannten Cyanobakterien, die eine Fläche von mehr als 1000
Quadratkilometer einnehmen können.

Die auf der Oberfläche treibenden fadenartigen Bakterien sind von einer
gelartigen Substanz umgeben, die sich wie ein Film auf das Wasser legt.
Die Matten - Experten sprechen von "Slicks" - dämpfen Bewegungen und
ändern die physikalischen Eigenschaften der Grenzschicht zwischen Wasser
und Luft. "Bislang wussten wir nicht, wie stark Cyanobakterien
beispielsweise den Salzgehalt in den Slicks der Meere beeinflussen", sagt
Wurl. Das Problem sei, dass aus technischen Gründen oft erst ab einer
Tiefe von zehn Zentimetern unterhalb der Wasseroberfläche gemessen werden
könne. "Doch gerade Messungen direkt in den Oberflächenfilmen sind
wichtig, um Satellitendaten mit vor Ort gewonnenen Daten abzugleichen",
erläutert der Meereschemiker.

Auf ihrer Expedition Ende 2016 in den tropischen Indopazifik mit dem
US-amerikanischen Forschungsschiff Falkor konnten Wurl und seine Kollegen den
möglichen Einfluss der Mikrobenmatten erstmals genauer messen. Dafür
setzten sie einen eigens umgebauten Katamaran ein, der kontinuierlich
Proben von den obersten hundertstel Millimetern des Meeres sammeln kann.
Zum Vergleich: Ein Menschenhaar ist zwischen einigen hundertstel und
wenigen zehntel Millimeter dick. Der ferngesteuerte Katamaran arbeitet mit
rotierenden Scheiben, an denen dank Oberflächenspannung der dünne Film der
Meeresoberfläche hängen bleibt, per Wischer in Probengefäße befördert wird
und so für Messungen, beispielsweise der Temperatur und des Salzgehalts,
zur Verfügung steht. Mit Hilfe einer Infrarotkamera untersuchten die
Wissenschaftler zudem die Temperatur in den obersten zwei hundertstel
Millimetern. Das Vorkommen der Cyanobakterien bestimmten sie mittels
molekulargenetischer Methoden.

Das Ergebnis: Die Meeresoberfläche in Gebieten mit Matten aus
Cyanobakterien war bis zu mehrere Zehntelgrad wärmer und weniger
salzhaltig als das darunterliegende Wasser und dort, wo sich die fädigen
Mikroorganismen nicht angesammelt hatten. Gleichzeitig war deutlich mehr
organisches Material zu finden, mit dem die Mikroorganismen sich umgeben.
Die Forscher nehmen an, dass die dichten Matten die sonst starke
Verdunstung gerade in tropischen Meeresgebieten hemmen, wodurch der
Salzgehalt im Vergleich zur Umgebung nicht steigt. Zudem bleibt auch der
kühlende Effekt der Verdunstung aus.

Bisher gingen Wissenschaftler vor allem bei der Interpretation von
Satellitendaten davon aus, dass weniger salziges Wasser vor allem auf
Regen in der Region zurückzuführen ist. "Das heißt, dass die Slicks die
Abschätzung, wo es geregnet hat, in die Irre führen", betont Wurl. Um
Satellitendaten auch künftig sinnvoll interpretieren zu können, sollten
die Effekte der Mikrobenmatten daher noch stärker untersucht werden.
Ähnliches könnte für die Oberflächentemperatur gelten, die Wissenschaftler
ebenfalls mit Hilfe von Satellitenmessungen bestimmen. Auch hier sind
genaue Daten wichtig, um regionale Änderungen des Wärmehaushalts und
künftige Auswirkungen des Klimawandels abschätzen zu können.


Originalpublikation: Wurl, O., Bird, K., Cunliffe, M.,
Landing, W. M., Miller, U., Mustaffa, N. I. H. et al (2018). Warming and
inhibition of salinization at the ocean's surface by cyanobacteria.
Geophysical Research Letters, 45. doi:10.1029/2018GL077946
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AUSSEN/2036: Mögliche Aufkündigung des Iran-Deals durch Präsident Trump - Größerer Fehler als Bushs Irak-Krieg


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2018

Mögliche Aufkündigung des Iran-Deals durch Präsident Trump: Ein größerer Fehler als Bushs Irak-Krieg



Zur heute anstehenden Ankündigung des amerikanischen Präsidenten Trump über einen möglichen Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Wenn Donald Trump heute das Nuklearabkommen mit dem Iran (JCPOA) einseitig aufkündigt, verlässt er den Pfad der erfolgreichen Diplomatie und setzt Kurs Richtung Aufrüstung und Krieg. Eine mögliche Wiederaufnahme des iranischen Atomwaffenprogramms wird eine nukleare Aufrüstungsspirale im Nahen Osten, der konfliktreichsten Region der Welt, in Gang setzen. Saudi-Arabien hat bereits angekündigt, im Falle einer nuklearen Bewaffnung des Iran gleichziehen zu wollen, andere werden folgen. Die Aufkündigung wäre ein größerer Fehler als Bushs Entscheidung für den Irak-Krieg 2003. Er wäre auch eine erhebliche Schwächung der transatlantischen Glaubwürdigkeit, wie dies über 500 europäische Parlamentarierinnen und Parlamentarier in einem offenen Brief an den US-Kongress im April deutlich gemacht haben.

Die europäischen Signatarstaaten müssen daher im Falle eines einseitigen Rückzugs der USA nach allen Kräften versuchen, das Abkommen aufrechtzuerhalten. Dazu gehört es, gemeinsam mit Russland und China mögliche neue US-Sanktionen abzufedern. Es liegt aber auch am Iran deutlich zu machen, dass er sich an seine Verpflichtungen aus dem Abkommen halten wird.

Die Islamische Republik hat sich durch ihre aggressive Regionalpolitik, vor allem die Unterstützung des mörderischen Assad-Regimes in Syrien, durch ihre beständigen Drohungen gegen Israel und ihre fatale Menschenrechtspolitik im eigenen Land in der internationalen Gemeinschaft selbst marginalisiert. Wenn die USA nun aber das vitale europäische Sicherheitsinteresse an einer nicht-nuklearen Nachbarregion missachten, setzen sie die transatlantische Einigkeit angesichts dieser Herausforderungen durch die iranische Politik aufs Spiel.
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WIRTSCHAFT/2796: Unerlaubte Telefonwerbung - Abzocke endlich wirksam bekämpfen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Mai 2018

Unerlaubte Telefonwerbung - Abzocke endlich wirksam bekämpfen



Zum heute veröffentlichten Jahresbericht 2017 der Bundesnetzagentur erklärt Tabea Rößner, Sprecherin für Netz- und Verbraucherpolitik:

Die neuen Zahlen zeigen eindrücklich, dass die Bundesregierung mit dem Gesetz gegen unseriöse Geschäftspraktiken aus 2013 die Probleme der Verbraucherinnen und Verbraucher nicht ansatzweise lösen konnte. Ganz im Gegenteil: Der Bericht verzeichnet ein Rekordhoch bei Verbraucheranfragen und -beschwerden. Vor allem das Geschäft mit unerlaubter Telefonwerbung blüht - hier haben sich die Verbraucherbeschwerden im Vergleich zum Vorjahr sogar verdoppelt. Für einen effektiven Schutz muss die Bundesregierung endlich die sogenannte Bestätigungslösung einführen, bei der die Verbraucherinnen und Verbraucher die durch unerlaubte Anrufe veranlassten Verträge ausdrücklich und formgerecht bestätigen müssen. Das würde die Zahl der Vertragsabschlüsse deutlich verkleinern und damit auch das Abzockmodell unattraktiv machen. Zugleich muss die Bundesnetzagentur weitaus besser ausgestattet werden, um dem Aufkommen gerecht werden zu können. Sollte die aktuelle Gesetzesinitiative des Bundesrates zur Bestätigungslösung nicht erfolgreich sein, werden wir das Thema auf weiter die Agenda des Bundestages setzen.
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INNEN/3366: Polizeiliche Kriminalstatistik 2017 - Wir brauchen weitere Aufklärungsmöglichkeiten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2018

Wir brauchen weitere Aufklärungsmöglichkeiten



Bundesinnenminister Seehofer hat heute die Zahlen der Polizeilichen
Kriminalstatistik 2017 vorgestellt. Gerne können Sie dazu den
stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden für Innen und Recht, Stephan
Harbarth, wie folgt zitieren:

"Die gesunkene Zahl der registrierten Straftaten muss uns vor allem
Ansporn sein. CDU und CSU wollen die Hände nicht in den Schoss legen,
sondern zügig die im Koalitionsvertrag vereinbarten Maßnahmen für
mehr Sicherheit umsetzen.

Besonders erfreulich ist die Entwicklung beim
Wohnungseinbruchsdiebstahl. Den Kampf gegen die Einbruchskriminalität
haben wir im Bund in den letzten Jahren mit einem umfangreichen
Maßnahmenpaket geführt. Ein weiteres Paket wollen wir jetzt zeitnah
auf den Weg bringen. Dazu gehört, dass wir das KfW-Programm, mit dem
der Bund den Einbau einbruchshemmender Maßnahmen mit bis zu 1.500
Euro fördert, auch in Zukunft fortführen wollen. Zusätzlich brauchen
die Ermittlungsbehörden weitere Aufklärungsmöglichkeiten. Maßnahmen
zur Telekommunikationsüberwachung müssen bei allen Fällen des
Wohnungseinbruchsdiebstahls möglich sein. Beim Thema
Wohnungseinbruchsdiebstahl, das die Menschen ganz besonders umtreibt,
haben wir eine klare Erwartungshaltung an die Justizministerin. Eine
Ausweitung der Ermittlungsbefugnisse darf nicht an ihrem Veto
scheitern."
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INNEN/3365: Polizeiliche Kriminalstatistik 2017 - Kein Grund zur Entwarnung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2018

Kein Grund zur Entwarnung



Zur Polizeilichen Kriminalstatistik können Sie den innenpolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, mit
folgenden Worten zitieren:

"Der deutliche Rückgang in der Polizeilichen Kriminalstatistik ist
eine höchst erfreuliche Nachricht. Wir können feststellen:
Deutschland ist sicherer geworden. Für die Union ist dies allerdings
kein Grund zur Entwarnung. Wir werden daher auch weiterhin unsere
Politik eines starken Rechtsstaates fortsetzen: mit einem weiteren
Aufwuchs unserer Sicherheitsbehörden, mit effektiven
Ermittlungsbefugnissen und dem Einsatz moderner Technik wie der
intelligenten Videoüberwachung. Besorgniserregend ist der Anstieg der
religiös, sprich: islamistisch, motivierten Straftaten um über 50
Prozent. Hier ist besondere Wachsamkeit unserer Sicherheitsbehörden
gefordert, um den weiteren Import eines solchen Extremismus und damit
einen weiteren Anstieg solcher Delikte zu verhindern. Dies gilt
insbesondere auch für den islamistisch motivierten Antisemitismus,
der künftig noch besser in der Statistik abgebildet werden sollte."
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RECHT/846: Musterfeststellungsklage muss zügig verabschiedet werden


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2018

Musterfeststellungsklage muss zügig verabschiedet werden

Bundesregierung legt Gesetzentwurf vor



Das Bundeskabinett will am morgigen Mittwoch den Gesetzentwurf zur
Einführung einer Musterfeststellungsklage für Verbraucher
beschließen. Dazu erklärt die rechts- und verbraucherpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker:

"Die Große Koalition bringt mit dem erwarteten Kabinettsbeschluss die
Musterfeststellungsklage für Verbraucher auf den Weg. Der
Gesetzentwurf soll nun zügig beraten werden, damit er - wie im
Koalitionsvertrag vereinbart - zum 1. November in Kraft treten kann.
Damit wird zum Beispiel den durch VW geschädigten Diesel-Fahrern ein
weiteres Prozess-Instrument zur Durchsetzung ihrer Rechte an die Hand
gegeben. Die zum Jahresende 2018 drohende Verjährung kann so bis zur
Klärung der Anspruchsgrundlagen auf unkomplizierte und kostengünstige
Weise verhindert werden.

Mit der Musterfeststellungsklage schaffen wir ein Instrument, mit dem
bei Schadensfällen, die eine Vielzahl von Verbrauchern betreffen, ein
Verbraucherschutzverband die entscheidenden Rechts- und Beweisfragen
in einem einzigen Gerichtsverfahren verbindlich ausfechten kann. Das
erspart Verbrauchern, aber auch den Unternehmen und nicht zuletzt den
Gerichten viele teure Prozesse. In der parlamentarischen Beratung
werden wir besonders die Qualifikation der Verbände in den Blick
nehmen, die klagebefugt sein sollen. Deren Seriosität und Sachkunde
ist erforderlich, damit die Verbraucher zu ihrem Recht kommen, aber
auch damit Unternehmen vor Klagen geschützt werden, an denen von
vornherein nichts dran ist. Abmahnvereine sollen kein neues
Geschäftsmodell bekommen."
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WIRTSCHAFT/2711: Ausgewogene Debatte über Künstliche Intelligenz benötigt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Mai 2018

Ausgewogene Debatte über Künstliche Intelligenz benötigt

Enquete-Kommission muss Antworten auf grundlegende Zukunftsfragen
geben



Die Koalitionsfraktionen haben am heutigen Dienstag bei ihrer
Klausurtagung in Murnau beschlossen, eine Enquete-Kommission des
Bundestags zum Thema Künstliche Intelligenz einzuberufen. Dazu
erklären die stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Nadine Schön, und der Sprecher der Arbeitsgruppe
Digitale Agenda, Tankred Schipanski:

Nadine Schön: "Künstliche Intelligenz (KI) befeuert den
technologischen Fortschritt und wird somit zu einem immer wichtigeren
Wirtschaftsfaktor für Deutschland und Europa. Aber KI hat nicht nur
einen wirtschaftlichen, sondern auch einen gesellschaftlichen
Mehrwert. So führt beispielsweise autonomes Fahren zu mehr Sicherheit
im Straßenverkehr. Automatisierte Bilderkennung kann zur
Früherkennung von Krebs beitragen. Damit sorgt KI für Fortschritte im
medizinischen Bereich. Das Potenzial von KI ist enorm und die
Vorteile der Technik liegen auf der Hand.

Gleichwohl müssen wir über die richtigen regulatorischen wie
ethischen Standards für den Einsatz der Technologie sprechen. Deshalb
ist es richtig, eine Enquete-Kommission einzusetzen und eine
ausgewogene Debatte darüber zu führen, welche ethischen und
gesellschaftlichen Grundsätze dem Einsatz von KI zugrunde liegen
sollen. Wir müssen beispielsweise Antworten auf die Fragen finden:
Wie und in welchem Umfang kann und soll der Staat KI regulieren? Wie
können wir die Risiken der Technologie minimieren und ihre
Möglichkeiten optimal nutzen? Wie wird sich unsere Arbeitswelt durch
KI verändern und wie nehmen wir hier alle Menschen mit?

Mit Blick auf die immer größere Leistungsfähigkeit der Rechner und
die stetig wachsenden Datenmengen sind in immer kürzeren Abständen
weitere Durchbrüche im Bereich der KI zu erwarten. Damit diese
Durchbrüche in Deutschland möglich sind, müssen wir die Weichen
richtig stellen - auch oder gerade auf politischer Ebene. Dazu soll
die Enquete-Kommission einen entscheidenden Beitrag leisten."


Tankred Schipanski: "Künstliche Intelligenz ist das
Innovationsthema Nummer 1 der nächsten Jahre. Auch dank der
zahlreichen Fördermaßnahmen der Bundesregierung ist Deutschland im
Bereich der KI bereits heute sehr gut aufgestellt. Durch den
Fortschritt in dieser Disziplin wird die Digitalisierung
substanzielle Schritte nach vorn machen - von
Hochtechnologieanwendungen im Medizin- und Forschungsbereich bis zu
rein praktischen Anwendung etwa im Mobilitäts- oder
Verwaltungssektor. Bereits heute kommen Anwendungen der KI in
Alltagsgeräten wie Mobiltelefonen zum Zwecke der Spracherkennung zum
Einsatz. Mit der Verbreitung der Technologie einher geht aber auch
die Notwendigkeit, grundlegende gesellschaftliche, rechtliche und
ethische Fragen des Einsatzes von KI zu beantworten. Mit der
Enquete-Kommission wollen wir Antworten zu diesen Fragen geben. Die
Chancen und Potenziale des technologischen Fortschritts, den wir auf
Grundlage unserer gesellschaftlichen und kulturellen Werte gestalten
wollen, sind uns dabei ein besonderes Anliegen.

Daneben werden wir in dieser Legislaturperiode Forschung,
Entwicklung, Gründungen und Wissenstransfer substanziell
voranbringen. Im Koalitionsvertrag haben wir vereinbart, das Thema
auch grenzüberschreitend, zusammen mit Frankreich und Polen,
voranzutreiben. Im Rahmen eines Masterplans Künstliche Intelligenz
werden wir dazu strategische Ziele formulieren. Hiermit wollen wir
dazu beitragen, dass Deutschland und Europa zum weltweiten
Spitzenstandort für die Innovationslokomotive Künstliche Intelligenz
werden."

 * 
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WIRTSCHAFT/2710: Baukindergeld hilft Familien


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 7. Mai 2018

Baukindergeld hilft Familien



Die Geschäftsführenden Fraktionsvorstände von CDU/CSU und SPD haben
im Rahmen ihrer gemeinsamen Klausurtagung heute eine Initiative für
mehr bezahlbaren Wohnraum beschlossen. Wesentlichen Element dabei ist
das Baukindergeld. Hierzu können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

Die Koalitionsfraktionen haben heute Beschlüsse zur konkreten
Ausgestaltung der ersten Vorhaben der im Koalitionsvertrag
vereinbarten Wohnraumoffensive beschlossen. Dazu gehört das
Baukindergeld, mit dem wir Familien beim Erwerb einer eigenen
Immobilie entlasten wollen. Und das sofort, weshalb der Zuschuss bei
vorliegender Baugenehmigung bzw. einem Kaufvertrag rückwirkend ab
1.1.2018 gezahlt wird. Schon im August sollen Anträge für das
Baukindergeld über ein KfW-Förderprogramm gestellt werden können.
Daneben sollen noch im Sommer die Sonderabschreibungsmöglichkeit im
freifinanzierten Wohnungsneubau und Änderungen des Mietrechts
gesetzlich umgesetzt werden. Die weiteren Vorhaben der
Wohnraumoffensive müssen schnellstens folgen, um unser Ziel, mehr
bezahlbaren Wohnraum zu schaffen, umzusetzen.

 * 
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AUSSEN/1714: Aufrüstung der türkischen Kriegsmarine stoppen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2018

Aufrüstung der türkischen Kriegsmarine stoppen



"Es ist absolut verantwortungslos, dass die Bundesregierung mit der Lieferung von Teilen für den U-Boot-Bau eine weitere Aufrüstung der türkischen Kriegsmarine zulässt. Die aus Deutschland exportierten Kriegswaffen, die in der Türkei zusammengebaut werden, sind als Jagd-U-Boote nahezu perfekt als Offensiv-Waffen für die türkische Aggressionspolitik im Mittelmeer geeignet", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf die Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage "U-Boot-Exporte in die Türkei und andere Staaten" (Drs. 19/1515). Dagdelen weiter:

"Erdogan und seine islamistische AKP-Regierung haben wiederholt bestehende Ländergrenzen selbst zu EU-Mitgliedsländern wie Griechenland infrage gestellt. Erst vor kurzem rammte ein Schiff der türkischen Küstenwache ein griechisches Patrouillenboot. Erdogan erhebt Anspruch auf die griechischen Imia-Inseln und die Bodenschätze in den dortigen Hoheitsgewässern. Die türkische Kriegsmarine verhindert zudem wirtschaftliche Aktivitäten in den Hoheitsgewässern Zyperns.

Von einer restriktiven Rüstungsexportpolitik kann keine Rede sein, wenn an die Türkei Ausrüstung zur verbesserten maritimen Kriegsführung geliefert wird. Notwendig ist ein Stopp der Rüstungsexporte in die Türkei."

 * 
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AUSSEN/1713: Völkerrechtswidrige Blockade des Gaza-Streifens muss beendet werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2018

Völkerrechtswidrige Blockade des Gaza-Streifens muss beendet werden



"Es war überfällig, dass die Bundesregierung im Konflikt zwischen Palästinensern und der israelischen Regierung am Sperrzaun in Gaza nun die Verhältnismäßigkeit der israelischen Seite in Frage stellt und zur Zurückhaltung aufruft. Denn alleine die Zahlen von 53 erschossenen und tausenden verletzten Palästinensern sind erschütternd, dies ist nicht hinnehmbar", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Hänsel weiter:

"Der Einsatz von israelischen F-16-Kampfflugzeugen und Scharfschützen gegen Demonstranten muss international verurteilt werden. Mit den steigenden Opferzahlen auf palästinensischer Seite wird die Regierung von Benjamin Netanyahu die Lage weiter zuspitzen und auch nicht zu mehr Sicherheit der Menschen in Israel beitragen. Die humanitäre Situation der Menschen in Gaza ist verheerend. Laut dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palästina-Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) sind 80 Prozent der Menschen in Gaza von externen Hilfen anhängig, die Arbeitslosigkeit liegt bei über 40 Prozent, das ist nach Angeben der Weltbank eine der höchsten Quoten weltweit.

Es ist höchste Zeit, endlich ernsthafte politische Verhandlungen über die Zukunft Palästinas als eigener souveräner Staat aufzunehmen. Dazu gehört das Ende der völkerrechtswidrigen Blockade des Gaza-Streifens und ein Ende der israelischen Besatzung palästinensischer Gebiete. Das wäre der beste Beitrag für die Sicherheit der Menschen in Israel."

 * 
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EUROPA/1608: Solidarität mit Zivilen Seenotrettern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. Mai 2018

Solidarität mit Zivilen Seenotrettern! 



Die zunehmend häufige Kriminalisierung von Seenotrettern, die oft unter Einsatz ihres Lebens Geflüchtete vor dem sicheren Tod im Mittelmeer bewahren, kommentiert die Vorsitzende der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

Nur zwei Flugstunden südlich von Italien auf der anderen Seite des Mittelmeeres, bietet man Menschen in Fußketten zum Verkauf an. In Libyen gibt es Sklavenmärkte, in den Gefängnissen libyscher Milizen wird gefoltert. Auf den Märkten werden Menschen verkauft, die sich aus Krisen- und Kriegsgebieten aufgemacht haben, um nach Europa zu gelangen und dabei Schleppern in die Fänge geraten sind. Oder es sind die, die aus Europa bereits wieder abgeschoben wurden. Nur eines von zahlreichen Negativbeispielen verfehlter EU Migrations- und Flüchtlingspolitik. Europa wird zur Festung, Europas Regierungen machen Geschäfte mit libyschen Milizen. Deutschland ist ganz vorn dabei und verteidigt seine Kooperation mit der libyschen Küstenwache als einen "Beitrag, dafür zu sorgen, dass die Welt ein bisschen besser und humanitärer wird". Europa tut sich schwer mit Menschen in Lebensnot. Und offenbar auch mit deren RetterInnen.

Zivile Seenotretter, die sich der Rettung von Geflüchteten im Mittelmeer verschrieben haben und sich der fragwürdigen Politik ihrer Regierungen entgegenstellen, werden immer wieder willkürlich kriminalisiert. Im August 2017 wurde das Schiff IUVENTA der Hilfsorganisation 'Jugend rettet' ohne Anklage, aufgrund des Verdachts zur Begünstigung von Schlepperaktivitäten, beschlagnahmt. Seitdem darf das Schiff den Hafen von Trapani nicht mehr verlassen. Nachdem das oberste Gericht in Rom nun entschieden hat, dass das Schiff beschlagnahmt bleibt, müssen die ehrenamtlichen KoordinatorInnen von 'Jugend Rettet' jetzt mit einer Anklage rechnen.

Das Urteil wurde nicht begründet, und es gibt keine stichhaltigen Beweise für Rechtswidrigkeiten. Die Bundesregierung hält sich aus dem Konflikt heraus, was sich zuletzt daran zeigte, dass die deutsche Botschaft in Rom eine Anfrage nach Unterstützung ablehnte. Auch anderen Hilfsorganisationen sahen sich den Vorwürfen der Beihilfe zur illegalen Migration durch italienische Ermittler ausgesetzt, wie zuletzt "Ärzte ohne Grenzen".

Vieles deutet darauf hin, dass die Beschlagnahmung und die Ermittlungen gegen Hilfsorganisation für ein politisches Signal in Italien genutzt wird. Das Mitte-Rechts-Lager mit der rechtsextremen Lega von Matteo Salvini, Forza Italia von Silvio Berlusconi und den neofaschistischen Fratelli d'Italia kann jetzt für sich in Anspruch nehmen, nach der Wahl die stärkste Koalition zu sein.

DIE LINKE erklärt sich solidarisch mit allen zivilen Seenotrettern im Mittelmeer, auch mit 'Jugend rettet' und schließt sich folgenden Forderungen von Sea Watch an:

- keine weiter Kriminalisierung von zivilen Seenotrettern

- Keine weiteren "Push-Backs" nach Libyen

- Keine weitere Gewalt gegenüber Fluchtbooten durch die libysche Küstenwache

- Ausbildung der libyschen Küstenwache darf nicht zu Verletzungen des Völkerrechts führen

F.d.R.

Lia Petridou

 * 
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INNEN/4930: Aufrüstung der Polizei muss beendet werden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2018

Aufrüstung der Polizei muss beendet werden



"Der Rückgang an Straftaten sollte zum Anlass genommen werden, die weitere Aufrüstung der Polizei zu stoppen", fordert die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke, anlässlich der heute veröffentlichten Polizeilichen Kriminalstatistik. Jelpke weiter:

"Die Zahlen widerlegen eindrücklich den von rechter Seite gerne formulierten rassistischen Generalverdacht gegen Nichtdeutsche und Einwanderer, mehr zur Kriminalität zu neigen als Deutsche. Bleibt zu hoffen, dass diese Tatsache einfach mal zur Kenntnis genommen wird.

Die Zahlen sind aber auch ein Argument gegen die Angstpolitik, mit der insbesondere die Union die Sicherheitsbehörden aufrüsten will. Mehr Geld, mehr technische Mittel und mehr rechtliche Befugnisse für Geheimdienste und Polizei - damit muss jetzt endlich mal Schluss sein. Es gilt stattdessen, die bisherigen Gesetzesverschärfungen auf den Prüfstand zu stellen. Jahrelang wurden die Sicherheitsbehörden zu immer weiteren Überwachungsmethoden ermächtigt - jetzt ist es Zeit, die Rechte der Bürgerinnen und Bürger zum Schutz vor einem kontrollwütigen Staat zu stärken. Dazu gehört beispielsweise die Einführung einer anonymisierten Kennzeichnungspflicht von Polizeibeamtinnen und -beamten, aber auch eine Benachrichtigungspflicht bei Speicherung in einer polizeilichen Datenbank.

Wenn der Bundesinnenminister mit Blick auf den G20-Gipfel fordert, gegen linksautonome Zentren vorzugehen, ist das pure Stimmungsmache. Die Aufarbeitung der Ausschreitungen beim Gipfel hat längst bewiesen, dass ein Großteil der Gewalt von der Polizei ausging. Auch das sollte in einer Polizeilichen Kriminalstatistik ausgewiesen werden."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1883: Lehren aus dem 8. Mai 1945 ziehen - Nie wieder Krieg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2018

Lehren aus dem 8. Mai 1945 ziehen - Nie wieder Krieg



"In Zeiten zunehmender Spannungen zwischen einigen westlichen Staaten und Russland sind der 8. und 9. Mai wichtig, um aus der gemeinsamen Geschichte die notwendigen Rückschlüsse für die Gegenwart zu ziehen: Heute vor 73 Jahren hat die Rote Armee nach Verlusten von rund 13 Millionen Soldaten und schätzungsweise 14 Millionen Zivilisten maßgeblich zum Ende des Hitlerregimes beigetragen. Diese Geschichte eint Russland mit den übrigen Siegermächten und muss uns nach wie vor mahnen", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im Bundestag. Hänsel weiter:

"Knapp ein dreiviertel Jahrhundert nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist es allerdings erschreckend, wie Feindbilder aus der Zeit des Kalten Krieges wieder gepflegt werden. Nato und EU rüsten auf und haben wiederholt mehr militärische Infrastruktur und den Bau von panzerfesten Straßen gen Russland gefordert. Diese Politik bringt die europäische Friedensordnung in Gefahr und muss gestoppt werden. Abrüstung und vertrauensbildende Maßnahmen sind das Gebot der Stunde.

Außenpolitische Differenzen können allein auf der Basis von Völkerrecht und mit Hilfe der UNO gelöst werden - auch das ist eine Lehre aus dem Zweiten Weltkrieg. Im Übrigen sollte Deutschland den 8. Mai, der in Russland einen Tag später begangen wird, endlich als Feiertag anerkennen. Das wäre nicht nur ein Zeichen politischer Größe, sondern auch ein wichtiges Signal gegen Rechtspopulisten."

 * 
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WIRTSCHAFT/2065: Mietenwahnsinn stoppen - Vonovia enteignen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Mai 2018

Mietenwahnsinn stoppen - Vonovia enteignen



DIE LINKE unterstützt die Proteste gegen die Aktionärskonferenz des Wohnungsunternehmens VONOVIA am 9. Mai in Bochum. Die Immobilienspekulation mit einst öffentlich finanzierten Wohnungen muss gestoppt werden, VONOVIA muss enteignet werden!

Arm durch Wohnen? Immer mehr Menschen können sich die teuren Mieten nicht mehr leisten. Vier von zehn Haushalten müssen jeden Monat mehr als dreißig Prozent ihres Nettoeinkommens für die Bruttokaltmiete zahlen. Die Mieten in Deutschland steigen rasant, seit 2010 um mehr als 30 Prozent. In den Ballungsgebieten explodieren die Mieten, "Investoren" investieren hauptsächlich in ihre eigene, lukrative Zukunft.

Das gilt auch für die VONOVIA, dem größten Wohnungsunternehmen Deutschlands. Mit 347.000 Wohnungen gegen Ende des letzten Jahres in ihrem Besitz, ist dieses Unternehmen das mit Abstand größte in Deutschland, das das "Menschenrecht auf angemessenes Wohnen" zum gewinnbringenden Geschäft umgemünzt hat. Die VONOVIA entstand 2001 als Immobilienunternehmen durch den Ankauf von 65.000 Eisenbahnerwohnungen. Bei fast allen weiteren Zukäufen, handelt es sich um ehemalige öffentliche Wohnungen, oder Werkswohnungen, getreu dem Prinzip: billiger Ankauf, überteuerte Vermietung.

Höchste Zeit, dem etwas entgegenzusetzen! In den letzten 30 Jahren hat sich der Bestand an Sozialwohnungen um zwei Drittel verringert. Die Politik der Regierung geht am Bedarf vorbei: Es fehlen fünf Millionen Sozialwohnungen. 50.000 Sozialwohnungen fallen jedes Jahr aus der Sozialbindung. Wohnen ist ein Menschenrecht und muss dem Markt und Profit entzogen werden.

Auch als Arbeitgeber steht der Konzern massiv in der Kritik: Ver.di und die Gewerkschaft BAU kämpfen schon seit geraumer Zeit für die tarifliche Bezahlung der Beschäftigten, denn die profitieren nicht von den sensationellen Einnahmen der VONOVIA, die allein 2017, 921 Millionen Euro Gewinn einfuhr. Nur 20% der Beschäftigten erhalten einen Tariflohn. Das VONOVIA Aktionsbündis in Bochum veranstaltet heute eine Gegenkonferenz.

 * 
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BUNDESTAG/7147: Heute im Bundestag Nr. 296 - 08.05.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 296

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Mai 2018, Redaktionsschluss: 11.48 Uhr

1. Rücküberweisungen von Migranten

2. Herausforderungen in Tschernobyl

3. Gas-Pipeline nach Italien

4. Klimaschutz im Wärmesektor



1. Rücküberweisungen von Migranten

Finanzen/Große Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die von Migranten vorgenommenen Rücküberweisungen in
deren Herkunftsländer sind Thema einer Großen Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1955). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung wissen, wie
hoch diese Rücküberweisungen in den vergangenen zehn Jahren waren und
in welche Länder diese Zahlungen gingen. Gefragt wird auch danach,
welche Rolle die Zahlungen für Entwicklungsländer spielen und ob die
Zahlungen einzelnen Personengruppen wie Asylbewerbern,
Asylberechtigten, Flüchtlingen, subsidiär Schutzberechtigten,
geduldeten oder vollziehbar Ausreisepflichtigen und allen anderen
ausländischen Staatsbürgern in Deutschland zugeordnet werden können.

In der Vorbemerkung zur Großen Anfrage erklärt die AfD-Fraktion, das
Phänomen der Rücküberweisungen habe in den letzten Jahren stark
zugenommen. Darunter werde der Teil des Einkommens eines Migranten
verstanden, der in Form von Geld oder Gütern zurück in das jeweilige
Heimatland geschickt werde. Ein Motiv für die Überweisenden sei dabei
die Unterstützung der im Herkunftsland verbliebenen
Familienangehörigen. "Dabei kann es zu impliziten Absprachen zwischen
den Mitgliedern einer Familie kommen, die darauf hinauslaufen, die von
den Familienangehörigen vorfinanzierten hohen Migrations- und
Niederlassungskosten nach erfolgreicher Zuwanderung zurückzuzahlen",
schreibt die Fraktion. Die Rücküberweisungen seien in Länder der
Regionen Sub-Sahara-Afrika und Nahost/Nordafrika von 2002 bis 2013
stetig angestiegen. Für Sub-Sahara-Afrika wird von der AfD-Fraktion
ein Anstieg von fünf auf 26 Milliarden US-Dollar genannt, für
Nahost/Nordafrika ein Anstieg von 15 auf 39 Milliarden Dollar. Die
Berechnungen der Weltbank würden aber nicht alle Transaktionen
erfassen, so dass auch die doppelte Höhe nicht ausgeschlossen werden
könne.

Die Abgeordneten wollen von der Regierung wissen, ob sie die
Rücküberweisungen für wünschenswert hält und wie hoch die
Rücküberweisungen im Vergleich zu den deutschen Ausgaben für die
Entwicklungszusammenarbeit seien. Die Bundesregierung soll angeben, ob
sie Rücküberweisungen als Anreiz zur Migration nach Deutschland
ansieht. Außerdem wird nach den Auswirkungen der Rücküberweisungen auf
Armutsbekämpfung und Zahlungsbilanzen in Entwicklungsländern gefragt.

 * 

2. Herausforderungen in Tschernobyl

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht in der Inbetriebnahme der
neuen Schutzhülle am havarierten ukrainischen Atomkraftwerk
Tschernobyl eine der wesentlichen kurzfristigen Herausforderungen an
dem Standort. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung
(19/1873) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/1566) hervor. Laut Darstellung der Bundesregierung verzögert sich
die für Mai 2018 geplante Fertigstellung des sogenannten New Safe
Confinement (NSC) aufgrund radiologischer Probleme bei Bohrarbeiten
der Abdichtmembran an der Ostseite des Gebäudebereiches. Der Abschluss
der Arbeiten sei nun im vierten Quartal 2018 vorgesehen. Das NSC soll
den havarierten Block 4 des Atomkraftwerks für 100 Jahre abschirmen.
Die Dichtheit und Korrosionsbeständigkeit des NSC seien daher als eine
der wesentlichen langfristigen Herausforderungen zu betrachten,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Gas-Pipeline nach Italien

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich in
einer Kleinen Anfrage (19/1913) nach dem Bau eines Pipeline-Projekts,
das Erdgas aus Aserbaidschan über Georgien, die Türkei, Griechenland
und Albanien nach Italien transportieren soll. Die Bundesregierung
soll Auskunft über die Realisierung dieses auch unter dem Begriff
"Südlicher Gaskorridor" bekannten Projekts geben. Außerdem wird nach
dem Stand der Finanzierung und nach der Sicherheit der Versorgung
gefragt.

 * 

4. Klimaschutz im Wärmesektor

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Entwicklung des Wärmesektors geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1914). Die
Regierung soll unter anderem angeben, wie sich der Wärmebedarf von
Haushalten und Gewerbebetrieben in den letzten zehn Jahren entwickelt
hat, wie viele Wärmenetze in Deutschland betrieben werden und wie
viele Haushalte daran angeschlossen sind. Zudem wird nach den
verwendeten Brennstoffen und nach Möglichkeiten gefragt, wie die
Wärmenetze über die Einspeisung dezentral erzeugter solarer Wärme
klimafreundlicher gemacht werden können.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1663: Regierungspressekonferenz vom 7. Mai 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 7. Mai 2018

Regierungspressekonferenz vom 7. Mai 2018

Themen: Kriterien der Deutschen Post zur Entfristung von
Arbeitsverträgen, Gerichtsverfahren in Vietnam gegen einen aus Deutschland
entführten Vietnamesen, Treffen der Bundeskanzlerin mit dem französischen
und dem ukrainischen Präsidenten am Rande der Verleihung des Karlspreises,
Kohleausstieg, Asylpolitik, Demonstrationen anlässlich der Amtseinführung
von Wladimir Putin, geplante Einführung einer Musterfeststellungsklage,
Situation im Gazastreifen, Höhe des Verteidigungsetats im
Haushaltsplanentwurf, Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Abschiebung
eines islamistischen Gefährders nach Tunesien


Sprecher: SRSin Demmer, Schwamberger (BMF), Ehrentraut (BMAS),
Flosdorff (BMVg), Einhorn (BMWi), Kall (BMJV), Adebahr (AA), Wettern (BMU),
Mänz (BMZ), Kock (BMI)



Vors. Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer sowie
die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Frau Schwamberger, können Sie uns etwas zum Thema Post sagen? Der
Finanzminister hat ja gestern bei "Anne Will" gesagt, es seien auch schon
Gespräche vereinbart worden. Können Sie einmal sagen, mit wem? War es so,
dass man die "Bild" gelesen, dann gleich zum Telefon gegriffen und
irgendwen angerufen hat? Was soll da jetzt genau passieren?

Schwamberger: Der Minister hatte ja gestern Abend - das haben Sie
wahrgenommen - deutlich gemacht, dass es dem Bund als Anteilseigner von
privatrechtlich organisierten Unternehmen ein wichtiges Anliegen ist, dass
die Unternehmen, an denen er sozusagen direkt oder indirekt beteiligt ist,
einer sozial gerechten Beschäftigungspolitik entsprechen, auch mit Blick
auf das Thema "sachgrundlose Befristungen". Es ist diesbezüglich auch ein
klares Ziel der Bundesregierung, dass, wie im Koalitionsvertrag vereinbart
wurde, sachgrundlose Befristungen zurückgedrängt werden.

Zu den Gesprächen und Einwirkungen, die Sie ansprechen: Der Bund wird sich
in Gesprächen mit dem Vorstand der Deutschen Post einen Überblick darüber
verschaffen, welche Kriterien die Deutsche Post bei der Entfristung von
Arbeitsverträgen vorsieht, und dann im weiteren Verlauf das Gespräch
suchen.

Zusatzfrage: Mich wundert es ein bisschen, dass am Sonntag offensichtlich
schon Gespräche vereinbart wurden. Haben Sie also gestern davon erfahren
und dann sofort angerufen und Gespräche vereinbart, oder wussten Sie das
schon vorher und haben diese Gespräche vereinbart?

Wie ist das eigentlich in den anderen Unternehmen, an denen der Bund noch
beteiligt ist? Schauen Sie sich das jetzt genau an, oder wissen schon, dass
Sie da vielleicht auch in anderen Unternehmen - keine Ahnung; bei der
Telekom oder so - irgendwie ran müssen?

Schwamberger: Mit Blick auf die anderen Unternehmen sind dem BMF bislang
keine Anhaltspunkte dafür bekannt, dass es bei weiteren Unternehmen mit
einer Bundesbeteiligung ähnliche Sachverhalte gibt oder ähnliche
Sachverhalte vorliegen.

Ich kann Ihnen jetzt zum einzelnen Ablauf dessen, wann und wie sozusagen
welche Nachricht und Entscheidung zuerst eingetroffen ist, nichts sagen. Es
gab Ende der Woche und am Wochenende eine klare Nachrichtenlage, und der
Minister hat dazu am Sonntag deutlich Stellung genommen.

Frage: Zu diesem Thema an zwei Ministerien, erstens an das
Arbeitsministerium: Sieht der Arbeitsminister wegen der sportlich
ambitionierten Tarifvertragsgestaltung bei der Post Grund zum Eingreifen,
oder ist das nur die Angelegenheit des Finanzministers, der da ein soziales
Gewissen entdeckt?

Die Frage an das zweite Ministerium betrifft das Verteidigungsministerium.
Auch da gibt es ja befristete Arbeitsverhältnisse von Soldaten. Ist es da
auch so, dass die, wenn sie 20 Krankenfehltage haben, nicht übernommen
werden oder die Verträge nicht verlängert werden? Hielten Sie es auch für
ein ambitioniertes Managementprogramm zur Verbesserung der Schlagfähigkeit
der Bundeswehr, wenn man sich an der Post ein Beispiel nähme?

Ehrentraut: Der Minister hat sich heute auch schon in einem Statement
geäußert, das ich Ihnen gerne noch einmal zur Verfügung stellen kann, in
dem er betonte, dass ein Unternehmen natürlich auch immer eine soziale
Verantwortung gegenüber seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern hat. Diese
Verpflichtung darf natürlich nicht von der Art des Arbeitsvertrags abhängig
gemacht werden. Er hat auch noch einmal betont, dass er sich für die
Eindämmung der sachgrundlosen Befristung einsetzen wird, wie sie auch im
Koalitionsvertrag vorgesehen ist, und dass eine endlose Kettenbefristung
abgeschafft wird, damit eben das unbefristete Arbeitsverhältnis in
Deutschland wieder zum Normalfall wird.

Zusatz: Entschuldigung, aber das Ganze findet ja vor dem Hintergrund der
Frage statt, ob der Arbeitsminister das Verhalten der Post für richtig oder
für falsch hält.

Ehrentraut: Ich habe, wie gesagt, die Aussagen des Ministers dargelegt,
dass ein Unternehmen eben immer grundsätzlich auch eine soziale
Verantwortung hat.

Zusatzfrage: Wird die durch das Verhalten der Post wahrgenommen oder nicht?

Ehrentraut: Wie gesagt: Es bleibt bei dem, was ich heute und was der
Minister in einem Statement gesagt haben.

Flosdorff: Ich nehme an, die Frage ist nicht ganz ernst gemeint. Dennoch,
ohne bewerten zu wollen, was die Post für Regularien hat, gilt: Bei uns
gibt es ja Zeitverträge, die in ganz anderen Dimensionen spielen, über
zwei, sechs, acht, zwölf oder noch mehr Jahre. Manchmal gibt es Karrieren,
die bis in eine Berufssoldateneigenschaft münden, und Krankheitsfälle bei
der Bundeswehr. Da sind wir in einer Situation, die auch nicht ganz mit den
Parallelen vergleichbar ist, die Sie jetzt hier heranziehen. Bei uns sind
ja nicht nur die Mitarbeiter unserem Unternehmen zugehörig, sondern auch
die ganze Heilfürsorge beziehungsweise auch der ganze medizinische Bereich
gehören ja zu uns. Insofern erlaubt das ein sehr differenziertes und sehr
klares Bild für den Arbeitgeber in Bezug darauf, inwiefern Krankmeldungen,
Verletzungen, Reha und alles, was dazu gehört, zu bewerten sind. Deswegen
glaube ich nicht, dass wir hier solche vertieften Vergleiche anstellen
müssen.

Frage: Frau Schwamberger, der Minister hat ja gestern Abend nicht nur
gesagt, er werde die Einstellungspraxis bei der Deutschen Post nicht
hinnehmen - das ist ja eine sehr starke Formulierung -, sondern er hat auch
gesagt, er werde sich dafür einsetzen, dass auch in Bundesinstitutionen die
Quote der Befristungen zurückgeht. Angefangen mit Ihrem Ministerium: Es
gibt laut neuem Stellenplan 42 Befristungen. Jetzt kann man das Problem auf
zwei Arten lösen: Entweder man beschäftigt sie nicht weiter - dann ist das
Problem der Befristungen auch gelöst -, oder man stellt alle fest ein. -
Wie lösen Sie das Problem?

Zweite Frage an das BMWi: Können Sie dazu auch Stellung nehmen? Sehen Sie
diese Praxis auch als nicht hinnehmbar an?

Wie verhält sich das in der Privatwirtschaft insgesamt? Haben Sie
Erkenntnisse darüber, dass diese Einstellungspraxis der Deutschen Post
gängige Praxis in der Privatwirtschaft ist?

Schwamberger: Zum Thema der befristeten Beschäftigungsverhältnisse: Ich
kann Ihnen die Zahl hier jetzt nicht genau bestätigen. Es ist aber klar,
dass es durchaus in gewissen Fällen Gründe für eine Befristung gibt, also
nicht für eine sachgrundlose Befristung, sondern für eine begründete
Befristung. Es wird auch weiterhin im Bundesfinanzministerium - davon ist
auszugehen - in gut begründeten, darlegbaren Fällen befristete
Beschäftigungsverhältnisse geben. Das ist kein Widerspruch zu dem Ziel, das
sich die Bundesregierung im Koalitionsvertrag gesetzt hat, insbesondere die
sachgrundlose Befristung einzudämmen.

Einhorn: Was die Situation der Wirtschaft im Allgemeinen angeht, habe ich
jetzt keine Erkenntnisse. Das könnten wir dann gegebenenfalls nachreichen.
Aber mir liegen jetzt erst einmal keine weiteren Erkenntnisse zu diesem
Thema oder zu Fällen vor. Diesen Fall würde ich jetzt auch nicht weiter
über das hinaus bewerten, was die Kollegin gesagt hat, die in diesem Fall
in dem zuständigen Ressort ist.

Frage: Frau Schwamberger, Sie sagen, es gehe darum, die sachgrundlose
Befristung zurückzudrängen. Mir ist noch nicht klar, warum die Post
problematisch ist. Können Sie ein, zwei oder drei Beispiele für konkrete
Maßnahmen nennen, die die Post vorhat und zu denen Sie sagen "Nein, aus
unseren Augen geht das nicht"?

Schwamberger: Der Minister hat gestern klargemacht, welche Kriterien
problematisch sind, wenn es darum geht, befristete
Beschäftigungsverhältnisse zu entfristen. Mit Blick auf die
Medienberichterstattung und die Informationen darüber, dass da auch eine
gewisse Abhängigkeit vorliegt, was Krankheitstage und dergleichen angeht,
hat der Minister gestern Abend klargemacht, dass dieser Zusammenhang so
nicht hinnehmbar und nicht tragbar ist. Dem habe ich eigentlich nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Geht es also nur um Krankheitstage?

Schwamberger: Es gibt einige Aspekte. Dies ist einer davon, der eine Rolle
gespielt hat. Ich möchte jetzt hier nicht die Befristungs- und
Entfristungspraxis der Deutschen Post vorstellen; dafür würde ich Sie
bitten, auf die Deutsche Post zuzugehen. Aber es gab einige, nun bekannt
gewordene Kriterien, zu denen sich der Minister so wie gestern vernommen
geäußert hat.

Zusatzfrage: Auf die beziehe ich mich ja, auf die Post! Ich frage ja nicht
nach der Post, ich frage nach Ihrer Reaktion auf die Post. Ich würde eben
gerne wissen, was neben der Zahl der Krankheitstage noch ein Grund dafür
ist, das zu kritisieren.

Schwamberger: Das ist aber zum Beispiel ein gewichtiger Grund, dass man das
im Prinzip von Kriterien abhängig macht, die nicht sozialverträglich und
auch nicht hinnehmbar sind, wenn es darum geht, über eine Befristung oder
Entfristung zu entscheiden.

Frage: Frau Schwamberger, Sie haben jetzt gesagt, man wolle sich in
Gesprächen mit dem Vorstand einen Überblick darüber verschaffen, welche
Kriterien da gelten. Wäre das Ziel, dass diese Kriterien abgeschafft
werden? Was kann ein knapp 21-prozentiger mittelbarer Anteilseigner da
überhaupt tun? Wie viel Einfluss haben Sie darauf also überhaupt?

Eine Frage an das BMAS: Was ist denn der Stand des Gesetzes zum Thema
"sachgrundlose Befristung"? Wie weit sind Sie da schon gekommen?

Schwamberger: Der Bund kann als Anteilseigner darauf hinwirken. Er kann es
nicht durchsetzen. Aber das Hinwirken hat im Rahmen dieser Aspekte einen
wichtigen Anteil, und die Gespräche sollen erst einmal dazu führen, dass
man sich darüber informiert, wie die Praxis denn tatsächlich ist. Das gibt
dem Bund auch die Möglichkeit, dem Vorstand seine Meinung und Einschätzung
zu diesem Sachverhalt als Anteilseigner deutlich zu machen.

Zusatzfrage : Stand Gesetzentwurf "sachgrundlose Befristung"?

Ehrentraut: Da sind wir dabei, und das wollen wir auch zügig umsetzen.
Einen konkreten Termin kann ich Ihnen aber zum jetzigen Zeitpunkt noch
nicht nennen.

Frage: Frau Schwamberger, der Bund hält insgesamt mehr als 600
Unternehmensbeteiligungen, wenn ich das richtig in Erinnerung habe;
zumindest um den Dreh. Da würde mich natürlich schon interessieren, ob das
jetzt ein Sonderfall ist oder ob Sie vorhaben, das zum Beispiel in den
Corporate Governance Index aufzunehmen, eben als Leitlinie für die
Beteiligung des Bundes, also dass Sie sagen, dass das, was Sie dort gerade
kritisieren, allgemeingültig sein soll. Was haben Sie an dieser Stelle vor?

Schwamberger: Zunächst einmal hält der Bund nach meiner Information 106
unmittelbare Beteiligungen. Jetzt geht es erst einmal darum, dass man bei
einem Unternehmen, an dem der Bund beteiligt ist und in dem eine Praxis
vorhanden ist, die für den Anteilseigner Bund so nicht hinnehmbar ist,
diesbezüglich tätig wird, und zwar im Rahmen dessen, was der Bund als
Anteilseigner auch unternehmen kann. Überall dort - das hat der Minister
gestern auch deutlich gemacht -, wo es diese Bundesbeteiligung gibt, wird
der Bund, sofern er davon Kenntnis hat, tätig werden.

Zusatzfrage: Heißt das, damit ich das richtig verstehe, Sie werden jetzt
einmal die Bundesbeteiligungen durchforsten, werden schauen, wie es sich
dort jeweils damit verhält, und werden gegebenenfalls entsprechend für alle
Bundesbeteiligungen Konsequenzen daraus ziehen?

Schwamberger: Ich habe "wenn der Bund Kenntnis davon erlangt" gesagt. Es
ist ja so, dass das keine Stichtagssachen sind, sondern dass man als
Anteilseigner natürlich auch ständig einen Blick darauf hält, und dass man
in dem Rahmen, in dem man Einfluss ausüben kann, auch Einfluss ausüben
wird.

Zusatzfrage: Heißt das, Sie gehen jetzt nicht aktiv auf die Suche, sondern
Sie schauen, was an Informationen an Sie herangetragen wird, um dann
gegebenenfalls zu reagieren?

Schwamberger: Wir haben auch auf die Bundesbeteiligungen immer ein Auge.

Frage: Eine Frage an das BMAS: Der Grund dafür, dass im öffentlichen Dienst
so oft befristet wird, ist ja, dass man aus Haushaltsgründen befristen
kann. Haushaltsgründe sind irgendwie immer möglich, also für alle. Denken
Sie daran, diese Vorschrift zu ändern, oder ist der öffentliche Dienst
weniger befristet?

Ehrentraut: Diese Frage richtet sich, glaube ich, eher an das BMI, weil wir
für den öffentlichen Dienst und die Einstellungspraxis, glaube ich, nicht
federführend zuständig sind.

Zusatz: Naja, aber Sie sind für das Gesetz zuständig!

Ehrentraut: Ach so, Sie sprechen jetzt das konkrete Gesetz an! Da bitte ich
abzuwarten, bis ein Gesetzentwurf vorliegen wird und wir uns dazu auch
näher äußern können.

Zusatzfrage: Dann frage ich Sie, ob das einen Zusammenhang hat, also ob die
Tatsache, dass man aus Haushaltsgründen befristen kann, der Grund dafür
ist, dass im öffentlichen Dienst so oft befristet wird.

Ehrentraut: Nein, dafür gibt es, glaube ich, vielfältige Gründe. Denken Sie
an Elternzeitvertretungen; das sind auch Befristungsgründe. Da gibt es also
mannigfaltige Möglichkeiten. Das sind nicht nur haushalterische Gründe.

Zusatz: Die gelten ja auch für die Wirtschaft insgesamt! Aber im
öffentlichen Dienst ist die Zahl der Befristungen eben besonders hoch.

Ehrentraut: Für unser Ministerium möchte ich das nicht so sagen. Da ist der
Anteil der Befristungen auch zurückgegangen, insbesondere der Anteil der
sachgrundlosen Befristungen. Da gibt es bei 1200 Mitarbeitern, glaube ich,
nur noch vier.

Aber, wie gesagt, die entsprechenden Regelungen zur Eindämmung der
sachgrundlosen Befristungen, die im Koalitionsvertrag festgelegt worden
sind, werden wir zügig angehen, und alles Weitere bleibt dann abzuwarten.

Frage: Frau Schwamberger, mir ist jetzt etwas noch nicht klar. Als sich
Herr Scholz gestern dazu geäußert hat, wollte er damit zum Ausdruck
bringen, dass ihn das Thema umtreibt, dass er das quasi zur Chefsache
macht, zu seinem Anliegen? Wenn das so wäre - den Eindruck hatte ich, als
ich mir das angesehen und auch die Reaktion zur Kenntnis genommen habe -,
dann verstände ich aber nicht, wieso der Minister dann nicht aktiv die
Zustände in allen anderen Betrieben mit einer Bundesbeteiligung eruiert,
sondern es so ist, wie Sie sagen, nämlich dass, wenn Informationen das Haus
erreichen, man sich dann dafür interessiert. Dann kann es ihm ja nicht so
wichtig gewesen sein. Was wollte er also zum Ausdruck bringen? Wollte er
sagen "Die Sache ärgert mich, die muss verändert werden, ich kümmere mich
darum", oder wollte er nur etwas dazu gesagt haben?

Schwamberger: Ich habe eben eigentlich deutlich gemacht, dass der Bund
natürlich immer aktiv darauf schaut, wie die Entwicklung in den Unternehmen
ist, an denen er beteiligt ist. Das muss man jetzt nicht im Rahmen eines
gesonderten Prozesses anstoßen, sondern das wird sowieso passieren, und es
passiert. Wir haben ja auch eine eigene Abteilung im Hause, die sich
sozusagen mit den Bundesbeteiligungen befasst.

Natürlich hat der Minister klar zum Ausdruck gebracht, dass solche
Praktiken, solche Kriterien bei der Frage der Befristungen nicht hinnehmbar
sind, und das gilt für alle Bundesbeteiligungen. Deshalb wird der Bund im
Rahmen dessen, was er immer an Prüfungen vornimmt, darauf hinwirken und,
sollte es solche Fälle geben, seinen Einfluss dafür geltend machen, dass
diese Kriterien nicht mehr zur Anwendung kommen.

Das ist keinesfalls passiv. Aber diese aktive Beobachtung der
Bundesbeteiligungen passiert sowieso laufend. Deswegen kann ich darin
keinen Widerspruch erkennen.

Zusatzfrage: Es kann ja nicht sein, dass er sich schon immer darum
gekümmert hat. Dann hätte er ja von dem Tatbestand, den die "Bild am
SONNTAG" am Sonntag beschrieben hat, schon vorher gewusst, und dann hätte
er sich ja offenbar wochenlang oder monatelang nicht darum gekümmert,
sondern erst jetzt, nachdem es in der "BAMS" stand. Er oder Ihr Haus
wussten von dem Verhalten der Post erkennbar nichts. Sie sagen: Wir kümmern
uns immer schon aktiv darum. - Welche Schlussfolgerung zieht Ihr Haus
daraus, dass ein unhaltbarer Zustand, um mit ihm zu sprechen, verborgen
geblieben ist und jetzt vorliegt? Gibt es da also ein aktives Nachforschen?
Offenbar gibt es Bedarf dafür.

Schwamberger: Ich kann diese Wahrnehmung von Ihnen nicht teilen. Es sind
Kriterien bekannt geworden. Der Minister hat in einer gestrigen Sendung auf
den Umstand hingewiesen. Für mich ergeben sich daraus keinerlei Ableitungen
in die Richtung, dass man das erst durch einen Medienbericht erfahren hätte
und dass der Bund sozusagen nicht auch durchaus ein Auge darauf hätte, was
in den Unternehmen mit Bundesbeteiligung passiert.

Zusatzfrage: Ihr Haus wusste das also schon, bevor es in der "BAMS" stand?

Schwamberger: Der Minister hat gestern einen Umstand deutlich gemacht, auf
den das Haus reagiert. Die Frage, ob die Medienberichterstattung sozusagen
erst der Anlass dafür war, dass er sich äußert, ist in diesem Zusammenhang
nicht die entscheidende. Der Minister ist sozusagen nicht immer nur - - -
Wenn sich Ministeräußerungen mit Medienberichterstattungen decken, dann
bedeutet das nicht zwangsläufig, dass das die einzige Informationsgrundlage
war.

Frage: Meine Frage geht genau in die Richtung, aber vielleicht kann man das
ja auch noch nachreichen: Wusste der Minister also vor der
Medienberichterstattung am Sonntag davon, ist aber vorher nicht tätig
geworden, oder ist er aufgrund der Medienberichterstattung tätig geworden?
Das ist die erste Frage.

Die zweite zielt auch in die Richtung der Frage des Kollegen. Mir ist jetzt
nicht klar, warum man die 106 direkten Bundesbeteiligungen, von denen Sie
sprachen, nicht einfach abfragt. Es gibt doch einen neuen Sachverhalt oder
einen neuen Informationsstand. Vor allen Dingen sagten Sie auch, dass Sie
sich in Gesprächen mit dem Vorstand der Deutschen Post zusätzliche
Informationen heranholen werden. Da wird es möglicherweise noch einmal
einen neuen Kenntnisstand geben. Das wäre doch Anlass genug dafür, jetzt
alle 106 Unternehmen - so viele sind es ja dann doch nicht - einfach
abzufragen.

Schwamberger: Sie können aber sicher sein, dass dieser Aspekt jetzt bei
allen Bundesbeteiligungen genau beobachtet wird. Ich habe eben einfach zum
Ausdruck gebracht, dass das sozusagen normal ist oder im Rahmen der
üblichen Befassung mit Unternehmen mit Bundesbeteiligung passiert und
passieren wird. Wenn der Minister sagt, dass der Bund bei allen Unternehmen
mit Bundesbeteiligung drauf hinwirkt, dann wird das BMF diesbezüglich ein
Auge darauf haben. Es ist nun einmal so, dass es nicht unbedingt ein 
Extra-Prüfprogramm geben muss, das Sie sich vorstellen, sondern dass es natürlich
Aufgabe ist, bleibt und sein wird, zu überprüfen, ob es noch andere solcher
nicht hinnehmbaren Kriterien mit Blick auf die Befristungen gibt. Aber nach
heutigem Stand und der bisherigen Prüfung ist das nicht der Fall.

Zusatzfrage: Dann fragen wir gerne noch entsprechend die
Bundesbeteiligungen ab.

Vielleicht können Sie nachreichen, ob der Minister durch die Medienberichte
Kenntnisse davon erlangt hat, weil das meiner Meinung nach noch
widersprüchlich geblieben war.

Schwamberger: Mache ich gerne!

Frage: Könnten Sie uns einfach mitteilen, jetzt oder später, seit wann zum
einen Ihr Haus von diesen Kriterien bei der Post wusste und wann zum
anderen dieses Wissen den Minister erreicht hat? Das lässt sich ja anhand
einfacher Daten feststellen und würde uns allen helfen.

Die zweite Frage geht an das BMJ: Sind solche Kriterien bei der
Entscheidung über Entfristungen rechtlich unbedenklich, oder gibt es da
Rechtsvorschriften, die dem entgegenstehen würden? Gibt es außerdem für
bundeseigene Unternehmen oder Unternehmen mit einer Bundesbeteiligung eine
gesonderte rechtliche Grundlage für die Anwendung oder Zulässigkeit solcher
Kriterien?

Kall: Für das Arbeitsrecht ist das BMAS zuständig. Dafür müsste ich an
meine Kollegen dort drüben verweisen.

Ehrentraut: Ich werde hier an dieser Stelle leider keine rechtliche
Einschätzung vornehmen können; es tut mir leid.

Zusatzfrage: Können Sie die nachliefern? Wenn Sie zuständig sind, ist das
nämlich eine legitime Frage.

Ehrentraut: Ich werde einmal schauen, was ich nachliefern kann.

Frage: Herrn Scholz Äußerungen von gestern habe ich, glaube ich, so im
Kopf, dass er in Richtung von Frau Will sagte - genau wie Sie heute -, aus
der Medienberichterstattung davon erfahren zu haben. Es wäre also nett,
wenn Sie das noch einmal klären.

Frage: Herr Ehrentraut, habe ich es jetzt richtig verstanden, dass Sie
nachliefern wollen, ob es entsprechende spezialgesetzliche Regelungen gibt?

Ehrentraut: Ich werde Ihnen mitteilen können, was das Recht grundsätzlich
hergibt, aber ich werde ganz sicherlich nicht den konkreten Fall bei der
Post bewerten können, weil uns dazu gar keine Unterlagen oder sonstiges
vorliegen. Aber eine grundsätzliche Einschätzung werden wir sicherlich
nachliefern können.

Zusatz: Die Frage war ja, ob es sozusagen für Bundesbeteiligungen besondere
Regelungen gibt.

Ehrentraut: Ja, genau. Aber aus der Entfernung werde ich hier zur Post
keine Stellungnahme abgeben und auch nichts nachliefern können.

Frage: Ich habe eine Frage an das Auswärtige Amt, und zwar zu dem Fall des
in Deutschland entführten Vietnamesen und dem Berufungsverfahren. Der Mann
hat offenbar seine Berufung zurückgezogen. Welche Erkenntnisse hat das
Auswärtige Amt dazu?

Was ist eigentlich im deutsch-vietnamesischen Verhältnis geschehen? Gab es
da also noch einmal eine Einberufung von Botschaftern usw.? Wie ist das
Verhältnis im Moment?

Adebahr: Wir haben zur Kenntnis genommen, dass die Berufung zurückgezogen
wurde, haben dazu aber keine eigenen näheren Erkenntnisse.

Das Gespräch mit der vietnamesischen Seite geht fort. Es gab kürzlich auch
ein Gespräch im Auswärtigen Amt mit dem vietnamesischen Botschafter. Da ist
der Sachstand nach wie vor, dass wir in Kontakt sind und der
vietnamesischen Seite klar ist, welche Position Deutschland bezieht und was
passieren müsste, damit sich unsere bilateralen Beziehungen wieder
normalisieren und vollständig repariert werden.

Frage: Ich habe eine Frage zum Normandie-Treffen zum Thema Ukraine am
Donnerstag: Von wem kam die Initiative für das Treffen und das Format? Was
ist sein Ziel?

Eine zweite Frage: Macron wird Ende des Monats Putin treffen. Was für eine
Botschaft der drei Normandie-Partner wird er ihm überbringen?

SRSin Demmer: Es gibt ja ein großes gemeinsames Interesse an diesem Thema,
und es ist richtig, dass am Donnerstag neben der Bundeskanzlerin auch der
ukrainische Präsident Poroschenko bei der Verleihung des Karlspreises an
Präsident Macron anwesend sein wird. So wird es halt am Rande dieser
Preisverleihung zu einem kurzen Zusammentreffen der drei Regierungschefs
kommen.

Zusatzfrage: Aber warum wurde Russland zu dem Treffen nicht eingeladen?

SRSin Demmer: Das ist jetzt, wie gesagt, ein Treffen am Rande dieser
Veranstaltung, und dabei sind nun diese drei Parteien zugegen. Das heißt ja
nicht, dass man nicht auch weiterhin mit Russland im Gespräch über dieses
Thema ist. Es ist eben überhaupt kein formales Normandie-Treffen, sondern
man nutzt die Gelegenheit eines Zusammentreffens anlässlich der Verleihung
des Karlspreises dazu, auch über andere Themen zu sprechen, wie es üblich
ist, wenn man schon einmal zusammentrifft.

Frage: Frau Demmer, die russische Nachrichtenagentur meldet gerade, dass
Merkel Putin am 18. Mai in Sotschi treffen werde. Können Sie das
bestätigen? Das würde ja von der ganzen Abfolge her ganz gut passen, und
die Kanzlerin hatte selbst schon gesagt, dass sie demnächst Herrn Putin
treffen werde.

SRSin Demmer: Die Kanzlerin steht im regelmäßigen Austausch mit dem
russischen Präsidenten; davon haben wir ja in den vergangenen Wochen auch
immer wieder berichtet. Wie Sie selbst zitieren, hat auch die Kanzlerin ein
mögliches Treffen in Aussicht gestellt. Aber ganz grundsätzlich bleibe ich
bei der Regel, dass wir Ihnen Treffen am Freitag der Vorwoche bekannt
geben.

Zusatzfrage: Aber wenn die Kanzlerin das schon in Aussicht gestellt hat -
es ist ja schon eher ungewöhnlich, dass sie selbst so etwas ankündigt -,
können wir dann davon ausgehen, dass das demnächst stattfinden wird?

SRSin Demmer: Wir werden Sie zeitnah auf dem Laufenden halten.

Frage: Gibt es irgendwelche Hoffnungen auf deutscher Seite, dass Putin
seine Politik in dem Ukraine-Konflikt ändern könnte?

SRSin Demmer: Wir haben Konflikte mit Russland und setzen uns natürlich
trotzdem weiterhin und immer wieder dafür ein, dass wir miteinander
sprechen. Auch bei diesem Thema ist es notwendig, im Gespräch zu bleiben.
Das ist eine Linie, die die Bundesregierung schon sehr lange verfolgt, und
dabei bleibt es.

Frage: Eine Frage an das BMU zum Kohleausstieg: Es gibt eine Debatte
darüber, wer die Kommission für den Kohleausstieg leiten soll. Wie finden
Sie die Idee, dass Herr Tillich derjenige wird, der diese Kommission leiten
wird?

Wettern: Ich glaube, meine persönliche Meinung ist hier nicht gefragt.
Ansonsten würde ich mich da jetzt auch erst einmal nicht zu Personalien
äußern. Da warten wir einmal ab, was passiert; es sind ja auch noch
verschiedene Namen im Raum. Von daher: Keine weiteren Äußerungen.

Zusatzfrage: Von welchem Zeitpunkt kann man denn ausgehen, zu dem die
Mitglieder dieser Kommission benannt werden? Ist das diese Woche schon der
Fall, in den nächsten Tagen, morgen?

Einhorn: Die Vorbereitungen laufen auf Hochtouren, das heißt, das wird
demnächst bekanntgegeben. Ich kann jetzt aber noch kein Datum sagen, an dem
das geschieht.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage an Sie beide: Der BUND hat am Freitag einen
Plan vorgestellt, wie man aus seiner Sicht bei der Abschaltung von
Kohlekraftwerken vorgehen sollte. Für wie realistisch halten Sie diesen
Plan?

Einhorn: Ich kann diesen Plan nicht kommentieren. Die Kommission wird ja
gerade deshalb zusammengesetzt, um dann den Ausstieg und diesen
Ausstiegspfad zu klären. Insofern kann ich da jetzt nicht vorweggreifen und
andere Pläne oder Vorschläge bewerten.

Wettern: Ich würde gerne hinzufügen, dass der Atomkonsens nun einmal
fraktionsübergreifend schon seit etwas Längerem steht und dass es die
Atomausstiegsdaten, die Enddaten, tatsächlich auch gibt. Was die
Kohlekraftwerke betrifft, verhandelt, wie gesagt, die
Strukturwandelkommission. Von daher verhalten wir uns da noch ein bisschen
abwartend und kommentieren das auch nicht weiter.

Frage: Sowohl an das Justizministerium als auch an das Ministerium für
Entwicklungszusammenarbeit: Herr Kall, haben Sie empirische Belege oder
Indizien dafür, dass es in Deutschland so etwas wie eine 
Anti-Abschiebe-Industrie gibt? Wäre es zulässig, das Ausschöpfen von Rechtsmitteln mit
einem solchen Begriff zu belegen?

Kall: Nein, ich würde mir für das Justizministerium weder das Wording noch
die dahinterstehende Beurteilung zu eigen machen.

Zusatzfrage: Und Sie haben auch keine Belege, die etwas in solch einer
Richtung - wie immer man das dann auch nennt - nachweisen oder nahelegen
würden?

Kall: Ich habe dazu nichts, was ich Ihnen hier nennen könnte.

Zusatzfrage: An das BMZ: Es wurde jetzt die Forderung erhoben,
Entwicklungshilfeleistungen zu koppeln mit der Bereitschaft von
Empfängerländern, bei Abschiebungen mitzuwirken. Es ist, glaube ich, nicht
das erste Mal, dass dieser Konnex hergestellt wird. Was ist die Position
Ihres Hauses dazu?

Mänz: Sie haben recht, es ist tatsächlich nicht das erste Mal, dass diese
Verbindung hergestellt wird und diese Forderung auftaucht. Der Minister hat
sich in der Vergangenheit mehrfach sehr ablehnend dazu geäußert, vielleicht
zuletzt - ich trage es Ihnen einmal vor - Ende April in der Zeitung "Die
WELT":

"Eine Kürzung der Entwicklungsmittel würde ja gerade die Ausbildungs- und
Jobprogramme treffen, die eine Rückkehr fördern. Zudem dürfen wir nicht die
Nahrungsrationen für die Menschen in den Flüchtlingscamps kürzen. Dies war
vor drei Jahren mit ein Auslöser für die Fluchtbewegung nach Europa."

Die Position des Ministers hat sich diesbezüglich nicht geändert.

Vielleicht haben Sie gestern Fernsehen geschaut: Da konnte man sich abends
im ZDF ein schönes Beispiel dafür ansehen, wie wir unsere
Entwicklungsgelder einsetzen. Unser Geld fließt nämlich beispielsweise in
das Migrationsberatungszentrum in Tunesien, und genau dort sorgen wir
dafür, dass Menschen, die sich mit dem Gedanken tragen, nach Europa
auszuwandern - auf legalem oder illegalem Weg -, eine Startchance und
Beschäftigungschancen im eigenen Land zu vermitteln, und das mit einigem
Erfolg.

Zusatzfrage: Aber wie gehen Sie damit um, wenn tatsächlich Regierungen von
Empfängerländern die Zusammenarbeit bei der Ausstellung von Dokumenten
verzögern, verhindern, verweigern? Ist das dann nicht mehr Ihr Bier?

Mänz: Das ist tatsächlich nicht unsere Zuständigkeit. Natürlich hat auch
der Minister immer wieder betont: Wer hier keine Chance auf ein Asyl hat,
der muss ins Heimatland zurückkehren. Das ist aber tatsächlich eine Frage,
die Sie an das Innenministerium richten sollten.

Frage: Frau Demmer, gibt es in der Bundesregierung irgendjemanden, der es
für einen probaten Weg hält, die Gelder für die Entwicklungszusammenarbeit
zu kürzen, wenn ein Land bei der Rückführung nicht kooperiert?

SRSin Demmer: Das gemeinsame Ziel der Bundesregierung ist ja, die
Rückführungen zu beschleunigen und die Zahlen zu erhöhen, so hat es auch
der Entwicklungsminister immer wieder formuliert. Um die Kooperation mit
den Ländern zu verbessern, wird die Bundesregierung das gesamte
Instrumentarium der dafür geeigneten Maßnahmen einsetzen. Dazu gehört eben
auch die Maßnahme der Entwicklungszusammenarbeit.

Zusatzfrage: Das heißt, auch die Kürzung von Entwicklungsgeldern gehört zum
Instrumentarium, das sich die Bundesregierung zu eigen macht, richtig?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass alle
Politikfelder im Sinne einer angemessenen Konditionalität bei der Förderung
der Rückführung einbezogen werden sollten - einschließlich der
Entwicklungszusammenarbeit.

Zusatzfrage: Das war ein Ja auf meine Frage? Es gibt also offenbar
irgendjemanden in der Bundesregierung, der es für sinnvoll und denkbar
hält, Entwicklungsgelder zu kürzen, wenn ein Land nicht bei der Rückführung
von Flüchtlingen kooperiert? Darauf kann man mit Ja oder Nein antworten.

SRSin Demmer: Ich antworte aber so, wie ich das für richtig halte, und
nicht so, wie Sie sich das wünschen. - Hinsichtlich der Frage, wie das
konkret ausgestaltet werden kann, muss man auf den Einzelfall gucken. Es
muss einfach genau geguckt werden, welche Art von Entwicklungsmaßnahmen
betroffen wäre und welche Auswirkung das auf mögliche Fluchtursachen hätte.

Frage: Frau Demmer, das Wort Konditionalität und das, was Sie gerade
erläutert haben, signalisiert ja doch ein sehr klares Ja. Warum ringen Sie
sich dann nicht durch, an der Stelle einfach zu sagen "Ja, es gibt
Umstände, unter denen gegebenenfalls gekürzt werden würde"?

SRSin Demmer: Das ist einfach kein Wunschkonzert hier.

Zusatzfrage: Aber faktisch ist es das, was Sie gerade gesagt haben. Daher
noch einmal die Frage: Ist das innerhalb der Bundesregierung Konsens?

SRSin Demmer: Ich könnte mich jetzt einfach nur noch einmal wiederholen,
wenn Sie das möchten.

Zusatzfrage: Es macht ja den Eindruck, dass es nicht Konsens ist, deswegen
frage ich.

Zuruf: Kann das Außenministerium dazu etwas sagen?

Adebahr: Ich kann für das Außenministerium nur grundsätzlich sagen, dass es
darum geht, mit Entwicklungshilfe und mit der Zusammenarbeit, die wir dort
leisten, Fluchtursachen zu bekämpfen und die Menschen zum Bleiben zu
bewegen, und dass man für jedes Land in einem kohärenten Ansatz der ganzen
Bundesregierung und für jedes Projekt schauen muss: Wie sind die Gelder gut
eingesetzt, mit welchen Kriterien verknüpfen wir unsere Förderung und wie
erreichen wir bestmöglich unser Ziel, nämlich Fluchtursachen vor Ort zu
bekämpfen? Etwas anderes - und dafür ist das Auswärtige Amt ganz besonders
zuständig - ist die humanitäre Hilfe, die, wie Sie wissen, vom Grundsatz
her eben unparteiisch ist und die Erstversorgung in großen Katastrophen und
dergleichen Dinge verwirklichen soll.

Zusatzfrage: Ich möchte dazu noch ganz kurz eine Lernfrage stellen, weil
ich das wirklich nicht weiß. Frau Mänz, vielleicht können Sie das
erläutern: Projekte der Entwicklungszusammenarbeit werden ja regelmäßig in
irgendeiner Form vertraglich geregelt. Sind dabei standardmäßig in
irgendeiner Form solche Konditionalitäten vorgesehen?

Mänz: Aus dem Stegreif weiß ich es beispielsweise für Afghanistan. Da ist
die Konditionalität aber anders geknüpft, nämlich jeweils an konkrete
Reformen im Land. Da gab es tatsächlich einmal den Fall, dass ein Teil der
zugesagten Gelder zurückgehalten wurde, weil diese Fortschritte bei den
Reformen nicht erreicht worden sind. Ein direkter Zusammenhang zwischen
Rückführung - so verstehe ich Ihre Frage - und der Auszahlung von
Entwicklungszusammenarbeit ist mir aber nicht bekannt, nein.

SRSin Demmer: Ich würde es gerne wiederholen: Es geht doch für die gesamte
Bundesregierung vor allen Dingen darum, die Rückführung zu beschleunigen
und die Zahlen zu erhöhen. Dabei geht es jetzt in der Entwicklungshilfe um
eine Betrachtung der Einzelfälle und vorrangig natürlich um die Bekämpfung
der Fluchtursachen, da kann ich Frau Adebahr nur voll und ganz
unterstützen.

Frage: Frau Mänz, ist im Rahmen der Amtsautonomie das
Entwicklungsministerium autonom und entscheidet alleine selbst, wofür
bestimmte Gelder ausgegeben werden, oder kann es - untechnisch gesprochen -
auch "overruled" werden durch Kanzlerweisung oder Kabinettsbeschluss?

Mänz: Da bin ich jetzt tatsächlich überfragt. Natürlich handeln wir in der
Bundesregierung in aller Regel einvernehmlich. Um das vielleicht noch
einmal zu ergänzen: Auch uns ist ja daran gelegen - das hatte ich eben auch
schon gesagt -, dass die Leute, die hier im Land kein Bleiberecht haben,
zurückkehren. Das Entwicklungsministerium setzt da eben vor allen Dingen
auf freiwillige Rückkehr, aber das auch etwas, was Hand in Hand zum
Beispiel mit dem Innenministerium geht. Deswegen bauen wir ja unsere
Programme vor Ort für Rückkehrer sehr bewusst aus, eben um die nicht in ein
Nichts zu schicken, sondern ihnen konkrete Angebote im Herkunftsland machen
zu können, damit sie dort wieder Fuß fassen können, wenn sie keine Chance
haben, dauerhaft in Deutschland zu bleiben.

Zusatzfrage: Das habe ich alles verstanden. Sie haben vorhin ja betont,
dass die Linie Ihres Hauses eigentlich ist, solche Programme nicht zu
kürzen, weil das sozusagen den Zweck torpedieren würde. Die Frage ist aber:
Was passiert, wenn durch Kabinettsbeschluss oder durch
Kanzlerinnenentscheid gesagt wird "Im Falle des Empfängerlands Y wird
gekürzt"? Müssten Sie das hinnehmen, wäre das möglich?

Mänz: Da bin ich momentan überfragt, das müsste ich nachliefern.

Schwamberger: Um zwei Fragen, die Sie mir zum Thema Entfristungen bei der
Post gestellt haben, noch zu beantworten und klarzustellen:

Erstens. Der Minister hat sozusagen von den Vorgängen erst aus den
Medienberichten erfahren.

Zweitens. Der Bund wird da, wo er auch Aufsichtsrat ist, von seinem Recht
Gebrauch machen, von den Unternehmen mit Bundesbeteiligung einen
entsprechenden Bericht anzufordern.

Frage: Noch eine Frage zu Russland an Frau Adebahr oder Frau Demmer,
allerdings ein bisschen anders gedreht: Herr Putin ist ja gestern - in
Anwesenheit des Altbundeskanzlers Gerhard Schröder - zu seiner vierten
Amtszeit vereidigt worden. Am Wochenende gab es heftige Demonstrationen
dagegen, mit über 1600 Festnahmen von Oppositionellen. Wie bewertet die
Bundesregierung dieses Wochenende der Festnahmen in Russland?

Adebahr: Auch wir haben die jüngsten Demonstrationen und die Vorgänge in
Russland am Wochenende natürlich sehr aufmerksam beobachtet, und das
Vorgehen der Sicherheitskräfte hat einmal mehr erhebliche Sorgen zum Stand
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit bei uns hervorgerufen. Es gibt
übrigens auch Berichte, wonach Kinder festgenommen worden sein sollen, was
auch ein besonderer Anlass zur Sorge ist. Man muss auch sagen: Auch wenn
die Demonstrationen ungenehmigt waren und auch eine Mehrheit der
Festgenommenen wieder auf freiem Fuß ist, wirft das doch die Frage auf, ob
ein solches Vorgehen verhältnismäßig war, und da sind wir in großer Sorge,
dass das nicht der Fall gewesen ist. Wir begrüßen vor diesem Hintergrund
die Ankündigung eines "detaillierten Berichts" - so war die Formulierung
beim Menschenrechtsberaters beim Präsidenten, Herrn Fedotow, der gesagt
hat, er werde über die Vorgänge einen Bericht anfertigen.

Allgemein - und da kennt die russische Seite unsere Meinung - sind Meinungs-
 und Versammlungsfreiheit ein hohes Gut, zu dem sich auch die russische
Regierung in internationalen Verträgen verpflichtet hat. Diese Position
bringen wir auch in Gesprächen mit der russischen Seite fortlaufend zum
Ausdruck.

SRSin Demmer: Ich kann Frau Adebahr da nur unterstützen. Wir sind besorgt
über die Meldungen und über die hohe Zahl von Verletzten sowie über die
Verhaftung von Minderjährigen. Diesen Berichten sollte die russische
Regierung nachgehen.

Es ist, wie Frau Adebahr schon gesagt hat, zu begrüßen, dass der
Menschenrechtsberater beim Präsidenten einen detaillierten Bericht
angekündigt hat.

Zusatzfrage: Frau Demmer, wenn Sie selbst mehrfach sagen, das alles sei
besorgniserregend, nehmen Sie dann zur Kenntnis, dass der Amtsvorgänger von
Frau Merkel in der ersten Reihe sitzt und seinem Freund Wladimir Putin
offenbar zur vierten Amtszeit gratuliert?

SRSin Demmer: Das bewerte ich erst einmal gar nicht. Aber ich kann Ihnen
nachreichen, dass ich die Reise bestätigen kann. Zu Details äußern wir uns
am Freitag.

Zusatzfrage: Nach Sotschi am 18.?

SRSin Demmer: Genau.

Frage: Frau Adebahr, informiert der Altbundeskanzler die Bundesregierung
eigentlich vorher, wenn er auf so einer Veranstaltung ist, die ja schon
einen hohen Symbolwert hat? Man konnte die Bilder heute ja auch bei uns im
Fernsehen sehen, wo er Putin offenbar noch vor Medwedew gratulieren kann.
Das ist ja ganz klar auch eine Unterstützung seines Kurses, auch seines
außenpolitischen Kurses. Handelt er da im Sinne der Bundesregierung, oder
würde man das als völlig losgelöst betrachten? Gibt es vorher, wie gesagt,
irgendwelche Anfragen, Hinweise, oder gucken Sie das dann auch ganz
erstaunt im Fernsehen, wenn das passiert?

Adebahr: Ich möchte den Besuch und die Anwesenheit für das Auswärtige Amt
auch nicht kommentieren.

Ob es eine wie auch immer geartete protokollarische Anmeldung oder
Information gab, kann ich Ihnen im Moment nicht mitteilen. Falls es so
etwas gegeben haben sollte, würde ich es nachreichen.

Frage: Vielleicht ganz allgemein gefragt: Frau Demmer und Frau Adebahr,
dies ist de jure ja vielleicht seine letzte Amtszeit; man wird sehen. Was
erwarten Sie sich jetzt von der russischen Politik in dieser vielleicht
letzten Amtszeit von Putin in Hinsicht auf eine Änderung der Politik?
Erwarten Sie so etwas, oder erwarten Sie das nicht, so eine Art politisches
Vermächtnis?

An die Bundesregierung und das Auswärtige Amt: Welche Themen sind Ihnen
besonders wichtig? Welche Themen werden Sie proaktiv an den wiedergewählten
russischen Präsidenten herantragen?

SRSin Demmer: Sie wollen jetzt den Blick in die Glaskugel. Den werden Sie
von mir nicht bekommen. Die Bundesregierung verfolgt im Verhältnis zu
Russland seit Langem eine konsequente Linie. Ich habe sie eben auch schon
angesprochen. Es gibt Konflikte, und darüber muss gesprochen werden. Dabei
bleibt es.

Adebahr: Ich denke, der Bundesaußenminister hat sich verschiedentlich zum
Thema Russland geäußert und hat auch die Themen genannt, über die aus Sicht
der Bundesregierung mit Russland gesprochen werden soll und muss. Das sind
natürlich die Themen Ukraine, Syrien, der Nahe und Mittlere Osten. Das ist
natürlich auch das Thema Iran. Wir haben gemeinsam das Nuklearabkommen mit
dem Iran verhandelt und unterschrieben. Das ist eine breite Palette von
Themen, über die es Gesprächsfäden und Dialog mit der russischen Seite
geben sollte.

Frage: An Herrn Kall, zur Musterfeststellungklage: Zum einen würde ich von
Ihnen gern hören, ob Sie bestätigen können, dass das jetzt ins Kabinett
geht.

Zum anderen wüsste ich gern, welche konkreten Auswirkungen die
Musterfeststellungsklage haben wird.

Dann habe ich noch eine Spezialfrage, die ich aber lieber in der zweiten
Runde stelle.

Kall: Ja, wir gehen fest davon aus, dass das Kabinett die
Musterfeststellungsklage am Mittwoch beschließen wird.

Zusatzfrage: Und was ist Ihre Erwartungshaltung insgesamt?

Kall: Dazu würden wir gern, wie es üblich ist, am Mittwoch umfassend
informieren, wenn es durch das Kabinett gegangen ist. Das werden wir am
Mittwoch natürlich auch tun.

Zusatzfrage : Noch etwas genauer, auch wenn Sie es wahrscheinlich nur
ungern kommentieren wollen: Der 606 der Zivilprozessordnung, den Sie in
der konsentierten Fassung vorschlagen, enthält, soweit ich das erkennen
kann, unter anderem eine Einschränkung, die besagt, dass die qualifizierten
Einrichtungen nicht mehr als 5 Prozent der finanziellen Mittel durch
Zuwendungen von Unternehmen beziehen dürfen. Ich würde gern verstehen,
woher diese 5-Prozent-Regelung kommt und wogegen Sie an dieser Stelle
speziell schützen wollen.

Kall: Zu Details des Gesetzentwurfs werde ich mich, wie gesagt, heute noch
nicht äußern. Aber am Mittwoch werden wir das gern auch sehr ins Detail
gehend tun.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt zum Thema Israel und Palästinenser:
Im Zuge der jüngeren Auseinandersetzungen sind bis jetzt, denke ich, 51
Palästinenser durch den Einsatz israelischer Scharfschützen ums Leben
gekommen. Wie bewertet die Bundesregierung oder das Auswärtige Amt den
Einsatz von scharfer Munition gegen Demonstranten, auch gegen aggressive
Demonstranten?

Wie bewerten Sie den Einsatz von Geschossen und Raketen von
Militärflugzeugen als Reaktion auf den Einsatz von Lenkdrachen seitens der
Demonstranten?

Adebahr: Sie sprechen an, dass jetzt auch am sechsten Wochenende in Folge
Demonstrationen am Grenzzaun in Gaza stattgefunden haben. Ich denke, wir
haben hier schon wiederholt erklärt, dass auf der einen Seite das
Demonstrationsrecht nicht zu Übergriffen missbraucht werden darf und dass
auf der anderen Seite Israel berechtigt ist, den Grenzzaun zu schützen,
aber dabei eben das Verhältnismäßigkeitsprinzip beachtet werden muss.

Die bisherige Bilanz weist nach unserer Zählung knapp unter 50 Tote und
7900 Verletzte aus, darunter auch Minderjährige und Journalisten und einige
eben auch durch einen Schusswaffeneinsatz. Dieser Schusswaffeneinsatz lässt
bei uns Zweifel aufkommen, ob das Prinzip der Verhältnismäßigkeit auf
israelischer Seite gewahrt wurde. Wir haben über diese Zweifel mit der
israelischen Seite gesprochen und begrüßen es deshalb sehr, dass Israel
angekündigt hat, eine interne Untersuchung dieser Vorfälle und der Art und
Weise des Vorgehens am Grenzzaun durchzuführen. Das begrüßen wir sehr;
denn, wie gesagt, die Zweifel und die Sorge, die wir angesichts des
israelischen Vorgehens haben, haben wir übermittelt.

Zusatzfrage: Ich glaube, dieses Wochenende sind zwei Todesfälle zu beklagen
gewesen. Vielleicht kommt man damit auf die Zahl von 51.

Wurde Ihnen signalisiert, wann es ein Ergebnis dieser Untersuchungen geben
wird?

Da wir am Wochenende zwei neue Todesfälle hatten: Wurden Sie darüber
informiert, ob während dieser laufenden Untersuchungen der Einsatz von
scharfer Munition ungehindert weitergeht oder ob er ausgesetzt wurde?
Offenbar ja nicht.

Adebahr: Zu den Details dieser vertraulichen Gespräche kann ich Ihnen hier
nichts mitteilen. Mir ist auch nicht bekannt, dass die israelische Seite
ein ganz konkretes Datum genannt hätte.

Wir jedenfalls haben noch einmal gesagt, dass es im Moment wirklich darauf
ankommt, die humanitäre Situation in Gaza zu verbessern und die Versorgung
der Menschen sicherzustellen. Deshalb hat das Auswärtige Amt entschieden,
jetzt nochmals je eine Million zusätzlich aus unserem Topf der humanitären
Hilfe zur Verfügung zu stellen, um das IKRK und das VN-Büro OCHA ganz
gezielt mit Geld zu versorgen, damit Folgen, die wir dort angesichts der
aktuellen Demonstrationen sehen, abgemildert werden können und damit man
dort noch einmal gezielt und schnell humanitäre Arbeit leisten kann.

Frage: Herr Flosdorff, warum wendet sich die Bundesverteidigungsministerin
denn jetzt an die Abgeordneten der Koalitionsfraktionen? Stimmt es, dass in
dem Brief die Einschätzung enthalten ist, der bisherige Etatentwurf würde
nur ein Viertel des Bedarfs abdecken?

Flosdorff: Wir haben uns auch gefragt, was für ein Brief der Ministerin das
ist. Ein Brief der Ministerin an die Abgeordneten ist uns nicht bekannt. Um
Zitate kann es nicht gehen. Ich weiß nicht, ob es Informationspapiere des
Ministeriums über die Bedeutung der Haushaltseckpunkte gibt. Das
Haushaltsaufstellungsverfahren läuft ja noch weiter. Klar ist die Tendenz,
dass die bisherigen Etatansetzungen den Modernisierungskurs nicht
ermöglichen, nicht den Ersatz des alten Materials, nicht den Materialerhalt
und auch nicht die Erneuerung, die für die nächsten Jahre vorgesehen ist.

Frage: Herr Flosdorff, ist es nach dem, was Sie gesagt haben, richtig, dass
die "Bild"-Zeitung heute eine Falschmeldung veröffentlicht hat?

Flosdorff: Der Tenor der Meldungen ist richtig, insofern damit ausgesagt
werden soll, dass das Ministerium die bisher zugestandenen Mittel nicht für
auskömmlich hält und dass wir deswegen versuchen, im weiteren
Haushaltsaufstellungsverfahren noch weitere Verbesserungen des Etats für
2019 zu erzielen.

Sofern die Rede von Zitaten ist, die aus einem Schreiben der Ministerin an
das Parlament stammen sollen, ist mir nicht bekannt, um welches Schreiben
es dabei gehen soll.

Zusatzfrage: Kann es sein, dass es sich um ein Schreiben eines
Staatssekretärs handelt?

Flosdorff: Das kann sein. Ich habe allerdings bisher kein Schreiben
gefunden, aus dem diese Aussagen so hervorgingen.

Frage : Herr Flosdorff, sollten Sie im Laufe des Tages noch klüger werden,
ob es sich vielleicht doch um ein Schreiben aus Ihrem Hause handelt, würden
wir uns natürlich sehr über eine Nachlieferung freuen, in der Sie uns dann
sagen, wie es wirklich war.

Vors. Mayntz: Ich habe das Kopfnicken gesehen. - Dann kommen wir zur
letzten Frage.

Frage: Ich habe eine Lernfrage zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu
einer Abschiebung eines Tunesiers, vielleicht an das Innenministerium und
auch das Justizministerium. Dieser Terrorverdächtige kann jetzt zumindest
abgeschoben werden. Gibt es viele andere Fälle, die davon betroffen werden?

Auch eine Lernfrage, um ein bisschen zu verstehen, wie das in der Praxis
abläuft: Es gibt ja noch den Fall des Leibwächters von Osama bin Laden, in
dem es darum geht, dass eine Erklärung abgeliefert werden soll, dass er
nicht von Folter bedroht sei. Haben Sie so etwas in anderen einzelnen
Fällen von Tunesien erhalten? Wie viele Fälle könnten davon theoretisch
betroffen sein?

Kock: Grundsätzlich haben wir das Urteil des Verfassungsgerichts
selbstverständlich zur Kenntnis genommen. In dem Fall, der dem Urteil
zugrunde liegt, werden die zuständigen hessischen Behörden - zuständig sind
nämlich die Länder - mit unserer Unterstützung auf dieser Grundlage weitere
Maßnahmen in der bewährten, guten Zusammenarbeit ergreifen.

Inwieweit die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts möglicherweise auf
Fälle wie den von Ihnen angeführten Auswirkungen entfalten wird, muss in
jedem Einzelfall sehr genau geprüft und bewertet werden. In den Fällen, in
denen es relevant werden kann, werden wir es selbstverständlich
berücksichtigen.

Kall: Ich kann dem nichts hinzufügen. Hierbei geht es um Abschiebungen. Das
ist eine BMI-Materie. Wir wären zuständig, wenn es um Auslieferungen ginge.
Aber hier handelt es sich um Abschiebungsfälle.

Montag, 7. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 7. Mai 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/05/2018-05-07-regpk.html
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3141: Schule muss intensiver über die Verbrechen der Nazis aufklären (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 8. Mai 2018

Schule muss intensiver über die Verbrechen der Nazis aufklären



Anlässlich des Gedenkens an den Tag der Befreiung am 08. Mai 1945 erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Angesichts des Wiedererstarkens von Rechtspopulismus und Rechtsextremismus müssen wir dafür sorgen dass die Erinnerung an die Gräuel durch das NS-Regime nicht verblasst. Allein auf die familiäre Überlieferung an diese dunkle Zeit können wir uns nach mehr als 70 Jahren nicht mehr verlassen. Wenn bundesweite Studien heute belegen, dass das Thema an Schulen nur noch oberflächlich behandelt wird, dass Lehrer zu wenige Fortbildungsangebote zu dem Themenkomplex erhalten, dann müssen bei uns die Alarmsirenen erschallen. Sonst befürchte ich, dass die Sirenen uns eines Tages wieder vor Fliegerangriffen und Raketen warnen werden. Nationalismus, Protektionismus und rassistische Arroganz haben die Welt schon einmal an den Rand des Untergangs geführt. Ein weiteres Mal wären wir einen Schritt weiter, denn die Waffen sind heute besser entwickelt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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RHEINLAND-PFALZ/4809: Ultrafeinstaub - Umweltbundesamt sollte Messungen bundesweit durchführen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 08.05.2018

Ultrafeinstaub: Umweltbundesamt sollte Messungen bundesweit
durchführen



Die GRÜNE Landtagsfraktion hat die Erhebungen von Ultrafeinstaub am
Frankfurter Flughafen heute auf die Tagesordnung des Umweltausschusses
gesetzt. Dazu erklärt Andreas Hartenfels, umweltpolitischer Sprecher:

"Die große Anzahl potentiell durch Ultrafeinstaub betroffener Personen
rund um den Frankfurter Flughafen veranlasste das Umweltbundesamt -
nicht zuletzt auf Druck unserer Umweltministerin Ulrike Höfken - im
Herbst 2015 zur Erhebung von Ultrafeinstaub im hessischen Raunheim mit
dem Messprogramm UFONPLAN. Die Messdaten sind unabdingbare
Voraussetzung zur Bewertung von Ultrafeinstaubkonzentrationen und
eines eventuell später festzulegenden Grenzwertes. Mit endgültigen
Ergebnissen nach Abschluss des Projektes ist laut Umweltministerium
Ende 2018 oder Anfang 2019 zu rechnen.

Die hohen Zwischenmesswerte am Frankfurter Flughafen sind
besorgniserregend und müssen ernst genommen werden. Vor allen Dingen
brauchen wir Klarheit über die Ursachen der hohen Werte, denn es gibt
noch keine zweifelsfreie Erkenntnis darüber, ob sie in einem direkten
Zusammenhang mit dem Flugverkehr stehen. Auch andere Quellen in der
Umgebung des Flughafens kommen als Verursacher in Frage, etwa die
nahen Autobahnen. Bundesumweltministerin Schulze ist nun gefordert,
das Messprogramm auch bundesweit umzusetzen, damit Klarheit über die
Höhe der Ultrafeinstaubbelastungen und ihre Quellen geschaffen wird."


Hintergrund:

Für Ultrafeinstaub in der Luft gibt es keine Grenzwerte, deshalb
werden die Partikel nicht systematisch gemessen und erfasst. Dabei
sprechen Warnungen dafür, ihnen mehr Aufmerksamkeit zu widmen:
Mediziner gehen davon aus, dass die ultrafeinen Partikel mit einem
Durchmesser von unter 100 Nanometern aufgrund ihrer geringen Größe
durch Lunge und Nase bis ins Blut vordringen können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31
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RHEINLAND-PFALZ/4808: Einstellungspraxis bei Deutscher Post ist inakzeptabel (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
07.05.2018

Einstellungspraxis bei Deutscher Post ist inakzeptabel 

SPD-Fraktion sucht Gespräch mit Post-Mitarbeitern



Anlässlich der jüngsten Berichte zum Umgang mit Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern bei der Deutschen Post AG erklärt der
SPD-Fraktionsvorsitzende Alexander Schweitzer: "Es ist völlig
inakzeptabel, dass die Deutsche Post offenbar starre Regeln entwickelt
hat, wann befristet Beschäftigte einen unbefristeten Vertrag erhalten
und wann nicht. Diese Regel ist Arbeitnehmer unfreundlich, weil sie
hohen psychischen Druck auf die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
aufbaut: Wer krank ist, muss fürchten, nicht weiterbeschäftigt zu
werden. Wer mal zu langsam arbeitet, muss womöglich ausscheiden. Diese
Praxis zeigt überdies, dass sachgrundlos befristete
Beschäftigungsverhältnisse zum Teil aus nicht vertretbaren Gründen
abgeschlossen werden - in diesem Fall durch die Deutsche Post. Dass
Bundesfinanzminister Olaf Scholz rasch angekündigt hat, über die
Beteiligung des Bundes an dem Unternehmen Änderungen an der
Einstellungspraxis zu erwirken, ist sehr zu begrüßen. Als
SPD-Landtagsfraktion werden wir in den kommenden Wochen intensive
Gespräche an verschiedenen Standorten mit Beschäftigten und
Führungskräften der Deutschen Post suchen: Wir wollen wissen, wie die
Praxis in Rheinland-Pfalz ist und wo der Schuh drückt."

Die arbeitsmarktpolitische Sprecherin Dr. Tanja Machalet ergänzt: "Die
nun bekannt gewordene Praxis ist überdies in Zeiten des
Fachkräftemangels unklug: Wer für schlechte Arbeitsbedingungen und ein
ungutes Betriebsklima sorgt, wird mittel- und langfristig nicht genug
motivierte und kompetente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gewinnen.
Besonders bedenklich ist, dass es bereits in den vergangenen Monaten
und Jahren ungute Entwicklungen bei der Post gab: Vergangenes Jahr hat
das Unternehmen die tägliche Briefzustellung mancherorts probeweise
eingestellt, und es ließ Briefträger nur an wenigen Tagen an Haushalte
ausliefern. Vor zwei Monaten ist bekannt geworden, dass die Post
offenbar vorhat, durch einen Konzernumbau die Zusteller der
Tochterfirmen "Delivery" zu einem Betrieb mit den Zustellern des
Mutterkonzerns zusammenzuführen, um offensichtlich Druck auf die
höheren Tariflöhne im Mutterkonzern zu machen. Als SPD-Fraktion werden
wir die Entwicklungen bei der Post intensiv begleiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2018
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KULTUR/263: Mehr soziale Rückendeckung für die Kreativen der Kunst- und Theaterszene


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Mai 2018

Arbeitsgruppen: Kultur und Medien, Arbeit und Soziales

Mehr soziale Rückendeckung für die Kreativen der Kunst- und Theaterszene



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter AG Kultur und Medien;

Ralf Kapschack, zuständiger Berichterstatter AG Arbeit und Soziales:

Viele Kulturschaffende kämpfen für bessere Arbeitsbedingungen. Die SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Forderung nach besseren Arbeits- und Rahmenbedingungen für fest an den Theatern arbeitenden sowie für freie Künstlerinnen und Künstler.

"Die soziale Sicherung von Kulturschaffenden und Kreativen ist ein zentraler Bestandteil sozialdemokratischer Kulturpolitik. Damit Kulturschaffende und Kreative von ihrer Arbeit leben können, müssen Kulturleistungen angemessen vergütet werden. Die Einführung eines Mindestlohns war ein erster Schritt in die richtige Richtung. Diese Maßnahme muss langfristig durch Mindesthonorare und Ausstellungsvergütungen flankiert werden.

Die jüngst veröffentlichte gemeinsame Erklärung von Theaterverbänden, -Netzwerken, -Initiativen und -Gewerkschaften ist gleichermaßen zu unterstützen. Sie fordert eine angemessene Berücksichtigung der Theaterlandschaft und des Fonds Darstellende Künste in den Haushalten 2018 und 2019 der Bundesbeauftragten für Kultur und Medien.

Kunst und Kultur sind unverzichtbar für die Sinnproduktion unserer Gesellschaft. Sie sind keine wohlfeilen Dienstleister, die der Politik und Gesellschaft mittels Werkvertrag und Zeitarbeit Sinn liefern. Doch Kreativschaffende sind heute mehr denn je wechselnden Beschäftigungsverhältnissen, undemokratischen Strukturen und prekären Einkommenssituationen ausgesetzt. Das gilt für fest- und freischaffende Künstlerinnen und Künstler in allen Bereichen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/645: SPD-Kriminalpolitik zeigt Wirkung


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. Mai 2018

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

SPD-Kriminalpolitik zeigt Wirkung



Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher:

Die heute veröffentlichte Kriminalstatistik für das Jahr 2017 belegt, dass die von der SPD durchgesetzten kriminalpolitischen Maßnahmen wirksam sind.

"Wir freuen uns, dass die Anzahl der registrierten Straftaten um fast zehn Prozent gesunken ist. Rückläufig ist auch die Zahl der Gewaltdelikte.

Die Zahl der Wohnungseinbrüche ist erfreulicherweise um 23 Prozent zurückgegangen. Die von uns durchgesetzte Ausweitung des KfW-Programms 'Kriminalprävention durch Einbruchsicherung' hat Wirkung gezeigt. Angesichts dieses drastischen Rückgangs überrascht es umso mehr, dass die Union ihre Forderung nach Telekommunikationsüberwachung aufrechterhält, auch wenn es sich bei dem Wohnungseinbrecher um einen Einzeltäter handelt. Evidenzbasierte Kriminalpolitik - und darauf haben wir uns im Koalitionsvertrag verständigt - sieht anders aus.

Bei aller Erleichterung über die heute veröffentlichten Zahlen werden wir weiterhin alles tun, damit die Straftaten weiter zurückgehen. Die Akzeptanz des Rechtsstaates hängt maßgeblich davon ab, dass Straftaten konsequent aufgeklärt und geahndet werden. Deshalb hat sich die SPD in den Koalitionsverhandlungen für gezielte Investitionen in eine leistungsfähige und moderne Justiz stark gemacht. Das Ergebnis: 2000 neue Richterstellen bei den Gerichten der Länder und des Bundes sowie entsprechendes Folgepersonal. Zudem wird der Bund im Bereich der Sicherheitsbehörden 7.500 zusätzliche Stellen schaffen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018
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AFRIKA/1418: Recht und Gerechtigkeit in Südafrikas Weinbaugebieten (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 6, November/Dezember 2017

Fällt die letzte Bastion?

Recht und Gerechtigkeit in Südafrikas Weinbaugebieten

von Simone Knapp



Die dortigen Farmarbeiter und -arbeiterinnen sind schlecht bezahlt.
Sie haben zwar inzwischen mehr Rechte, doch so gut wie keinen Zugang
dazu, da Gesetze kaum oder gar nicht implementiert sind. Vielen fehlen
auch Informationen über Arbeitsrechte. Gleichzeitig befindet sich der
Sektor im Umbruch.



In den letzten Wochen hätte man meinen können, die wirklichen Opfer
auf Südafrikas Farmen seien nicht die unterbezahlten, diskriminierten
und oft wie Sklaven behandelten Farmarbeiter/innen, sondern die Farmer
selbst. Sie demonstrierten schwarz gekleidet, um sich als Opfer von
massiver Gewalt und Staatswillkür zu präsentieren. Zeitgleich wurde
eine von der Farmerlobby finanzierte Studie über den tatsächlichen
Stand der Landumverteilung an ehemals unterprivilegierte
Bevölkerungsschichten veröffentlicht, wonach deutlich mehr Land im
Besitz von schwarzen Südafrikanern sei, als die Regierung glauben
machen wolle.

Die verschiedenen Parteien Südafrikas benutzen nach wie vor die
Landfrage, um Stimmen zu fangen. Und gerade das macht die
konservativen Kräfte auf dem Land nervös. Denn kurz vor dem
ANC-Parteitag werden Forderungen nach Landumverteilung, Enteignung und
Rückgabe wieder lauter, nachdem zumindest bei der Mehrheit der
Bevölkerung die Meinung vorherrscht, dass die marktorientierte
Landpolitik ("willing seller - willing buyer") der Regierung
gescheitert sei.


Strukturelle Probleme

Seit die neue Verfassung Südafrikas 1997 und darauf basierende Gesetze
und Rechtsregeln in Kraft traten, haben die Farmarbeiter/innen
zumindest auf dem Papier unter anderem das Recht auf einen sektoralen
Mindestlohn, der allerdings zwischen der Regierung und der
Farmervertretung ausgehandelt wird. Sie haben auch das Recht, sich
einer Gewerkschaft anzuschließen. Doch gerade hier liegt ein
strukturelles Problem: Ihre zuständigen Gewerkschaften operieren nicht
flächendeckend, sind ähnlich wie ihr Klientel finanziell und personell
miserabel aufgestellt und haben es zudem mit Arbeitgebern zu tun, die
zum großen Teil im 19. Jahrhundert verhaftet sind - zumindest was ihre
Ansichten über die Rechte ihrer Angestellten betrifft.

An dieser Situation hat auch der Aufstand der Farmarbeiterinnen und
Farmarbeiter von 2012 nicht grundsätzlich etwas ändern können. Dieser
war möglich geworden, weil inzwischen etwa die Hälfte der
Farmarbeitskräfte nicht mehr auf den abgelegenen Farmen lebt. Aufgrund
von Entlassung haben sie ihr Wohnrecht auf der Farm eingebüßt und sich
Unterkünfte in den nahe gelegenen Kleinstädten suchen müssen. Nicht
selten arbeiten sie danach über Arbeitsvermittler als Saison- oder
Tagelöhner wieder auf derselben Farm. Damit gibt der Farmer die
"Verantwortung" für seine Arbeiter, für Wohnen, Schulen und weitere
Infrastruktur an den Staat und für alle arbeitsrelevanten Themen an
den Vermittler ab.

Für die Gewerkschaften sind die meist ebenfalls erbärmlichen
Siedlungen am Rande der Städte jedoch eine Möglichkeit, mit den
Arbeiterinnen und Arbeitern in Kontakt zu kommen, ihnen
Hilfsleistungen und Unterstützung anzubieten und sie für die
Gewerkschaftsarbeit zu mobilisieren. Denn allzu oft ist es
Gewerkschaftern aufgrund des extrem ausgelegten Rechts auf
Privateigentum nicht möglich, Zugang zu den Farmen zu erhalten. Hier
geraten das Recht auf Privateigentum und das Recht auf
Versammlungsfreiheit in Konflikt und die Leidtragenden sind die
Farmarbeiterinnen und -arbeiter.


Regierungsmaßnahmen greifen nicht

Viele gesetzliche Initiativen von Seiten der südafrikanischen
Regierung haben nicht wirklich gegriffen. Noch bevor sie in Kraft
traten, wurden von Seiten der Farmbesitzer Gegenmaßnahmen ergriffen,
wie zum Beispiel Entlassungen, wenn es darum ging, Arbeitern, die seit
mindestens zehn Jahren auf einer Farm leben und arbeiten, ein
lebenslanges Wohnrecht zu garantieren, oder wenn sie sich
Gewerkschaften anschlossen. Diese illegalen Maßnahmen werden viel zu
selten geahndet, da die Entlassungen anders begründet werden und die
Farmarbeiter, wie erwähnt, ihre Rechte selten gut genug kennen. Und
noch seltener haben sie die Möglichkeit, sie mit Hilfe von
Gewerkschaften oder Nichtregierungsorganisationen vor Gericht
einzuklagen. Gelingt es ihnen jedoch, werden die Fälle oft zugunsten
der Arbeiterinnen und Arbeiter entschieden.

Auch das Beteiligungssystem für Farmarbeiter, das sogenannte
"equity-share scheme", erzielte nicht den erwarteten Effekt. Es wurde
eingeführt, um den langsamen Prozess der Land- und
Reichtums-Umverteilung in der Landwirtschaft voranzubringen. Doch
bereits die ersten Analysen zeigten, dass sich weder die
Machtverhältnisse verändert hatten noch die Gendergerechtigkeit damit
näher gekommen ist.

2009 verkündete die Regierung ein Moratorium, da das
Beteiligungssystem keine wirkliche Landumverteilung sei, sondern von
den Farmbesitzern nur dazu genutzt werden würde, um eine Finanzspritze
für ihre Unternehmen sicherzustellen. Für die Farmarbeiter brachte der
Anteil an der Farm hingegen keinerlei Vorteile: Es fanden weitere
Enteignungen statt und nur ein winzig kleiner Teil erhielt Dividenden
aus den Anteilen. Zwei Jahre später wurde das Moratorium wieder
aufgehoben, ohne dass etwas an der Maßnahme geändert worden wäre.
Tatsächlich erhöht es den Anteil des umverteilten Landes, ohne dass
die Betroffenen wirklichen Zugang zum und Entscheidungskompetenz über
das Land haben.


Kaum ausreichende Löhne

Gleichzeitig ist der Sektor durchaus im Umbruch. Rund ein Drittel der
Farmer haben in den letzten zehn Jahren an andere Farmer verkauft.
Denn gegen den enormen Preisdruck der Supermärkte, die den
südafrikanischen Wein in großen Mengen in Tanks kaufen, können nur
große Farmen und Kellereien bestehen. In Deutschland, dem zweitgrößten
Exportland für südafrikanischen Wein, kaufen die vier großen
Supermarktketten und zwei Discounter die Weine weit unter dem
Weltdurchschnittspreis pro Liter ein.

Der Geschäftsführer von Stellar Organics, Willem Rossouw, erklärt in
einem Gespräch, dass er den Farmarbeiter-Lohn nur dann erhöhen könne,
wenn er auch deutlich mehr für einen Liter Wein bekommen würde. Ob die
Farmer den Mehrwert allerdings tatsächlich weitergeben würden, steht
auf einem anderen Blatt.

Der Mindestlohn für Farmarbeiter liegt derzeit bei rund 3000 Rand pro
Monat, das sind gerade mal 182 Euro und ist einer der niedrigsten des
Landes. Die südafrikanische Menschenrechtsorganisation Pacsa
(Pietermaritzburg Agency for Community Social Action) hat aufgrund
ihrer Erfahrung mit der Zusammenstellung des Warenkorbs ein
Existenzminimum für Familien bei 8000 Rand, also knapp 500 Euro,
angesiedelt. Hier wird deutlich, dass gerade die auf dem Land
Beschäftigten nicht genug verdienen, um ihre Familien anständig zu
ernähren, geschweige denn ihnen eine Teilhabe an der Gesellschaft zu
ermöglichen.

Wie eine neue Studie der Kirchlichen Arbeitsstelle Südliches Afrika
(KASA) aufzeigt, ist auch der faire Handel hier nicht wirklich eine
Lösung. Zwar besteht in der Regel "eine verbesserte Beziehung zwischen
Arbeiter/innen und Management. Doch die Bezahlung bleibt extrem
gering, die Armut garantiert. Wirklichen ökonomischen Wandel bringt
der faire Handel nicht", fasst Christan Selz im KASA-Factsheet Oktober
2017 die Situation zusammen. "Keine der Organisationen für fairen
Handel verfolgt eine Agenda der Transformation, stattdessen werden
lediglich gesetzliche Mindestanforderungen herangezogen, um so ein
Marketinginstrument für den Export zu schaffen", zitiert Selz Carmen
Louw, die Co-Geschäftsführerin des Women on Farms Project.


"Empowerment muss von unten kommen"

Wenn schon die als fair eingestuften Farmen sich nur an die
gesetzlichen Vorgaben halten, wie sieht es dann auf den nicht
zertifizierten Farmen aus?

Der dänische Filmemacher Tom Heinemann hat mit seinem Dokumentarfilm
"Bitter Grapes" nicht nur eine Debatte über die Missstände auf den
Farmen in Gang gesetzt, sondern auch dazu beigetragen, dass
Kontrolleure des Landwirtschaftsministeriums den Anschuldigungen
nachgegangen sind. Und sie sind fündig geworden, sei es in Bezug auf
Arbeitsschutz im Umgang mit Pestiziden, unrechtmäßigen Lohnabzügen
oder katastrophalen Lebensbedingungen auf den Farmen. Themen, die für
das Rural Legal Centre, der Farmarbeitergewerkschaft CSAAWU in
Robertson, alltäglich sind. Zu ihnen kommen Farmarbeiterinnen und
Farmarbeiter, die ihre Arbeit und dadurch gleichzeitig auch das
Wohnrecht auf der Farm verloren haben. Sie erfahren von Misshandlungen
körperlicher und seelischer Art, von sexuellen Übergriffen und
Schikanen, und zwar besonders dann, wenn sich die Arbeiterinnen und
Arbeiter zu wehren beginnen oder Mitglieder in der Gewerkschaft
werden.

Solange diese Machtverhältnisse so sind, solange die Gewerkschaften
keinen Zugang zu den Farmarbeitern haben, um diese in ihren Rechten zu
stärken und zu vertreten, solange die Gewerkschaften selbst so schwach
und unterfinanziert sind, wird sich hier nichts ändern. Denn, so
Mercia Andrews, Direktorin von TCOE (Trust for Community Outreach and
Education), bei einer Veranstaltung in Berlin über die Macht der
Supermarktketten: "Das Empowerment der Farmarbeiter/innen muss von
unten kommen, wir als Gewerkschaften oder NGOs können sie nur
unterstützen und begleiten, aber das nicht für sie übernehmen. Und nur
dann wird sich etwas verändern."

Doch für eine echte Transformation muss sich auch in der Lieferkette
etwas bewegen. Dort nämlich darf die Umsetzung von Menschen- und
Arbeitsrechten nicht den Marktgesetzen überlassen werden. Die
UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte, in denen die
menschenrechtliche Sorgfaltspflicht in der Lieferkette festgeschrieben
ist, müssen endlich auch in Deutschland verbindlich geregelt werden.



Die Autorin ist Koordinatorin der Kirchlichen Arbeitsstelle Südliches
Afrika (KASA) in Heidelberg.
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SKEPSIS ODER HOFFNUNGSSCHIMMER?

Ein Kommentar zu Mugabes Ende von Lothar Berger.

AKTUELL


SIMBABWE

DAS SPIEL IST AUS!

Die Ära Robert Mugabe ist vorbei. In einem wochenlangen "End Game"
trat der Langzeitpräsident am 21. November 2017 von seinem Amt zurück.
Alfred Obed Rankomise berichtet.

WOCHEN DES UMBRUCHS

Eine Chronologie der politischen Ereignisse, die zur Amtsaufgabe von
Präsident Robert Mugabe führten.

ZU VIEL EUPHORIE IST DEPLATZIERT

Zigtausende haben das Ende Mugabes gefeiert. David Coltart bremst
angesichts der Macht der Generäle die Euphorie.

MUGABES VERHEERENDE BILANZ

Robert Mugabe wurde zu Unrecht lange als "Befreier" oder gar als
Revolutionär eingeschätzt. Christoph Marx kennt die Gründe.


SÜDAFRIKA

THE PRESIDENT'S KEEPERS

Warum Südafrikas Staatssicherheitsdienst das Buch "The President's
Keepers" des investigativen Journalisten Jacques Pauw verbieten will,
erläutert Gottfried Wellmer.

FÄLLT DIE LETZTE BASTION?

Recht und Gerechtigkeit in Südafrikas Weinbaugebieten. Die dortigen
Arbeiterinnen und Arbeiter werden schlecht bezahlt, kritisiert Simone
Knapp.


MOSAMBIK

LÄSST SASOL MOSAMBIK AUSBLUTEN?

Südafrikas Ölkonzern Sasol soll Mosambik mehr Geld für Gas zahlen, das
Sasol in den Gasfeldern von Pande und Temane abbaut. Govan Whittles
berichtet.


NAMIBIA

GERAUBTER STAATSFORST

Wertvolle Hartholzbäume aus dem Caprivi-Staatsforst werden von einem
chinesischen Syndikat geplündert. John Grobler denkt die
Machenschaften auf.


DR KONGO

KONGO-KONTEXTE

Im Dezember 2016 endete die zweite Amtszeit von Kongos Präsident
Joseph Kabila. Dennoch entschied er sich, an der Macht zu bleiben und
regiert immer autokratischer. Über kirchliche Vermittlung und
gewaltsame Konflikte berichtet Rita Schäfer.

"DIALOG IST FÜR UNS DER KÖNIGSWEG"

Wendy Bashi hat den Erzbischof von Kisangani und Vorsitzenden der
nationalen Bischofskonferenz, Monseigneur Utembi, zur politischen
Entwicklung in der DR Kongo interviewt.

POLITISCH UND ÖKONOMISCH MOTIVIERTE GEWALT

Die Gewalt in der DR Kongo nimmt landesweit zu. Evariste Mfaume,
Menschenrechtsaktivist aus Süd-Kivu, erläutert im Interview mit Gesine
Ames die Hintergründe.


TANSANIA

AUTORITARISMUS á LA MAGUFULI

Andreas Bohne und Katrin Voß blicken auf zwei Jahre Präsidentschaft
von John Pombe Magufuli zurück.

DIE RICHTIGE STADT!?

Daressalam gilt mit seinen vier bis fünf Millionen Einwohnern als eine
der kommenden Megastädte auf dem Kontinent. Patrick Schukalla nimmt
die Planung einer neuen Satellitenstadt unter die Lupe.


SÜDLICHES AFRIKA

KOORDINATEN UND ELAN VERLOREN

Der SADC People's Summit 2017. Jedes Jahr treffen sich soziale
Bewegungen und zivilgesellschaftliche Organisationen am Rande des
SADC-Gipfels. Boniface Mabanza Bambu war in Johannesburg dabei.


SÜDAFRIKA

AUGENHÖHE IN SCHIEFLAGE

Netzwerke und Fachforen in der Eine-Welt-Arbeit setzen sich mit den
Herausforderungen internationaler Kooperationen auseinander. Vera
Dwors stellt Reflexionsprozesse im Austausch mit jungen
Südafrikaner/innen vor.


SÜDAFRIKA: LITERATUR

NEUES LEBEN IN SÜDAFRIKA

Fever heißt der neue Roman von Deon Meyer. Manfred Loimeier hat den
südafrikanischen Autor interviewt.
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LATEINAMERIKA/1777: Kolumbien - Fake News gegen aussichtsreichen linken Präsidentschaftskandidaten (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Fake News gegen aussichtsreichen linken Präsidentschaftskandidaten


Von Hans Weber



Bogotá, 6. Mai 2018, amerika21) - Der linksgerichtete
Präsidentschaftskandidat in Kolumbien, Gustavo Petro, hat über den
Kurznachrichtendienst Twitter auf eine weitreichende
Fake-News-Kampagne gegen ihn in den sozialen Netzwerken aufmerksam
gemacht. Der Kandidat der Bewegung der Progressiven forderte die
Staatsanwaltschaft auf, die Accounts und Nutzer*innen, die falsche
Informationen über ihn verbreiten, strafrechtlich zu verfolgen. Laut
aktueller Prognosen wird Petro gegen Iván Duque, den Kandidaten der
von Ex-Präsident Álvaro Uribe gegründeten ultrarechten Partei
Centro Democrático (CD), in der Stichwahl antreten.

Die falschen Meldungen basieren auf angeblichen Aussagen von Petro in
Pressekonferenzen oder Interviews mit leitenden Medien. Doch diese
haben tatsächlich nie stattgefunden. Gemeinsam ist den falschen
Aussagen, die Petro in den Mund gelegt werden, die Ankündigung von
Einschränkungen der Freiheit der Bürger*innen. So soll der Kandidat
geäußert haben, dass die Besitzer*innen von Immobilien, die größer als
65 Quadratmeter sind, diese mit anderen Familien teilen müssen, wenn
Petro Präsident wird. Das Ziel sei, "Eigentum für alle" zu sichern.


Angeblich Marihuana-Workshops in Schulen

Andere erfundene Vorsätze Petros haben einen antireligiösen Charakter.
"Wir werden keine Kruzifixe in den staatlichen Schulen dulden" oder
"Ich habe mehr Anhänger als Jesus Christus" wird der 58-Jährige
fälschlicherweise zitiert. Ebenso kündigt der Ex-Bürgermeister von
Bogotá laut einer falschen Kurznachricht an, dass er in Schulen
Workshops zum Konsum von Marihuana für den Eigengebrauch anberaumen
wird. Verdreht werden damit echte Aussagen von Petro, in denen er die
repressive Politik seiner rechten Konkurrenten gegen
Drogenkonsument*innen abgelehnt hat.

Ebenso kursiert in der Presse das Gerücht, dass Petros
Präsidentschaftskampagne von der venezolanischen Regierung finanziert
wird. So würde Petro den Bustransport für Teilnehmer*innen bei seinen
Wahlkampfveranstaltungen finanzieren. Dies soll die überfüllten
Plätzen bei jeder Ansprache des linken Kandidaten erklären. Solche
Behauptungen, twitterte die Kassenwärtin von Petros Wahlkampagne,
Blanca Durán, seien eine Beleidigung gegen den Kandidaten und tausende
Anhänger*innen, die täglich mit prekären Mitteln die Wahlkampagne
durchführen.


Vorsprung des rechten Kandidaten vor Petro schrumpft

Tatsächlich melden sich immer mehr Menschen in den sozialen Netzwerken
mit Fotos von Wandmalereien, Flugblättern, Transparenten, Stickern mit
dem Logo der Kampagne "Menschliches Kolumbien" (Colombia Humana) oder
Petros Gesicht, die sie auf eigene Kosten herstellen. Inzwischen hat
Petro beklagt, dass die Fernsehsender die Wahlwerbespots seiner
Kampagne nicht ausstrahlen. Dies verstoße gegen geltendes Recht.

Die verstärkte Verbreitung von Propaganda gegen Petro geht mit der
Zunahme der Zustimmung für ihn bei den Präsidentschaftsumfragen
einher. Laut der jüngsten Umfrage der Firma Invamer hat sich der
Vorsprung des Kandidaten der ultrarechten Partei Centro Democrático
(CD), Iván Duque, gegenüber Petro halbiert. Jetzt würde 41 Prozent der
Kolumbianer Duque und 31 Prozent Petro wählen. Beide sollen demnach in
eine Stichwahl kommen. Bei der Umfrage des Strategischen Zentrums
Lateinamerikas für Geopolitik (Celag) ist der Vorsprung Duques noch
kleiner. Er führt mit 34 Prozent an, während Petro derzeit 30 Prozent
der Stimmen hätte.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/fake-news-gegen-aussichtsreichen-linken-praesidentschaftskandidaten/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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SCHULE/743: G8-Reform an deutschen Gymnasien - Höhere Lernintensität verringert Chancengerechtigkeit (idw)


Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung GmbH (ZEW) - 07.05.2018

G8-Reform an deutschen Gymnasien: Höhere Lernintensität verringert
Chancengerechtigkeit



Die Politik hat sich seit der Jahrtausendwende darauf konzentriert, das
Bildungssystem in Deutschland effizienter zu gestalten und die gymnasiale
Schulzeit von neun auf acht Jahre zu verkürzen (G8-Reform). Da nicht
gleichzeitig auch die Inhalte verringert wurden, ist die Lernintensität
seitdem gestiegen. Diese gestiegene Lernintensität führt zu weniger
Chancengerechtigkeit von Schülerinnen und Schülern beim Zugang zu Bildung:
Langfristig sank im betrachteten Zeitraum die Chancengerechtigkeit um mehr
als 25 Prozent. Zu diesem Ergebnis kommt eine aktuelle Studie des Zentrums
für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim.

Die ZEW-Studie untersucht, ob, und wenn ja, wie eine höhere Lernintensität
die Chancengerechtigkeit beim Zugang zu Bildung beeinflusst. Hierfür
wurden Daten der internationalen Schulleistungsstudie (PISA-I) der Jahre
2003, 2006, 2009 und 2012 zu den Kompetenzen im Lesen, in der Mathematik
und in den Naturwissenschaften von Gymnasialschülerinnen und -schülern der
neunten Klassen in den verschiedenen deutschen Bundesländern verwendet.

Zunächst misst die ZEW-Studie die Chancengerechtigkeit beim Zugang zu
Bildung als den Anteil der Varianz der standardisierten 
PISA-Testergebnisse, die sich ausschließlich auf äußere Umstände zurückführen.
Äußere Umstände, wie beispielsweise das Geschlecht oder das Einkommen und
den Bildungsstand der Eltern, die also der oder die Einzelne nicht
beeinflussen kann, sind für 20 bis 30 Prozent der Varianz der 
PISA-Testergebnisse in Deutschland verantwortlich.

Weiterhin fragt die ZEW-Studie, ob ein Zusammenhang zwischen der durch die
G8-Reform gestiegenen Lernintensität und der Chancengerechtigkeit
vorliegt. In der kurzen Frist, also bei Jahrgängen unmittelbar nach der
G8-Einführung, hatte die höhere Lernintensität keinen unmittelbaren
Einfluss auf die Chancengerechtigkeit, in der mittleren Frist, also über
mehrere Jahre hinweg, hingegen sank die Chancengerechtigkeit um mehr als
25 Prozent.

"Schülerinnen und Schüler vor allem aus Akademiker-Haushalten werden
seitens der Eltern umfangreichere Ressourcen zur Bewältigung des
gestiegenen Lernpensums zur Verfügung gestellt. Das umfasst sowohl die
Bereitschaft, für Nachhilfe zu zahlen, als auch einen zeitlichen Einsatz
der Eltern, ihren Kindern bei den Schulaufgaben zu helfen", erklärt
Sebastian Camarero Garcia, Wissenschaftler in der ZEW-Forschungsgruppe
"Internationale Verteilungsanalysen" und Studienautor. "Um mehr
Chancengerechtigkeit zu erreichen, könnte die Politik beispielsweise noch
stärker als bisher in Ganztagsschulen investieren. Im Allgemeinen sollte
dafür gesorgt werden, dass die Förderung der Schülerinnen und Schüler
deutlicher von den Gegebenheiten im Elternhaus abzukoppeln ist."

Zudem gibt es mit Blick auf die gesunkene Chancengerechtigkeit aufgrund
verkürzter Gymnasialschulzeiten fachabhängige Unterschiede. Mathematische
und naturwissenschaftlichen Fähigkeiten der Schüler/innen sind stärker von
der gestiegenen Lernintensität beeinflusst als Lesefähigkeiten. "Dies kann
daran liegen, dass mathematische und naturwissenschaftliche Inhalte eher
von Fachleuten in der Schule vermittelt werden müssen, während sich
Lesefähigkeiten zu einem Großteil ganz allgemein aus dem Alltag ergeben",
so Sebastian Camarero Garcia.




Die Studie finden Sie zum Download unter:

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/dp/dp18021.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution857

 * 
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AUSSEN/594: Der Genozid, der nichts kostet (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 8. Mai 2018

german-foreign-policy.com

Der Genozid, der nichts kostet



WINDHOEK/BERLIN - Nach dem offiziellen Verzicht Tansanias auf
Entschädigung für deutsche Massenverbrechen in der Kolonialzeit dringt die
Bundesregierung auf die Einstellung des Herero-Nama-Entschädigungsprozesses
in New York. Vertreter der Herero und der Nama, deren Vorfahren Opfer des
deutschen Kolonialgenozids in Südwestafrika waren, haben Deutschland im
Januar 2017 vor einem Gericht in New York verklagt. Sie fordern, dass
Berlin ihnen eine angemessene Entschädigung zahlt. Die Bundesregierung
bietet nur unverbindliche Hilfszahlungen und die Förderung von
"Erinnerungskultur" an. Das Vorgehen entspricht im Detail der Methode, mit
der Berlin Entschädigungsforderungen griechischer Überlebender von
NS-Massakern abgewehrt hat: Die Regierung hat zugesagt, einen
"Zukunftsfonds" mit einer Million Euro pro Jahr für "Erinnerungsprojekte"
auszustatten; die Opfer und ihre Nachfahren gehen meist leer aus. Dasselbe
droht den Herero und Nama. Das Land, das die Deutschen im Verlauf des
Genozids ihren Vorfahren entrissen, gehört heute oft Nachfahren der
Kolonialisten.

"Keine Rechtsfolgen"

Der New Yorker Prozess, den Vertreter der Herero und der Nama Anfang 2017
angestrengt haben, ist das Resultat der jahrzehntelangen deutschen
Weigerung, Entschädigung für den Genozid an vermutlich rund 80.000 ihrer
Vorfahren zu zahlen. Entschädigungsforderungen sind bereits in den 1990er
Jahren laut geworden; sie beziehen sich darauf, dass Genozid ein
Straftatbestand ist, der - wie Mord - nicht verjährt. Die Bundesrepublik
hat die Forderungen stets umstandslos abgewiesen und zur Begründung immer
wieder tief in die Trickkiste sprachlicher und juristischer Finessen
gegriffen. So hat sie sich lange Zeit geweigert, den Massenmord an den
Herero und den Nama als Genozid zu bezeichnen, um der Strafbarkeit zu
entgehen. Als sich diese Position als unhaltbar erwies, hat sie als Ersatz
die Sprachregelung erfunden, man könne den Begriff Genozid im
"historisch-politischen" Sinne verwenden; daraus ergäben sich allerdings
"keine Rechtsfolgen".[1] Inzwischen versteift sich Berlin, wie etwa einer
Untersuchung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutsche Bundestages zu
entnehmen ist, auf die Position, die Völkermordkonvention von 1948 könne
nicht rückwirkend angewandt werden. Auch auf die Genfer Konvention von 1864
und die Haager Landkriegsordnung von 1899 könnten die Herero und die Nama
sich nicht berufen, da sie sie nicht unterzeichnet hätten - und weil zudem
ein Genozid kein regulärer Krieg im Sinne der Landkriegsordnung sei
(german-foreign-policy.com berichtete [2]). Letzten Endes sahen sich die
Herero und die Nama zum Prozessieren gezwungen.

"Staatenimmunität"

Mit ähnlichen Taktiken hat die Bundesregierung auch den New Yorker Prozess
zu sabotieren versucht. Zuerst sorgte sie dafür, dass ihr die
Prozessunterlagen nicht zugestellt werden konnten. Dies war möglich, weil
die Regierung auf dem - international umstrittenen [3] - Grundsatz der
"Staatenimmunität" besteht; er sieht vor, dass Einzelpersonen nicht vor
auswärtigen Gerichten gegen einen Staat klagen können. Laut ihrer eigenen
Interpretation ist die Bundesregierung nicht einmal verpflichtet,
Unterlagen eines Prozesses anzunehmen, der vor einem auswärtigen Gericht
gegen sie geführt wird. Entsprechend nahm die zuständige Stelle in der
Bundeshauptstadt - laut internationalen Übereinkünften über die Abwicklung
des Rechtsverkehrs ist dies der Justizsenator des rot-rot-grün regierten
Berliner Senats - die aus New York eintreffenden Dokumente einfach nicht
an. Entsprechend konnte die Bundesregierung vorschützen, nicht über die
Prozesstermine informiert worden zu sein; das Verfahren drohte wegen
konsequenten Nichterscheinens der Beschuldigten zu platzen
(german-foreign-policy.com berichtete [4]). Dem unwürdigen, die Opfer
missachtenden Vorgehen Berlins hat erst eine diplomatische Note der
Berliner US-Botschaft ein Ende gesetzt, in der es hieß, die Bundesregierung
müsse bei weiterer Obstruktion damit rechnen, dass "ein Versäumnisurteil"
("default judgement") erlassen werde - "ohne Aussagen und ohne Vorlage von
Beweismitteln". Das könne durchaus zu ihren "Ungunsten" sein.[5]

Ziel: Einstellung des Verfahrens

Seitdem entsendet die Bundesregierung Vertreter zu den Prozessterminen,
bemüht sich allerdings um eine Einstellung des Verfahrens. Mit
entsprechenden Anträgen ist es ihr gelungen, den Prozess weiter zu
verschleppen. Zuletzt musste ein für vergangene Woche (3. Mai) angesetzter
Termin auf den 31. Juli verschoben werden.

Das Berliner Abwehrmuster

Die Berliner Weigerung, Entschädigungen an die Herero und Nama zu zahlen,
folgt einem alten Muster der bundesdeutschen Politik, das darauf setzt, die
Forderungen vor Gericht oder auch mit politischem Druck abzuwehren und
gleichzeitig die Betroffenen mit Trostpflästerchen aus der Portokasse zu
spalten. Exemplarisch kann dies am Beispiel Griechenlands beobachtet
werden. So haben deutsche Gerichte Entschädigungsklagen von Opfern
beispielsweise des Massakers von Dístomo, bei dem Angehörige der 4.
SS-Panzer-Grenadier-Division am 10. Juni 1944 218 Menschen ermordeten,
durchweg zuverlässig abgewiesen - letztinstanzlich am 26. Juni 2003. Der
Internationale Gerichtshof (IGH) in Den Haag hat der Bundesregierung am 3.
Februar 2012 schließlich "Staatenimmunität" gegenüber Prozessen in anderen
Staaten zugesprochen.[6] Die Bemühungen des griechischen
Ministerpräsidenten Aléxis Tsípras, Deutschland zur Zahlung von
Reparationen für die Schäden des Zweiten Weltkriegs aufzufordern, sind dem
politischen Druck Berlins auf Athen im Verlauf der Krise zum Opfer
gefallen; ein griechischer Parlamentsausschuss hatte die von den deutschen
Besatzern angerichteten Schäden auf heutige 269 Milliarden Euro taxiert.[7]
Um die Front des griechischen Unmuts über die deutsche
Entschädigungsverweigerung zu spalten, hat die Bundesregierung dann
beschlossen, ab 2014 eine Million Euro im Jahr in einen
Deutsch-Griechischen Zukunftsfonds zu investieren. Die - für einen Staat
lächerlich
niedrige - Summe kommt nur einer ganz geringen Zahl an Opfern zugute und
fließt ansonsten in materiell unverbindliche "Erinnerungskultur", die
nebenbei auch noch als Imagewerbung für ein angeblich "selbstkritisches"
Deutschland dient.[8]

Keine Landreform

Ähnliches strebt Berlin auch für die Herero und die Nama an. So verhandelt
die Bundesregierung seit Jahren mit Windhoek über ein Programm, das sie
finanzieren will, wenn Namibia dem Beispiel Tansanias [9] folgt und
offiziell auf Entschädigung verzichtet. Geschieht dies, dann erklärt Berlin
sich bereit, gewisse "Erinnerungsprojekte" zu finanzieren und den Herero
und den Nama mit ausgewählten Entwicklungsmaßnahmen unter die Arme zu
greifen. Dies wäre für den Berliner Etat um ein Vielfaches billiger als
Entschädigungen. Die Nachkommen der Genozidopfer weisen nun allerdings
darauf hin, dass sie überhaupt keine Unterstützung bräuchten, hätten die
deutschen Kolonialisten sie nicht im Verlauf des Genozids all ihrer
Ländereien beraubt. Ebensowenig wären sie auf Hilfe angewiesen, könnten sie
die geraubten Ländereien wenigstens heute wieder in Besitz nehmen. Diese
gehören allerdings in vielen Fällen Nachfahren der Kolonialisten: Rund
4.000 weiße, häufig deutschsprachige Farmer verfügen über beinahe 50
Prozent der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfläche Namibias, während die
Herero und die Nama oft verarmt auf schlechtem Ackerland leben. Bemühungen
der Regierung in Windhoek, eine wirksame Landreform zugunsten der schwarzen
Mehrheitsbevölkerung durchzuführen, hat die Bundesregierung in den
vergangenen Jahren zugunsten der weißen Farmer konsequent bekämpft
(german-foreign-policy.com berichtete [10]).


Anmerkungen

[1] Zur Antwort der Bundesregierung auf eine "Kleine Parlamentarische
Anfrage" der Fraktion "Die Linke" vom 06. Juli 2016. windhuk.diplo.de
18.07.2016.

[2] S. dazu Billiges Erinnern.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7178/

[3] S. dazu Die Reparationsfrage.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7387/

[4] S. dazu Nicht zustellbar

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7355/

Annahme verweigert 

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7503/

und Deutschlands koloniale Arroganz.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7515/

[5] Paul Starzmann: Herero verklagen die Bundesregierung. tagesspiegel.de
25.01.2018.

[6] S. dazu Die zivilen Opfer der Kriege.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7104/

[7], [8] S. dazu Die Regelung der Reparationsfrage.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7055/

[9] S. dazu Meilensteine deutscher Erinnerung.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7599/

[10] S. dazu Zukünftige Operationen.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/3134/

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

Herausgegeber: German News Informations Services GmbH

c/o Horst Teubert

Hartwichstr. 94, 50733 Köln

Fax: 01212 52 57 08 537

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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MELDUNG/052: Berlin - Rot-Rot-Grün setzt Politik der formellen Privatisierung fort (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

R2G setzt Politik der formellen Privatisierung fort

Pressemitteilung des Berliner Wassertisch, 4. Mai 2018



Berlin - 04.05.2018. Die vom R2G-Senat geplante formelle
Schulprivatisierung nimmt immer konkretere Formen an. Damit setzt der
Senat die bereits bei den Berliner Wasserbetrieben praktizierte
Politik der formellen Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge
fort.

Dazu Sigrun Franzen: "Auch eine formale Privatisierung ist eine
Privatisierung. Die Folge ist immer eine zunehmende Intransparenz und
Entdemokratisierung. Bereits jetzt wurden beispielsweise
Presseanfragen nach Angaben der Berliner Zeitung mit dem Hinweis auf
das 'privatrechtliche Geschäftsgeheimnis' abgewiesen. Zudem hat sich
die formale Privatisierung in der Vergangenheit oft genug als erster
Schritt zum Verkauf von Betrieben der öffentlichen Daseinsvorsorge
erwiesen. Beim Senat hat der Wasser-Volksentscheid offensichtlich
nicht zu einem nachhaltigen Umdenken geführt. Wir hoffen daher, dass
die Berliner*innen wachsam sind und verhindern, dass ihre öffentliche
Daseinsvorsorge allmählich in einen Korb kreativer Finanzprodukte mit
Renditegarantien umgewandelt wird."

Die senatseigene, aber privatwirtschaftlich organisierte HOWOGE soll
nach Presseangaben im Rahmen der sogenannten Schulbauoffensive
Unterrichtsgebäude für rund 1,2 Milliarden EUR bauen oder sanieren.
Die Bausumme soll die HOWOGE durch Kredite finanzieren, die sie
wiederum mit Mieteinnahmen zurückzahlen soll, für die die öffentliche
Hand garantiert. Nach Ansicht des Senats lässt sich durch diese
"Auslagerung" von Schulfinanzierung die ab 2020 greifende
Schuldenbremse umgehen.

Die rot-rot-grüne Landesregierung wählte damit eine Konstruktion, die
bereits bei der Rekommunalisierung der Berliner Wasserbetriebe (BWB)
eingerichtet wurde. Der überteuerte Rückkauf erfolgte durch eine
Milliardensumme, die die BWB durch Kredite finanzieren mussten. Die
Berliner Bürger*innen zahlen den Kredit seitdem durch unnötig teure
Wasserpreise zurück. Auch bei der Schulprivatisierung wird die
Verschleierung der Staatsschulden zu höheren Kosten und einem Verlust
der demokratischen Kontrolle führen.

Der Berliner Wassertisch fordert ein Ende der formalen Privatisierung
bei allen Einrichtungen der Daseinsvorsorge - egal ob Schulen oder
Wasserbetriebe.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Johanna Heuveling

E-Mail: johanna.heuveling@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ARBEIT/625: Informalität als globales Phänomen (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 143, 1/18

Informalität als globales Phänomen

Was ist informelle Arbeit, und wer leistet sie?

von Johanna Sittel



Weltweit arbeiten schätzungsweise 60% der Erwerbstätigen außerhalb
geregelter und gesicherter Arbeitsverhältnisse - also im Schatten der
formellen Ökonomie. Bestimmte Bevölkerungsgruppen sind davon überall,
besonders aber im globalen Süden betroffen. Wer gesellschaftlich
diskriminiert ist und wessen Beruf wenig Prestige besitzt, hat weniger
Chancen auf formalisierte und sicherere Arbeit. Das sind weltweit vor
allem Frauen und Migrant_innen.


Was ist informelle Arbeit?

Informelle Arbeit ist ein sehr vielschichtiges Phänomen, dem
unterschiedliche wissenschaftliche Konzepte und Interpretationen
zugrunde liegen(1). Der Begriff Informalität geht zurück auf
wissenschaftliche Erkenntnisse aus den 1970er Jahren, als in Regionen
der damals sogenannten "Dritten Welt" der informelle Sektor als
wichtiger Bestandteil der dortigen Ökonomien entdeckt wurde. Der
informelle Sektor umfasst die Aktivitäten, die jenseits formeller
Produktion stattfinden (z. B. ambulanter Handel, Transport-,
Reparatur- oder sonstige Dienstleistungen außerhalb regulärer Firmen).

Die ersten Studien zum Thema gingen von einer dualen Ökonomie aus und
betrachteten den informellen Sektor demnach als Ausprägung der
traditionalen Wirtschaft, die in den damals sogenannten
"Entwicklungsländern" parallel zur modernen (kapitalistischen)
Wirtschaft existiere, und machten den informellen Sektor damit zum
Indikator für "Unterentwicklung". Inzwischen wurde diese Lesart von
Informalität mehrfach widerlegt. Viele Autor_innen betonen ganz im
Gegenteil die enge Verzahnung informeller Tätigkeiten mit der
(globalen) Gesamtwirtschaft und sprechen ihr zum Teil sogar eine
funktionale Bedeutung zu. In der Regel handelt es sich bei informeller
Arbeit um nicht (vor dem Fiskus) registrierte lohnabhängige oder
selbstständige Tätigkeiten, die meist keine vertragliche Grundlage
haben. Sie ist arbeitsrechtlich nicht reguliert und bietet den
Betroffenen nicht die Schutzmechanismen, die normalerweise für
Arbeitsverhältnisse gelten (z. B. Sozialversicherung, Unfallschutz).
Die internationale Arbeitsorganisation (ILO) - als maßgebende Instanz
der statistischen Messung von Informalität - weist heute darauf hin,
dass informelle Beschäftigung auch in Firmen der formellen Wirtschaft
und nicht nur außerhalb sowie in Haushalten existieren kann. Zu den
Informellen zählen deshalb neben solchen informell Beschäftigten auch
Arbeiter_innen auf eigene Rechnung, informelle Arbeitgeber_innen,
mitarbeitende Familienmitglieder und Genossenschaftsmitglieder.

In der Regel verweist Informalität auf prekäre, also unsichere und
instabile Arbeitsbedingungen. Die Betroffenen sind sozial und
ökonomisch besonders verwundbar und haben wenig Chancen auf
gewerkschaftliche Repräsentation und Mitbestimmung. Informelle Arbeit
befindet sich zudem häufig am Rande der Legalität und überschneidet
sich mit formeller Erwerbsarbeit, unbezahlter Haus- und
Subsistenzarbeit. Diese Grauzonen der Arbeit, können Statistiken kaum
erfassen.


Wer leistet informelle Arbeit?

Weltweit arbeiten ca. 60% der außerhalb der Landwirtschaft
Erwerbstätigen informell, wobei die Dunkelziffer weit höher sein
dürfte. Besonders hoch ist der Anteil in Ländern Afrikas, Asiens und
Lateinamerikas, hier sind es teilweise weit über zwei Drittel.

Neben Migrant_innen und ethnischen Minderheiten gehen Frauen oft
Tätigkeiten nach, die stark von Informalität betroffen sind, z. B.
Sorgearbeit oder Reinigungsdienstleistungen. Die höhere soziale und
ökonomische Verwundbarkeit von Frauen spiegelt sich jedoch nicht immer
statistisch wider, denn es sind auch die Gesamterwerbsbeteiligung von
Frauen und ihre jeweiligen Arbeitsmarktchancen in den einzelnen
Regionen zu berücksichtigen. Vor allem in Ländern des südlichen Afrika
sowie Lateinamerikas und der Karibik ist der Anteil weiblicher
informell Beschäftigter höher.

Weitere Faktoren für informelle Arbeit stellen der Bildungsgrad und
die Klassenlage dar. Geringer Qualifizierte gelten als besondere
Risikogruppe, genauso wie Menschen aus armen Bevölkerungsschichten.
Auch junge Leute - hier ebenfalls vor allem Frauen - sind tendenziell
stärker von Informalität betroffen. Beispielsweise arbeiten in Mexiko
60% und in Indien 80% der jungen Erwerbstätigen informell.

Informalität hat viele verschiedene Gesichter - es können jene von
Straßenhändler_innen sein oder von sogenannten "Schwarzarbeiter_innen"
auf dem Bau, von Saisonarbeiter_innen in der Landwirtschaft, von nicht
registrierten Haushaltshilfen oder Sexarbeiter_innen, von
Autoteileproduzent_innen im heimischen Hinterhof und Müllsammler_innen
oder auch von sogenannten Clickworker_innen, die im Internet
freiberuflich u. a. kleinere Crowdsourcing-Aufträge erledigen.
Aber auch in anderen Branchen tritt informelle Arbeit auf, meist
befördert durch einen geringen gewerkschaftlichen Regulierungsgrad. In
Südasien befindet sich z. B. ein wesentlicher Bestandteil der
informell Beschäftigten im Industriesektor.


Wieso verbreitet sich informelle Arbeit?

Die einen machen Institutionen und Überregulierung, andere die
individuelle Profit- oder Aufstiegsorientierung der informell Tätigen
dafür verantwortlich, und wieder andere betrachten staatliche
Regulierungsdefizite oder strukturelle Faktoren, wie z. B. die
(globale) kapitalistische Wirtschaftsweise, als maßgebend.

Jüngere wissenschaftliche Erkenntnisse sehen Informalisierung neben
Prekarisierung als aktuelles globales Phänomen der globalisierten und
flexibilisierten Wirtschaft - und als Phänomen, das sich nicht nur in
den 1980er/90er Jahren im Zuge der neoliberalen Reformen in
zahlreichen Ländern des globalen Südens zugespitzt hat, sondern das
seit der Krise Ende der 2000er Jahre wieder auf dem Vormarsch ist.
Dabei lässt sich zunehmend der Einzug des Informellen in Länder des
globalen Nordens beobachten.

Für Arbeitgeber_innen stellt informelle Arbeit oft eine Möglichkeit
der Flexibilisierung und Kostenreduzierung, für die Betroffenen häufig
eine Alternative zu Erwerbslosigkeit dar, für andere ist es der Weg in
die wirtschaftliche Unabhängigkeit - die Motive sind vielfältig.
Informell Tätige sind der Arbeitsrealität jedoch schutzlos
ausgeliefert. Aus diesem Grund und weil sich viele Gewerkschaften
Informalität gegenüber verschließen, organisieren sich einige
Betroffene selbst (z. B. Müllsammler_innen in Brasilien oder
Minenarbeiter_innen in Südafrika).

In den letzten Jahrzehnten sind außerdem Organisationen entstanden,
die sich für informelle Arbeitnehmer_innen einsetzen, z. B. das
WIEGO-Netzwerk, das 2017 sein 20-jähriges Jubiläum feierte(2). Sie
alle sind durch die großen Herausforderungen verbunden, die informelle
Arbeit für die Betroffenen, die Politik, Wirtschaft und Gesellschaft
mit sich bringt.


Anmerkungen:

(1) Die bedeutendsten Arbeiten zu Informalität finden sich u. a. bei
Martha Alter Chen, Nicole Mayer-Ahuja, Alejandro Portes, Hernando de
Soto sowie im Umfeld der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO),
u. a. Keith Hart, Víctor E. Tokman) und der Weltbank, u. a. William F.
Maloney. Einen umfassenden Überblick über die verschiedenen Konzepte
und Lesarten von Informalität findet sich in zahlreichen Publikationen
von Andrea Komlosy. 

(2) WIEGO (Women in Informal Employment: Globalizing and Organizing,
www.wiego.org)

ZUR AUTORIN:

Johanna Sittel ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Arbeitsbereich für Arbeits-, Industrie- und Wirtschaftssoziologie an
der Friedrich-Schiller-Universität in Jena und promoviert zum Thema
"Informelle Arbeit in der Wertschöpfungskette Automobil in
Argentinien."

 * 

Quelle:

frauen*solidarität Nr. 143, 1/2018, S. 8-9

Medieninhaberin und Herausgeberin:

Frauensolidarität im C3 - feministisch-entwicklungspolitische

Informations- und Bildungsarbeit,

Sensengasse 3, A-1090 Wien,

Telefon: 0043-(0)1/317 40 20-0

E-Mail: redaktion@frauensolidaritaet.org,

http://www.frauensolidaritaet.org

 

Die Frauen*solidarität erscheint viermal im Jahr.

Preis pro Heft: 5,- Euro plus Porto

Jahresabo: Österreich 20,- Euro;

andere Länder 25,- Euro.
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FAMILIE/311: Trennungsfamilien - Bei gemeinsamem Sorgerecht sehen Väter ihre Kinder öfter (idw)


Hertie School of Governance - 07.05.2018

Trennungsfamilien: Bei gemeinsamem Sorgerecht sehen Väter ihre Kinder
öfter

Wissenschaftler legen aktuellen Überblick zu Familien nach Trennung und
Scheidung vor



Berlin, 7. Mai 2018 - Zum zehnten Geburtstag des ersten gemeinsamen Kindes
besteht jede fünfte Partnerschaft in Westdeutschland nicht mehr, in
Ostdeutschland hat sich dann bereits jedes dritte Paar getrennt. In der
überwiegenden Zahl der Fälle leben die Kinder im Haushalt der Mutter,
wodurch die Gestaltung aktiver Vaterschaft für Trennungsfamilien eine
besondere Herausforderung darstellt. Hier spielt das gemeinsame Sorgerecht
eine wichtige Rolle. Während fast die Hälfte der Väter mit gemeinsamem
Sorgerecht ihr Kind mindestens einmal in der Woche sieht, trifft dies nur
auf jeden fünften Vater ohne Sorgerecht zu. Über die Zeit nimmt der
regelmäßige Kontakt zum Vater in beiden Fällen ab. Zehn Jahre nach der
Trennung haben allerdings noch 71 Prozent der Väter mit gemeinsamem
Sorgerecht regelmäßigen Kontakt zu ihren Kindern, während dies nur bei 38
Prozent der Väter ohne Sorgerecht der Fall ist.

Das sind Ergebnisse einer Sammlung wissenschaftlicher Kurzbeiträge zu
Familien nach Trennung und Scheidung in Deutschland von Esther Geisler und
Michaela Kreyenfeld (Hertie School of Governance), Katja Köppen und Heike
Trappe (Universität Rostock) sowie Matthias Pollmann-Schult (Universität
Magdeburg). Die Publikation bilanziert in knapper Form die
sozialwissenschaftlichen Befunde zur Lebenswirklichkeit von
Nachtrennungsfamilien. Da die amtliche Statistik viele in diesem
Zusammenhang relevante Fakten nicht abbildet, ist die Forschungslage zum
Thema in Deutschland bislang eher begrenzt. Insbesondere liegen keinerlei
Daten zu nichtehelichen Lebensgemeinschaften mit Kindern vor, die gerade
in Ostdeutschland eine relevante Größenordnung aufweisen.

Was die sozioökonomische Situation von Trennungseltern angeht, so bleibt
das Einkommen von Frauen nach einer Scheidung weit hinter dem Einkommen
geschiedener Männer zurück. Die Reform des Unterhaltsrechts 2008, die
nacheheliche Unterhaltszahlungen eingeschränkt hat, hat die Situation für
geschiedene Frauen verschärft. Müttern droht vor allem dann Armut, wenn
mehrere Kinder aus der Ehe hervorgegangen sind. Zwei Jahre nach Einreichen
der Scheidung erzielen Mütter mit drei oder mehr Kindern im Schnitt nur
etwa 16 Prozent des Durchschnittseinkommens in Deutschland. Aufgrund ihres
niedrigen Einkommens ist davon auszugehen, dass diese Gruppe einem hohen
Risiko ausgesetzt ist, von Altersarmut betroffen zu sein.

Väter erzielen nach Trennung und Scheidung zwar höhere Einkommen als
Mütter. Dennoch verfügen Trennungsväter seltener über ein hohes
Bildungsniveau, sind häufiger arbeitslos und waren zum Zeitpunkt ihrer
Familiengründung jünger als andere Väter.



Die Publikation "Familien nach Trennung und Scheidung in Deutschland" ist
abrufbar unter: 

http://bit.ly/2HOZaB2

Die Hertie School of Governance ist eine staatlich anerkannte, private
Hochschule mit Sitz in Berlin. Ihr Ziel ist es, herausragend qualifizierte
junge Menschen auf Führungsaufgaben im öffentlichen Bereich, in der
Privatwirtschaft und der Zivilgesellschaft vorzubereiten. Mit
interdisziplinärer Forschung will die Hertie School zudem die Diskussion
über moderne Staatlichkeit voranbringen und den Austausch zwischen den
Sektoren anregen. Die Hochschule wurde Ende 2003 von der Gemeinnützigen
Hertie-Stiftung gegründet und wird seither maßgeblich von ihr
getragen.

www.hertie-school.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution855

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hertie School of Governance, Regine Kreitz, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2813: Zeitflexibles Arbeiten aus Sicht der Beschäftigten (idw)


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO
- 07.05.2018

Zeitflexibles Arbeiten aus Sicht der Beschäftigten

Neue Studie zeigt, wie Mitarbeitende über flexible Arbeitszeitmodelle
denken



Die eigene Arbeitszeit flexibel gestalten - das versprechen
Arbeitszeitmodelle wie Gleitzeit oder Vertrauensarbeitszeit. Das
Fraunhofer IAO veröffentlicht gemeinsam mit dem Institut für
Arbeitswissenschaft und Technologiemanagement IAT der Universität
Stuttgart eine von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie zu
Verbreitung, Umgang und Auswirkungen zeitflexibler Arbeit.

Arbeit wird räumlich und zeitlich zunehmend flexibler. Aber ergibt sich
daraus wirklich eine ausgewogenere Work-Life-Balance oder belasten
flexible Arbeitszeitmodelle das Privatleben? Nachdem bereits im Juli 2017
die Resultate der IG Metall-Beschäftigtenbefragung 2017 zur örtlich
selbstbestimmten Arbeit veröffentlicht wurden, befasst sich die nun
publizierte Studie »Flexible Arbeitszeiten - Arbeitszeitmodelle und
Flexibilitätsanforderungen« mit der zeitlichen Dimension der Flexibilität.
Basis der Untersuchung bildet erneut die IG Metall-Beschäftigtenbefragung
2017, bei der deutschlandweit ca. 680 000 Personen - zu einem sehr großen
Anteil aus dem verarbeitenden Gewerbe - teilgenommen haben.

Flexible Arbeitszeitmodelle sind weit verbreitet

Außerhalb der Schichtarbeit sind flexible Arbeitszeitmodelle im befragten
Teilnehmerfeld weit verbreitet. Die meisten arbeiten heute im Modell der
Gleitzeit. Auf dem Vormarsch befindet sich zunehmend jedoch die
Vertrauensarbeitszeit, welche sich in Kombination mit mobiler Arbeit als
häufiges Modell gerade für Führungskräfte erwies. Die Analyse nach
grundlegenden Differenzierungsfaktoren, die den Verbreitungsgrad bei
diesen und weiteren Formen der zeitlichen Flexibilität bestimmen, bilden
den Auftakt der Untersuchungen dieser Studie.

Zeitliche Flexibilität - Chance auf Selbstbestimmung oder Gefahr der
Entgrenzung

»Es zeigt sich, dass die Beschäftigten die Auflösung starrer Grenzen bei
der Arbeitszeitgestaltung als eine Steigerung der Arbeitgeberattraktivität
empfinden. Flexibilität ist jedoch ein zweischneidiges Schwert - es
ergeben sich hieraus neben Chancen auf Selbstbestimmung auch die Gefahren
von ausufernden Arbeitszeiten und der Entgrenzung«, fasst Alexander Piele,
einer der Autoren, die Ergebnisse zu den Wirkungen zeitflexibler Arbeit
zusammen. Auf dem Prüfstein standen im Rahmen der Studie auch die
gegenwärtigen gesetzlichen Grenzen der zeitlichen Flexibilisierung.

Die Ergebnisse lassen erkennen, dass zeitliche Flexibilisierung nicht
selten auch diese Grenzen überschreitet, insbesondere dann, wenn auf eine
Zeiterfassung verzichtet wird. Es zeigt sich anhand der Ergebnisse auch,
dass aktive Betriebsratsarbeit beim Thema Arbeitszeit einen spürbaren
Schutz gegen Entgrenzung darstellt. Dies betrifft etwa die Einhaltung der
täglichen maximalen Arbeitszeit von 10 Stunden.

Zeitdruck und Stress gefährden die Work-Life-Balance am stärksten

Je stärker die Gestaltung der Arbeitszeit in Beschäftigtenhand liegt, umso
besser wird die Vereinbarkeit von Arbeits- und Privatleben eingeschätzt.
»Selbstbestimmung ist hierbei das Zauberwort. Eine zunehmende
Arbeitsintensivierung geht klar zulasten dieser Selbstbestimmung, da sie
jeden flexiblen Spielraum nimmt. Zeitdruck und Stress in der Arbeit sind
nach den Ergebnissen der Befragung der größte Gegenspieler einer guten
Work-Life-Balance. Solche psychischen Belastungen sollten in ihrer
Bedeutung sehr ernst genommen werden«, kommentiert Studienautor Christian
Piele die Analysen zum Meinungsbild der Beschäftigten. Die Analyse zu den
Auswirkungen der Arbeitszeitgestaltung auf die Work-Life-Balance bildet
ein weiteres Kernelement der Studie.

Die Studie wird im Rahmen des Projekts LAIF »Leben und Arbeiten in
Flexibilität« durch die Hans-Böckler-Stiftung gefördert. Der Startschuss
für LAIF fiel im September 2015. Das Projekt befindet sich derzeit in der
Abschlussphase. Eine weitere Veröffentlichung zum Thema
»Betriebsratsarbeit in Zeiten zunehmender Flexibilisierung« ist in
Planung.


Weitere Informationen unter:

https://www.iao.fraunhofer.de/lang-de/presse-und-medien/aktuelles/2011-zeitflexibles-arbeiten-aus-sicht-der-beschaeftigten.html

http://publica.fraunhofer.de/dokumente/N-484356.html

https://www.businessmanagement.iao.fraunhofer.de/de/leistungsangebot/flexible-arbeitsformen.html

https://www.businessmanagement.iao.fraunhofer.de/de/projekte/Forschungsverbundprojekte/LAIF.html#tabpanel-1

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution300

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation IAO,

Juliane Segedi, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BANK/544: Commerzbank - Löchrige Ethik (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Commerzbank: Löchrige Ethik

- Zur Hauptversammlung weisen NGOs auf kontroverse Geschäfte hin

- Trotz Kohle-Richtlinie: Unterstützung für polnische Kohleexpansion

- Trotz Rüstungs-Richtlinie: Unterstützung von Atomwaffenherstellern



Frankfurt, 8.5.2018 - Während sich die Commerzbank in den vergangenen
Jahren neue Regeln für ihre Geschäfte mit Kohle- und Rüstungsfirmen gegeben
hat, finanziert sie weiterhin massiv beide kontroverse Sektoren. Das
kritisieren die NGOs urgewald, EKO-Unia (Polen) und ICAN zur heutigen
Hauptversammlung.

Mit ihrer Kohlerichtlinie von 2016 hat die Bank die Finanzierung von
Neukunden aus Deutschland ausgeschlossen, die mehr als 30 Prozent ihres
Stroms mit Kohle erzeugen. Bei ausländischen Kunden ist der Grenzwert mit
50 Prozent hingegen schwächer. Christina Beberdick, Kohle-Campaignerin bei
urgewald, kritisiert: "Da sich immer mehr Staaten weltweit für eine Zukunft
ohne klimaschädliche Kohle entscheiden, ist diese Aufteilung widersinnig.
Außerdem sollte die Commerzbank keine Unternehmen mehr finanzieren, die
neue Kohlekraftwerke planen, zum Beispiel RWE oder die polnische PGE." Es
geht auch konsequenter: Die niederländische Bank ABN Amro schließt solche
Firmen schon jetzt aus.

Gerade die Geschäfte in Polen offenbaren die Schwächen bei der Klima-Ethik
der Commerzbank. Sie ist Haupteignerin der polnischen mBank, die ihrerseits
mit den größten Kohlefirmen Polens Geschäfte macht, darunter Enea, PGE und
ZE PAK. Enea ist einer der Hauptinvestoren hinter dem geplanten
Kohlekraftwerk Ostro??ka C, das laut Experten neben den Klimaschäden auch
zu 2.000 vorzeitigen Todesfällen durch seine Emissionen führen könnte. PGE
und ZE PAK planen neue oder vergrößerte Braunkohle-Tagebaue. "Wenn die
Commerzbank es ernst meint mit dem Klima- und Gesundheitsschutz, sollte sie
ihre Regeln auch auf ihre Tochter mBank anwenden. Sie sollte Firmen wie
Enea, PGE und ZE PAK von einer Finanzierung ausschließen", fordert
Katarzyna Kubiczek von der polnischen Umweltschutzvereinigung Eko-Unia.

Auch die Rüstungsrichtlinie der Commerzbank aus dem Jahr 2008 schließt
fragwürdige Geschäfte nicht systematisch aus. So verweigert sie zwar die
direkte Finanzierung der Lieferung von Waffen in Kriegs- und
Spannungsgebiete. Möglich bleiben jedoch Finanzierungen von Unternehmen,
die in Kriegs- und Spannungsgebiete liefern. So ist zum Beispiel der
umstrittene Rüstungskonzern Rheinmetall Kunde der Commerzbank. Rheinmetall
liefert Rüstungsgüter unter anderem an die Golfallianz im Jemen-Krieg.

Laut einer Studie der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von
Atomwaffen (ICAN) und der niederländischen Friedensorganisation PAX
unterhält die Commerzbank zudem Geschäftsbeziehungen zu sieben von 20
untersuchten Atomwaffenproduzenten mit Investitionen im Gesamtwert von rund
1,3 Mrd. US-Dollar. Martin Hinrichs, Vorstandsmitglied von ICAN
Deutschland, sagt: "Die Commerzbank beteiligt sich so weiter am weltweiten
nuklearen Wettrüsten. Und dies, obwohl 122 UNO-Staaten im Juli vergangenen
Jahres ein Atomwaffenverbot beschlossen haben. Andere wie der norwegische
und der niederländische Pensionsfonds schließen Atomwaffenproduzenten
bereits komplett aus."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Mai 2018

Herausgeber: urgewald e.V.

Hauptgeschäftsstelle:

Von-Galen-Straße 4, 48336 Sassenberg
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FRAGEN/035: Pro und Contra der Datenschutz-Grundverordnung - Mehr Datenschutz, mehr Werbung (idw)


Hochschule Fresenius - 07.05.2018

Pro und Contra der Datenschutz-Grundverordnung: Mehr Datenschutz - mehr
Werbung



Am 25. Mai 2018 tritt die neue Datenschutz-Grundverordnung der
Europäischen Union (EU-DSGVO) in Kraft. Sowohl für Unternehmen als auch
für Privatpersonen bringt sie viele Änderungen mit sich. Prof. Dr. Joost
van Treeck, Professor für Werbepsychologie, Kundenbeziehungs-Therapeut und
Targeting-Experte, erklärt, welche Folgen das neue Gesetz hat.


Was beinhaltet die neue Verordnung?

Joost van Treeck: Die DSGVO will vor allem erreichen, dass
Unternehmen bewusster und sorgsamer mit Daten umgehen. Daten sollen nur
noch abgespeichert und verarbeitet werden, wenn es einen tatsächlichen
Nutzen für den Betroffenen gibt und auch nur mit dessen Wissen und
Zustimmung.

Was bedeutet das konkret für die Unternehmen? Was müssen sie
beachten?

van Treeck: Die Verwendung von Daten muss vor allem bewusst und
kontrolliert geschehen. Das ist in sich ein echter Fortschritt. Allzu
häufig werden Daten viel zu sorglos gespeichert, genutzt, weitergegeben
oder erhoben. Ein solch sorgloser Umgang kann ab dem 25. Mai 2018 sehr
teuer werden.

Sie sind Experte für Werbepsychologie. Erhalten wir ab Mai mehr oder
weniger Werbung? Und warum?

van Treeck: Für die Werbung bedeutet dies im schlimmsten Falle, dass
eine gezielte Ausspielung von Inhalten nicht mehr möglich ist, weil die
Nutzung der dafür notwendigen Daten nicht mehr erlaubt ist. Die Konsequenz
wäre, dass wir noch mehr Werbung präsentiert bekommen und die Relevanz
sinkt. Denn heute weiß man schon ganz gut, ob Mann oder Frau, Jung oder Alt
vor dem Rechner sitzt. Wenn man solches Wissen nicht mehr nutzen kann,
erhalten alle wahllos Werbung für Herrenanzüge, Wimperntusche oder
Rollatoren.

Was empfehlen Sie Privatleuten?

van Treeck: Entspannung. Wir Verbraucher sind es, die schon immer
sehr sorglos allem zustimmen, was klein gedruckt ist und wundern uns, warum
wir Werbepost nach Hause bekommen, die wir nie wollten. Dies wird weniger
werden und wir haben als Verbraucher einfachere und wirksamere Wege,
solchen Systemen zu entkommen. Alle Unternehmen müssen z. B. einfache
Möglichkeiten der Löschung unserer Daten anbieten. So etwas war bisher
fast unmöglich. Einmal gespeichert, für immer im Fokus der Werber.

Hat die Verordnung auch Auswirkungen auf Facebook?

van Treeck: Ja, und zwar so sehr, dass Facebook alle Daten
europäischer User von Irland in die USA überträgt, um den Auflagen
zumindest teilweise zu entgehen. Zusätzlich sind die
Targeting-Möglichkeiten für Werbung bei Facebook in Deutschland (im
Vergleich zu den USA) stark eingeschränkt. Zusätzlich hat Facebook viele
Möglichkeiten eingeführt, dass der Nutzer mehr Kontrolle über seine Daten
hat. Neuerdings kann man recht schnell sehen, welche Facebook-Apps Zugriff
auf die eigenen Daten haben und aktiv die Verbindung beenden.

Kurz & knapp: Welche Vor- und Nachteile entstehen daraus?

van Treeck: Vorteile: Mehr Kontrolle über die persönlichen Daten.
Nachteile: Werbung wird mehr und weniger passend werden.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, Melanie Hahn, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/4370: Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat März 2018 (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 7. Mai 2018

Entwicklung der Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe - Berichtsmonat März 2018



Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes [1] sind die
Auftragseingänge im Verarbeitenden Gewerbe im März gegenüber dem
Vormonat um 0,9 Prozent gesunken. [2] Dies geht vor allem auf weniger
Bestellungen von Investitionsgütern zurück (-1,8 Prozent). Während die
Aufträge aus dem Ausland um 2,6 Prozent abnahmen, gingen aus dem
Inland 1,5 Prozent mehr Aufträge ein. Ohne die Berücksichtigung von
Großaufträgen war die Entwicklung insgesamt im März günstiger
(-0,1 Prozent).

In der Tendenz war die Entwicklung der Aufträge ebenfalls rückläufig.
Im ersten Quartal 2018 gingen die Ordereingänge um 2,1 Prozent
gegenüber dem Vorquartal zurück. Insbesondere die Bestelltätigkeit aus
Ländern außerhalb des Euroraums verringerte sich deutlich.

Nach einem dynamischen Aufwuchs der Auftragseingänge im Verarbeitenden
Gewerbe insbesondere im zweiten Halbjahr 2017 kam es im ersten
Vierteljahr 2018 zu einer absehbar ruhigeren Entwicklung. Die
Auftragsbücher der Unternehmen sind aber weiterhin sehr gut gefüllt.
Im Februar lag die Reichweite des Orderbestands bei 5,6 Monaten, dem
höchsten Wert seit Beginn der Erhebung der Statistik im Jahr 2015.
Trotz des leichten Dämpfers bei den Aufträgen im ersten Quartal dürfte
die Industriekonjunktur aufwärtsgerichtet bleiben.

[1] Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes vom 7. Mai 2018.

[2] Alle Angaben basieren auf vorläufigen Daten und sind preis-,
kalender- und saisonbereinigt (Verfahren X13 JDemetra+).

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de 
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UNTERNEHMEN/2712: Tod im Jemen - made by Rheinmetall? (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Tod im Jemen: made by Rheinmetall?

- Rheinmetall exportiert über Umwege in Krisenregionen

- Strafanzeige gegen Manager von italienischer Tochterfirma wegen
Lieferungen an Saudi-Arabien

- Neue Rechercheergebnisse zeigen deutsche Verantwortung



Berlin, 7.5.2018 - Einen Tag vor der Hauptversammlung des größten in
Deutschland ansässigen Rüstungsherstellers haben Menschenrechtsgruppen
Recherchen über die Rolle des Konzerns in Krisen und Kriegen vorgestellt.
Erstmals steht die Rheinmetall AG durch eine Strafanzeige gegen ihre
Tochterfirma RWM Italia auch juristisch unter Rechtfertigungsdruck.

In Berlin berichtete die jemenitische Menschenrechtlerin Bonyan Gamal von
den Recherchen der NGO Mwatana Organization for Human Rights. Demnach
schlug in der Nacht vom 8. Oktober 2016 eine Bombe - offenbar des von
Saudi-Arabien angeführten Militärbündnisses - im Dorf Deir 
Al-Hajārī im Jemen ein. Bei dem Angriff starb eine sechsköpfige
Familie, darunter die schwangere Mutter und vier Kinder.

Bonyan Gamal sagt: "Am Tag nach dem Angriff hat unsere Organisation den
Tatort vollständig dokumentiert und Überreste von Bombenteilen gefunden,
von denen mindestens eins von RWM Italia hergestellt wurde. Durch solche
Recherchen wollen wir die Waffenlieferanten identifizieren, die sonst
anonym bleiben. So können wir mit Gewissheit sagen, dass diese Firmen
Profit aus dem verheerenden Krieg gegen den Jemen ziehen."

Gemeinsam mit dem European Center for Constitutional and Human Rights
(ECCHR) und Rete Disarmo aus Italien hat Mwatana Strafanzeige bei der
Staatsanwaltschaft Rom eingereicht. Die italienische Justiz soll die
Verantwortung der Geschäftsführer von RWM Italia und der zuständigen
italienischen Waffenexportbehörde klären. "Trotz zahlreicher Warnungen,
dass die Bombardements des Militärbündnisses im Jemen zum Tod zahlloser
Zivilisten führen und immer wieder gegen das humanitäre Völkerrecht
verstoßen, liefern Firmen wie RWM Italia weiter Bomben an Staaten wie
Saudi-Arabien", kritisiert Christian Schliemann vom ECCHR.

Otfried Nassauer vom Berliner Informationszentrum für Transatlantische
Sicherheit (BITS) konnte durch aktuelle Recherchen nachvollziehen, dass die
Lieferungen für den Krieg im Jemen keine Einzelfälle und kein Zufall sind.
"Rheinmetall setzt auf Internationalisierung. Der Konzern nutzt seine
Tochterunternehmen und Joint-Ventures im Ausland, um Munition für den
Jemen-Krieg zu liefern und so Gewinn zu machen. Er liefert sogar ganze
Munitionsfabriken an Staaten, die an diesem Krieg beteiligt sind."
Saudi-Arabien erhalte direkt und indirekt seit 2013 genehmigte
Munitionslieferungen durch RWM-Italia im Wert von deutlich mehr als 500
Mio. Euro. RDM, ein südafrikanisches Joint Venture von Rheinmetall, habe
zudem Genehmigungen für die Belieferung der Vereinigten Arabischen Emirate
mit Zehntausenden Mörsergranaten, Tausenden Artilleriegeschossen und über
12.000 Bomben erhalten.

Barbara Happe von der NGO urgewald ergänzt: "Auch die Bundesregierung macht
sich mitschuldig, wenn sie ihre Exportrichtlinien nicht weiter schärft. Es
geht nicht nur darum, Exporte von Deutschland an die kriegsbeteiligten
Staaten im Jemen zu unterbinden, sondern auch Zulieferungen über das
Ausland oder Rüstungs-Joint-Ventures außerhalb Deutschlands einen Riegel
vorzuschieben."

In einer aktuellen Recherche hat urgewald untersucht, welche deutschen
Finanzinstitute und Investoren Geschäftsbeziehungen zu Rheinmetall
unterhalten. Das Ergebnis: Deutsche Geldhäuser wie die Deutsche Bank oder
die Commerzbank bieten dem Konzern Kredite und andere Dienstleistungen an.
Des Weiteren sind viele führende Vermögensverwalter in Deutschland in
Rheinmetall investiert.

DWS, die seit kurzem selbstständige frühere Vermögensverwaltungssparte der
Deutschen Bank, und Deka, der Fondsanbieter der Sparkassen, haben im
Verlauf des letzten Jahres ihre Aktienbestände auf je 30 - 40 Millionen
Euro reduziert und liegen damit nicht mehr unter den Top-10 der Investoren
von Rheinmetall. Allianz Global Investors hält weiterhin Aktien im Wert von
rund 90 Millionen Euro und bleibt damit einer der größten Investoren von
Rheinmetall. Happe kritisiert: "Bis heute fehlt es bei allen großen
deutschen Investoren und Banken an Richtlinien, die jede finanzielle
Unterstützung für Unternehmen verbieten, die in Kriegs- und
Spannungsgebiete exportieren oder dort Rüstungsfabriken aufbauen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Herausgeber: urgewald e.V.
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VERKEHR/1528: Berlin - Senat sollte nicht U-Bahn-Spiele betreiben, sondern Straßenbahnen forcieren (NaturFreunde)


NaturFreunde Deutschlands - Landesverband Berlin e.V.

Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Senat sollte nicht U-Bahn-Spiele betreiben, sondern Straßenbahnen
forcieren 

Nach einen Bericht in der Berliner Zeitung "Lieber unten durch als drüber
weg" sollen im Berliner Senat wieder über neue U-Bahn-Strecken nachgedacht
werden. Dazu erklärt der stellvertretende Vorsitzende der NaturFreunde
Berlin:



Berlin, 07.05.2018 - Es war zu erwarten, dass sich die Teile der Berliner
Regierungskoalition, die sich nicht mit den fortschrittlichen
verkehrspolitischen Forderungen im Koalitionsvertrag abgefunden hatten,
wieder zu Wort melden. Ohne auf die unrealistischen Kosten zu schauen und
ohne die Vorteile einer Straßenbahnstrategie für Berlin zu sehen, versuchen
sich die "autogerechte Stadt" in Berlin durch die Forcierung weiterer
U-Bahn-Strecken zu erhalten.

Dieses Konzept halten die NaturFreunde für falsch und werden sich weiterhin
für den schnellen und flächendeckenden Ausbau der Straßenbahnen in Berlin
einsetzen.

Dazu Uwe Hiksch: "Wer auf ein U-Bahn-Konzept in Berlin setzt, möchte den
schnellen Ausbau des Öffentlichen Personennahverkehrs verhindern. Für den
Preis von einem Kilometer U-Bahn-Strecke können in Berlin bis zu 20
Kilometer Straßenbahn ausgebaut werden. Wenn Teile des Berliner Senats über
den Bau von U-Bahnen nachdenken, wollen sie den Koalitionsvertrag nicht
umsetzen. Straßenbahntrassen sind viel einfacher zu realisieren, erfordern
wesentlich weniger Bau- und Planungsaufwand und können dadurch wesentlich
schneller umgesetzt werden."

Die angedachten U-Bahn-Linien sind in keiner Weise sinnvoll und effektiv.
Gerade die Erschließung der neuen "Urban Tech Republik TXL" und des
Märkischen Viertels sollte schnellstmöglich durch eine Straßenlinie
umgesetzt werden. Im Märkischen Viertel ist die Verlängerung der
Straßenbahn M1 schnell und mit niedrigen Kostenaufwand umsetzbar. Planungen
von U-Bahn-Linien in den Außenbezirken sind nicht sinnvoll. Hier muss der
Ausbau der Straßenbahn erfolgen. Ziel muss die Schaffung eines
flächendeckenden Straßenbahnnetzes in Berlin sein.

Weiter Uwe Hiksch: "Ausdrücklich unterstützen die NaturFreunde die
Forderung von Matthias Dittmer, den Ausbau der Straßenbahn zu forcieren und
die nicht ausreichenden Planungskapazitäten im Berlin auf diesen Ausbau zu
konzentrieren."

 * 

Quelle:

NaturFreunde Deutschlands

Landesverband Berlin

Paretzer Str. 7, 10713 Berlin

Telefon: (030) 8 10 56 02 50, Fax: (030) 83 20 39 11

E-Mail: info@naturfreunde-berlin.de

Internet: www.naturfreunde-berlin.de
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MELDUNG/223: Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft begrüßt Freispruch für Kirchenasyl (BAG Asyl in der Kirche)


Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e. V. - 7. Mai 2018

Ökumenische BAG begrüßt Freispruch für Kirchenasyl



Die ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche sieht die
Praxis in den Kirchengemeinden zum Schutz von Flüchtlingen vor Abschiebung
durch ein Urteil des Münchner Oberlandesgerichts gestärkt. "Das Gericht hat
deutlich gemacht: Kirchenasyl ist kein strafbares Handeln. Es ist kein
passives Abwarten oder Verstecken, sondern immer das aktive und
transparente Suchen nach Lösungen in besonderen Härtefällen im Gespräch mit
den zuständigen Behörden", sagte die Vorstandsvorsitzende Dietlind Jochims.
Das OLG hatte am Donnerstag den Freispruch eines Nigerianers bestätigt, der
einige Monate in einem Kirchenasyl im bayerischen Freising aufgenommen
worden war und wegen illegalen Aufenthalts angeklagt wurde. Zugleich
betonte das Gericht aber, das Kirchenasyl schütze grundsätzlich nicht vor
einer Abschiebung und "verbietet dem Staat kein Handeln".

Jochims sagte, es sei unumstritten, dass das Kirchenasyl kein anerkanntes
Rechtsinstitut sei. "Aber das Gericht hat klargestellt, dass es trotzdem
Gründe gibt, diese christliche-humanitäre Tradition als nicht strafbar zu
bewerten." Zudem habe das OLG betont, wie wichtig die Kommunikation mit den
Behörden im Fall eines Kirchenasyls sei. "2015 wurde dazu ein Verfahren mit
dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge vereinbart. Kirchen und
Bundesamt sprechen seitdem regelmäßig über diese Verabredungen", betonte
Jochims.

Das mit Spannung erwartete Urteil habe die Kirchengemeinden gefreut. "Der
Freispruch aus Bayern wird eine Signalwirkung bundesweit haben und in den
weiteren Dialog mit den politisch Verantwortlichen einfließen", sagte
Jochims.

Deutschlandweit nennt die Bundesarbeitsgemeinschaft eine Zahl von derzeit
445 Kirchenasylen mit insgesamt 674 Personen.

 * 

Quelle:

Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl in der Kirche e. V.

Kirche Zum Heiligen Kreuz, Zossener Str. 65, 10961 Berlin

Telefon: 030-25898891, Telefax: 030-69041018

E-mail: info@kirchenasyl.de

Internet: http://www.kirchenasyl.de
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SCHACH-SPHINX/06558: Blockaden ohne Wert (SB)


Blockadestellungen zu handhaben, ist wohl die schwierigste
Angelegenheit weit und breit im Raume der Schachkunst. Ist der Gegner
geschickt und sichert all seine Bauern mit der Renitenz seiner Figuren
ab, so ist ein Durchbrechen vereitelt und die Partie muß zwangsläufig
aus Mangel an manövrierbaren Plänen ins Remis einmünden. Der
angreifenden Seite steht im Grunde nur ein Mittelchen zur Verfügung,
nämlich brachial mit einem Figurenopfer eine Bresche hineinzuschlagen
in den dichten Bauernwall und dann, in die Lücken schlüpfend, zum
Generalangriff auf die gegnerische Majestät überzugehen, gezielt,
kraftvoll und ohne Rücksicht auf weitere Verluste. Ein Konzept, das
indes nicht immer aufgeht. Die Verteidigungsfähigkeit überwiegt nicht
selten das angreifende Potential, vorausgesetzt, es werden die
richtigen Abwehrzüge gefunden, wenn nicht, wie im heutigen Rätsel der
Sphinx, dringt die Attacke durch und der Sieg ist errungen. Der
polnische Großmeister Wojtkiewicz hatte im estländischen Rakvere im
Oktober 1993 eine solche hübsche Blockade aufgebaut. Die Vorzüge der
schwarzen Stellung kamen mehr und mehr durch, alles war blockiert,
kreuz und quer gesichert, da unterließ er einen wichtigen
Verteidigungsschritt, sein Kontrahent Jermolinski opferte fröhlich in
die Bauernphalanx hinein, riß Wunde um Wunde, bis schließlich folgende
Stellung auf dem Brett entstand. Der Pole hatte zuletzt mit der Dame
einen weißen Bauern auf f5 geschlagen, mußte nun jedoch feststellen,
Wanderer, daß eine durchbrochene Blockade nichts mehr wert war.






[image: SCHACH-SPHINX/06558: Blockaden ohne Wert (SB)]



Jermolinski - Wojtkiewicz

Rakvere 1993


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ja, wenn ein Usbeke lächelt, dann nicht ohne Grund, und diesen Grund
lieferte ihm der isländische Meister Stefansson mit seinem letzten Zug
1...Dg1xg5?? Für Nadirchanow ein Geschenk des Himmels, und wie hätte
er sich da ein Lächeln verkneifen können: 2.Sb5-c7+ Ke8-d7 3.Ta1-d1+
Kd7-c8 4.Sc7-d5+ Kc8-b8 5.Dc5-d6+ und hier gab der Isländer mit
erschrockenen Augen auf, denn er hatte doch tatsächlich das erstickte
Matt nach 5...Kb8-a8 6.Sd5-c7+ Ka8-b8 7.Sc7-a6+ Kb8-a8 8.Dd6-b8+
Th8xb8 9.Sa6-c7# übersehen.
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VERBAND/197: Wir wollen nicht warten, bis wir alt und grau sind! (BDP)


Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Pressemitteilung vom 6. Mai 2018

Wir wollen nicht warten, bis wir alt und grau sind!

Pressemitteilung des VPP und der BDP-S



Verband Psychologischer Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im
BDP (VPP) unterstützt Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in
Ausbildung (PiAs) bei bundesweitem Protest



Laut einer großen Studie der Bundespsychotherapeutenkammer warten
Menschen, die unter psychischen Störungen leiden, im
Bundesdurchschnitt ca. 20 Wochen auf einen Therapieplatz. Aber auch um
den Psychotherapie-Nachwuchs ist es derzeit schlecht bestellt! Es gibt
zwar junge Menschen, die diese Tätigkeit ausüben wollen, aber
gegenwärtig wird ihnen durch ein veraltetes Gesetz dieser Weg unnötig
schwer gemacht. Vieles ist nicht ausreichend klar geregelt,
beispielsweise ist der Zugang zur Psychotherapieweiterbildung regional
sehr unterschiedlich. In manchen Bundesländern braucht man hierfür
einen Master-Abschluss, in anderen ist ein Bachelor ausreichend.
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in Ausbildung (PiAs) werden
während der 1,5 Jahre dauernden Praxisphasen in Kliniken häufig nicht
bezahlt. Sie erhalten also nicht einmal den gesetzlich
vorgeschriebenen Mindestlohn, der sogar für Praktika gezahlt werden
muss, obwohl sie bereits ein fünfjähriges Studium der Psychologie (im
Kinder- und Jugendbereich der Pädagogik) absolviert haben.

Die Novellierung des Psychotherapeutengesetzes sollte vor allem die
Bezahlung nach dem Studium klar regeln, aber sie dauert schon mehrere
Jahre an und hat in dieser Zeit die Situation der PiAs noch nicht
verbessert. Und auch die Patientinnen und Patienten warten noch immer.

Darum haben die Psychologiestudierenden in Deutschland erneut zum
bundesweiten Protest aufgerufen, um den Psychotherapeutinnen und
Psychotherapeuten in Ausbildung Gehör zu verschaffen. Das soll die
neue Bundesregierung auffordern, den Novellierungsprozess zu einem
guten Ende zu bringen und die Vergütung der PiAs kurz- und langfristig
zu sichern. Zurzeit müssen sich PiAs häufig über Nebenjobs
finanzieren, während sie eigentlich ihre ganze Energie in die
qualifizierte Behandlung einbringen möchten.


Die Forderungen im Einzelnen sind:

- Vergütung: Die Vergütung der PiAs muss kurzfristig geregelt werden.
Es kann nicht sein, dass während zäher und vielleicht noch Jahre
andauernder Reformbemühungen weiter tausende junge Menschen umsonst in
unseren Psychiatrien arbeiten. Und natürlich ist eine Bezahlung
unseres Therapeutennachwuchses auch ohne ein überarbeitetes Gesetz,
das die gesamte Ausbildung neu regelt, möglich.

- Klärung des sozialrechtlichen Status: Mittelfristig soll eine
sozialrechtliche Eingruppierung erfolgen, damit langfristig die
tarifliche Eingruppierung von Psychologinnen und Psychologen nach dem
Master-Abschluss sowie nach abgeschlossener
Psychotherapieweiterbildung geregelt ist und eine angemessene
Bezahlung erfolgt.

- Zugang zur Ausbildung: Um die Qualität der Ausbildung der
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten zu erhalten, muss vorher
ein Studienabschluss Master-Niveau erworben werden!

- Psychologie als Basis der Psychotherapie erhalten: Die
Psychotherapie basiert auf der Lehre über die Psyche des Menschen,
somit sind gerade in der ersten Studienhälfte psychologische
Grundlagenfächer wichtig. Nur wer weiß, wie die gesunde Psyche
funktioniert, kann pathologische (krankhafte) Prozesse angemessen
beurteilen. Außerdem umfasst das bisherige Psychologiestudiengang
Kenntnisse über die Erforschung der Psyche und auch von
Therapiemethoden, auch diese sollten zukünftige Therapeutinnen und
Therapeuten haben.

- Studierende und PiAs in den Prozess einbeziehen: Wir sprechen im
Reformprozess über junge Menschen, die in Zukunft als
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten arbeiten werden. Darum
sollten diese Gruppen auch in die Überlegungen und Prozesse einbezogen
werden!



Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)
vertritt die beruflichen Interessen der niedergelassenen,
selbständigen und angestellten/beamteten Psychologinnen und
Psychologen aus allen Tätigkeitsbereichen. Als anerkannter Berufs- und
Fachverband ist der BDP Ansprechpartner und Informant für Politik,
Medien und Öffentlichkeit in allen Fragen der beruflichen Anwendung
von Psychologie und Psychotherapie. Der BDP wurde vor 70 Jahren am 5.
Juni 1946 in Hamburg gegründet. Heute gehören dem Verband rund 11.500
Mitglieder in 13 Landesgruppen und 11 Sektionen an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 5/2018 vom 6. Mai 2018

Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Philipp Kardinahl, Pressereferent des BDP

Am Köllnischen Park 2, 10179 Berlin

Tel. 030 - 209 166 620

Fax: 030 - 209 166 680

presse@bdp-verband.de

Internet: www.bdp-verband.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





VERBAND/196: Psychisch Kranke nicht stigmatisieren! (BDP)


Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Psychisch Kranke nicht stigmatisieren!



Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)
verabschiedet auf Delegiertenkonferenz am 6. Mai 2018 in Nürnberg
Resolution für Achtung der Menschenrechte und echte Hilfe für psychisch
Kranke


Die Resolution im Wortlaut:

Trotz des Namens "Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetz" erweckt der
bayerische Gesetzentwurf über weite Strecken den Eindruck, dass
psychisch Kranke als potentielle Gefährder gesehen werden. Maßnahmen
aus dem Maßregelvollzug sowie dem Strafvollzug dürfen nicht auf
psychisch Kranke angewendet werden. Zunächst sollte durch verstärkte
Prävention die in Bayern hohe Zahl der Unterbringung gesenkt werde.

Es ist juristisch nachvollziehbar, dass im Falle einer Gefährdung
durch psychisch Kranke die verhältnismäßige Einschränkung ihrer
Freiheitsrechte ausführlicher gesetzlicher Regelung bedarf. Es ist
aber schwer nachvollziehbar, dass in einem solchen Gesetz nicht primär
die Hilfe geregelt wird, sondern die Überwachung und Registrierung
durch die Polizei. Behandlerinnen und Behandler sehen die
Schweigepflicht und das geschützte Vertrauensverhältnis zu ihren
Patientinnen und Patienten gefährdet.

Tatsächlich sind in dem neuen Gesetz nur wenige neue Hilfen für
psychisch Kranke vorgesehen. Zwar ist ein flächendeckender
Krisendienst rund um die Uhr der richtige Ansatz. Angemessen wäre aber
die konkrete gesetzliche Regelung weiterer Maßnahmen, welche
Diagnostik und Therapie im Zusammenhang mit Gewaltdelikten deutlich
verbessern. Psychisch Kranke gefährden nicht mehr als gesunde Menschen
und dürfen nicht stigmatisiert werden.

Trotz der Veränderung der ursprünglich geplanten Regelung eines für
viele Behörden einsehbaren Unterbringungsregisters, entfernt sich auch
noch der jetzige Gesetzestext von freiheitlichen Grundsätzen und weist
schwerwiegende Mängel auf. Die bisherige gesetzliche Regelung reicht
im Rahmen von Unterbring völlig aus.

Die Delegiertenkonferenz des Berufsverbands Deutscher Psychologinnen
und Psychologen fordert eine schnelle neue Gesetzesinitiative, mit
echten Hilfen für psychisch Kranke und deren Behandlerinnen und
Behandlern.



Der Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)
vertritt die beruflichen Interessen der niedergelassenen,
selbständigen und angestellten/beamteten Psychologinnen und
Psychologen aus allen Tätigkeitsbereichen. Als anerkannter Berufs- und
Fachverband ist der BDP Ansprechpartner und Informant für Politik,
Medien und Öffentlichkeit in allen Fragen der beruflichen Anwendung
von Psychologie und Psychotherapie. Der BDP wurde vor 70 Jahren am 5.
Juni 1946 in Hamburg gegründet. Heute gehören dem Verband rund 11.500
Mitglieder in 13 Landesgruppen und 11 Sektionen an.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 6/2018 vom 7. Mai 2018

Berufsverband Deutscher Psychologinnen und Psychologen e.V. (BDP)

Philipp Kardinahl, Pressereferent des BDP

Am Köllnischen Park 2, 10179 Berlin

Tel. 030 - 209 166 620

Fax: 030 - 209 166 680

presse@bdp-verband.de

Internet: www.bdp-verband.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2261: Schwergewicht - Abschied fällt schwer ... (SB)




Tony Bellew gewinnt auch die Revanche gegen David Haye

Der britische Schwergewichtler Tony Bellew hat auch die Revanche gegen
seinen Landsmann David Haye gewonnen. In der Londoner O2 Arena
schickte der 34jährige seinen drei Jahre älteren Gegner dreimal auf
die Bretter, worauf er schließlich in der fünften Runde die Oberhand
behielt. Haye hatte die ersten beiden Runden dank seines Jabs
kontrolliert, dann aber auf die für seine Kampfesweise
charakteristischen weiträumigen Schwinger gesetzt, um Wirkung zu
erzielen. Dadurch war er offen für Bellews gefährlichen linken Haken,
der ihn im dritten Durchgang zweimal zu Boden schickte. Dabei
verletzte er sich offenbar abermals am rechten Fußgelenk, so daß er
sich in der Folge nur mühsam bewegen konnte und dem Kontrahenten ein
statisches Ziel bot. Dies nutzte Bellew in der fünften Runde, um einen
erneuten Niederschlag herbeizuführen, worauf Ringrichter Howard Foster
Haye nach 2:14 Minuten aus dem Kampf nahm, als dieser gerade wieder
auf die Beine gekommen war. Während für Tony Bellew damit 30 Siege,
zwei Niederlagen sowie ein Unentschieden zu Buche stehen, wird David
Haye wohl seine Karriere mit 28 gewonnenen und vier verlorenen
Auftritten beenden. Er war in den letzten Jahren so häufig verletzt,
daß schon aus diesem Grund eine Rückkehr in den Ring keinen Sinn mehr
macht. [1]

Bellew zollte seinem Gegner Respekt und führte dessen Niederlage
darauf zurück, daß das Alter bei Hayes aufwendigem Stil seinen Tribut
fordere. Ob sich der Sieger Hoffnungen auf einen hochdotierten Kampf
gegen den Weltmeister Anthony Joshua machen kann, hängt nun von
Promoter Eddie Hearn ab, bei dem beide unter Vertrag stehen. Daß die
beiden Boxer miteinander befreundet sind, könnte indessen ein
grundsätzlicher Hinderungsgrund sein. Sollte Bellew hingegen die Wege
des WBC-Champions Deontay Wilder kreuzen, droht ihm ebenfalls eine
vorzeitige Niederlage, jedoch für sehr viel weniger Geld. An Dillian
Whyte ist er eigenen Angaben zufolge nicht interessiert, obgleich sein
Teamkollege bei Matchroom die WBC-Rangliste anführt und Hearn einen
Kampf leicht in die Wege leiten könnte. Whyte ist derzeit nach Joshua
und Tyson Fury der populärste Schwergewichtler auf der Insel, während
andere mögliche Kandidaten wie Joe Joyce oder Hughie Fury eher im
zweiten Glied anzusiedeln sind. [2]

Da Bellew davon träumt, einen "Megakampf" zu bekommen, als throne er
auf dem Dach der Welt, ist ihm kaum ein Rivale bedeutend genug, um
sich mit ihm zu messen. Da der Brite WBC-Weltmeister im Cruisergewicht
war und dieser Status derzeit ruht, könnte er auch ins niedrigere
Limit zurückkehren und dort gegen den Sieger der World Boxing Super
Series antreten, der im Kampf zwischen Murat Gassijew und Oleksandr
Ussyk ermittelt wird. Da Ussyk jedoch verletzt ist, wurde das
Turnierfinale auf den Sommer verschoben, so daß sich Bellew schon ein
gutes halbes Jahr gedulden müßte. In diesem Fall fiele seine Börse
erheblich geringer als bei einem attraktiven Duell im Schwergewicht
aus.

Da Tony Bellew jedoch weder ein echter noch ein überragender
Schwergewichtler ist, hätte er gegen die führenden Akteure keine
Chance. David Haye war nicht nur verletzt, sondern insgesamt langsam
und relativ ungefährlich, so daß dieser Erfolg kein belastbarer
Maßstab ist. Hayes Karriere endete im Grunde bereits mit der
Niederlage gegen Wladimir Klitschko im Jahr 2011, da er 2012 nur noch
einen Kampf gegen Dereck Chisora bestritt und danach aufgrund einer
Operation an der Schulter vier Jahre pausierte. 2016 kehrte er in den
Ring zurück und gewann zwei Auftritte gegen weithin unbekannte Gegner,
worauf er sich Tony Bellew wegen einer schweren Verletzung an der
rechten Achillessehne geschlagen geben mußte.

Bellew brachte auch einen Kampf gegen Andre Ward ins Gespräch, der
allerdings seine Karriere im vergangenen Jahr beendet hat. Daß der
Brite attraktiv genug wäre, um den Kalifornier aus dem sportlichen
Ruhestand zu locken, ist kaum anzunehmen. Eddie Hearn erwiderte
jedenfalls auf die Frage nach Bellews weiteren Optionen, er wisse es
noch nicht. Weder kann er ihm einen schwachen Gegner vorsetzen und den
Kampf bei Sky Box Office als hochwertiges Angebot verkaufen, noch ihm
einen anspruchsvollen Kontrahenten zuführen, ohne eine Niederlage
vorzuprogrammieren. Wie Tony Bellew selbst einräumte, wisse er auch
nicht so recht, wie seine nächsten Schritte aussehen könnten.

Vor zwei Jahren hatte er den WBC-Titel im Cruisergewicht im Goodison
Park in Liverpool gewonnen, im Schwergewicht wird er derzeit in der
WBC-Rangliste an Nummer sieben geführt. Er könnte natürlich auch einen
Kampf gegen Tyson Fury ins Auge fassen, der allerdings seit November
2015 nicht mehr im Ring gestanden und zu seinem diesjährigen Comeback
bei Frank Warren unterschrieben hat. Da die beiden namhaftesten
britischen Promoter einander nicht grün sind und Eddie Hearn dem eine
Generation älteren ehemaligen Marktführer den Rang abgelaufen hat, ist
auch dies eine Option, die man nahezu abschreiben kann. Bellews
Trainer und Freund David Coldwell wollte den Liverpooler nach dem
ersten Sieg über Haye im März 2017 zum Rücktritt bewegen, was aus
seiner Sicht nach wie vor wünschenswert sei, da Tony nichts mehr zu
beweisen habe. Andererseits habe er sich von Mal zu Mal im Training
weiter verbessert, so daß ihm der Abschied natürlich schwerfalle.

Die Boxhandschuhe endgültig an den Nagel zu hängen, fällt auch David
Haye schwer, obgleich er von seinen letzten sechs Kämpfen in sieben
Jahren drei verloren hat und von zahlreichen Verletzungen heimgesucht
worden ist. Nachdem er unmittelbar nach der erneuten Niederlage
unumwunden die Überlegenheit Bellews wie auch seine eigene schwache
Leistung eingeräumt hatte, blieb er der anschließenden Pressekonferenz
fern. Wie Tony Bellew berichtete, habe er Haye dringend geraten, einen
Schlußstrich zu ziehen. Boxer wie Bernard Hopkins könnten ewig
weitermachen, da ihre Kampfesweise nicht von Reflexen und Timing
bestimmt werde. Für alle anderen gelte jedoch, daß mit den Jahren die
Schnelligkeit und explosive Wirkung verlorengehe. [3]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/tony-bellew-kos-david-haye-results/#more-262409

[2] www.boxingnews24.com/2018/05/tony-bellew-wants-mega-star-for-next-fight/#more-262422

[3] www.espn.com/boxing/story/_/id/23417341/tony-bellew-ponders-future-urges-david-haye-retire

8. Mai 2018
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INFOPOOL / SPORT / FAKTEN





FORSCHUNG/172: Sexualisierte Gewalt im Sport - Aus den Erfahrungen von Betroffenen lernen (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 07.05.2018

Aus den Erfahrungen von Betroffenen lernen

Abschlusskonferenz des europäischen Projektes VOICE zur Aufarbeitung
sexualisierter Gewalt im Sport



"Deine Stimme - dein Leben - deine Wahrheit" - mit dieser Botschaft der
ehemaligen irischen Schwimmerin Karen Leach wurde am Wochenende die
Abschlusskonferenz des Projektes VOICE betitelt. Das von der EU geförderte
Projekt "Voices for truth and dignity" wird von der Deutschen
Sporthochschule Köln geleitet und verfolgt das Ziel, sexualisierte Gewalt
im Sport wissenschaftlich aufzuarbeiten. Im Fokus stehen dabei die
Berichte und Erfahrungen der Betroffenen. 135 Personen aus 16 europäischen
Ländern nahmen an der Konferenz teil, um aus den Berichten von Betroffenen
zu lernen, wie sexualisierte Gewalt im Sport entsteht, welche
Unterstützungen Betroffene benötigen und wie Schutzmaßnahmen gestaltet
werden sollten.

Im Zentrum des Projektes steht eine Interviewstudie mit Betroffenen von
sexualisierter Gewalt im Sport, die in sieben europäischen Ländern
durchgeführt wurde. In ausführlichen Interviews haben insgesamt 72
Betroffene von ihren Gewalterfahrungen im Sport berichtet. Die nun
vorliegende Studie ist die bisher umfangreichste dieser Art. Sieben
WissenschaftlerInnen von Universitäten in Europa waren an der Durchführung
und Auswertung der Interviews beteiligt. Zentrale Befunde wurden bei der
Abschlusskonferenz von Dr. Bettina Rulofs (Deutsche Sporthochschule Köln)
und Dr. Mike Hartill (Edge Hill University in Großbritannien) vorgestellt.

Rund 70% der Betroffenen, die an den Interviews im Projekt teilgenommen
haben, sind weiblich, 30% männlich. Die Ausübenden der Übergriffe sind
fast ausschließlich männlich und in 90% der erhobenen Fälle Trainer oder
Verantwortungsträger im Sport. Die Fälle stammen aus verschiedensten
Sportarten und -kontexten, am häufigsten aus dem Bereich des Fußballs mit
einem Anteil von einem Fünftel an der Gesamtzahl. Dies begründet sich in
der hohen Verbreitung der Sportart und den hohen Mitgliedszahlen.

"Die Bedingungen für sexualisierte Übergriffe sind weniger in einzelnen
Sportarten zu suchen", sagt Dr. Bettina Rulofs, Deutsche Sporthochschule
Köln, "sondern in generellen Merkmalen des Sports und der Kultur von
manchen Sportvereinen und -verbänden."

So zeigen die Berichte von Betroffenen, dass ihr sportliches Umfeld von
engen Abhängigkeitsverhältnissen, Vertrauen, hohem Selektionsdruck und
einem streng disziplinierenden Umgang mit dem Körper geprägt war. Unter
diesen Bedingungen werden sexualisierte Übergriffe im Sport mitunter
jahrelang verdeckt. Nur knapp 40% der an der Studie beteiligten
Betroffenen meldeten sich bei offiziellen Stellen im und außerhalb des
Sports, um die Vorfälle anzuzeigen und Hilfe zu erhalten. Ernüchternd ist
dabei das Fazit, dass einige Betroffene diese Hilfe nie erhielten, sondern
die Sportvereine oder -verbände die Taten weiterhin verschwiegen, um ihrem
guten Ruf nicht zu schaden.

"Was sehr verletzt, ist das Schweigen der Organisationen, nachdem du deine
Erfahrungen geschildert hast", so Dr. Colin Harris, ehemaliger
Fußballspieler aus Großbritannien, der sich am VOICE-Projekt beteiligte.

Eine zentrale Forderung des Projektes ist somit, dass Sportorganisationen
Vorfälle sexualisierter Gewalt differenziert aufarbeiten und dabei auch
die Betroffenen beteiligen. Gloria Viseras, Mitglied der Steuerungsgruppe
des Projektes und ehemalige spanische Olympiateilnehmerin im Turnen
resümiert: "Die Teilnahme am Projekt VOICE hat uns Betroffenen geholfen,
zu verstehen, wie stark unsere Stimmen sind und wie sehr wir dem Sport
helfen können, sexualisierte Gewalt zu bekämpfen." Insgesamt nahmen 24
Betroffene von sexualisierter Gewalt im Sport an der Abschlusskonferenz
teil, um ihre Stimme für einen gewaltfreien Sport in Europa zu erheben und
sich aktiv an der Präventionsarbeit zu beteiligen, darunter u.a. auch die
Österreicherin Nicola Werdenigg, die vor kurzem öffentlich über ihre
Gewalterfahrungen im Ski-Sport berichtet hatte.

"Sportorganisationen müssen den Betroffenen sexualisierter Gewalt zuhören
und sie dann aktiv in die Arbeit zur Prävention von Gewalt einbeziehen",
so das Fazit von Susan Greinig, Medical Programmes Senior Manager beim
Internationalen Olympischen Komitee, während der abschließenden
Podiumsdiskussion mit VertreterInnen des Sports.

Die EU-Förderung des VOICE-Projektes läuft Ende Juni 2018 aus. In den
beteiligten sieben Ländern - Belgien, Dänemark, Deutschland,
Großbritannien, Österreich Slowenien und Spanien - werden nun Mittel und
Wege gesucht, die begonnene Arbeit mit Betroffenen fortzuführen und aus
ihren Erfahrungen zu lernen. Dabei arbeiten in allen beteiligten Ländern
sowohl Universitäten als auch Sport- und Opferschutzorganisationen
zusammen. In Deutschland wird das Projekt an der Deutschen Sporthochschule
Köln durch Dr. Bettina Rulofs und Gitta Axmann geleitet und vom Deutschen
Kinderschutzbund Bundesverband e.V. und der Deutschen Sportjugend
unterstützt.




Weitere Informationen unter:

http://voicesfortruthanddignity.eu/de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln, Sabine Maas, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/856: Augsburg - Interkulturelles Maifest des Sportentrums der Universität, 10.05.


Pressemitteilung der Universität Augsburg

Am 10. Mai 2018 von 14 bis 17 Uhr:

Sport und Spiel aus aller Welt für die ganze Familie

Zum fünften Mal lädt das Sportzentrum der Universität Augsburg zum
interkulturellen (und erstmals auch inklusiven) Maifest



Augsburg/KPP - Wie immer an Christi Himmelfahrt wendet sich das
inzwischen schon traditionelle Maifest des Sportzentrums der
Universität Augsburg in diesem Jahr am 10. Mai mit dem erweiterten
Motto "inklusiv-interkulturell" erstmals ganz gezielt auch an Menschen
mit Behinderung.

"Wir haben unser Programm so gestaltet, dass Familien mit Kindern im
Alter von ca. 8 bis 13 Jahren - ob mit oder ohne Behinderung -
gemeinsam Spaß an der Bewegung haben werden, um dabei zugleich
Spiel- und Sportarten anderer Kulturen aus der ganzen Welt zu
entdecken, die bei uns kaum bekannt sind", so Dr. Martin Scholz. Er
hat das Programm für Familien und Schulklassen wieder mit einem Team
seiner Sportstudentinnen und Studenten entwickelt, die das unter der
Schirmherrschaft des Landtagsabgeordneten Herbert Woerlein stehende
Fest gemeinsam mit weiteren Dozentinnen und Dozenten des Instituts für
Sportwissenschaft auch begleiten werden.

"Wir gehen davon aus", so Scholz, "dass auch in diesem Jahr wieder ca.
300 Teilnehmerinnen und Teilnehmer auf unseren Sportanlagen für beste
Stimmung sorgen werden. Dass ihnen auch wieder 'bewegungsorientierte'
Preise - etwa Kurse in unserem Hochseilgarten oder an unseren
Kletterwänden - winken, versteht sich von selbst. Und für sportliche
Verpflegung wird selbstverständlich auch gesorgt sein."

Eintritt frei

Das Interkulturell-Inklusive Maifest findet am 10. Mai 2018 von 14.00
bis 17.00 Uhr im Sportzentrum der Universität Augsburg
(Universitätsstraße 3, 86159 Augsburg = Gebäude V auf dem Campusplan
http://www.uni-augsburg.de/allgemeines/neueuni/) statt. Der Eintritt
ist frei, die Anmeldung erfolgt beim Einlass.

 * 

Quelle:

UPD 47/18 - Pressemitteilung vom 7. Mai 2018

Pressestelle der Universität Augsburg

Klaus P. Prem / Michael Hallermayer

Tel: 0821/598-2094

E-Mail: info@presse.uni-augsburg.de

Internet: www.uni-augsburg.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/513: Bielefeld - "Disco-Fox lernen" am 12. und 13. Mai 2018


Disco-Fox lernen am Wochenende



Bielefeld (bi). Wer Disco-Fox tanzen kann, hat mehr vom Abend! Unter
diesem Motto bietet die Volkshochschule, Nebenstelle Senne,
interessierten Tanzpaaren am Samstag, 12., und Sonntag, 13. Mai, eine
Wochenendveranstaltung an. An zwei Tagen bekommen die Teilnehmer
Grundlagenkenntnisse vermittelt und lernen verschiedene Figuren und
Variationen des Tanzes kennen. Kursort ist das Senner
Gemeinschaftshaus, Friedhofstraße 1. Anmeldung und Information unter
www.vhs-bielefeld.de oder Telefon (0521) 51 65 21.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/149: Hanau - "Dornröschen" eröffnet die Brüder-Grimm-Festspiele 2018 am 11. Mai


"Dornröschen" eröffnet die Festspiele 2018

Fantasievolle Adaption des Märchens kommt als Musical



Dass nicht alle Feen wunderbare Wesen sind und welch verhängnisvolle
Folgen der Kontakt mit einer Spindel haben kann, aber auch über das
Glück, zum richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort zu sein, davon erzählt
eines der bekanntesten Märchen der Brüder Grimm. Das "Dornröschen" und
damit die vertraute Geschichte von der Prinzessin, die mitsamt ihres
gesamten Hofstaats in einen hundertjährigen Schlaf fällt, liefert in
der 34. Spielzeit der Brüder Grimm Festspiele das Motiv für ein
mitreißendes Musical-Abenteuer, das Theater- und Märchenfans jeden
Alters begeistern wird. Die fantasievolle Adaption des bekannten 
Grimm-Motivs eröffnet die diesjährige Festspiel-Saison im Amphitheater mit
der Premiere am Freitag, 11. Mai.

Der Stoff, der bereits in der 1. Auflage der Kinder- und Hausmärchen
von 1812 enthalten war, erzählt die Geschichte von dem Königspaar, das
lange auf ein Kind warten muss. Als endlich eine Thronfolgerin geboren
ist, soll das gebührend gefeiert werden. Doch die 13. Fee wird nicht
eingeladen und fühlt sich übergangen. Sie verflucht als ungebetener
Gast die Prinzessin, die sich an ihrem 17. Geburtstag an einer Spindel
stechen und tot umfallen soll. Eine der Feen kann den Fluch abmildern
und so fallen die Prinzessin und das gesamte Schloss in einen tiefen
Schlaf, der hundert Jahre währen sollte. Auch wenn der König alles
versucht, den Fluch abzuwenden, nimmt das Schicksal der Prinzessin
seinen Lauf. Erst als die hundert Jahre vorüber sind, kann ein junger
Königssohn zum verwunschenen Schloss vordringen und den Fluch beenden.

Mit Sophia Euskirchen, die in diesem Jahr die begehrte Rolle des
"Dornröschen" spielt, darf sich das Publikum auf eine gute Bekannte
freuen. Euskirchen glänzte zuletzt 2017 im "Fischer und seine Frau"
als Meeresgöttin Rân. In der zweiten Hauptrolle des Prinzen Alexander
ist Kurosch Abbasi zu sehen. Es ist sein erstes Engagement bei den
Festspielen. Der Blick in seine Vita verrät, dass er unter anderem
weltweit in mehr als 950 Vorstellungen die Rolle des Attentäters Luigi
Lucheni im Musicalwelterfolg Elisabeth spielte. Die böse Fee Selena
wird von Kerstin Ibald verkörpert. Sie studierte am Konservatorium der
Stadt Wien, gewann in dieser Zeit den Schauspiel-Sonderpreis beim
ersten Fidelio-Wettbewerb des Konservatoriums und war zweifache
Finalistin beim Bundeswettbewerb Gesang in Berlin.

Die Königin Gloria wird von Lisa-Marie Sumner und König Albrecht von
Sascha Bauer gespielt. Beide freuen sich ebenfalls über ihr erstes
Engagement bei den Brüder Grimm Festspielen. Gleiches gilt für Joana
Fee Würz, die in der Rolle der guten Fee Aurora zu sehen ist. Den
Hofmarschall verkörpert Fabian Böhle.

Markus Fetter und Dennis Hupka teilen sich die Rolle des Edmund bei
den Ereignissen rund um das Rosenschloss und welche Aufgabe André
Haedicke als Roderich zufällt, bleibt bis zur Uraufführung des
Musicals am 11. Mai ein Geheimnis. Schließlich gehören noch Andreas
Nützl, Mirjam Wolf und Lisa Katharina Toh dem Ensemble an. Als
Tanzensemble stehen ihnen Christin Reiter und Nathalie Hack zur Seite.
Die Musiker Markus Syperek, Tobias Schneider, Kai Picker, Stefan
Kreuscher und Thomas Elsner sorgen auch in diesem Jahr für die 
Live-Musik.

Mit dem Autoren des Buchs und der Liedtexte, Wolfgang Adenberg, kehrt
ein bekannter Name zu den Festspielen zurück. Dem Hanauer Publikum ist
er mit seinen Texten zu den "Sieben Raben" und "Drosselbart" sicher
noch in hervorragender Erinnerung. Zum ersten Mal ist dagegen Marian
Lux dabei. Seine Kompositionen werden das Musical zu einem ganz
besonderen Erlebnis werden lassen. Die Regie führt der frühere
Künstlerische Leiter von "Mehr!Entertainment" Alex Balga, der
ebenfalls sein Debüt in Hanau gibt. Schon seit 2013 entwickelt Bart de
Clerq die Choreographien für zahlreiche Stücke so wie in diesem Jahr
für "Dornröschen" und für "Die Prinzessin auf der Erbse". Seine
erfolgreiche Arbeit beim "Fischer und seiner Frau" brachte ihm in 2017
eine Nominierung für den Musicaltheaterpreis ein. Die musikalische
Leitung liegt in den bewährten Händen von Markus Syperek. Die
aufwendigen Kostüme nach Entwürfen von Ulla Röhrs und die Masken von
Wiebke Quenzel werden gemeinsam mit dem Bühnenbild von Tobias Schunck
für ein grandioses Open-Air-Theater-Erlebnis sorgen.

Mit den Brüder Grimm Festspielen ehrt die Stadt Hanau die deutschen
Märchensammler und Sprachforscher Jacob und Wilhelm Grimm, die in
Hanau geboren wurden. Jedes Jahr locken die preisgekrönten Festspiele
über 70.000 Besucher an. In diesem Jahr finden die 34. Festspiele mit
den Stücken "Dornröschen" (Musical/Premiere am 11. Mai), "Der
Froschkönig" (Familienstück/Premiere am 19. Mai), "Die Prinzessin auf
der Erbse" (Theater mit Gesang/Premiere am 2. Juni) sowie "Der
Brandner Kasper" (Reihe Grimm Zeitgenossen/Premiere am 9. Juni) und
"Die Leiden des Jungen Werther" (Reihe Junge Talente/Premiere am 13.
Juli) vom 11. Mai bis 29. Juli 2018 statt. Weitere Informationen über
die Brüder Grimm Festspiele gibt es unter www.festspiele.hanau.de im
Internet. Tickets gibt es im Hanau Laden am Freiheitsplatz, an allen
bekannten Vorverkaufsstellen sowie im Internet unter
www.frankfurt-ticket.de oder auch unter der Telefonnummer 069 / 13 40
400.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GASTSPIEL/330: Hanau - "Teatro Frijolito" - Das "Böhnchentheater" spielt am 11. Mai 2018


Verrückte Wissenschaftler aus Nicaragua im Böckler

Das artistische Jugendtheater "teatro frijolito" gastiert für eine
Vorstellung



Das "Teatro Frijolito - das Böhnchentheater" aus Nicaragua ist ein
Theaterprojekt mit dem Schwerpunkt auf Umweltschutz und Recycling, das
von der Hanauerin Felicia Hoover während eines Aufenthalts in
Lateinamerika ins Leben gerufen wurde. Sie studierte in Granada an der
Escuela de Comedia y Mimo.

In der Kommune Capulin gründete sie die Gruppe mit Kindern und
Jugendlichen, mit denen sie zunächst Theater- und Recyclingbastelkurse
in der örtlichen Grundschule durchführte. Aus diesen Angeboten
entstand das Böhnchentheater und begann Auftritte einzustudieren,
Kostüme zu nähen und Bühnenbilder zu gestalten.

Das "Teatro Frijolito" hat sich zur Aufgabe gemacht, den Kindern und
Jugendlichen in diesem Dorf namens Capulin spielerisch nahe zu
bringen, wie sie selbst ihre Umwelt schützen können und wie man aus
Müll noch etwas kreieren kann.

Der Trägerverein KUZ Pumpstation e.V. präsentiert am Freitag, 11. Mai
in Zusammenarbeit mit der Escuela de Comedia y Mimo aus Nicaragua
erstmalig eine der einzigartigen Zirkus- und Theateraufführungen der
"Böhnchen" im JuBiKuz Hans Böckler.

Ab 19.30 Uhr präsentieren vier junge Artisten aus der Gruppe im Rahmen
einer Europatournee die neue Show "El scíentifico loco", der verrückte
Wissenschaftler. Akrobatik, Jonglage und Pantomime verpackt in eine
mitreißende Geschichte, von der an dieser Stelle noch nicht zu viel
verraten werden soll. Eines ist jedoch sicher: Es wird eine ganz
besondere Veranstaltung, die niemand sich entgehen lassen sollte!

Einlass zur Veranstaltung ist ab 19 Uhr, der Eintritt ist frei, es
wird aber um Spenden für die jungen Künstler und ihr Projekt gebeten.

Freitag, 11. Mai 2018, Einlass 19 Uhr, Beginn 19.30 Uhr

JuBiKuz Hans Böckler, Sandeldamm 19, 63450 Hanau

Eintritt frei, um Spenden wird gebeten

JuBiKuz Hans-Böckler, Sandeldamm 19, 63450 Hanau

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 3. Mai 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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INSZENIERUNG/086: Bremen - "Bilder deiner großen Liebe", Premiere am 18.05.2018


Theater Bremen - Junge Akteure

"Bilder deiner großen Liebe"

Christiane Renziehausen inszeniert "Bilder deiner großen Liebe" als moderne Außenseitergeschichte 

- Premiere am 18. Mai im Brauhauskeller. Ab 14 Jahren.



Nächste Premiere bei den Jungen Akteuren: Christiane Renziehausen
bringt den unvollendeten Roman "Bilder deiner großen Liebe" von
Wolfgang Herrndorf - Autor des Erfolgsromans "Tschick" - in einer
Fassung von Robert Koall auf die Bühne.Sieben junge Akteurinnen zeigen
in Momentaufnahmen die unterschiedlichsten Facetten von Außenseiterin
Isa, einem unberechenbaren, selbstzerstörerischen, einsamen,
empfindsamen, klugen, lebensbejahenden 14-jährigen Mädchen. Die
Premiere ist am 18. Mai um 19 Uhr im Brauhauskeller.

Isa ist die Herrscherin des Universums: Sie kann mit ihrem Finger die
Sonne anhalten und durch reine Willenskraft die verschlossenen
Eisentore der Psychiatrie öffnen. Ungebunden und ausgestattet mit
nichts als ihrem Tagebuch begibt sie sich auf Wanderschaft durch
märchenhafte Wälder, unter wegweisenden Sternen, entlang rauschender
Flüsse und trifft auf die Dämonen ihres Inneren, entsprungen aus
versprengten Fragmenten ihrer nebulösen Vergangenheit und lebhaften
Fantasie. Auf ihrem Weg begegnen ihr ein übergriffiger
Lastwagenfahrer, ein ehemaliger Bankräuber, ein taubstummes Kind, ein
Schriftsteller, der seine Tochter verloren hat, und auf einer
Müllhalde zwei Jungs, die mit einem geklauten Auto ebenfalls unterwegs
sind. "Isa begibt sich mit ihrer Reise durch die Landschaften auf eine
Reise in ihr Innerstes, das sich losgelöst von Zeit und Raum in
sinnlichen Erfahrungen von Momentaufnahmen spiegelt", erzählt
Dramaturgin Dany Handschuh. "In der Fülle der Begegnungen zeichnet
sich aus vielen Puzzleteilen ein vielschichtiges Gesamtbild der 14-
jährigen Isa." Theatermusiker Thorsten zum Felde unterstreicht mit
einem bunten, poppigen Soundtrack Thorsten zum Felde unterstreicht
mit einem bunten, poppigen Soundtrack die lebensbejahende Seite des
Mädchens.

An dem unvollendeten Roman "Bilder deiner großen Liebe" hat Wolfgang
Herrndorf bis zuletzt gearbeitet, er hat ihn selbst noch vor seinem
Freitod zur Veröffentlichung bestimmt und ihn der so hinreißenden wie
unberechenbaren Isa, die bereits in "Tschick" einen Gastauftritt
hatte, gewidmet.

Christiane Renziehausen studierte zunächst zwei Jahre Medien- und
Kommunikationswissenschaft und Pädagogik an der Georg-August
Universität Göttingen, dann von 2002 bis 2007 Theaterpädagogik an der
Fachhochschule Ottersberg. Engagements führten sie nach Paderborn und
Baden. Seit Sommer 2011 ist sie Theaterpädagogin und Regisseurin bei
Junge Akteure. Kennzeichnend für ihre Arbeit, vor allem in ihren
letzten beiden Inszenierungen "Rich Kids" und "Verlorene Jugend", ist
der Umgang mit formalen Widerständen und Haltungen sowie die
Übersetzung innerlicher Zustände in intensive, sinnlich erfahrbare
Bühnenatmosphären und Stimmungsflächen.

Bilder deiner großen Liebe

Premiere am 18. Mai um 19 Uhr im Brauhauskeller

Regie: Christiane Renziehausen

Ausstattung und Video: Marthe Labes

Musik: Thorsten zum Felde

Licht: Anke Lindner

Dramaturgie: Dany Handschuh

Mit: Jule Denzin, Samara Fry, Fanny Lya Hilken, Lilli Keiper, Josefine
Kröll, Carla Anna Njine, Geraldine Rummel

 * 

Quelle:

Theater Bremen

Goetheplatz 1-3, 28203 Bremen

Theaterkasse Tel. 0421/3653-333

oder online tickets.theaterbremen.de

Internet: www.theaterbremen.de
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INSZENIERUNG/085: Hamburger Sprechwerk - "Die Frau, die gegen Türen rannte", 18.-20.05. und 13.+14.06.




Hamburger Sprechwerk

DIE FRAU, DIE GEGEN TÜREN RANNTE

von Roddy Doyle

Bühnenfassung: Oliver Reese

Eigenproduktion des Sprechwerks in der "Wortgefechte"-Reihe

Mit: Cosma Dujat

Regie: Denise Stellmann

Paula Spencer rennt gegen Türen.

Sagt sie im Krankenhaus, wenn ihr Mann Charlo sie dort wieder
hinbringt. Und keiner fragt, denn dort sind Frauen mit Blessuren
normal. Es gab auch schöne Zeiten mit Charlo, als sie die schärfste
Braut des Viertels war und er der heißeste Typ. Vier Kinder haben sie,
und Paula bemüht sich mit allen Kräften anständige Menschen aus ihnen
zu machen, auch wenn ihr dabei oft der Alkohol im Weg steht.

Jetzt ist Charlo tot, erschossen bei einem Raubüberfall. Und Paula
rekapituliert, lakonisch, ohne Vorwürfe an sich oder andere. Wertfrei
stellt sie heißesten Sex und brutalste Gewaltexzesse nebeneinander und
erzählt unaufwändig und doch stolz von ihren Versuchen das Leben immer
wieder in den Griff zu bekommen.

Roddy Doyle erhielt bereits 1993 für "Paddy Clarke, Ha, Ha, Ha" den
Booker Prize. Seitdem hat er sich als einer der wichtigsten
zeitgenössischen irischen Autoren etabliert. Trotz der scheinbar
heiteren Szenen, der bizarren Geschichten und der urkomischen
Begebenheiten seiner Protagonisten, sind Doyles Figuren dennoch
innerlich vereinsamt, abgrundtief traurig und verzweifelt auf der
Suche nach Lösungen. Das Lachen und der Humor sind der einzige Weg,
das Leben dennoch mit Würde zu bestehen.

Kartenpreise:

VVK: 20,50 Euro, erm. 12,80 Euro

AK: 22 Euro, erm. 13,50 Euro

Fr 18.05.2018 (Premiere), Sa 19.05., So 20.05.2018

Mi 13.06., Do 14.06.2018

jeweils um 20 Uhr

 * 

Quelle:

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets NEU: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de
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INSZENIERUNG/084: Hamburger Sprechwerk - "Touched" von Denise Stellmann, 11.+12.05.2018


Hamburger Sprechwerk

TOUCHED

Uraufführung von Denise Stellmann

Eine "Wortgefechte"-Produktion des Sprechwerks

in Kooperation mit "StellmannProduction"

Mit: Ines Nieri, Cosma Dujat.



In Video-Einspielerin: Linda Marlen Runge, Iris Mareike Steen,
Christina Richter, Ebba Ekholm, Konstanze Ullmer, Leonie Fuchs,
Hristina Kuzmanovska, Jana Jörissen, Christopher Fliether, Aybakis
Erucar.

Regie: Denise Stellmann.

Was ein Trauma auslöst, wissen wir. Um die Folgen wissen wir zu wenig.
Wir hören von Soldaten in Kriegsgebieten und den Folgen solcher
Erfahrungen. Doch was passiert wenn der vermeintlich sichere Hafen der
Familie zum routinierten Kriegsschauplatz wird?
Wohin geht ein Kind, wenn es die Welt nicht verlassen kann?
Wie überlebt es?

Eindrücklich und liebevoll erzählt Denise Stellmann mit ihrer neuen
Produktion TOUCHED die berührende Geschichte einer Frau, die den
schonungslosen Weg der Heilung geht. Einen Weg der ergreifender kaum
sein könnte. Wie kreativ kann jemand werden, wenn jeder Versuch von
Linderung im Sande verläuft? Wie stark, wenn keine Kräfte mehr zur
Verfügung stehen? Und was kann eine Krankheit noch ausrichten, wenn
ihr Gegner entschieden hat diesen Kampf als Sieger zu verlassen?

TOUCHED erzählt die Geschichte einer Kriegerin. Erzählt von dem Zauber
tiefer Freundschaft und der Liebe zum Leben. Einem Leben, welches das
Schicksal als Gegner hatte, wiederholt und erschreckend unfair. Es
erzählt von unvorstellbarem Mut und Zuversicht. Wir begleiten eine
Frau auf ihrer Reise der Genesung, gehen Schritt für Schritt mit und
holen uns etwas von ihr ab, was wir nur allzu oft vergessen, weil uns
keiner davon erzählt. Glauben! Glauben an ein Wunder.

Die Autorin und Regisseurin Denise Stellmann beschäftigt sich seit
nunmehr einem Jahrzehnt mit dem Krankheitsbild der posttraumatischen
Belastungsstörung, ihrer Entstehung, Auswirkung auf die Betroffenen,
deren Leben und Umfeld und vor allem mit der zentralen Rolle der
Behandlungs- und Heilungsmöglichkeiten. In ihrer weitreichenden
Recherche stellte sie schnell fest, wie wenig transparent dieses
Krankheitsbild ist. Obwohl die Zahlen der Betroffenen sehr hoch, ihre
Konsequenzen so weitreichend und dauerhaft sind, gibt es weltweit
deutlich zu wenig Therapeuten und Anlaufstellen, die sich auf dieses
Gebiet und seine Behandlung spezialisiert haben.

Kartenpreise:

VVK: 20,50 Euro, keine Ermäßigung

AK: 22 Euro, keine Ermäßigung

Fr 11.05., Sa 12.05.18 jeweils um 20 Uhr

 * 

Quelle:

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23, 20535 Hamburg

FON Tickets NEU: 040 - 69 65 05 05

E-mail: info@hamburgersprechwerk.de

Internet: www.hamburgersprechwerk.de
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MUSIKTHEATER - OPER/776: Bonn - Verdis "I due Foscari" am 11., 19. und 26.5.2018


Verdis "I due Foscari" in der Bonner Oper



BONN - "I due Foscari" ist erst die sechste Oper des jungen Giuseppe
Verdi. Das Werk zeigt in seinen großen theaterwirksamen Szenen und den
intimen, lyrischen Momenten jedoch schon seine spätere Meisterschaft.
Den Komponisten faszinierten der Stoff und die Protagonisten von Lord
Byrons Tragödie "The two foscari", die die Geschichte des Dogen
Francesco Foscari erzählt, dessen Familie durch Hass und Intrigen
zerstört wird.

Opernsänger Lucio Gallo, der die Rolle des Dogen übernimmt, ist
regelmäßiger Gast in großen internationalen Opern- und Konzerthäusern,
wie der Metropolitan Opera New York und der Wiener Staatsoper. Gezeigt
wird das Stück in der Neuinszenierung von Philipp Kochheim und unter
der Musikalischen Leitung von Will Humburg.

Mit dieser Produktion beschließt das Theater Bonn den Zyklus mit
frühen Verdi-Opern. In der Spielzeit 2019/2020 werden dann Verdis
Werke aus der mittleren Schaffensperiode auf die Bühne kommen. Gezeigt
wird "I due Foscari" am 11., 19. und 26. Mai 2018 sowie am 3., 9., 24.
und 29. Juni 2018. Weitere Informationen gibt es unter www.theater-bonn.de.

Termine: 11., 19. und 26.5.2018

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 3. Mai 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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MELDUNG/063: Deutsche Verbraucher fürchten Plastikmüll (IFAT)


Messe München - 8. Mai 2018

IFAT Environment Index 2018

71 Prozent sehen Plastikmüll als ernste Gefahr für die Umwelt

1.000 Bundesbürger bevölkerungsrepräsentativ befragt



München, 08. Mai 2018 - Die Bundesbürger sehen Kunststoffabfälle
kritisch: 71 Prozent der Verbraucher stufen Plastikmüll als eine
ernste bis sehr ernste Gefahr für die Umwelt ein. 72 Prozent fordern,
bereits bei der Herstellung auf die spätere Entsorgbarkeit der
Produkte zu achten. Wie bei Papier und Glas könnte eine sortenreine
Plastik-Trennung das Recycling wirtschaftlich sinnvoll machen. Die
Weltleitmesse für Umwelttechnologien IFAT hat mit dem "IFAT
Environment Index 2018" ermittelt, was Verbraucher über Umweltprobleme
und deren Lösbarkeit denken. Dafür wurden 1.000 Bundesbürger über ein
Marktforschungsinstitut bevölkerungsrepräsentativ befragt.

Nach Ansicht der Bundesbürger geht das Thema "Abfall" grundsätzlich
jeden an und braucht verantwortliches Handeln (89 Prozent). Jeder
Zweite spricht sich sehr selbstkritisch dafür aus, den eigenen Müll zu
reduzieren - beispielsweise durch einen Verzicht auf
Coffee-to-go-Becher. Das jährliche kommunale Abfallaufkommen
Deutschlands zählt zu den höchsten in Europa und liegt im Vergleich
der 28 EU-Staaten auf dem dritten Rang (EU-Statistik 2016). Ein
Zwei-Personen-Haushalt kommt demnach auf rund 1.200 Kilogramm im Jahr -
 das entspricht dem Gewicht eines Kleinwagens.

Die konkrete Steuerung bei der Abfallentsorgung sehen 70 Prozent als
eine Aufgabe der öffentlichen Hand. 29 Prozent sind der Meinung, die
Privatwirtschaft sollte mit der Müllentsorgung federführend beauftragt
werden.

"Der IFAT Environment Index zeigt, dass die große Mehrheit der
deutschen Verbraucher auf Umwelttechnologien setzt, um Müllprobleme in
den Griff zu bekommen. 74 Prozent plädieren dafür, Abfall künftig so
verwertbar zu machen, dass Müll zum wertvollen Rohstoff wird", sagt
IFAT-Chef Stefan Rummel. "Ein nachhaltiges Kreislaufwirtschaftssystem
bietet die Chance, mit technologischer Hilfe Kunststoffe effizient
wiederzuverwerten. Auf der Weltleitmesse für die Abfall- und
Rohstoffwirtschaft IFAT vom 14. bis 18. Mai 2018 in München werden
Experten konkrete Lösungen präsentieren, wie die drängenden
Herausforderungen des Plastikmülls in Deutschland, Europa und weltweit
gelöst werden sollten."

IFAT-Eröffnung am 14. Mai mit internationaler Podiumsdiskussion

Am 14. Mai findet von 11:00 bis 12:45 Uhr die Eröffnung der IFAT 2018
statt (Halle B2). Eröffnet wird die Messe von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze bei ihrem ersten Amtsantritt in Bayern. Für das
Bundesland selbst nimmt der Staatsminister für Umwelt, Dr. Marcel
Huber teil. Nach den politischen Statements widmet sich eine
hochrangig besetzte, internationale Podiumsdiskussion der
Verschmutzung der Meere mit Plastikmüll.



Weitere Informationen zur IFAT-Eröffnungsveranstaltung 2018 finden Sie
hier: 

https://bit.ly/2r7TyLX

Über den IFAT Environment Index 2018

IFAT, die Weltleitmesse für Wasser-, Abwasser-, Abfall- und
Rohstoffwirtschaft der Messe München hat im November 2017 eine
internationale Umfrage in fünf Ländern zu den Umweltthemen
Trinkwasser, Abfall, Luft, Umwelt-City-Projekte und
Umwelt-Technologien mit jeweils 1.000 Verbrauchern
bevölkerungsrepräsentativ durchgeführt.

Über die IFAT

Die IFAT ist die weltweit führende Branchenveranstaltung für
Umwelttechnologien. Zur letzten Veranstaltung kamen 3.097 Aussteller
aus 59 Ländern und 136.885 Besucher aus 168 Ländern. Die IFAT hat
einen zweijährlichen Turnus; die nächste Ausgabe findet von 14. bis
18.Mai 2018 in München statt.

IFAT weltweit

Zusätzlich zur Weltleitmesse IFAT verfügt die Messe München über eine
breite Kompetenz in der Organisation weiterer, internationaler
Umwelttechnologiemessen. Neben der IFAT Africa in Johannesburg,
organisiert die Messe München die IFAT Eurasia in Istanbul, die IFAT
India in Mumbai sowie die IE expo in Shanghai und Guangzhou.

Messe München

Die Messe München ist mit über 50 eigenen Fachmessen für
Investitionsgüter, Konsumgüter und Neue Technologien einer der
weltweit führenden Messeveranstalter. Insgesamt nehmen jährlich über
50.000 Aussteller und rund drei Millionen Besucher an den mehr als 200
Veranstaltungen auf dem Messegelände in München, im ICM -
Internationales Congress Center München, im MOC Veranstaltungscenter
München sowie im Ausland teil. Zusammen mit ihren
Tochtergesellschaften organisiert die Messe München Fachmessen in
China, Indien, Brasilien, Russland, der Türkei, Südafrika, Nigeria,
Vietnam und im Iran. Mit einem Netzwerk von Beteiligungsgesellschaften
in Europa, Asien, Afrika und Südamerika sowie rund 70
Auslandsvertretungen für mehr als 100 Länder ist die Messe München
weltweit präsent.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.05.2018
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FORSCHUNG/274: Den Aal verstehen um ihn zu retten (FWF)


Wissenschaftsfonds FWF - 7. Mai 2018

PROJEKTE

Den Aal verstehen um ihn zu retten



Die Bestände des europäischen Aals sind seit den 1970er Jahren
drastisch zurückgegangen. Jetzt steigt der Druck der internationalen
Fischereiindustrie auch auf tropische Arten. Der Biologe Robert
Schabetsberger versucht in einem vom Wissenschaftsfonds FWF
geförderten Projekt, mehr über die Laichgebiete der Aale im Pazifik zu
erfahren.


Schon einmal Aal gegessen? In Österreich handelte sich aller
Wahrscheinlichkeit nach um einen europäischen Aal. Das Tier wurde
demnach in der Sargassosee nahe dem amerikanischen Kontinent geboren.
Der Aal ist ein sogenannter "katadromer" Wanderfisch, der als Larve in
einer mehrjährigen Wanderung den Atlantik überquert, um danach in
europäische Flüsse und Seen aufzusteigen. Wenn er ausgewachsen ist,
schwimmt er wieder flussabwärts ins Meer. Im Einzugsgebiet der Donau
ist der Aal eigentlich nicht heimisch - bis in die 1980er Jahre hat
man insgesamt elf Millionen Aale aus Flussmündungen gefischt und in
österreichische Seen eingesetzt. Die Tiere können von dort das
Laichgebiet allerdings nicht mehr erreichen.

Wie genau Aale laichen, ist bislang nicht bekannt. Nach wie vor ist es
nicht gelungen, Aale in ihrer natürlichen Umgebung beim Laichen zu
beobachten. Diese Unwissenheit über das Leben im Ozean wird für die
Aale mehr und mehr zur Überlebensfrage: Der europäische Aal ist unter
anderem durch den Fischereidruck vom Aussterben bedroht. In einem vom
Wissenschaftsfonds FWF finanzierten und seit 2016 laufenden Projekt
versucht der Biologe Robert Schabetsberger nun, Licht in die Frage
nach den Laichgebieten der Aale zu bringen.

Perfekte Bedingungen auf Pazifikinsel

Die Idee zur Aalforschung entstand während eines Forschungsprojekts,
das Schabetsberger privat finanzierte. Er interessierte sich für Seen
auf den südpazifischen Inseln. "Das ist das isolierteste Süßwasser der
Welt", erklärt Schabetsberger. Auf der Vulkaninsel Gaua im
Vanuatu-Archipel fischte der lokale Guide zum Abendessen zwei riesige
Aale. "Ich wusste, dass das der perfekte Ort wäre, um die Wanderung
der Aale zu erforschen."

Einige Jahre später kehrte Schabetsberger auf die Insel zurück, um
Aale auf dem Weg ins Meer mit Satellitensendern zu versehen. Da Aale
nach dem Ablaichen sterben, sollte das Auftauchen der Sender einen
Hinweis auf den Ort geben, wo das geschieht. Das Projekt war
erfolgreich, drei Sender tauchten tatsächlich in einem Gebiet auf, in
dem ein Laichgebiet vermutet wird. "Wir waren mit hoher
Wahrscheinlichkeit die Ersten, die Aale bis ins Laichgebiet verfolgt
haben. Dank dieser Ergebnisse konnten wir das FWF-Projekt an Land
ziehen."

In dem laufenden biologischen Grundlagenprojekt arbeitet
Schabetsberger nun mit Aalforscherinnen und -forschern aus aller Welt
zusammen, um verschiedene Aspekte der Aalwanderungen zu untersuchen.
Schon in Vanuatu fielen dem Forscherteam Individuen auf, die wie
Mischlinge zweier Arten aussahen. Genetische Untersuchungen des
Auslandsösterreichers Robert Jehle im Rahmen des Projekts haben das
inzwischen bestätigt. "Zurzeit untersuchen wir etwa 500 genetische
Proben aus dem pazifischen und indischen Ozean von drei verschiedenen
Aal-Arten - ein einzigartiger Datensatz", betont der Forscher. Seit
Jahren versuchen internationale Expeditionen, die Laichgebiete der
insgesamt 16 Aal-arten mit Forschungsschiffen aufzuspüren. Die
genetischen Untersuchungen helfen, die einzelnen Populationen
abzugrenzen.

Ein Erfolg des Projekts war die Analyse der Daten von automatisierten
Meeresbojen. "Wir haben weltweit sogenannte Argofloats angeschaut, das
sind autonome Bojen, von denen es 3800 Stück gibt, und es werden
ständig neue ausgesetzt. Diese messen die Bedingungen im Ozean, wie
Strömung, Temperatur oder Salzgehalt und schicken das zu Satelliten."
Man habe sich die Daten der Argofloats in der Nähe vermuteter
Laichgebiete angesehen und dabei eine überraschende Entdeckung
gemacht.

Salzgehalt des Wassers als Orientierungshilfe?

"Fast alle bekannten und vermuteten Laichgebiete sind in Bereichen mit
erhöhtem Salzgehalt in ca. 150 Metern Tiefe, in sogenannten High
Salinity Cores, und zwar an deren westlichen Rändern." Das könnte
einen Hinweis auf die Sinne sein, mit denen sich die Aale im Meer auf
ihrer tausende Kilometer langen Reise orientieren. "Die Frage der
Orientierung ist ebenfalls ungelöst und wird kontroversiell
diskutiert", sagt der Biologe. Vielleicht sei der Salzgehalt eine
Orientierungshilfe.

In einem neuen Besenderungsprojekt auf der Insel Upolu in Samoa
konnten vier kleinere Aale, möglicherweise Männchen, mit Sendern
ausgestattet werden. Die Sender blieben allerdings nur drei Wochen an
den Tieren. Warum, ist nicht ganz klar. Vermutlich wurden sie von
Raubfischen getötet. Es ist aber nicht auszuschließen, dass die
Laichgebiete näher an der Insel liegen als gedacht. Jedenfalls zeigten
auch die kleineren Tiere die typischen Vertikalwanderungen: Bei
Tagesanbruch tauchen die Tiere von rund 150 m bis auf 750 Meter Tiefe
hinab und steigen erst bei Einbruch der Dunkelheit wieder höher.

Züchtung von Aalen ermöglichen

Die Erforschung der Laichgebiete der Aale könnte für die bedrohten
Arten lebensrettend sein: "Die Idee dahinter ist, die Bedingungen an
den Laichplätzen zu kennen. Bis heute ist es nicht gelungen, im Labor
den Zyklus zu schließen, damit eine wirtschaftliche Züchtung in
Aquakulturen möglich ist. Der europäische Aal ist vom Aussterben
bedroht. Derzeit werden die jungen Aale, wenn sie beginnen, in die
Flüsse aufzusteigen, in großen Mengen abgefischt. Für mehrere tausend
Euro das Kilo werden sie nach China geschickt und in Aalfarmen
aufgezogen, wo sie nach Japan verkauft werden." Offiziell sei das
Abfischen des europäischen Aals inzwischen verboten, es passiere aber
nach wie vor, kritisiert Schabetsberger, der seine Forschungen auf den
Indischen Ozean ausweiten will. "Inzwischen steigt auch der Druck auf
die tropischen Arten", betont der Forscher. Die Zeit drängt also.

Zur Person

Robert Schabetsberger ist Biologe und Privatdozent an der Universität
Salzburg. Seine Wurzeln hat er in der heimischen Limnologie und
Herpetologie. Mit einem Erwin-Schrödinger-Stipendium des FWF begann
1996 seine Arbeit als Meeresbiologe. Der Zoologe ist außerdem als
TV-Journalist tätig und hat mehr als 200 Beiträge für den ORF
produziert.



Publikation

Schabetsberger, R., M.J. Miller, G. Dall´Olmo, R. Kaiser, F. Økland,
S. Watanabe, K. Aarestrup & K. Tsukamoto: Hydrographic features of
anguillid spawning areas: potential signposts for migrating eels. Mar.
Ecol. Prog. Ser., 554: 141-155, 2016

https://www.researchgate.net/publication/304709520_The_hydrographic_features_of_anguillid_spawning_areas_potential_signposts_for_migrating_eels
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ÖKOSYSTEME/111: Insekten im Klimawandel (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 07.05.2018

Insekten im Klimawandel



In den Alpen macht sich der Klimawandel besonders deutlich bemerkbar.
Wie gut können sich Insekten, die für die Bestäubung von Pflanzen
wichtig sind, daran anpassen? Das ergründet eine neue
Juniorforschungsgruppe.




[image: Bergweißling an einer Blüte - Foto: © Annette Gaviria / Uni Würzburg]

Liebt die Höhe: Der Bergweißling (Pieris bryoniae).

Foto: © Annette Gaviria / Uni Würzburg



Die Erde erwärmt sich - und im alpinen Raum tut sie das besonders
schnell: "In den vergangenen 30 Jahren wurde im nördlichen Alpenraum
ein Anstieg der Jahresmitteltemperatur um 1,6 Grad Celsius
verzeichnet", sagt Dr. Alice Claßen, Ökologin vom Biozentrum der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Zum Vergleich: Die
globale Jahresmitteltemperatur stieg in diesem Zeitraum "nur" um etwa
0,8 Grad Celsius an.

Bestäubende Insekten wie Wildbienen, Schwebfliegen und Schmetterlinge
reagieren auf solche Temperaturveränderungen. "Entlang von räumlichen
Temperaturgefällen, zum Beispiel an Berghängen, verändern sich der
Artenreichtum und die Zusammensetzung von Bestäubergemeinschaften",
sagt die 34-jährige Wissenschaftlerin. Doch das ist noch nicht alles:
Auch bestäubungsrelevante Merkmale der Insekten variieren, etwa die
Körpergröße oder der Grad der Spezialisierung auf bestimmte Blüten.




[image: Berglandschaft bei klarem Wetter - Foto: © Annette Gaviria / Uni Würzburg]

Höhengradienten, hier im Nationalpark Berchtesgaden, sind wichtige
Labore der Klimafolgenforschung.

Foto: © Annette Gaviria / Uni Würzburg



1,2 Millionen Euro vom Wissenschaftsministerium

Kommt es zu solchen Veränderungen auch dann, wenn sich die Temperatur
im Lauf der Zeit ändert? Oder können sich Bestäuber an die steigenden
Temperaturen anpassen? Und welche Konsequenzen könnte das für die
alpinen Ökosysteme haben?

Diese Fragen geht Alice Claßen mit ihrer neuen Juniorforschungsgruppe
an. Dafür bekommt sie vom Bayerischen Staatsministerium für
Wissenschaft und Kunst rund 1,2 Millionen Euro. Das Fördergeld fließt
in den kommenden fünf Jahren im Rahmen des Bayerischen
Klimaforschungsnetzwerks (bayKlif); das Projekt heißt: "Wandelt Klima
Arten? Zur Adaptabilität von Bestäubern im alpinen Raum (ADAPT)."

So sieht das Forschungsprogramm aus

Die JMU-Forscherin will historische Trockenpräparate von Bestäubern
aus den alpinen Regionen in Bayern zusammentragen und mit aktuellen
Erhebungen im Nationalpark Berchtesgaden abgleichen. "Falls wir
Bestäubermerkmale identifizieren, die besonders sensibel auf den
Temperaturanstieg der vergangenen Jahrzehnte reagierten, dann können
wir die Entwicklung von Bestäubergemeinschaften in Zukunft genauer
vorhersagen und betroffene Artengruppen und Ökosystemfunktionen durch
gezielte Maßnahmen besser fördern und schützen", so Claßen.

In den kommenden fünf Jahren steht noch mehr auf dem Programm. So wird
ADAPT die potenzielle Anpassungsfähigkeit von Bestäubern an
Temperaturerhöhungen in unterschiedlich gemanagten Almen auch
experimentell überprüfen. Dazu sollen Hummelkolonien in
unterschiedliche Höhenstufen inner- und außerhalb des Nationalparks
Berchtesgaden versetzt werden.

"Dafür entwickeln wir derzeit einen intelligenten Hummelkasten, der
die Volksentwicklung und Aktivität bei unterschiedlichen Temperaturen
weitgehend automatisiert aufzeichnet. Das erleichtert uns die Arbeit
im alpinen Gelände. Spannend bleibt, ob die Hummelköniginnen die
Kästen tatsächlich auch beziehen", so die Gruppenleiterin.

Auch die molekularen Mechanismen der Anpassung sollen untersucht
werden. Sind in Hummeln der Höhenlagen andere Gene aktiv als in
Tallagen? Können die Tiere ihre Genaktivität bei steigenden
Temperaturen aktiv regulieren?

Forschungsgruppe ist im Aufbau

Um all diese Fragen beantworten zu können, wird sich Alice Claßen in
den kommenden Monaten ein Team zusammensuchen: zwei Promovierende,
eine Technische Assistenz und später noch ein Postdoc. Über die
finanzielle Förderung aus dem Ministerium freut sie sich sehr - und
auch darüber, dass sie bald wieder in den Bergen arbeiten kann.

Weitere JMU-Teams im Netzwerk

Demnächst steht ein Kick-off-Treffen des neu eingerichteten
Bayerischen Klimanetzwerks an. Die JMU wird dort gut vertreten sein -
neben Alice Claßen ist auch Prof. Dr. Ingolf Steffan-Dewenter, Inhaber
des Lehrstuhls für Tierökologie und Tropenbiologie (Zoologie III), als
Leiter eines großen Verbundprojektes ("LandKlif") Teil des Netzwerks,
u.a. mit den Würzburger Teilprojektleitern Prof. Dr. Jörg Müller und
PD Dr. Thomas Hovestadt (beide Zoologie III), sowie PD Dr. Christopher
Conrad und Dr. Martin Wegmann (Lehrstuhl für Fernerkundung, Institut
für Geographie und Geologie). Als Teilprojektleiter eines anderen
Verbundprojektes ("BLIZ") ist auch Juliano Sarmento Cabral beteiligt,
Juniorprofessor für Ökosystemmodellierung an der Fakultät für
Biologie.




Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news693876

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Marco Bosch, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / KLIMA





STIMMEN/071: Klimaschutz - Internationaler Druck auf Deutschland wächst (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 7. Mai 2018

Gemeinsame Pressemitteilung des DNR und der Klima-Allianz Deutschland

Klimaschutz: Internationaler Druck auf Deutschland wächst

Nach dem internationalen Talanoa-Dialog in Bonn fordern Verbände
schnelles und entschiedenes Handeln der Bundeskanzlerin im Klimaschutz



Bonn, 07. Mai 2018 - Anlässlich der internationalen Verhandlungen um
wirksamere und ehrgeizigere Klimaziele hat ein großes Spektrum
deutscher Nichtregierungsorganisationen Bundeskanzlerin Angela Merkel
zum Handeln aufgefordert. Beim Talanoa-Dialog, dessen erste Runde am
Sonntag in Bonn stattgefunden hat, diskutieren Regierungen aus aller
Welt, welche zusätzlichen Anstrengungen von den einzelnen Ländern zu
leisten sind, damit die Erderhitzung auf deutlich unter 2 bzw.
möglichst 1,5 Grad Celsius begrenzt werden kann. Mehrere Länder,
darunter die Marshall-Inseln, eine Reihe lateinamerikanischer Länder
und Neuseeland haben am Sonntag gefordert, die Klimaschutzpläne weiter
zu verschärfen und angekündigt, ihre 2030-Klimaziele zu erhöhen. Damit
wachse der Druck auf Bundeskanzlerin Angela Merkel, so die
Organisationen. Die Kanzlerin dürfe sich beim Klimaschutz in
Deutschland nicht länger heraushalten und die Arbeit zur Erreichung
der Pariser Klimaziele ihrer Umweltministerin überlassen.

Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz Deutschland:
"Aus Bonn sendet die Weltgemeinschaft das Signal, dass beim
Klimaschutz jetzt mehr passieren muss. Es kann nicht sein, dass
Gastgeber Deutschland dazu nichts Konkretes sagen konnte. Spätestens
zum nächsten Klimagipfel in Polen im Dezember muss die Bundeskanzlerin
erklären, wie sie schon bis 2020 und dann bis 2030 mehr beim
Klimaschutz erreichen will. Das erfordert unter anderem einen
konkreten Plan zum schnellen Kohleausstieg und endlich eine echte
Verkehrs-und Wärmewende anzupacken."

Kai Niebert, Präsident des Umweltdachverbandes DNR: "Egal ob Kohle,
Verkehr oder Gebäude - überall wird auf Zeit gespielt, die wir nicht
haben. Die Bundesregierung fährt in allen zentralen Sektoren auf Sicht
und riskiert neben den Klimazielen auch den ökonomischen Anschluss zu
verpassen. Als Schutzpatron untergehender Fossilien, egal ob Kohle
oder Diesel, gewinnt man höchstens einen Aufsichtsratsposten, aber
keinen Preis für gutes Regieren. Angela Merkel muss endlich Mut haben,
die notwendigen Weichen für den Klimaschutz zu stellen."

Christoph Bals, Politischer Geschäftsführer von Germanwatch und
Mitglied im Sprecherrat der Klima-Allianz Deutschland: "Beim
Talanoa-Dialog haben Vorreiter-Staaten, aber auch Vertreter von
Städten und Unternehmen gezeigt, dass mehr Klimaschutz machbar ist und
wirtschaftliche Chancen schafft. Der erforderliche Strukturwandel muss
aber politisch organisiert werden. Die Bundeskanzlerin muss dafür
sorgen, dass die Bundesregierung sich dieser Aufgabe stellt. Die
Kohlekommission und die Verkehrskommission müssen sich bis Ende des
Jahres auf die dafür nötigen Maßnahmen einigen."

Michael Schäfer, Leiter Klimaschutz und Energiepolitik beim WWF
Deutschland und Mitglied im Sprecherrat der Klima-Allianz Deutschland:
"Nur mit einem zügigen Kohleausstieg bleibt Deutschlands
Glaubwürdigkeit beim Klimaschutz intakt. Zur Umsetzung liegen konkrete
Vorschläge auf dem Tisch, etwa der Vorschlag für einen regionalen
CO2-Mindestpreis von Präsident Macron. Auch in der EU muss Deutschland
sich für bessere Ziele beim Ausbau Erneuerbarer und bei der
Energieeffizienz stark machen. Die neue Langfriststrategie für den
Klimaschutz in Europa wird das Papier nur wert sein, wenn sie sich an
den Zielen von Paris orientiert."

Joachim Fünfgelt, Referent für Klima- und Energiepolitik bei Brot für
die Welt und Mitglied im Sprecherrat der Klima-Allianz Deutschland:
"Die vom Klimawandel besonders betroffenen ärmsten und verletzlichsten
Länder haben hier deutlich gemacht, dass eine Begrenzung der globalen
Erwärmung auf 1,5 Grad für sie eine Überlebensfrage ist. Wir erwarten
von Deutschland und der EU, dass sie beim Klimagipfel im Dezember
ankündigen können, dass sie ihre Klimaziele für 2030 und 2050
entsprechend anpassen und endlich in Einklang mit Paris bringen
werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2018
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BILDUNG/3232: Kostenlose Infoveranstaltung "Neue Fenster für alte Häuser" - Hamburg, 17.5. (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 7. Mai 2018

Neue Fenster für alte Häuser

Kostenlose Infoveranstaltung in der Verbraucherzentrale



Neben der Fassadendämmung ist die Optimierung von Fenstern und Türen
ein wichtiger Baustein, um die Energieeffizienz eines Gebäudes zu
verbessern. In einem kostenlosen Vortrag der Verbraucherzentrale
bekommen Interessierte nützliches Wissen zu Glas und Rahmen, zum
fachgerechten Einbau der Bauelemente, zu Fördermöglichkeiten und
weiteren Aspekten, die bei einer Fenstererneuerung oder -sanierung zu
beachten sind.

Von einfach- oder isolierverglasten Fenstern geht eine große
Kälteabstrahlung aus. Eindeutiges Zeichen für einen notwendigen
Austausch sind defekte Rahmen, Schließmechanismen oder Dichtungen.
Häufig wird auch mehr Komfort wie ein besserer Schallschutz oder
höhere Sicherheitsanforderungen gewünscht. Dabei ist nicht immer
gleich ein Komplettaustausch notwendig. Auch vorhandene Fenster lassen
sich mit geringem finanziellen Aufwand energetisch verbessern.

Welche konkreten Maßnahmen unter welchen Umständen aus energetischer
Sicht sinnvoll sind, erfahren Immobilienbesitzer in diesem
kostenfreien Vortrag.




Termin:

Donnerstag, 17. Mai 2018,

18.30 bis 20.30 Uhr

Referent:

Klaas Schütt, Diplom-Ingenieur und Energieberater

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg (Vortragsraum)

Kirchenallee 22, Ecke Ernst-Merck-Straße

Kostenbeitrag:

unentgeltlich

Anmeldung:

erforderlich unter www.vzhh.de

oder Tel. (040) 24 832-250

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2018

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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BILDUNG/3231: "Deutschland, Europa und die Welt" - Vortrag von Michael Succow, Frankfurt, 15.5.


Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) - 07.05.2018

Träger des alternativen Nobelpreises Prof. Dr. Michael Succow hält
Vortrag an der Viadrina



Er ist Träger des alternativen Nobelpreises "Right Livelihood Award":
Prof. Dr. Michael Succow. Am Dienstag, dem 15. Mai, 12.15 Uhr, hält
der Biologe und Agrarwissenschaftler an der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder) einen öffentlichen Vortrag mit dem Titel
"Deutschland, Europa und die Welt - eine Situationsanalyse aus eigenem
Erleben". Dabei beleuchtet er die Auswirkungen menschlichen
Wirtschaftens auf Natur und Umwelt und plädiert für ein radikales
Umdenken. Interessierte sind herzlich eingeladen in den Senatssaal im
Viadrina-Hauptgebäude, Große Scharrnstraße 59, Raum 109.

Träger des alternativen Nobelpreises Prof. Dr. Michael Succow hält
Vortrag über globalisierte Wirtschaft an der Europa-Universität
Viadrina

Er ist Träger des alternativen Nobelpreises "Right Livelihood Award":
Prof. Dr. Michael Succow. Am Dienstag, dem 15. Mai, 12.15 Uhr, hält
der Biologe und Agrarwissenschaftler an der Europa-Universität
Viadrina Frankfurt (Oder) einen öffentlichen Vortrag mit dem Titel
"Deutschland, Europa und die Welt - eine Situationsanalyse aus eigenem
Erleben". Dabei beleuchtet er die Auswirkungen menschlichen
Wirtschaftens auf Natur und Umwelt und plädiert für ein radikales
Umdenken. Interessierte sind herzlich eingeladen in den Senatssaal im
Viadrina-Hauptgebäude, Große Scharrnstraße 59, Raum 109.

Prof. Dr. Michael Succow, geboren in Lüdersdorf bei Bad Freienwalde
(Oder), untersucht derzeit in Forschungsprojekten u. a. für das
Bundesumweltministerium, das Entwicklungsministerium und das
Auswärtige Amt, wie Menschen in verschiedenen Regionen der Welt einer
auskömmlichen wirtschaftlichen Tätigkeit im Einklang mit der Natur und
in einem gesellschaftlich stabilen Umfeld nachgehen können. Der
Biologe gründete 1999 die "Michael Succow Stiftung", die in
Deutschland, Russland und Zentralasien Klimaschutzprojekte durchführt
und Naturschutzgebiete auf stiftungseigenen Flächen einrichtet.

Der Vortrag findet auf Einladung von
Viadrina-Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. Albrecht Söllner im
Rahmen des Seminars "Hinsehen - Kritische Perspektiven auf die
globalisierte Welt" als Ringvorlesung des Frankfurter Instituts für
das Recht der Europäischen Union (fireu) statt.




Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news693799

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution39

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), Michaela Grün, 07.05.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3230: "Klimawandel, was kommt da auf uns zu?" - Bildvortrag, Nationalparkhaus Sankt Andreasberg, 15.5.


Nationalpark Harz - Presse-Information, 7. Mai 2018

Klimawandel - was kommt da auf uns zu? 

Bildvortrag von Dr. Friedhart Knolle im Nationalparkhaus Sankt
Andreasberg



Wernigerode - Braunlage. Der Klimawandel ist eine der größten
Herausforderungen unserer Industriegesellschaft - darin sind sich die
meisten Forscher und Verantwortlichen einig. Doch was bedeutet das
konkret und auf den Harz bezogen?

In einem Bildvortrag beleuchtet Nationalpark-Pressesprecher Dr.
Friedhart Knolle am 15. Mai ab 19 Uhr im Nationalparkhaus Sankt
Andreasberg Fakten, Hintergründe und Zukunftsperspektiven des Themas
am Beispiel unseres Mittelgebirges.

Die Teilnahme ist kostenlos, Spenden für das Haus sind jedoch
willkommen.

Ort des Vortrages:

Nationalparkhaus Sankt Andreasberg,

Erzwäsche 1, 37444 Sankt Andreasberg

Datum: Dienstag, 15.5.2018

Zeit: 19:00 Uhr bis ca. 20:00 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 07.05.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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KINO/5695: Lichtblick-Kino Berlin - "Life is Bigger", mit Gästen und Liveset, 26.5.


LIFE IS BIGGER

D 1995/2018, Regie: Peter Zach

IN ANWESENHEIT DES REGISSEURS PETER ZACH UND EINIGER PROTAGONIST*INNEN.

IM ANSCHLUSS WIRD MICHEL FREERIX EINIGE SEINER LEGENDÄREN SINGLES AUFLEGEN.

Präsentiert vom Soundwatch Berlin Music Film Festival

Samstag, 26.5., 20:30 Uhr, Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



In der Lichtblick-Reihe »BERLIN - FILME DER STADT« zeigen wir am 26.
Mai »LIFE IS BIGGER« von PETER ZACH - mit einem gebührenden
Rahmenprogramm. Nicht nur der Regisseur und einige Protagonist*innen
werden anwesend sein, im Anschluss wird der Filmemacher MICHEL FREERIX
- ebenfalls Protagonist des Films - zudem einige seiner raren Singles
auflegen.

ÜBER DEN FILM

Direct Cinema aus dem Jahr 1995. Ein Film, dessen Material in den
letzten zwei Jahren (2016-2018) von Peter Zach digitalisiert und
bearbeitet worden ist, und der nun im Lichtblick gezeigt wird.
Momentaufnahmen in Echtzeit aus einer temporären autonomen Zone.
Herzstück des Filmes sind atmende und hochatmosphärische Aufnahmen des
letzten Konzerts der damals legendären Noise-Rock-Band KNOCHEN=GIRL im
Roten Salon in der Volksbühne am Rosa Luxemburg-Platz in Berlin. Zudem
erfährt der Bassist der Band, der sich Spoon nannte, eine Hommage. Er
starb 2010 an Herzversagen und war insbesondere in den 90ern ein
bunter Hund und berüchtigter Querulant der Szene.

Der Filmemacher bleibt der Band auch außerhalb des Konzertes auf den
Fersen. Und dann steht die Zeit still. Echtzeit. Im »Kinski« im
Frisör, einem der aberwitzig vielen illegalen Clubs der 90er in
Berlin.

Die Vergangenheit ist in den Aufnahmen mehr als gegenwärtig: Während
Peter Zach als Filmemacher wie eine »Fliege an der Wand« zu sein
scheint, benutzt der Interviewer Stephan Settele die Macht der Kamera,
um Reaktionen zu provozieren.

Obwohl unmittelbar und nahezu hautnah porträtiert, bleiben die
gefilmten BarmacherInnen, MARIO MENTRUP (Frontmann von KNOCHEN=GIRL),
sowie CLAUDIA BASRAWI und die anderem Mitstreiter lässig; die
ZuschauerInnen werden eingeladen einer Mixtur aus einem
psychedelischen Farb-Ton-Rausch und einem humordurchtränkten Plausch
wie durch eine etwas beschmierte Lupe zu betrachten und beizuwohnen.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KINO/5694: Lichtblick-Kino Berlin - "Das Lied vom Leben", Deutschland 1930, 16. Mai


Das Lied vom Leben

Deutschland 1930, 56 min

Regie: Alexis Granowsky

Musik: Hanns Eisler und Friedrich Hollaender

Gesang: Ernst Busch u.a., mit Aribert Mog, Margot Ferra, Elsa Wagner

Mittwoch, 16.5., 19:00 Uhr, mit einer Einführung des Filmhistorikers
Dr. Günter Agde, Präsentiert von der Ernst-Busch-Gesellschaft e.V.

Lichtblick-Kino - Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Am 16. Mai wird es im Lichtblick-Kino die Möglichkeit geben, den Film
das Lied vom Leben mit einer Einführung des Filmhistorikers Dr. Günter
Agde zu sehen - präsentiert von der Ernst-Busch-Gesellschaft.

Über den Film

Erika Walter geht aus Existenznot auf das Liebeswerben eines reichen
alten Barons ein. Doch sie erträgt die gesellschaftliche Fassade
nicht und flieht verzweifelt während der Verlobungsfeier, um sich in
der Elbe zu ertränken. Ein Mann namens Aribert stellt sich ihr in den
Weg und hält eine flammende Rede über die Einzigartigkeit des Lebens
und der Liebe. Erika verliebt sich, heiratet ihn und erwartet bald
ein Kind. Die Geburt wird ungewöhnlich schwer und bringt sie fast zu
Tode. Aribert bangt um sie, doch sie kommt durch und bringt einen
Jungen zur Welt, der später als starker und selbstbewusster Mann ins
Leben schreitet.

 * 

Quelle:

Lichtblick Kinobüro

Stattkino Berlin e.V.

Hansi Oostinga

Schliemannstr. 5, 10437 Berlin

Telefon 030 / 44 00 88 43, Fax 030 / 44 00 88 45

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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TOUR/7193: Leer - Schloss Evenburg-Theaterführung "Zeitreise mit den Pastorengattinnen", 12.5.2018


Evenburg: Zeitreise mit den Pastorengattinnen

Theaterführung am 12. Mai von 16 bis 17 Uhr mit Frau Boekhoff und Frau
Ibelings



Das Schloss Evenburg bietet am Samstag, 12. Mai, ab 16 Uhr eine
Theaterführung mit den Pastorengattinnen Frau Boekhoff und Frau
Ibelings an.

Reformiert oder lutherisch - das ist hier die Frage.

Jahrzehntelang scheint alles in bester Ordnung. Die reformierte Kirche
gehört zur lutherischen Grafenfamilie. Bis Graf Carl Georg von Wedel
eine neue Kirche bauen lässt: die lutherische Friedenskirche. Eine
Konkurrenz-Situation entsteht und mitten drin: Frau Ibelings, Gattin
des reformierten Pastors, und Frau Boekhoff, Ehefrau des lutherischen
Pastors.

Hier prallt christliche Nächstenliebe auf weibliche Scharfzüngigkeit,
biedermeierliche Heimatliebe auf interreligiösen Diskurs,
wirtschaftlicher Weitblick auf eingekellerte Kartoffeln.

Mindestteilnehmerzahl zehn Personen, Anmeldung im Schloss unter
Telefon 0491 99756000. Der Eintritt beträgt 14 Euro, Kinder bis 17
Jahre frei.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Mai 2018

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7192: Münster - Führung "Seltene Pflanzen auf dem Waldfriedhof Lauheide" am 13. Mai


Führung "Seltene Pflanzen auf dem Waldfriedhof Lauheide"



Münster (SMS) Dr. Thomas Hövelmann von der Nabu-Naturschutzstation
Münsterland bietet am Sonntag, 13. Mai, einen rund zweistündigen
Spaziergang über den Waldfriedhof Lauheide an. Dabei berichtet er über
seltene Pflanzen und die botanische Vielfalt auf dem weitläufigen
Gelände zwischen Münster und Telgte. Treffpunkt ist um 15 Uhr an der
Feierhalle im Eingangsbereich. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Veranstalterin ist die Friedhofsverwaltung der Stadt Münster.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 7. Mai 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TOUR/7191: Mönchengladbach - Stadt-Tour "Rund ums Münster" am 12. Mai 2018


Stadt-Tour "Rund ums Münster" 



"Rund ums Münster" führt die von der MGMG angebotene Stadt-Tour am
Samstag, dem 12. Mai. Die Besucher erfahren von der Teufelssage, die
sich um die Krypta des Münsters rankt, von sakraler Kunst und
baumeisterlicher Architektur. Sie lernen die Welt des dunklen
Mittelalters kennen und ergründen Mysterien rund um das
Mönchengladbacher Münster.

Die zweistündige Tour startet um 10.30 Uhr, Treffpunkt: Parkplatz
Geroweiher am Schild "Stadt-Touren". Sie kostet 8 Euro für Erwachsene,
4 Euro für Kinder bis 14 Jahre, zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von
2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Führung sind noch Karten erhältlich. Buchungen beim
Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice
der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter
www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 3. Mai 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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Celtic und Trisb folk

Freitag, 29. Juni 2018, 20.30 Uhr
Kulturcafé Komm du
Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg
www.komm-du.de
Eintritt frei / Hutspende.
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